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Von Ratten und Menschen

Es bedarf keiner geringen, geschweige denn ausführlichen Reflexion, um
zu bemerken, daß es zwischen der Art der Ratten, ihr Überleben zu
gestalten, und der Art des Menschen, dasselbe zu tun, keinerlei
Verwandtschaft oder Ähnlichkeit gibt, wechseln doch die Ratten bei
einem grundlegenden Mangel oder einer entsprechenden Überlebensnot
einfach den Gegenstand oder im erforderlichen Fall den Ort ihrer
Ernährung, um sich andernorts und mit neuer Beute zu Lasten der
übrigen Welt ihres Fraßes zu versichern.

So setzt demgegenüber der Mensch doch viel gründlicher und
umfänglicher zugleich und mithin ergiebiger und erschöpfender an, um
sich seiner Ernährung und seines Überlebens aufs entschiedenste sicher
sein zu können, er wechselt seinen Schritt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


3. Mai 2019
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ATOM/215: Halbwertzeit - Planungsmanöver ... (BBU)


Gemeinsame Pressemitteilung 

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

AntiAtomBonn

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND) - Kreisgruppe Cuxhaven

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland

Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus"

Bürgerinitiative für ein Cuxhaven ohne Atomtransporte

Laka, Documentatie- en onderzoekscentrum kernenergie, Amsterdam (NL)

Natur- und Umweltschutzverein (NUG) Gronau

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Lingen/Münster/Bonn, 7. Mai 2019

RWE-Hauptversammlung

RWE-Chef Schmitz antwortet AtomkraftgegnerInnen:

"Letzter" Brennelementewechsel im AKW Lingen erst in 2022

- Hofft RWE auf Laufzeitverlängerungen?



Aufgrund von beunruhigenden Auskünften der RWE-Spitze während der
RWE-Hauptversammlung am letzten Freitag in Essen warnen
Anti-Atomkraft-Initiativen und der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) vor einer drohenden Laufzeitverlängerung des von RWE
betriebenen AKW Lingen 2 ("Emsland") und fordern dessen sofortige
Stilllegung.

RWE will laut Konzernchef Rolf Martin Schmitz im AKW Lingen erst in 2022
den "letzten" Brennelementwechsel durchführen - nur wenige Monate vor
dem Auslaufen der gesetzlichen Stilllegungsfrist zum 31. Dezember 2022.
Dies teilte Schmitz auf Nachfrage von AtomkraftgegnerInnen während der
RWE-Hauptversammlung mit. Die Anti-Atomkraft-Initiativen befürchten nun,
dass RWE mit diesem sehr späten Termin für den Brennelementewechsel die
technischen Grundlagen für eine mögliche Laufzeitverlängerung des
AKW-Betriebs legen will.

RWE weiterhin auf Atomkurs

"Erst durch Nachfragen von AtomkraftgegnerInnen kam auf der
Hauptversammlung heraus, dass RWE sowohl bei den AKWs Lingen und
Gundremmingen wie auch bei der Urananreicherung in Gronau weiter
unbeirrt auf Atomkurs bleibt. Die Ankündigung eines weiteren
Brennelementewechsels in Lingen für das Stilllegungsjahr 2022 lässt bei
uns alle Alarmlampen anspringen. RWE sollte darauf dringend verzichten
und stattdessen den Atomausstieg unumkehrbar und sofort umsetzen," so
Matthias Eickhoff vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.

Einen Präzendenzfall gibt es ebenfalls: 2015 verzichtete EON auf einen
letzten noch möglichen Brennelementewechsel beim AKW Grafenrheinfeld und
legte das AKW ein halbes Jahr vor dem gesetzlich spätest möglichen
Termin still. RWE will diesen vernünftigen Weg anscheinend nicht gehen,
zumal der RWE-Chef auf der Hauptversammlung kein eigenes konkretes
Stilllegungsdatum benennen wollte. Er verwies nur fälschlicherweise
darauf, dass der AKW-Betrieb bis Ende 2022 "gesetzlich vorgesehen" sei.
Hofft RWE auf eine politische Kehrtwende in Sachen Atomausstieg?

"Seit nunmehr einem halben Jahrhundert ist die Bevölkerung im Emsland
und weit darüber hinaus den Gefahren der in Lingen ansässigen
Atomindustrie unmittelbar ausgesetzt. Eine Laufzeitverlängerung des
Atomkraftwerks mit den damit verbundenen Risiken ist nicht hinnehmbar.
Jeden Tag wird zudem weiterer Atommüll produziert, der hier in Lingen
lagern soll und dessen Entsorgung noch immer ungeklärt ist. Wir müssen
uns auf die Zusage der Bundesregierung zum Atomausstieg verlassen
können. Das Atomkraftwerk Emsland muss sofort abgeschaltet werden, und
zwar endgültig," forderte Alexander Vent vom "Bündnis
AgiEL-AtomkraftgegnerInnen im Emsland".


Lingen-Resolution:

https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%202019.pdf

Weitere Infos:


www.bbu-online.de, www.sofa-ms.de, www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 07.05.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2019 
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KOHLEALARM/595: Klimakampf und Kohlefront - nichts Genaues weiß man nicht ... (LoB)


Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle" - 6. Mai 2019

LoB hält an Appell fest



Das Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle" (LoB)
kritisiert ein Antwortschreiben des Ministerpräsidenten Armin Laschet und
hält seinen Appell weiter aufrecht.

Mit einem offenen Brief war der sogenannte Stommelner Appell mit den
Unterschriften von über 600 Bürgern und mit Unterstützung zahlreicher
Gruppierungen übersendet worden.

Mit Hinweis auf Vereinbarungen im Koalitionsvertrag wird der
Ministerpräsident darin aufgefordert, sich der Problematik der Folgeschäden
des Braunkohleabbaus anzunehmen.

Auslöser des Stommelner Appells war ein Informationsabend des
Aktionsbündnis mit dem Titel: "Die Spätfolgen der Braunkohle - Wer zahlt
die Zeche?" Dabei wurde darüber informiert, dass der Braunkohleabbau neben
den aktuellen Problemen auch in Zukunft nach seinem Ende ungeklärte Risiken
schafft. Dazu zählen neben den nicht reparablen Landschaftsschäden und
weiter auftretenden Bergschäden auch die drohende Schädigung und der
weitere Verlust von Millionen Kubikmetern wertvollen Grundwassers.

Ein Antwortschreiben des Ministerpräsidenten liegt nun vor. Das
Aktionsbündnis gibt sich damit jedoch nicht zufrieden.

In der Entgegnung dazu heißt es: "Das Deponieproblem stellt den
thematischen Schwerpunkt unseres offenen Briefes dar; Ihre Antworten auf
unsere Bitte um differenzierte Darstellung der noch ungelösten Frage,
welche Konsequenzen sich im Hinblick auf teilweise kaum eruierte Altlasten
in ehemaligen Tagebaulöchern bei Wiederanstieg des Grundwassers ergeben,
bleiben Sie weitgehend schuldig."

Gleichwohl nimmt das Aktionsbündnis das Angebot, bei Minister Prof.
Pinkwart nähere Auskünfte einzuholen, dankend an und hat dazu bereits in
einem weiten Brief den Dialog verbunden mit einer Einladung eröffnet.

"Ein unabhängiges Gutachten zur Altlastenproblematik müsste auch Prognosen
über die Kosten stellen, die im Schadensfalle (z. B. Kontamination des
wieder ansteigenden Grundwassers durch Kontakt mit den Altlasten)
entstünden.

Im Sinne der Daseinsvorsorge müssten diese, wie es das Gesetz vorsieht,
heute erfasst und beseitigt werden, um für künftige Generationen Sicherheit
zu schaffen. Es geht hier tatsächlich um die Verantwortung, die Wohlfahrt
nachfolgender Generationen zu gewährleisten.

Das von Herrn Laschet zitierte 'engmaschige Messstellennetz' kann
gegenwärtig Gefahren aufzeigen, lässt aber keinerlei Aussagen über die
Situation bei Wiederanstieg des Grundwassers zu", so Rudolf Brands (LoB) in
dem Schreiben an Minister Prof. Pinkwart.

Deshalb hält das Aktionsbündnis auch an seinem Appell an den
Ministerpräsidenten fest und fordert:

Die Folgen des Braunkohletagebaus auf die politische Agenda stellen. 

(https://weact.campact.de/petitions/stommelner-appell-folgen-des-braunkohletagebaus-transparent-machen)

Während im Bereich des Steinkohlebergbaus eine Sicherung in Form eines
Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde, existiert ein solcher für das
Rheinische Braunkohlenrevier bisher nicht. Um die Folgekosten für Mensch
und Umwelt nicht auf unsere Kinder und Enkel abzuwälzen - fridays for
future lässt grüßen -, ist es an der Zeit, den Verursacher dafür in die
Pflicht zu nehmen, solange er noch greifbar ist.




Weitere Informationen:

https://lob-stommeln.de/

 * 

Quelle:

Presseinformation, Stommeln 06.05.2019

Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle"

https://lob-stommeln.de/
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AKTION/7238: Hanau - Programm zum Internationalen Museumstag am 19. Mai 2019


Stadt Hanau

Museen - Zukunft lebendiger Traditionen

Am 19. Mai 2019 ist Internationaler Museumstag!



Der Internationale Museumstag wird jährlich vom Internationalen
Museumsrat ICOM ausgerufen und findet im Jahr 2019 bereits zum 42. Mal
statt. Ziel des Aktionstages ist es, auf die thematische Vielfalt der
mehr als 6.500 Museen in Deutschland sowie der Museen weltweit
aufmerksam zu machen. Mit ihrem breiten Spektrum, dem vielfältigen
Angebot und innovativen Ideen leisten die Museen einen großen Beitrag
zu unserem kulturellen und gesellschaftlichen Leben. Besucherinnen und
Besucher, sind herzlich eingeladen, die in den Museen bewahrten
Schätze zu entdecken und sich von dem leidenschaftlichen Engagement
der Museumsmitarbeiterinnen und Mitarbeiter begeistern zu lassen.

Der Aktionstag steht dabei jährlich unter einem wechselnden Motto, das
vom Internationalen Museumsrat ICOM ausgerufen wird und damit die
unterschiedlichen Schwerpunkte der Museumsarbeit beleuchtet, aktuelle
Themen aufgreift und auf die thematische Vielfalt unserer reichen
Museumslandschaft verweist. Für 2019 lautet es "Museen - Zukunft
lebendiger Traditionen."

In Deutschland wird der Internationale Museumstag vom Deutschen
Museumsbund e. V. koordiniert und in enger Kooperation mit den
Museumsorganisationen und Beratungsstellen in den Ländern, ICOM
Deutschland sowie den Museen vor Ort umgesetzt. Maßgeblich unterstützt
wird der Aktionstag von den Stiftungen und Instituten der
Sparkassen-Finanzgruppe. Die Schirmherrschaft für den Museumstag
übernimmt der Präsident des Bundesrates.

In Hanau bieten mehrere Museen freien Eintritt und besondere Führungen
an:

Historisches Museum Hanau Schloss Philippsruhe (11-18 Uhr) 

Von 15 - 15.30 Uhr und 16 - 16.30 Uhr heißt es "Geschichte zum
Anfassen": Bei der kostenlosen Familien-Führung können Interessierte
das Schloss Philippsruhe entdecken - eine Führung mit dem
Museumskoffer "PhilippsTruhe" für die ganze Familie.

GrimmsMärchenReich

Auch das neue Mitmach-Museum für Kinder ab vier Jahren,
GrimmsMärchenReich im Schloss Philippsruhe ist bei freiem Eintritt
geöffnet. Aufgrund des hohen Besucheraufkommens kann es jedoch dort zu
Wartezeiten kommen.

Museum Schloss Steinheim - Regionale Archäologie und
Stadtgeschichte (11-17 Uhr) 

15 - 16 Uhr: Familienführung durch die Sonderausstellung "Kloster
Wolfgang - Mauern voller Rätsel und Geheimnisse" mit Dr. des. Michael
Müller. Treffpunkt ist an der Museumskasse Schloss Steinheim
(Erwachsene 2,00 Euro)

Museum Großauheim - Kunst und Industriegeschichte (11-17 Uhr)

14 - 17 Uhr: Dampfvorführung im Rahmen der Ausstellung "Watt is en
Dampfmaschin? 150 Jahre Dampf, Technik, Spiel". Über 200 historische
Dampfspielzeuge und Dampfmodelle aus drei großen Frankfurter
Sammlungen in der Sonderausstellung lassen nicht nur Liebhaberherzen
höherschlagen!

Deutsches Goldschmiedehaus (11-17 Uhr)

15-16 Uhr: kostenfreie Führung. Der Kunsthistoriker Michael H.
Sprenger wird kurz die Geschichte des Hauses erläutern und
anschließend mit den Gästen die aktuellen Ausstellungen besuchen:
"Highlights aus der Sammlung des Deutschen Goldschmiedehauses" und
"Dagmar Stühler. Dorothea Förster - Schmuck". In der Reihe Künstler
des Monats wird Schmuck des Berliner Ehepaars Gisela und Wolfgang
Flügge vorgestellt.

11-17 Uhr, Vorführung der Gravierklasse von Michael Otto der
Staatlichen Zeichenakademie Hanau. Der Akademielehrer und seine
Schülerinnen (Lea Plaschek, Tiffany Schulz und Charlotte S. Markussen)
werden an Repliken einer bronzenen Entenskulptur des bekannten
Bildhauers August-Gaul arbeiten und das Ziselieren der Oberfläche
öffentlich vorführen.

Puppen- und Spielzeugmuseum Hanau-Wilhelmsbad (10-17 Uhr)

15 Uhr: Eröffnung Illustratoren Ausstellung: Sebastian Meschenmoser:
Märchendrucke! In Kooperation mit der Deutschen Akademie für
Kinder- und Jugendliteratur Volkach e.V. und mit Unterstützung der
Brüder Grimm Stiftung der Sparkasse Hanau. Außerdem: Märchenhafte
Museumswerkstatt: offene Kreativtische in der Museumswerkstatt für
Kinder.

Mehr Infos auf www.museumstag.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 3. Mai 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFF/1376: Stuttgart - Membrane, Slam Revue and Open Mic, Poetry Slam, 25.05.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Mai 2019

Samstag, 25.05.19, 22.00 Uhr

Slam Revue and Open Mic

Aleya Kassam, Ketty Nivyabandi, Jean-Luc Raharimanana, Anja
Saleh

Veranstaltungsreihe: Membrane. African Literatures and Ideas.

Poetry Slam



Im Rahmen der Membrane Slam Revue treffen die geladenen
internationalen Poet*innen des Festivals auf ihre Kolleg*innen aus
Stuttgart und dem Umland. In ihren Performances erkunden sie, was sie
jeweils mit dem Festivaltitel Membrane verbinden und welche Rolle
dieses Konzept in ihrem Schreiben, Denken und ihrer Poetik spielt:
Eine polyphone Lyriknacht mit Aleya Kassam, Ketty Nivyabandi,
Jean-Luc Raharimanana, Anja Saleh u.v.m.!

In the Membrane Slam Revue, the festival's international poets get
together with poets from Stuttgart and its surroundings. In their
performances they will explore what they associate with the festival
title Membrane and what the idea of the membrane means to their
creative thinking and writing. A polyphonous night of poetry with
Aleya Kassam, Ketty Nivyabandi, Jean-Luc Raharimanana, Anja Saleh and
many more!

Eintritt: Euro 10,-/8,-/5,- (Abend ab 18 Uhr)

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Mai 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8474: Stuttgart - Membrane, Taiye Selasi, Wessen Imaginäres ist es eigentlich?, 25.05.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Mai 2019

Samstag, 25.05.19, 19.00 Uhr

Wessen Imaginäres ist es eigentlich?

Taiye Selasi

Veranstaltungsreihe: Membrane. African Literatures and Ideas.

Vortrag und Gespräch

Einführung: Mshai Mwangola

Gesprächspartnerin: Sheila Ochugboju



In ihrem Vortrag befragt Taiye Selasi den Begriff des "Imaginaren",
ein zum Substantiv gewordenes Adjektiv, das sowohl unsere
Vorstellungsbilder wie auch konkrete Bilder meint, sowie die Rolle
der Literatur für die Gestaltung von zeitgenössischen Formen des
Imaginaren Afrikas. Wer entwirft und gestaltet die Bilder Afrikas, wo
kommen sie her und wem gehören sie? In ihrem Vortrag knüpft Taiye
Selasi an die Fragen der vorhergehenden Panels an. Im Anschluss an
ihren Vortrag wird Sheila Ochugboju über die Thesen des Vortrags mit
ihr ins Gespräch kommen.

Taiye Selasi interrogates the notion of the "imaginary" (adjective
made noun) and the role of literature in shaping contemporary
imaginaries of Africa. "Whose Imaginary, Anyway" asks, who imagines,
where do images come from and to whom do they belong. In her talk
Selasi takes up issues discussed in the previous panels. In the
sequel to the talk, Sheila Ochugboju will discuss Selasi's key
arguments with her.

Mit simultaner Übersetzung Englisch-Deutsch A simultaneous
English-German translation will be provided.

Eintritt: Euro 10,-/8,-/5,- (Abend ab 18 Uhr)

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Mai 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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VORTRAG/8473: Stuttgart - Membrane, Souleymane Bachir Diagne, Afrikanische Philosophie und die Sprachen, 24.05.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Mai 2019

Freitag, 24.05.19, 19.00 Uhr

Afrikanische Philosophie und die Sprachen

Souleymane Bachir Diagne

Veranstaltungsreihe: Membrane. African Literatures and Ideas.

Vortrag und Gespräch
Gesprächspartner: Felwine Sarr



Eine "Dekolonisierung des Denkens", setzt, wie Ngugi Wa Thiong'o
argumentiert, voraus, dass die Sprachen Afrikas wieder zu Sprachen
werden, die Kunst und Wissen erzeugen. Es gibt heute den Aufruf von
Paulin Hountondji, Kwasi Wiredu und vielen anderen, afrikanische
Sprachen in unserer heutigen Zeit durch Übersetzung und durch
selbstständige Werke als Sprachen moderner Philosophie zu entwickeln.
Indem sich Souleymane Bachir Diagne besonders mit Fragen der
Übersetzung befasst, fragt er, was es für die philosophische Praxis
in Afrika bedeutet, von Sprache zu Sprache zu denken.

"Decolonizing the mind", as Ngugi Wa Thiong'o has argued, supposes
that the languages of Africa become again languages of creation and
knowledge production. There is a call today (by Paulin Hountondji,
Kwasi Wiredu, among many others) for a new development, in modern
times, of African languages as languages of modern philosophy both
through translations and direct production. Reflecting on translation
in particular, Prof. Diagne examines the significance of what he
calls thinking from language to language (penser de langue a langue)
for philosophical activity on the continent.

Mit simultaner Übersetzung Englisch-Deutsch A simultaneous
English-German translation will be provided.

Eintritt: Euro 10,-/8,-/5,- (Abend ab 18 Uhr)

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Mai 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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VORTRAG/8472: Saarbrücken - Ringvorlesungen der Universität des Saarlandes in der 20. Kalenderwoche


Universität des Saarlandes

Ringvorlesungen der Universität des Saarlandes in der 20. Kalenderwoche



Im Sommersemester bietet die Universität des Saarlandes wieder öffentliche
Vortragsreihen an, die allen Interessierten offen stehen. Der Eintritt ist
frei.

1. Literaturwissenschaftliche Ringvorlesung "Narren, Clowns, Spaßmacher":

Montag, 13. Mai, 19 Uhr: Vom "Lazarillo de Tormes" zum "Braven Soldaten
Schwejk". Der spanische Schelmenroman und die Figur des Antihelden

(Prof. Hans-Jörg Neuschäfer, Romanische Philologie und
Literaturwissenschaft)

"Schelmenroman" ist die deutsche Bezeichnung für spanisch "Novela
Picaresca". Der Pícaro ist aber etwas anderes als ein Till Eulenspiegel.
Konzipiert als Gegenfigur zu den Heldenfiguren der frühneuzeitlichen
Erzählliteratur, kommt der Pícaro aus den sozialen Niederungen. Mit Chuzpe
und Verschlagenheit will er sich einen Platz an der Sonne erkämpfen. Von
Anfang an zeichnet ihn anarchische Respektlosigkeit gegen die 'Werte'
einer Ständegesellschaft aus, der er nicht angehört. Gewalt verabscheut er
zwar, aber die Gesetze bricht er ständig, was er auf zweideutige Art zu
rechtfertigen sucht. Seit dem anonymen "Lazarillo de Tormes" (1554), der
von der Inquisition verboten wurde, hat sich die Novela Picaresca zu einer
europäischen Literaturgattung sozialer Aufmüpfigkeit entwickelt, die noch
im 20. Jahrhundert herausragende Texte hervorgebracht hat: Thomas Manns
"Felix Krull" und Jaroslav Haseks "Schwejk".

Detailliertes Programm:

https://literaturarchiv.uni-saarland.de/ringvorlesung/

Veranstaltungsort:

Festsaal des Rathauses St. Johann, Rathausplatz 1, 66111 Saarbrücken


2. Ringvorlesung "50 Jahre Informatik an der Saar-Uni":

Dienstag, 14. Mai, 18.30 Uhr: "Falsche Lohnsteuer, stinkende Diesel,
abstürzende Flugzeuge - Die Saarbrücker Informatik in Zeiten
verantwortungsloser Software"

(Prof. Holger Hermanns, Informatik)

In den letzten 50 Jahren hat uns die Informatik - vor allem in Form von
Software - in sehr moderne Zeiten katapultiert. Bald da: Autonome
Fahrzeuge, die uns wie von Geisterhand von A nach B bringen. Software sei
Dank. Jetzt schon da: Lohnsteuerbescheinigungen, die verspätet oder falsch
sind. Software sei Dank. Dieselautos, die nur manchmal so sauber sind, wie
sie eigentlich sein könnten. Und Flugzeuge, die wie von Geisterhand
abstürzen. Software sei Dank? - Software ist verantwortungslos - im
eigentlichen Wortsinn. Eine Software kann generell keine Verantwortung für
die Effekte tragen, die ihr Einsatz hervorruft. Diese Verantwortung liegt
beim Hersteller der Software oder beim Auftraggeber. Dort liegt in der
Regel auch das geistige Eigentum für die Software - Programmierer sei
Dank! Beides zusammen ist für den Normalverbraucher keine glückliche
Fügung. In seinem Vortrag beleuchtet Informatik-Professor Holger Hermanns
anhand einiger haarsträubender Fälle die grundlegenden Probleme von
Softwareproduktion und deren Einsatz. Er diskutiert, welche besonderen
Facetten die Saarbrücker Informatikforschung dabei geprägt hat - sowohl
historisch betrachtet, als auch im Kontext aktueller Forschung an
verständlichen Softwaresystemen.

Holger Hermanns ist Professor für Informatik an der Universität des
Saarlandes und hat den Lehrstuhl für Verlässliche Systeme und Software
inne. Er ist zudem Sprecher des Sonderforschungsbereiches 248 für
verständliche Softwaresysteme. Zuvor war er unter anderem an der
Universität Erlangen-Nürnberg und an der Universität Twente in den
Niederlanden tätig. Er bezeichnet sich selbst als einen "Verfechter einer
proaktiven algorithmischen Rechenschaftspflicht" und erhielt bereits den
niederländischen "Vernieuwingsimpuls", den deutschen "Preis des
Fakultätentages Informatik". 2016 zeichnete der europäische Forschungsrat
(ERC) sein Projekt "Power to the People. Verified" mit dem Forschungspreis
"ERC Advanced Grant" und 2,4 Millionen Euro aus.

Alle Termine:

https://www.uni-saarland.de/nc/universitaet/aktuell/artikel/nr/20690.html

Veranstaltungsort:

Filmhaus Saarbrücken, Mainzer Straße 8


3. Ringvorlesung "Bio-Logisch!"

Mittwoch, 15. Mai, 18.30 Uhr: "Neue Einsatzmöglichkeiten für Hefen: von
der Impfstoff- Forschung bis zur Tumor-Therapie"

(Privatdozent Dr. Frank Breinig, Molekular- und Zellbiologie)

Bereits seit Jahrtausenden werden mithilfe der Bäckerhefe Saccharomyces
cerevisiae Bier, Brot, Kuchen oder Wein produziert. Daneben haben Hefen
seit langem auch Eingang in Biotechnologie, Pharmazie und Medizin gefunden
und hier besonders bei der Produktion von biomedizinisch relevanten
Substanzen an Bedeutung gewonnen. Die Einsatzmöglichkeiten einzelliger
Pilze sind damit aber noch nicht ausgeschöpft: In diesem Zusammenhang
beschäftigt sich der Vortrag mit Hefezellen als innovatives
Transportsystem für verschiedene Substanzen in bestimmte humane Zelltypen.
Die potenzielle Anwendung der "Hefe-Vehikel" bei der Entwicklung neuer
Impfstoffe sowie der Tumor-Therapie werden diskutiert.

Privatdozent Dr. Frank Breinig habilitierte 2017 an der Saar-Uni im Fach
Mikrobiologie und leitet im Rahmen einer Vertretungsprofessur die
Abteilung "Molekular und Zellbiologie". Gemeinsam mit seinem Team
erforscht er den Einsatz gentechnisch veränderter Hefezellen an der
Schnittstelle zwischen Mikrobiologie und Immunologie. Er erhielt unter
anderem den Promotionspreis der "Vereinigung für Allgemeine und Angewandte
Mikrobiologie" (2003) und den "Dr. Eduard Martin-Preis" der Universität
des Saarlandes (2004).

Detailliertes Vortragsprogramm:

http://zhmb.uni-saarland.de/bio-logisch/




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 07.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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APPELL/144: Ärzte fordern stärkeres Engagement der Bundesregierung für Iranabkommen (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Ärzte fordern stärkeres Engagement der Bundesregierung für
Iranabkommen

Konflikt zwischen den USA und dem Iran



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW fordert die Bundesregierung auf,
sich intensiv für die Rettung des Atomabkommens mit dem Iran einzusetzen.
Die erneut verschärften US-Sanktionen würden Lieferungen medizinischer und
humanitärer Güter in den Iran empfindlich stören, so das Fazit der
internationalen "Health for Peace"-Konferenz in Shiraz vergangenen
November. Zudem könnte ein Scheitern des Abkommens zu einem nuklearen
Wettrüsten in der Region führen.

Die iranische Regierung hat angekündigt, teilweise aus den "freiwilligen"
Verpflichtungen des Abkommens auszusteigen. Welche Schritte hier genau
gemeint sind, ist noch offen. Laut iranischen Medien könnte dies die
Urananreicherung in der Fordow-Anlage, Forschung und Entwicklung der
Zentrifugentechnologie in Natanz und die Überschreitung der Grenzen zur
Lagerung von Vorräten betreffen (Quelle: Ariane Tabatabai).

Die Regierung in Teheran sieht die Grundlagen des Abkommens durch die
westlichen Partner verletzt, da die USA ihre Sanktionen verschärft und im
Zuge dessen viele europäischen Firmen ihren Handel mit dem Iran eingestellt
haben. Die neuen US-Sanktionen sind seit dem 1. Mai in Kraft und umfassen
z.B. Strafmaßnahmen für Staaten, die Öl vom Iran kaufen. Es gebe bislang
kein adäquates Kompensierungssystem, das solche Firmen vor Strafzahlungen
aus den USA schütze. Mit der neuen Ankündigung übt der Iran nun selbst
Druck aus.

Auch militärisch haben die Drohungen der USA gegenüber dem Iran zugenommen.
Der US-Flugzeugträger "Abraham Lincoln" und B52-Bomber, die Atomwaffen
tragen können, wurden in die Region verlegt. US-Außenminister Pompeo flog
zudem in den Irak und sicherte dem Land im Hinblick auf eine angebliche
Bedrohung durch den Iran seine Unterstützung zu.

"Die Bundesregierung ist als Mitautorin des Atomabkommens besonders
gefragt, sich verstärkt für die Rettung des Abkommens mit dem Iran
einzusetzen," sagt der Ko-Vorsitzende der deutschen IPPNW, Dr. med. Alex
Rosen. "Die Ärzt*innen im Iran hatten auf eine Aufhebung der Sanktionen
gehofft, die die iranische Gesundheitsversorgung betreffen. Stattdessen
sehen wir den Beginn einer neuen Eskalationsspirale, die in eine
militärische Konfrontation und eine atomare Aufrüstung in der Region münden
könnte."

Im Hintergrund spielen die derzeit in New York stattfindenden Verhandlungen
zum Atomwaffensperrvertrag eine Rolle bei diesen Entwicklungen. Viele
Staaten begrüßen, dass im November endlich die bereits 2010 beschlossene
Konferenz zur massenvernichtungswaffenfreien Zone im Nahen Osten
veranstaltet wird, die für das Überleben des Vertrages wesentlich ist.
Anders als der Iran haben die USA und Israel jedoch bereits angekündigt,
nicht an der Konferenz teilnehmen zu wollen. Die IAEO erklärte, der Iran
halte sich bisher vollständig an alle Bestimmungen des Abkommens zu seinem
Atomprogramm. Dennoch haben die USA dem Iran erneut vorgeworfen, gegen
Artikel II des Atomwaffensperrvertrages verstoßen zu haben. Im Gegenzug
moniert der Iran, die USA würden gegen ihre Abrüstungsverpflichtung unter
Artikel VI verstoßen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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STANDPUNKT/336: Dialog und Deeskalation statt Abschreckung und Drohung (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Dialog und Deeskalation statt Abschreckung und Drohung

NATO-Großübung vom 9.-15. Mai 2019



Mit großer Sorge sieht die ärztliche Friedensorganisation IPPNW die morgen
beginnende NATO-Übung, in der die militärische Reaktion der Allianz auf
einen potentiellen russischen Angriff geprobt wird. Die Großübung beginnt
am 9. Mai, ausgerechnet an dem Tag, an dem in Russland an das Kriegsende
1945 und die Befreiung Deutschlands vom Faschismus erinnert wird. Die IPPNW
fordert die Bundesregierung auf, für eine gemeinsame Sicherheitspolitik
durch vertrauensbildende Maßnahmen, Rüstungskontrolle und Abrüstung
einzutreten, statt sich an Großmanövern zu beteiligen.

Durch Militärübungen, Aufrüstung und die Pflege von Feindbildern setzen die
NATO und Russland zunehmend auf Abschreckung statt auf eine Politik der
gemeinsamen Sicherheit. Mühsam aufgebautes Vertrauen wird dadurch zerstört
und friedliche Lösungen des Konflikts zwischen Ost und West erschwert. Ohne
Zusammenarbeit mit Russland drohen weitere Konfrontation und die Eskalation
des Ukraine-Konflikts und der militärischen Auseinandersetzungen im Nahen
Osten. Bereits durch die Kündigung des INF-Vertrages wird ein Eckpfeiler
der Europäischen Sicherheit zerstört und ein neues Wettrüsten beginnt. Die
Sicherheit Europas ist nicht gegen, sondern nur gemeinsam mit Russland
möglich.

Derzeit modernisieren sowohl die USA als auch Russland ihre
Atomwaffenstreitkräfte und entwickeln neue Atomwaffen sowie konventionelle
Waffensysteme mit kurzen und mittleren Reichweiten. Die in Deutschland
stationierten US-Atomwaffen sollen bis 2025 durch neue, "effektivere"
Bomben des Typs B61-12 ersetzt werden. Diese Atomwaffen werden künftig
steuerbar sein, die Sprengkraft ist variabel. Dadurch sinkt die
Hemmschwelle, Atomwaffen einzusetzen, und ein konventioneller Krieg könnte
in einem Atomkrieg enden.

"Wir leben in einer Welt, in der ein einzelnes atomar bestücktes U-Boot der
USA oder Russlands in der Lage ist, die 20 größten Städte des Gegners mit
einem Knopfdruck auszulöschen", erklärt der IPPNW-Ko-Vorsitzende Dr. Alex
Rosen. "Die NATO-Übung simuliert den Beginn des dritten, des letzten
Weltkrieges. Wenn auch nur halb so viele Ressourcen in Diplomatie, Dialog
und Deeskalationsmaßnahmen gesteckt werden würden wie in diese
Kriegsspiele, würde kein Mensch ernsthaft über neue Atomwaffen in Europa
nachdenken."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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AUFRUF/107: Hannover - Protest gegen Abschiebehaft am 10. und 11. Mai 2019


Flüchtlingsrat Niedersachsen

Flüchtlingsrat Niedersachsen ruft zum Protest gegen Abschiebehaft
auf

Aktionswochenende am 10. und 11. Mai mit Kunstaktion und Demo



Die Abschiebungshaft in Deutschland begeht dieses Jahr ein trauriges
Jubiläum: Sie wird 100 Jahre alt. Der Flüchtlingsrat Niedersachsen nimmt
dieses trostlose Ereignis zum Anlass, um mit einer Kunstaktion und einem
Infostand am 10. Mai sowie einer Demo am 11. Mai den Blick auf die Menschen
zu richten, die eingesperrt werden, ohne auch nur mutmaßlich eine Straftat
begangen zu haben und fordert, das System der Abschiebungshaft endlich auf
den Prüfstand zu stellen.

Mit der Kunstaktion, die am 10. Mai von 14 bis 18 Uhr am Kröpcke aufgebaut
sein wird, will der Flüchtlingsrat Niedersachsen den Menschen, die für die
Gesellschaft unsichtbar hinter verschlossenen Türen sitzen, ein Gesicht
geben und eine Stimme verleihen. Gleichzeitig soll mit einem Infostand über
die Geschichte der Abschiebehaft informiert werden.

Am Samstag, den 11. Mai um 16:05 Uhr wird ein gemeinsamer Demozug mit der
S-Bahn vom Hauptbahnhof Hannover zum Flughafen Hannover fahren, um
anschließend vor dem zentralen niedersächsischen Abschiebungshaftgefängnis
zu demonstrieren.

"Alle Menschen, die gegen dieses Unrechtssystem protestieren wollen, rufen
wir auf, mit uns zu demonstrieren und ihre Solidarität mit den Gefangenen
zum Ausdruck zu bringen. Kommt, informiert euch und geht mit uns am 11. Mai
auf die Straße", ruft Muzaffer Öztürkyilmaz vom Flüchtlingsrat
Niedersachsen auf.

Im Anschluss an die Demo wird ab 19 Uhr im Elchkeller (Am Schneiderberg 50,
30167 Hannover) in angenehmer Atmosphäre bei Snacks und Getränken ein
Austausch zur Abschiebehaft stattfinden. Zudem werden Johanna Lal und
Muzaffer Öztürkyilmaz vom Flüchtlingsrat Niedersachsen über die 100-jährige
Geschichte der Abschiebehaft sowie über das Recht und die Realität
deutscher Abschiehaft(gefängnisse) informieren und Fragen der
Besucher_Innen beantworten.

Heute reicht bereits der Verdacht, sich möglicherweise einer Abschiebung zu
entziehen, um einen Menschen bis zu anderthalb Jahre einzusperren.
Abschiebehäftlinge haben weder Straftaten begangen, noch werden sie
verdächtigt, sich überhaupt strafbar gemacht zu haben. "Diese Menschen
werden lediglich eingesperrt, um sicherzustellen, dass sie das Land
verlassen", so Johanna Lal vom Flüchtlingsrat Niedersachsen. Das System der
Abschiebehaft sei grundsätzlich auf den Prüfstand zu stellen, anstatt es
weiter auszubauen, denn "die Freiheitsentziehung ist der stärkste Eingriff
des Staates in die Grundrechte des Einzelnen. Diesen Eingriff allein damit
zu rechtfertigen, einen Menschen außer Landes schaffen zu wollen, ist
moralisch äußerst fragwürdig", so Lal weiter.

Bereits vor 100 Jahren wurden vor allem Jüd*innen, die hier vor Pogromen in
Osteuropa Schutz suchten, eingesperrt, um sie außer Landes zu bringen. Mit
der von Heinrich Himmler verfassten Ausländerpolizeiverordnung wurde die
Abschiebehaft 1938 massiv ausgeweitet. Dieses vom Naziregime verfasste
Gesetz wurde 1951 von der BRD wörtlich übernommen und erst 1965
überarbeitet. Die Gesetzgebung wurde als Reaktion auf die rassistischen
Pogrome zu Beginn der 1990er Jahre weiter verschärft. Durch den
"Asylkompromiss" wurde 1993 nicht nur das Asylrecht faktisch ausgehebelt,
sondern auch die Möglichkeiten, Menschen in Abschiebungshaft zu nehmen,
stark ausgeweitet und in der Folgezeit massiv zur Anwendung gebracht.
Nunmehr sollen die Regelungen zur Abschiebungshaft mit dem
"Geordnete-Rückkehr-Gesetz" nochmals verschärft werden.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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LESUNG/6412: Berlin - Doppel-Lesung der young poems und der open poems 2019, Teil 2, 25.05.19


Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Sa., 25.5.19, 19.00 Uhr

POETISCHE BILDUNG

Hände hoch! Mein entsichertes Jahrzehnt - Teil 2

Lesung



Doppel-Lesung der young poems und der open poems 2019 mit Cheikh Anta
Belle Kum | Laura Baertle | Josephine Baetz | Momo Bera | Josephine
Berkholz | Gesche Beyer | Julia Brüggemann | Anastasia Chaguidouline |
Julia Deutsch | Caoimhe Donnelly | Julia Dorsch | Anja Engst | Carlotta
Frei | Rira Hilna | Johanna Hühn | Luise John | Jelena Kern | Kierán
Meinhardt | Ani Mrelashvili | Patricia Nash | Victoria Popow | Dean
Ruddock | Greta Schmerberg | Hannah Schraven | Lisa Starogatzki | Sophie
Stroux | Valerie Tomasov | Anna Wimmer | Kasia Wojcik

Die diesjährigen Schreibwerkstätten der open poems und der young poems
neigen sich dem Ende zu, und wir feiern das Finale: Sie schreiben
Gedichte, sie sind zwischen 18 und 28 Jahre alt - und von Januar bis Mai
2019 haben sie sich einmal im Monat getroffen. Die Gruppe der young poems
hat sich intensiv mit Formelementen, Traumbildern und Archetypen
auseinandergesetzt, mit der Findung der eigenen Stimme im Schreibprozess.
Die Älteren haben in den open poems Textherstellungsmanöver wie
"contraintes" erprobt, nahmen Collage und Übersetzung und zeitgenössische
Poetiken unter die Lupe. Im Gespräch sind sie immer wieder auf die eigenen
Texte und ihre Machart zurückgekommen.

Für das Finale breiten sie die ganze Palette aus. Sie treten als
Dichterpersonae in Erscheinung, sie beschreiben Körper, sie spitzen
zynisch-romantisch die Zunge, sie nehmen das Zeitgeschehen unter die Lupe,
sie listen Tatbestände. An diesem Abend soll nichts ausgelassen werden.

Die Lyrikwerkstätten open poems und young poems geben jungen Menschen die
Möglichkeit, unter fachkundiger Anleitung erste dichterische Versuche zu
unternehmen, die eigene Sprache zu finden, Texte zu besprechen und sich
mit anderen über die Schreiberfahrung auszutauschen. In diesem Jahr haben
die Dichterinnen Dagmara Kraus und Birgit Kreipe die Werkstätten geleitet.

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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LESUNG/6411: Berlin - Doppel-Lesung der young poems und der open poems 2019, Teil 1, 24.05.19


Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Fr., 24.5.19, 19.00 Uhr

POETISCHE BILDUNG

Hände hoch! Mein entsichertes Jahrzehnt - Teil 1

Lesung



Doppel-Lesung der young poems und der open poems 2019 mit Cheikh Anta
Belle Kum | Laura Baertle | Josephine Baetz | Momo Bera | Josephine
Berkholz | Gesche Beyer | Julia Brüggemann | Anastasia Chaguidouline |
Julia Deutsch | Caoimhe Donnelly | Julia Dorsch | Anja Engst | Carlotta
Frei | Rira Hilna | Johanna Hühn | Luise John | Jelena Kern | Kierán
Meinhardt | Ani Mrelashvili | Patricia Nash | Victoria Popow | Dean
Ruddock | Greta Schmerberg | Hannah Schraven | Lisa Starogatzki | Sophie
Stroux | Valerie Tomasov | Anna Wimmer | Kasia Wojcik

Die diesjährigen Schreibwerkstätten der open poems und der young poems
neigen sich dem Ende zu, und wir feiern das Finale: Sie schreiben
Gedichte, sie sind zwischen 18 und 28 Jahre alt - und von Januar bis Mai
2019 haben sie sich einmal im Monat getroffen. Die Gruppe der young poems
hat sich intensiv mit Formelementen, Traumbildern und Archetypen
auseinandergesetzt, mit der Findung der eigenen Stimme im Schreibprozess.
Die Älteren haben in den open poems Textherstellungsmanöver wie
"contraintes" erprobt, nahmen Collage und Übersetzung und zeitgenössische
Poetiken unter die Lupe. Im Gespräch sind sie immer wieder auf die eigenen
Texte und ihre Machart zurückgekommen.

Für das Finale breiten sie die ganze Palette aus. Sie treten als
Dichterpersonae in Erscheinung, sie beschreiben Körper, sie spitzen
zynisch-romantisch die Zunge, sie nehmen das Zeitgeschehen unter die Lupe,
sie listen Tatbestände. An diesem Abend soll nichts ausgelassen werden.

Die Lyrikwerkstätten open poems und young poems geben jungen Menschen die
Möglichkeit, unter fachkundiger Anleitung erste dichterische Versuche zu
unternehmen, die eigene Sprache zu finden, Texte zu besprechen und sich
mit anderen über die Schreiberfahrung auszutauschen. In diesem Jahr haben
die Dichterinnen Dagmara Kraus und Birgit Kreipe die Werkstätten geleitet.

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1201: Museumstag in Marbach - Gespräche, Lesung, Ausstellungseröffnung, 19.05.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Mai 2019

Internationaler Museumstag



GESPRÄCH

Stefan Litt über Franz Kafka und die Autoren des Prager Kreises

Sonntag, 19. Mai, 11 Uhr
Literaturmuseum der Moderne, Berthold-Leibinger-Auditorium

Im Anschluss wird eine Ausstellungsführung zum Thema Franz Kafka
angeboten.

Eintritt und Führung frei.


ERÖFFNUNG

 #LiteraturBewegt 1: "Lachen. Kabarett"

Eine Improvisationsausstellung

Gespräch mit Sandra Richter und Heike Gfrereis um 16 Uhr,

Lesung mit Max Goldt um 20 Uhr

Sonntag, 19. Mai 2019

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Nie wird, so scheint es, so viel gelacht wie in Krisenzeiten. Lachen
ist menschlich, Lachen stiftet Gemeinsamkeiten, Lachen befreit. Aber
Lachen kann auch todtraurig sein oder bitterböse und gemein. Wir
spüren den Varianten des Lachens im Literaturarchiv nach: Welche
Texte begünstigen welches Lachen? Die Frage führt ins Zentrum des
Kabaretts, das an der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert entsteht und
als Kulturform die Zuschauer einbezieht, Lachen provoziert und oft
zugleich das Gegenteil bewirken will: Verstörung im Angesicht der
Wirklichkeit, Aufruf zur politischen Aktion. "Lachen. Kabarett"
ist die erste Ausstellung in einer Reihe zu Literatur und
Medienwechsel.

Zur Eröffnung liest um 20 Uhr Max Goldt: »Dass Max Goldts Werk sehr
komisch ist, weiß ja nun jeder gute Mensch zwischen Passau und
Flensburg. Dass es aber, liest man genau, zum am feinsten Gearbeiteten
gehört, was unsere Literatur zu bieten hat, entgeht noch immer
vielen« (Daniel Kehlmann).

Um 16 Uhr führen Sandra Richter und Heike Gfrereis im Dialog in die
Ausstellung ein, durch die zum 42. Internationalen Museumstag von
16.30 bis 19.30 Uhr zahlreiche Mitarbeiter des DLA führen.

Gefördert durch die Kulturstiftung des Bundes und das Ministerium
für Wissenschaft und Kunst des Landes Baden-Württemberg.

In Zusammenarbeit mit dem Institut für Wissensmedien Tübingen
erforschen wir mit unseren Besuchern am 19. Mai und am 30. Juni
literarische, archivarische und museale "Lacheffekte": Wann lachen
wir beim Lesen? Wo lachen wir in einer Ausstellung? - Für Schulen
bieten wir begleitend Führungen und Workshops an, in denen Hermann
Hesses Steppenwolf im Mittelpunkt steht.

Informationen und Anmeldung:

www.dla-marbach.de [1]

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Mai 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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VORTRAG/816: Münster - "Die Droste und Schlüter" am 15. Mai 2019


Stadt Münster

Die Droste und Schlüter 



Münster (SMS) Der Literaturwissenschaftler Dr. Jochen Grywatsch
beleuchtet in einem Vortrag in der Stadtbücherei die Beziehung der
Dichterin Annette von Droste-Hülshoff zu Christoph Bernhard Schlüter.
Der Professor für Philosophie war einer ihrer wichtigsten
literarischen Bezugspartner. Ausgewählte Gedicht- und Briefauszüge
präsentieren die Sprecher und Schauspieler Carolin Wirth und Carsten
Bender in einer szenischen Lesung. 

Die Veranstaltung findet in
Kooperation mit der Droste-Gesellschaft am Mittwoch, 15. Mai, ab 17
Uhr in der Kulturetage der Stadtbücherei am Alten Steinweg statt. 

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. Mai 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AUSSICHTEN/8633: Und morgen, den 09. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.05.2019 bis zum 10.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8633 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]
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ALTERTUM/023: Zukunftssichere Fachinformation für die Altertumswissenschaften (idw)


Universität Augsburg - 06.05.2019

Zukunftssichere Fachinformation für die Altertumswissenschaften



Durch eine Kooperation der Universitäten Augsburg und Eichstätt, der
Bayerischen Staatsbibliothek und des Verlags C. H. Beck ist eine neue
Suchoberfläche für die Gnomon Bibliographischen Datenbank für die
Altertumswissenschaften entstanden, die in den Verbundkatalog des
Bibliotheksverbundes Bayern integriert ist. Die bibliographischen Daten
steht nun auch als Open Data zur freien Nachnutzung zur Verfügung.

Am 6. Mai 2019 geht die neue Suchoberfläche der Gnomon Bibliographischen
Datenbank unter http://gbd.digital online. Damit wird ein wichtiger
Meilenstein für das im Rahmen des Fachinformationsdienstes
Altertumswissenschaften - Propylaeum von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft seit 2016 geförderten Projekt erreicht, dessen Ziel
die Überführung der Datenbank in die Infrastruktur des Bayerischen
Bibliotheksverbundes und der Aufbau einer neuen Suchoberfläche durch die
Bayerischen Staatsbibliothek war. Dadurch kann für die Zukunft ein
zuverlässiger Betrieb garantiert und die Erfassungseffizienz deutlich
gesteigert werden. Unter der neuen Adresse findet der Nutzer zunächst die
seit April 2018 bereits im B3Kat, dem gemeinsamen Verbundkatalog des
Bibliotheksverbundes Bayern und des Kooperativen Bibliotheksverbundes
Berlin-Brandenburg, neu katalogisierten Titel; im Laufe der kommenden
Monate werden sukzessive auch die kompletten Altdaten migriert. Ferner
werden die Daten der Gnomon Bibliographischen Datenbank zukünftig
tagesaktuell in PropylaeumSEARCH (https://propylaeum.bsb-muenchen.de), dem
zentralen Metasuchportal des Fachinformationsdienstes
Altertumswissenschaften, eingebunden sein.

Im Zuge der Überführung in die bibliothekarische Infrastruktur hat der
Verlag C.H.Beck es als langjähriger Partner des Datenbankprojektes
ermöglicht, dass zukünftig sämtliche Daten im Rahmen des gesamten
Verbundkataloges als Open Data zur freien Nachnutzung zur Verfügung stehen
(https://www.bib-bvb.de/web/b3kat/open-data). Damit können die Daten der
Gnomon Bibliographischen Datenbank zukünftig auch Teil von Linked Open
Data-Netzwerken und altertumswissenschaftlichen Forschungsplattformen
werden. Zu diesem Zweck wird auch die Anreicherung der Datensätze mit
Normdaten und Identifikatoren in der zweiten Förderphase bis 2021 weiter
vorangetrieben.

Über die Gnomon Bibliographische Datenbank

Die Gnomon Bibliographische Datenbank ist mit über 600.000 Einträgen eines
der umfänglichsten Datenbanksysteme für Fachliteratur in den gesamten
Altertumswissenschaften einschließlich der fachspezifischen
Wissenschaftsgeschichte. Sie verzeichnet Monographien, Sammelbände mit den
enthaltenen Beiträgen, Zeitschriftenaufsätze, Rezensionen und Fachlexika
aus dem Zeitraum in allen einschlägigen Wissenschaftssprachen, die mit
Hilfe eines umfänglichen, multilingualen Thesaurus (derzeit ca. 25.000
Schlagworte) detailliert recherchierbar sind. Die Erschließung von
YouTube-Inhalten und Internetressourcen ist derzeit ein
Alleinstellungsmerkmal der Datenbank.

Konzipiert wurde die Gnomon Bibliographische Datenbank Ende der 1980er
Jahre von Prof. Dr. Jürgen Malitz (Eichstätt/Freiburg), der bis heute als
Herausgeber der Datenbank fungiert, seit 2003 zusammen mit Prof. Dr.
Gregor Weber (Augsburg). Unterstützt werden sie von Prof. Dr. Michael
Rathmann (Eichstätt) und Dr. Andreas Hartmann (Augsburg). Die
Veröffentlichung erfolgte seit 1994 zunächst auf Disketten bzw. CD-ROM
durch den Verlag C. H. Beck, der dem Projekt bis heute partnerschaftlich
verbunden ist. Seit 1996 wurden stets aktualisierte Auszüge der Datenbank
unter der Bezeichnung Gnomon Online im Internet bereitstellt. Im Jahre
2009 konnte aufgrund einer Vereinbarung mit dem Verlag C.H.Beck der
gesamte Datenbestand im Internet frei benutzbar gemacht werden.

Die Erschließungsarbeit wird getragen von den Lehrstühlen für Alte
Geschichte in Augsburg und Eichstätt. Eine intensive Zusammenarbeit
besteht seit längerem mit der Bayerischen Staatsbibliothek (München) und
den Universitätsbibliotheken Augsburg, Eichstätt und Tübingen.
Kooperationen bestehen außerdem mit der Redaktion der Zeitschrift Gnomon
(München) und der Joint Library of the Hellenic & Roman Societies
(London). Ein Kooperationsabkommen wurde zudem mit dem Deutschen
Archäologischen Institut geschlossen.

Eine ausführlichere Darstellung der Entstehungsgeschichte der Gnomon
Bibliographischen Datenbank, die auch auf die in den letzten Jahrzehnten
des letzten Jahrhunderts noch zu überwindenden technischen Hürden eingeht,
bietet:


Jürgen Malitz: ConcEyst, GBD und NBE. Drei Computerprojekte am Eichstätter
Lehrstuhl für Alte Geschichte. In: Andreas Hartmann/Gregor Weber (Hg.),
Zwischen Antike und Moderne. Festschrift für Jürgen Malitz zum 65.
Geburtstag, Speyer 2012, 15-36, hier 23-33.

Online: http://doi.org/10.11588/propylaeumdok.00001419.

Weitere Informationen unter:

http://gbd.digital

- Neues Suchfeld der Gnomon Bibliographischen Datenbank

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg, 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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THEATER/1415: Unna - Premiere "1000 Tränen in der Themse" am 11. Mai 2019


Stadt Unna

Kindertheatergruppe feiert mit "1000 Tränen in der Themse"
Premiere



Kreisstadt Unna. Die Premiere der Kindertheatergruppe Pipi's Erben
findet am Samstag, 11. Mai 2019 um 16 Uhr im Theaterraum der
Jugendkunstschule statt. Die Kinder im Alter von 8 - 12 Jahren haben
die Geschichte von Oliver Twist als Improvisationsgrundlage für ihr
neues Stück gewählt: Die Liebe einer Mutter zu ihrem Kind, das sie als
Baby in einer Badeschüssel in der Themse verliert und die sich dann
sieben lange Jahre den Flusslauf der Themse entlang bis London
durchschlägt um am Ende eine ganze Waisenschar zu adoptieren, wird
passend zum Muttertag die Herzen der Zuschauer erwärmen.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 7. Mai 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AUFBAU/570: Wo waren die Sponsoren, als Gay Pride noch ein Wagnis war?


aufbau Nr. 97, Mai/Juni 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Wo waren die Sponsoren, als Gay Pride noch ein Wagnis war?



STONEWALL Zum 50. Mal jähren sich die langen Riots, die in der New
Yorker Christopher Street ausbrachen und an die die Pride Jahr für
Jahr erinnert. Wenig ist anmassender, als die Vereinnahmung der
damaligen Militanten durch den heutigen Kommerz-Anlass.



(az) Was den Aufruhr vor der Bar «Stonewall Inn» ausgelöst hat,
bleibt umstrittene Geschichtsschreibung: Dieser Kampf geniesst bis
weit in die bürgerliche Gesellschaft hinein mythischen Heroismus, den
man zuschreibt, wie es opportun erscheint.

Tatsächlich war dieser Riot wichtig. Nicht weil es der erste gewesen
wäre, aber es war wohl der erste, an dem in Anlehnung an die schwarze
Bewegung «Gay Power» gefordert wurde. Und in seiner Folge wurden
Organisationen gegründet, die militanter waren als die alte «homophile
Bewegung», die seit einigen Jahren die Anerkennung homosexueller
Menschen als «anständige, normale Bürger» zu erreichen versuchte. Es
sind die organisatorischen Folgen, die den Riot zum historischen
Ereignis machen.

An der Christopher Street verkehrten nicht die «anständigen Bürger»,
von denen die homophile Bewegung sprach. Vor der radikalen
Gentrifizierung der 70er Jahre war New York eine sehr proletarische
Stadt. Die Armutsbevölkerung war noch nicht vertrieben, die
revolutionären Bewegungen, insbesondere die Black Panthers und die
puertoricanischen Young Lords, waren hier gut verankert. Die
Christopher Street war ein Treffpunkt jugendlicher Obdachloser, die
von zu Hause rausgeschmissen worden waren, weil ihre Familien ihre
sexuelle Devianz nicht akzeptierte, oder aber sie waren selbst
abgehauen, weil sie die ständige Hänselung, Gewalt und Ausgrenzung
nicht mehr ertrugen. Im kleinen Park gegenüber dem «Stonewall Inn»
schliefen viele von ihnen. Ihre Situation war prekär, oftmals
unaussprechlich brutal, zudem war die einzig mögliche Form der
Geldbeschaffung illegal, sei das Diebstahl oder Sex-Arbeit. Aber
immerhin gab es hier auch Momente der Solidarität und der Freude. Beim
Riot war die Freude gross. Für einmal rannten die Bullen vor ihnen
weg, ein Moment unglaublicher Selbstermächtigung.


Selbstermächtigung

Der Auslöser für den Aufruhr war die Razzia im «Stonewall Inn», obwohl
die meisten Beteiligten wohl nicht in der Bar gewesen waren. So hören
wir, ein Drag King, Stormé DeLarverie, habe sich gegen die Verhaftung
gewehrt und die Menge angeschrien, nicht tatenlos zuzuschauen. Viele
sehen in Sylvia Rivera, die Militante, die den Damm gebrochen haben
soll, obwohl sie das selbst bestreitet. Wiederum andere glauben, es
sei schlicht der Mafia-Türsteher gewesen. Doch ist das eigentlich egal
und anekdotisch. Wichtig ist, dass es zum Aufruhr kam und das war aus
Sicht der Gay-Barszene unter allen Gesichtspunkten aussergewöhnlich.

Razzien in Gay-Bars waren üblich, insbesondere zu Wahlkampfzeiten wie
in jenem Sommer 69. Der amtierende New Yorker Bürgermeister versprach,
die Strassen von «Deliquenten» und «Sträunern» zu säubern, eine
Kriegserklärung an einen sehr grossen Teil der New Yorker
Wohnbevölkerung, insbesondere auch an die vielen obdachlosen
Sexworker_innen. Doch in schwulen Bars, die meist von der Mafia
betrieben wurden, liefen Razzien nach einem vereinbarten Schema ab.
Sie fanden früh abends statt, lange vor der Haupteinnahmezeit. Einige
Personen wurden abtransportiert, insbesondere das Personal und jene,
die nicht den Kleidungsvorschriften entsprachen - es war obligatorisch
mindestens drei sichtbare «geschlechtsgerechte» Kleidungsstücke zu
tragen, was natürlich den exponiertesten Teil der Community der
ständigen Gefahr von Verhaftung aussetzte - das Bargeld wurde
beschlagnahmt, die restliche Kundschaft kontrolliert, schikaniert und
beleidigt und dann weg geschickt, worauf die Bar wieder öffnete und
der Mafia die Taschen füllte. Doch an diesem historischen Abend war
alles anders, die Razzia fand spät in einem überfüllten «Stonewall
Inn» statt und zur grossen Überraschung der Polizeikräfte liess sich
die Kundschaft nicht mühelos nach Hause schicken, sondern sammelte
sich vor der Bar und warf mit Kleingeld nach ihnen, als sie Leute in
den Gefangenen-Transporter bringen wollten. «So viel seid ihr wert»
wurden den Bullen angeraunzt. Und es wurden immer mehr Menschen,
insbesondere viele jugendliche Queers kamen angerannt, bald die ganze
Nachbarschaft. Schnell wuchs die Menge zu tausend Personen an,
zumindest sagt das die Polizei, die sich wohl ernsthaft zu fürchten
begann.

Anbetracht der Tatsache, dass das Jahr 1969 geschrieben wurde und
Auseinandersetzungen mit den Polizeikräften auf der Tagesordnung
standen, überrascht der Riot im Rückblick weniger. Es war eine
militante Zeit und Gründe für den Aufruhr der Gay-Community müssen
nicht gesucht werden. Repression und gesellschaftliche Ächtung musste
angegriffen werden, das Bedürfnis sich zu wehren überwog die Angst vor
den Konsequenzen, so viel ist aus allen Berichten ersichtlich.
Insbesondere die Black Power Bewegung gab der Hoffnung auftrieb, dass
jetzt der Zeitpunkt gekommen sei, mit allen Formen der Diskriminierung
aufzuräumen.


Der Kampf um das Erbe von Stonewall

Man nimmt an, dass der Befehl für die Razzia von Bundesebene gekommen
ist, das «Stonewall Inn» wurde schon länger überwacht, weil es keine
Alkoholsteuer bezahlte. Doch geriet der Einsatz, von den üblichen
Sittenpolizisten durchgeführt, schnell aus den Fugen. Wie auch immer
es war, so wie im Film von 2015 von Roland Emmerich war es nicht. Doch
ist dem Film gutzuschreiben, dass er dermassen dramatisch daneben ist,
dass es ihm gelang, eine Diskussion auszulösen. Durch die historisch
falsche Darstellung musste sich ein breites Publikum mit den
Tatsachen, die davor vorzugsweise ausgelassen worden waren,
konfrontieren. Das rüttelte an der zum ikonischen Ereignis verkommenen
Pride, die von Jahr zu Jahr sinnentleerter und kommerzieller geworden
war, bei der es inzwischen zum guten Ton gehört, als Sponsor
aufzutreten und eine schicke Party zu schmeissen. Und es hat die wenig
kapitalismustauglichen Figuren, die wirklich dort kämpften, wieder
sichtbar gemacht.

So steht in Tat und Wahrheit Sylvia Rivera, eine lauthals rebellische
Street Queen, die ständig auf Drogen war, sinnbildlich für die
Beteiligten von Stonewall. Nicht weil sie ihn ausgelöst hätte, sondern
weil ihre Geschichte der Geschichte vieler anderer Beteiligter ähnlich
ist. Und dank des Buchs von Martin Duberman ist uns ihre Geschichte
erhalten geblieben. Als Ray Rivera in eine verarmte, zerrüttete
katholische Familie geboren, fühlte sich Ray schon als Kind nur in
Schminke und Frauenkleidern wohl und war nicht willig, in dieser Frage
den gesellschaftlichen Ansprüchen nachzugeben. Ab elf Jahren ging er
auf den Strassen New Yorks anschaffen und verwandelte sich bald in
Sylvia Rivera, die später bekannte und anerkannte Revolutionärin, die
aber immer auch auf Widerstände stiess. Die vorsichtigere schwule
Bewegung sah ihren Kampf um legale Anerkennung durch schillernde
Street Queens bedroht, da diese jedes Stereotyp sexueller Devianz zu
repräsentieren schienen und dadurch die Anerkennung durch die
Mehrheitsbevölkerung, so die verbreitete Meinung, erschwerten. Der
feministischen Bewegung der frühen 70er Jahre hingegen waren die
Queens ein Dorn im Auge, weil sie ein «falsches Frauenbild»
portraitierten. Diese Auseinandersetzung brachte die sehr
leidensfähige Sylvia 1973 schliesslich dazu, aus der Bewegung
auszuscheiden, nachdem lesbische Genossinnen sie daran hindern
wollten, auf der Bühne der Pride für aktive Solidarität mit den
Schwestern im Knast zu werben.

Sylvia liess sich aber davor viele Jahre lang nicht durch Anfeindungen
abbringen und kämpfte den Kampf um «Gay Power» an allen Fronten, war
eingetragenes Mitglied der GLF (Gay Liberation Front) als auch der
gemässigteren GAA (Gay Activists Alliance), die Young Lords waren ihre
GenossInnen. Bob Kohler, ein Gründer der GAA sagte «die gewöhnlichen
Mitglieder haben Angst vor Sylvia und halten sie für eine
Unruhestifterin. Sie haben Angst vor Menschen von der Strasse». Und
tatsächlich leuchtet das ein: Sie war Latina, arm geboren, ungebildet,
hartnäckig und drückte sich in der Gassensprache aus, reagierte
gegenüber der Staatsgewalt konfrontativ und handelte des öftern
impulsiv. Eigenschaften, die Angst machten, aber auch beeindruckten.
So war sie beispielsweise in der Zeitung, weil sie beim Anschaffen auf
der Strasse Unterschriften für eine Veränderung der Gesetzgebung
gesammelt hatte. «This be the butchest thing you ever done, girl!»
sollen ihre Schwestern zu ihr gesagt haben. Und sie wurde verhaftet -
offenbar gibt es ein entsprechendes Gesetz - weil sie für das
Unterschriftensammeln eine amerikanische Flagge hätte mittragen
müssen. Der Prozess dauerte vier Monate und wurde am Ende fallen
gelassen - Sylvia glaubt, es liege am Polizisten, der heimlich gay und
in sie verliebt gewesen sei. Die anderen gehen davon aus, dass der
Prozess zu viel Öffentlichkeit schaffte.

Ihre Beliebtheit führte aber nicht dazu, dass sie für das ihr eigenes
Projekt STAR (Street Transvestite Action Revolutionaries), das sie mit
ihrer Schwester im Geist Marsha P. Johnson gegründet hatte,
Unterstützung gefunden hätte. Sie mieteten ein Haus, um obdachlosen,
jugendlichen Street Queens eine Bleibe zu verschaffen, dafür gingen
die beiden Gründerinnen weiterhin auf der Strasse anschaffen. Doch das
Haus-Projekt starb nach einem Jahr, weil die mit dem Einzahlen
beauftragte Bubbles das Geld für den eigenen Drogenkonsum veruntreut
hatte. Marsha P. Johnson erlitt einen Nervenzusammenbruch, sicherlich
auch in Folge einer nicht diagnostizierten Syphilis-Erkrankung, was
angesichts der fehlenden Gesundheitsbetreuung für Sexworker_innen
nicht überrascht, und so starb auch die politische Organisation STAR
mit der Zeit ab.

Wenn heute insbesondere Marsha P. Johnson mit den vielen Blumen auf
dem Kopf als interessantes Postergirl herhalten muss oder aber Netflix
zweifelhafte Filme über sie ausstrahlt, dann sollten wir uns daran
erinnern: Äusserlich mögen Marsha P. Johnson und Sylvia Rivera
integrierbar sein, doch standen sie für das Gegenteil. Sie waren
Repräsentantinnen der kratzbürstigen, nicht verhandlungsbereiten
Sorte, die sich nach einer wirklichen gesellschaftlichen Veränderung
sehnten und deshalb auch Revolutionärinnen waren. Nicht die Sorte, die
sich die UBS auf die Fahne schreiben würde, würde sie hinter die
Blumen auf dem Kopf schauen.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
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GLEICHHEIT/6865: Chelsea Manning - Eindringlicher Appell zur Freilassung nach fast zwei Monaten Haft


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Meine Prinzipien zu verraten wäre "weit schlimmer als jedes Gefängnis,
in das mich die Regierung werfen kann"


Chelsea Manning: Eindringlicher Appell zur Freilassung nach fast zwei Monaten Haft

Von Niles Niemuth

8. Mai 2019



Am Montag reichte die Whistleblowerin und politische Gefangene Chelsea
Manning beim Bundesgericht des Eastern District von Virginia einen
Einspruch ein, in dem sie ihre Freilassung aus dem Gefängnis fordert.

Manning sitzt seit dem 8. März in der städtischen Haftanstalt von
Alexandria. Sie wurde wegen Missachtung des Gerichts in Beugehaft genommen,
weil sie nicht vor einer Grand Jury aussagen wollte, die einberufen wurde,
um fingierte Anklagepunkte gegen den WikiLeaks-Herausgeber und Journalisten
Julian Assange zusammenzustellen.

Mannings Anwälte erklärten am Montag in einer schriftlichen Stellungnahme
gegenüber dem Gericht: "[Manning] ist davon überzeugt, dass eine
Kooperation mit der Grand Jury ein Verrat an ihren Überzeugungen in Bezug
auf das Grand-Jury-System und auf diese Grand Jury im Besonderen wäre ...
Sie ist bereit, für ihre Überzeugung die Konsequenzen zu tragen. Es sollte
niemanden überraschen, dass sie Zivilcourage besitzt."

Mannings achtseitige Stellungnahme [1] ist ein starker Ausdruck politischer
Prinzipien. Die Trump-Regierung setzt einen fast zehnjährigen Rachefeldzug
gegen Manning und Assange fort, weil die beiden die Kriegsverbrechen der
USA im Irak und Afghanistan enthüllt haben.

Manning erklärte: "Nach zwei Monaten Haft, und nachdem alle vorhandenen
juristischen Möglichkeiten ausgeschöpft wurden, kann ich ohne jedes Zögern
erklären, dass mich nichts dazu bringen wird, vor dieser oder irgendeiner
anderen Grand Jury über diese Angelegenheit auszusagen. Mit jedem Tag
wachsen meine Enttäuschung und Frustration, aber auch meine
Entschlossenheit, das Richtige zu tun und mich weiterhin nicht zu fügen."

Weiter schrieb Manning: "Die Vorstellung, dass ich die Schlüssel zu meiner
Zelle selbst in der Hand halte, ist absurd. Aufgrund dieser unnötigen und
repressiven Zwangsmaßnahme werde ich so oder so leiden: Entweder ich gehe
ins Gefängnis, oder ich verrate meine Prinzipien. Letzteres wäre weit
schlimmer als jedes Gefängnis, in das mich die Regierung werfen kann."

Manning hat sieben Jahre einer 35-jährigen Haftstrafe in einem
Militärgefängnis abgesessen, weil sie im Jahr 2010 geheime und vertrauliche
Dokumente an WikiLeaks weitergegeben und damit US-Kriegsverbrechen enthüllt
hatte. Das wichtigste dieser Dokumente war das Video "Collateral Murder",
das einen Angriff von amerikanischen Apache-Kampfhubschraubern in Bagdad
2007 zeigt, bei dem zwei Reuters-Journalisten und mindestens ein Dutzend
Iraker getötet wurden.

Obwohl Manning nicht wegen irgendwelcher neuer Verbrechen angeklagt oder
schuldig gesprochen wurde, wird sie wie eine verurteilte Verbrecherin
behandelt. Die ersten 28 Tage wurde sie in Isolationshaft gehalten. Wie der
UN-Sonderberichterstatter zu Folter, Juan E. Méndez, erklärt hat, stellt
längere Isolationshaft eine Form von Folter dar, wenn sie als Bestrafung,
als Inhaftierung vor Prozessbeginn oder unbefristet angewandt wird, oder
wenn die Person bereits an einer psychischen Störung leidet.

Wie Mannings Anwälte bereits bei einem früheren Appell für ihre Freilassung
erklärt haben, hat Manning darauf hingewiesen, dass sie der Regierung schon
während des Prozesses im Jahr 2013 alle Informationen über ihre
Interaktionen mit WikiLeaks und Assange gegeben hat. Daher würde sie sich
bei einer Aussage vor der Grand Jury nur wiederholen. In Wirklichkeit will
die Regierung sie zur Aussage vor der Grand Jury zwingen, weil sie dann die
Möglichkeit hat, ihre Aussagen als Verteidigungszeugin für Assange zu
entkräften.

Manning schildert in ihrer Erklärung die schrecklichen Auswirkungen, die
die Isolationshaft auf ihre psychische Gesundheit hatte. Die Auswirkungen
waren doppelt schlimm, weil sie schon während ihrer Haft unter der 
Obama-Regierung ein Jahr lang in Isolationshaft saß.

Sie schreibt: "Ich hatte Schwierigkeiten, mich auf irgendetwas zu
konzentrieren, ein Phänomen, das man als 'dissoziativen Stupor' bezeichnet:
Es fällt einem schwer, zu denken und sich zu konzentrieren. Angst,
Frustration über Kleinigkeiten, Reizbarkeit und gesteigerte Unfähigkeit,
die Symptome zu ertragen, greifen um sich. Während eines kurzen Aufenthalts
in der Besuchszelle wurde mir plötzlich schlecht, und nur mit Mühe konnte
ich eine normale Unterhaltung führen. Da war es mir nach mehreren Wochen
Unterstimulierung so schlecht, dass ich mich auf den Boden übergeben und
meinen Besuch vorzeitig beenden musste."

Noch schlimmer ist jedoch, dass man Manning die medizinische Behandlung für
ihre kürzlich erfolgte Geschlechtsumwandlung verweigert, sodass ihr
dauerhafte Schäden oder sogar eine potenziell tödliche Infektion drohen.
Immer wieder wird ihr der Zugang zu Sonnenlicht verweigert. Sie hat keinen
Zugang zu Literatur oder zu Freunden und hält ihren Verstand durch Puzzles
auf Trab. Aufgrund der schlechten Ernährung hat sie seit März zehn Kilo
zugenommen.

Manning führt einen mutigen Kampf, um Assange zu verteidigen. Dieser wurde
am 11. April von der britischen Polizei in der ecuadorianischen Botschaft
in London verhaftet, nachdem ihm die Regierung von Lenin Moreno
rechtswidrig das Asyl entzogen hatte.

Assange wurde zu 50 Wochen Gefängnis verurteilt, weil er im Zusammenhang
mit dem konstruierten Vergewaltigungsvorwurf gegen Kautionsauflagen
verstoßen hat. Jetzt droht ihm die Auslieferung an die USA. Offiziell
drohen ihm bisher eine Anklage wegen versuchten Computerhackings und damit
eine fünfjährige Haftstrafe. Er soll Manning geholfen haben, ein Passwort
zu knacken, um unentdeckt in das Computernetzwerk der Army einzudringen.

Sobald er einmal in den USA ist, wird das Justizministerium mit Sicherheit
weitere Anklagen gegen Assange vorbringen. Er könnte der Spionage angeklagt
werden, wofür ihm schwere Strafen bis hin zur Todesstrafe drohen.

Manning erklärte: "Ich glaube, diese Grand Jury will die Integrität des
gesellschaftlichen Diskurses untergraben, um diejenigen zu bestrafen, die
den schwerwiegenden, anhaltenden und systemischen Machtmissbrauch der
Regierung und der internationalen Staatengemeinschaft enthüllen wollen.

Deshalb wäre die Teilnahme an diesen Ermittlungen ins Blaue hinein, durch
die ich möglicherweise weitere Unschuldige dem Grand Jury-Verfahren
aussetzen würde, eine nicht zu rechtfertigende und unethische Tat. Nachdem
ich durch meine derzeitige Haft schwere psychologische Schäden erlitten
habe, möchte ich keine weitere Person diesem Trauma, der Erschöpfung von
Zivilcourage oder irgendeiner Form von Inhaftierung und Zwang aussetzen."

Manning bedankte sich für die Dutzende bis Hunderte täglicher
Solidaritätsschreiben. Wie sie erklärte, geben ihr diese "Wärme und
Stärke". Sie kämen von "Kollegen, Lehrern, Anwälten, Diplomaten,
Aktivisten, Fabrikarbeitern, Veteranen, Journalisten, Gewerkschaftsführern,
Angestellten, Gärtnern, Chefköchen, Piloten und Politikern ..."

Während die US-Regierung Manning und Assange erbarmungslos verfolgt, weil
sie die Wahrheit aufgedeckt haben, gewinnen diese die Achtung und
Bewunderung von Millionen von Arbeitern auf der ganzen Welt. Sie werden für
ihre Freiheit kämpfen.


Anmerkung:

[1] http://www.kingpin.cc/wp-content/uploads/2019/05/vaed-1_19-dm-00003-29-1.pdf
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2377: Vogelfrei und eingesperrt


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5 · Mai 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Vogelfrei und eingesperrt

Seehofer plant "Hau-ab-Gesetz" für Geflüchtete

von Rolf Euler



Das Bundesinnenministerium plant ein sogenanntes
"Geordnete-Rückkehr-Gesetz". Pro Asyl hat eine ausführliche Kritik am
Entwurf geübt und den zivilgesellschaftlichen Initiativen in der
Flüchtlingsarbeit zur Verfügung gestellt. Proteste bei Ministerium und
den Abgeordneten laufen an.


Es geht Innenminister Seehofer darum, Flüchtlinge auf jeden Fall
abschieben zu können. Dazu sollen Gesetzesänderungen vorgenommen
werden, sodass eine Ausreisepflicht entsteht, die "rechtsstaatliche
Grundsätze gerade in ihr Gegenteil verkehrt", wie Pro Asyl schreibt.

Erstens soll für abgelehnte Asylbewerber eine Art "Nicht-Status"
eingeführt werden, das ist weniger als die Duldung, die ansonsten bei
Ausweisungshindernissen ausgesprochen wird - z.B. bei Krankheit oder
Passverlust.

Das ebenfalls geplante Beschäftigungsduldungsgesetz würde einen
"verlässlichen Status" für gut integrierte Geduldete ermöglichen,
während das geplante Hau-ab-Gesetz einem großen Teil derer, die hier
bleiben, durch die Abschaffung der Duldung jede Chancen auf
Integration verweigert. Für den Fall, dass sie sich die
Abschiebehindernisse "zurechnen" lassen müssen (also dafür
verantwortlich gemacht werden, dass sie nicht abgeschoben werden
können, was den Ausländerbehörden viel Spielraum für Willkür lässt),
sollen ihnen Arbeits- und Bildungsmaßnahmen genommen werden. Kommen
Geflüchtete aus sogenannten "sicheren" Staaten, soll es keine Duldung
mehr, nur eine Bescheinigung über ihre Ausreisepflicht geben.

Pro Asyl verweist auf Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts,
dass eine Duldung nicht verweigert werden kann, wenn nicht abgeschoben
werden kann. Damit wäre der geplante "Nicht-Status" mit der bisherigen
Rechtsprechung nicht vereinbar. Ein Entzug der Duldungspflicht würde
Geflohene eher in die Illegalität, mindestens in eine sozial
unzumutbare Prekarität und anscheinend gewollte Perspektivlosigkeit
abdrängen.


Zweitens geht es um eine Verschärfung des Abschiebehaftsrechts.
Abschiebehaft darf nicht in Justizvollzugsanstalten stattfinden, weil
es keine Strafhaft ist. Pro Asyl kritisiert auch, dass der Entwurf
sich gegen Europarecht und bestimmte Grundgesetzartikel stellt, wenn
die Gründe für eine Abschiebehaft über alle Maßen ausgedeht würden.

Geht es nach den Plänen des Innenministeriums, wird Abschiebehaft eher
die Regel als die Ausnahme. Es will eine "erweiterte
Vorbereitungshaft" einführen, die schon einsetzen soll, wenn eine
Abschiebung vorbereitet wird, was Pro Asyl ganz klar als "Beugehaft"
kritisiert. Dabei soll eine Verlängerung der Haft um zwölf Monate
möglich sein!


Drittens kritisiert Pro Asyl, dass Verfahrensgarantien des
Haftrechts für Geflüchtete abgeschafft werden:

"Wesentliche Verfahrensgarantien sollen nicht mehr gelten: Der
Bundesgerichtshof als zentrale Entscheidungsinstanz für
Abschiebungshaft soll nur noch in Ausnahmefällen angerufen werden.
Gleichzeitig soll in bestimmten Fällen auf eine persönliche Anhörung
verzichtet werden, ebenso auf einen Haftantrag - und wenn doch einer
gestellt werden muss, werden die Begründungsvoraussetzungen reduziert.
Begründet werden diese maßlosen Einschränkungen damit, dass die
derzeitige Praxis für die anzuwendenden Behörden nicht praktikabel
sei. Tatsächlich: Die Praxis zeigt, dass im Bereich der
Abschiebungshaft oft rechtswidrig gehandelt wird. Der BGH korrigierte
seit 2015 jede dritte Entscheidung, d.h. jede dritte Haft war
rechtswidrig... Anstatt rechtmäßiges Handeln sicherzustellen, will die
Politik nun genau den Rechtsweg abschneiden, der rechtswidrige
Inhaftierungen verhindert bzw. beendet."


Besonders kritikwürdig ist viertens die geplante Regelung, dass
Informationen über geplante Abschiebungen eine Straftat sind, die mit
bis zu drei Jahren Gefängnis bestraft werden soll. Hier wird sowohl
gegenüber der Zivilgesellschaft, als auch gegenüber Rechtsanwälten,
Journalisten und Beratungsstellen eine Drohung aufgebaut, die zur
Kriminalisierung vor allem des ehrenamtlichen Engagements führt.
Ausgerechnet die ungarische Gesetzgebung nimmt Seehofer sich da zum
Beispiel.


Quelle: 

www.proasyl.de/material/vorlaeufige-stellungnahme-zum-geordnete-rueckkehr-gesetz
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VORWÄRTS/1461: Frauen*geschichte


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 13/14 vom 26. April 2019

Frauen*geschichte

von Sabine Hunziker



Oft wird Frauen*- und Geschlechtergeschichte eine Art Sonderstatus
zugewiesen. Allgemein herrscht hegemoniale Geschichtsschreibung mit
"grossen" Männern* vor, die von Männern* erforscht und festgehalten
wird. Historiker*Innen und Aktivist*innen wehren sich nun und es gibt
Rundgänge zu Frauen*geschichte für alle.


"Frauen*geschichte" und insbesondere Frauen*figuren, die in der
Schweizer Geschichte schrieben, sind kaum bekannt. Doch die
eidgenössische Frauen*geschichte hat nicht wenige spannende Ereignisse
zu bieten, die geheimnisvolle "Stauffacher*in" ist nur ein Beispiel
davon. Immer wieder versuchen Gruppen, entsprechende Themen
aufzuarbeiten und der Bevölkerung zugänglich zu machen. Das Netzwerk
Frauen*platz Biel ist eine davon. Aus über 275 Mitglieder*n bestehend,
regionale Organisationen, Firmen und Einzelpersonen* umfassend,
arbeitet Frauen*platz Biel zu gleichstellungsrelevanten Anliegen und
setzt sich aktiv für deren Umsetzung ein. Der Frauen*platz Biel
versteht sich als eine engagierte Stimme, die sich in die
gesellschaftlichen und politischen Debatten in Biel und der Region
einmischt, diese mitgestaltet und mitprägt.


Von Männern für Männer*

Warum wird Frauen*geschichte nicht zur Allgemeingeschichte? "Die
hegemoniale Geschichtsschreibung, also die Geschichte der grossen
Männer*, die von Männer*n erforscht und festgeschrieben wird, wird ja
seit längerem kritisch reflektiert und in Frage gestellt", antwortet
das Netzwerk aus Biel. "Auf universitärer Ebene konnte sich die
Frauen*- und Geschlechter*geschichte aufgrund der Hartnäckigkeit,
Unerschrockenheit und Ausdauer vieler Historiker*innen institutionell
verankern. Es gibt heute sehr viele exzellente Forschungen." Die
Aktivist*innen vom Netzwerk fügen hinzu: "Leider ist es eine Tatsache,
dass die Wichtigkeit und Notwendigkeit dieser Forschungen von
verschiedenen Seiten immer noch angezweifelt wird. Oftmals bekommt die
Frauen*- und Geschlechter*geschichte eine Art Sonderstatus zugewiesen,
die eine gleichberechtigte Positionierung und Anerkennung innerhalb
der öffentlichen Geschichtsschreibung der Schweiz verunmöglicht."
Gleich fügen sie Beispiele an und nennen den Schulunterricht. "Aber
gerade die letzten Jahre haben gezeigt, dass hier ein
gesellschaftlicher Wandel stattfindet und sich ein allgemeines
Interesse und Bewusstsein für Frauen*- und Geschlechter*geschichte
durchsetzt."


Weiber* im Streik 1918 bis 2018

Frauen*platz Biel arbeitet die Geschichte ihrer Stadt aus einer
explizit weiblichen Perspektive auf. "Dabei geht es uns einerseits um
das Sichtbarmachen der Frauen* als handelnde und aktive Subjekte im
öffentlichen Raum. Andererseits ist es für uns wichtig, eine Würdigung
des bereits Erreichten zu formulieren und damit eine positive
Identifikation mit den Frauen*, die vor uns für ihre Rechte
eingestanden sind, zu schaffen", erklärt das Netzwerk auf Anfrage des
vorwärts. Wie geschieht dies konkret? Frauen*platz Biel informiert mit
der zweisprachigen Zeitschrift KulturElle zweimal jährlich über
aktuelle Themen und legt dabei ihre Position differenziert dar. Mit
zwei Frauen*stadtrundgängen zeigt das Netzwerk die Geschichte
einzelner Frauen* in der Uhrenstadt auf. Indem die Erfahrungen und das
Handeln dieser Frauen* ins Zentrum gerückt werden, sind die
Stadtrundgänge gleichzeitig konkrete. Passend zum 100-Jahre-Jubiläum
des Landesstreikes organisierte Frauen*platz Biel in Zusammenarbeit
mit Expertinnen* der Schweizer Frauen*geschichte den einmaligen
Stadtrundgang "Wir Weiber* - Frauen* im Streik 1918-2018". In dieser
geschichtlichen Darstellung der Geschehnisse rund um den Landesstreik
stehen Frauen* im Zentrum. Hauptforderungen der Aktivist*innen waren
bezahlbare Lebensmittel, faire Löhne und bessere Arbeitsbedingungen.
Auch bei den Forderungen des Streikkomitees (Oltener Aktionskomitee)
war das aktive und passive Frauen*stimmrecht aufgeführt. Die
Frauen*streik-Geschichte hatte auch später Kontinuität in Biel - vom
"Milchkrieg" in den 1930er Jahren bis hin zum Frauen*streik 1991.
Wichtig beim Rundgang waren auch der Brückenschlag von den Ereignissen
von 1918 über die Geschichte der Frauen*bewegung bis hin zur Gegenwart
und das Nachdenken über erkämpfte Forderungen.


Männer* überrumpelt

In Bern heisst der geschichtliche Rundgang 2019 "Damenwahl." Lisia
Bürgi von "Bern StattLand" erklärt den Titel "Wieso Schneckentempo
Männer* überrumpelt", der in der Broschüre "Damen*wahl - 50 Jahre
Frauenstimmrecht in Bern" zu finden ist. "Die bezieht sich darauf,
dass ein Teil der Schweizer Männer* bei der Einführung des
Frauen*stimmrechts auf eidgenössischer Ebene überrumpelt wurde, obwohl
die Schweiz im internationalen Vergleich klar ein Schlusslicht war."
Der Ausdruck "Schneckentempo" bezieht sich zudem auch auf die
Frauenrechtler*innen, die bereits 1928 mit der sogenannten
SAFFA-Schnecke gegen das Schneckentempo in Sachen Frauen*stimmrecht
demonstrierten.

Besucher*innen von "Damen*wahl" werden in Bern Orte wie das
Bundeshaus, das immer wieder Schauplatz von Demonstrationen und
Aktionen zugunsten von Gleichstellung zwischen den Geschlechtern*
wurde, oder die Reitschule, die bekannt für ihr
aussenparlamentarisches Engagement von Frauen* und spezifische
Frauen*räume ist, besuchen. Auch die Helene-von-Mülinen-Treppe oder
das Casa d'Italia, das für seine Rolle zugunsten von Migrant*innen in
der Schweiz bekannt ist, steht auf der Liste von StattLand. Ziel eines
Rundganges ist, dass dadurch ein breites Publikum angesprochen und
dieses sowohl auf die Geschichte als auch auf die Aktualität von
Gleichstellungsfragen sensibilisiert werden kann. Einerseits soll der
Rundgang bei denjenigen Menschen, die selbst in der neuen
Frauen*bewegung oder einer anderen sozialen Bewegung engagiert sind
oder waren, Erinnerungen wecken und hoffentlich auch mittels bisher
vielleicht weniger bekannten Anekdoten einen zumindest teilweise neuen
Blick auf Erlebtes ermöglichen. Jüngere Menschen sollen daran erinnert
werden, dass diejenigen Rechte, die heute als selbstverständlich
gelten, hart erkämpft und grösstenteils noch gar nicht so alt sind.
Gleichzeitig soll aufgezeigt werden, dass auch heute noch auf
verschiedensten Ebenen Ungleichbehandlungen zu beobachten sind.


Frauen* als Anhängsel im Mainstream

Lisia Bürgi ist im Moment Assistentin am Historischen Institut an der
Universität Bern. Sie meint, dass sich die Geschichtswissenschaft seit
den 1970er Jahren dank dem unermüdlichen Einsatz feministischer
Historiker*innen, die mittlerweile zentrale Positionen besetzen und
Debatten prägen, auf jeden Fall merklich verändert hat. Dadurch kamen
Subjekte in den Blick, die weniger stark als andere in schriftlichen
Quellen vertreten sind, so zum Beispiel eben Frauen*, Arbeiter*innen
oder Migrant*innen. Nach ihrer Wahrnehmung ist es aber so, dass in der
Mainstream-Geschichtswissenschaft Frauen* weiterhin eher Anhängsel
sind, das heisst, dass zum Beispiel bei Tagungen ein einziges von
vielen Panels die untersuchte Thematik aus Frauenperspektive
beleuchtet. "Bei StattLand wird dagegen versucht, die in einem
Rundgang abgedeckten Themen aus einem möglichst breiten Blickwinkel zu
beleuchten und insbesondere auch weniger offensichtliche (historische)
Figuren in den Vordergrund zu stellen - auch bei Rundgängen, die sich
nicht wie Damen*wahl explizit mit der Gleichstellung der Geschlechter*
befassen."

 * 
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HÖRSPIEL/1930: Deutschlandfunk Kultur - "Kayapó. Der weinende Häuptling Raoni", 10.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kayapó

Der weinende Häuptling Raoni

Von Robin Minard

Deutschlandfunk Kultur/WDR 2019/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 10. Mai 2019, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Im dichten Grün des Unterholzes und im Kanu auf den Wassern des Rio
Negro durchstreifte Robin Minard das brasilianische Amazonien. Auch
bei Protestkundgebungen der Ureinwohner im Betondschungel der
Hauptstadt Brasília war er stets mit einem Arsenal an Mikrofonen
ausgestattet. Die daraus entstandene Radiokomposition verbindet
komplexe Klanglandschaften aus der Natur mit traditionellen Gesängen
und Geschichten der Ureinwohner. Gleichzeitig dokumentiert sie
gegenwärtige Erfahrungen wie Umweltzerstörung und offene Gewalt
gegenüber der indigenen Bevölkerung von Seiten regierungsnaher
Unternehmen.

 * 
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MELDUNG/1889: Deutschlandfunk - Wohnungsbau und Blumenkunst, 10.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Bundesgartenschau 2019

Wohnungsbau und Blumenkunst

Von Manuel Waltz

Mikrokosmos - Die Kulturreportage

Freitag, 10. Mai 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Schöne Blumen, prachtvolle Beete und spektakuläre Arrangements: Die
Bundesgartenschau will nicht nur Augenweide sein. Sie stellt sich
dieses Jahr in Heilbronn auch der Frage, ob ausladende Parkanlagen in
Zeiten der städtischen Wohnungsnot noch angebracht sind. In der Stadt
am Neckar sollen Landschafts- und Wohnarchitektur zusammengedacht
werden, um so das Konzept des Gartenfestivals zukunftsfähig zu machen.
Denn die Fragen müssen gestellt werden: Ist eine solche Schau noch
zeitgemäß? Wie steht es um die städtebauliche Nachhaltigkeit, wie um
die ökologische? Was haben die Anwohner von diesem Großprojekt und wie
können auch junge Leute damit erreicht werden? Die Planer der
Gartenschau haben über Jahre hinweg Antworten darauf gesucht. Seit
Mitte April präsentieren sie ihr Konzept dem Publikum.

 * 
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MELDUNG/1888: Umfassende Berichterstattung der Deutschlandradio-Programme zur Europawahl, 10.-26.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 08.05.2019

Umfassende Berichterstattung der Deutschlandradio-Programme zur
Europawahl

Neue Staffel des erfolgreichen Video-Formats "Ich würde nie ..." mit
Spitzenpolitikern



Am 26. Mai wählen die Europäer ein neues EU-Parlament.

Im Vorfeld der Wahl berichten Deutschlandfunk, Deutschlandfunk Kultur
und Deutschlandfunk Nova in Reportagen, Hintergrund- und
Gesprächssendungen über die Wahl, die vielen als Schicksalswahl gilt.

Deutschlandfunk Nova setzt zur Europawahl das erfolgreiche
Video-Format "Ich würde nie..." im Programm, online, auf YouTube,
Facebook und Instagram fort. Schon im Bundestagswahlkampf 2017
brachten die unkonventionellen Fragen von Moderatorin Rahel Klein
Spitzenpolitiker ins Schwitzen - doch der Spätkauf in
Berlin-Friedrichshain sorgte für schnelle Abkühlung durch wahlweise
Bier oder Fanta. Mit bis zu 800.000 Aufrufen erreichte der Politiktalk
besonders eine junge Zielgruppe. Jetzt sind die ersten Beiträge der
Neuauflage verfügbar, interviewt werden dabei Katarina Barley (SPD),
Nicola Beer (FDP), Özlem Demirel (Die Linke) und Jörg Meuthen (AfD),
Sven Giegold (Grüne) und Paul Ziemiak (CDU):

www.deutschlandfunknova.de/europawahl

www.youtube.com/channel/UCchyEzZDa4NBkSy-8VDUotw/

Deutschlandfunk schickt seine Reporterinnen und Reporter auf Reisen
und fragt, was die Menschen in allen Winkeln der europäischen Länder
vor der Wahl bewegt. Europa heute (9.10 Uhr) beleuchtet ab 10. Mai
jeden Freitag "Die Themen der anderen": Was hat Deutschlands Nachbarn
bewegt? Welche Meldungen, die es womöglich gar nicht in die
Schlagzeilen geschafft haben, erzählen etwas über die Besonderheit des
jeweiligen Landes? "Die Themen der anderen" wird auch nach der
Europawahl fortgesetzt, der Deutschlandfunk schärft damit sein
Europaprofil in Zeiten, in denen die europäische Innenpolitik an
Bedeutung gewinnt.

Die Sendung Gesichter Europas (Sa, 11.05 Uhr) bietet Reportagen aus
Griechenland und Rumänien und setzt sich mit dem Phänomen der
Entfremdung in Europa auseinander. Die Sendung Hintergrund setzt sich
zwischen dem 18. und 25. Mai (18.40 Uhr) unter anderem mit den
verschiedenen Spielarten des Populismus in Europa auseinander. Der
beliebte Podcast "Der Tag" informiert darüber, wie die Wahl
funktioniert, setzt sich mit den unterschiedlichen Interessen der
einzelnen EU-Mitgliedsstaaten auseinander und begibt sich dafür auf
Reisen. Die Themen und Beiträge zur Europawahl sind online unter
www.deutschlandfunk.de/europawahlen verfügbar.

Im Deutschlandfunk Kultur antworten zwölf Schriftstellerinnen und
Schriftsteller auf die Frage "Was bedeutet uns Europa?". In der
mehrteiligen Reihe, die in der Sendung Lesart (Mo-Fr, 10.07 Uhr) und
in Studio 9 gesendet wird, erzählen sie, was es ihrer Meinung nach in
Europa zu schützen, auszubauen und zu kritisieren gilt. Der
Länderreport (Mo-Fr, 13.07 Uhr) nimmt den EU-Wahlkampf in einzelnen
Bundesländern unter die Lupe und berichtet darüber, wie die
EU-Fördertöpfe dort wirken. In der Sendung Weltzeit fragen
Reporterinnen und Reporter in ganz Europa nach: Wie nutzt ihr die
Freiheiten der EU, was wollt ihr verändern, wo wäre euer Land ohne EU?

Am 26. Mai, dem Wahltag in Deutschland, bieten die Nachrichten und ein
Live-Blog tagesaktuelle Berichterstattung zur Wahl, ab 17.55 Uhr
berichten Wahlsondersendungen von Deutschlandfunk und Deutschlandfunk
Kultur aus dem EU-Parlament, den Parteizentralen und zahlreichen
europäischen Hauptstädten - und aus Bremen, wo am 26. Mai eine neue
Bürgerschaft gewählt wird. Auch die Deutschlandfunk-Radionacht am
folgenden Montag (1.05-5.00 Uhr) befasst sich mit den Ergebnissen und
Reaktionen zur Wahl.

www.deutschlandfunk.de/europawahlen

www.deutschlandfunknova.de/europawahl

 * 
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MUSIK/2884: Deutschlandfunk - Porträt des Pianisten Yonathan Avishai, 9.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kabuki, Kongo und Klaviere

Porträt des Pianisten Yonathan Avishai

JazzFacts

Donnerstag, 9. Mai 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Yonathan Avishai malt in subtilen Balancen mit den Farben seines
Instruments. Dabei entsteht ein minimalistischer Jazz, der in der
Gegenwart verankert ist. Modern Times nennt der israelische Pianist,
der in Japan aufwuchs und heute in Frankreich lebt, gelegentlich sein
Trio, mit dem er kürzlich das Album "Joys And Solitudes" auf dem
ECM-Label veröffentlichte. Der in Tel Aviv geborene Pianist zeigt mit
seinem aktuellen Werk, welch fesselnde Erzählwirkung seine
Improvisationen erzielen können. Für die Solo- und Triostücke von
"Joys and Solitudes" war die buddhistische amerikanische
Schriftstellerin Pema Chödrön eine wichtige Inspiration. Eine
Komposition wie "Les Pianos de Brazzaville" entstand nach zwei Reisen
in die Republik Kongo. Die Liebe für die ganze 100-jährige Geschichte
des Jazz ist in allem stets präsent.

 * 
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MUSIK/2883: Debüt im Deutschlandfunk Kultur, 9.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 30.04.2019

Debüt im Deutschlandfunk Kultur

Dirigent Valentin Uryupin mit Juliana Koch (Oboe) und Philipp
Kopachevsky (Klavier) als Solisten mit dem Deutschen
Symphonie-Orchester Berlin

Donnerstag, 9. Mai 2019, 20.03 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Das "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" präsentiert am Mittwoch, den 8.
Mai um 20.00 Uhr in der Berliner Philharmonie in einem Konzert mit dem
Deutschen Symphonie-Orchester Berlin drei ausgezeichnete Debütanten.

Am Pult des Orchesters steht mit dem russischen Dirigenten Valentin
Uryupin der Gewinner des 8. Sir-Georg-Solti-Dirigentenwettbewerbs in
Frankfurt und Preisträger des Gustav-Mahler-Dirigentenwettbewerbs der
Bamberger Symphoniker. Er eröffnet den Konzertabend mit Jörg Widmanns
Konzertouvertüre "Con brio" für Orchester. Danach ist die deutsche
Oboistin Juliana Koch Solistin im Oboenkonzert von Richard Strauss.
Die Solo-Oboistin des London Symphony Orchestra ist Preisträgerin des
ARD-Wettbewerbs in München und des Osnabrücker Musikpreises.

Der zweite Solist des Abends ist der russische Pianist Philipp
Kopachevsky, der in Sergej Rachmaninows Paganini-Rhapsodie seine
Virtuosität ebenso unter Beweis stellen kann wie seine lyrischen
Qualitäten. Mit Auszügen aus Sergej Prokofjews Ballettmusik "Romeo und
Julia" präsentiert sich Valentin Uryupin abschließend als Dirigent
großen symphonischen Repertoires.

Mittwoch, 8. Mai 2019, 20.00 Uhr Philharmonie

(Sendung im Deutschlandfunk Kultur am 9. Mai ab 20.03 Uhr)

Juliana Koch, Oboe (Deutschland)

Philipp Kopachevsky, Klavier (Russland)

Deutsches Symphonie-Orchester Berlin

Leitung: Valentin Uryupin (Russland)

Jörg Widmann: 'Con brio' Konzertouvertüre für Orchester (2008, rev.
2013)

Richard Strauss: Konzert für Oboe und kleines Orchester in D-Dur
(1945)

Sergej Rachmaninow: Rhapsodie nach einem Thema von Paganini für
Klavier und Orchester op. 43 (1934)

Sergej Prokofjew: 'Romeo und Julia' Auszüge aus den Suiten Nr. 1, 2, 3
und der Ballettmusik

Das "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" ist eine der traditionsreichsten
Konzertreihen im deutschen Hörfunk. Junge vielversprechende
Dirigenten, Instrumentalisten und Ensembles, denen eine eindrucksvolle
Karriere zuzutrauen ist, präsentieren sich im Kammermusiksaal der
Berliner Philharmonie oder gemeinsam mit dem Deutschen
Symphonie-Orchester Berlin auf großer Bühne. Gegründet im Jahr 1959
unter dem Namen "RIAS stellt vor", kann die Konzertreihe nach fast 60
Jahren auf eine lange Liste von Debütanten zurückblicken, die später
zu einer Weltkarriere ansetzten, darunter Jacqueline Du Pré und Daniel
Barenboim (beide 1963), Jessye Norman (1969) und Simon Rattle (1977),
Jewgenij Kissin (1987) und Cecilia Bartoli (1988), Daniel Hope (1993)
und Renaud Capuçon (2000), Tugan Sokhiev (2003) und Daniil Trifonov
(2013).

Weitere Informationen: deutschlandfunkkultur.de/dasdebuet

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSUS/1900: Hanau - Excel-Kurs für Einsteigende vom 14. Mai bis 4. Juni 2019


Stadt Hanau

Seniorenbüro bietet Excel-Kurs für Einsteigende 



Das Seniorenbüro Hanau bietet einen Excel-Kurs für Einsteigende an.
Grundkenntnisse in der Bedienung des PCs sind dafür erforderlich. In
diesem Kurs sind die Grundfunktionen der Tabellenerstellung und
Rechenmöglichkeiten zu erlernen. Diese lassen sich später in einem
Folgekurs vertiefen.

Die ehrenamtliche Mitarbeiterin Isabelle Matuschek leitet den Kurs,
der für sechs Teilnehmende vom 14. Mai bis 4. Juni dienstags um 10 Uhr
stattfindet und vier Einheiten von je zwei Stunden umfasst. Kursort
ist das Seniorenbüro Hanau, Raum 106, Steinheimer Straße 1. Die
Teilnahme kostet 20 Euro. Die Anmeldung erfolgt telefonisch bei Inge
Gach unter der Nummer 66820-41.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. April 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1899: Hanau - "EXCEL für Einsteiger" für Senioren, 14. Mai bis 4. Juni 2019


Stadt Hanau

Seniorenbüro bietet PC-Kurs "EXCEL für Einsteiger"



Das Seniorenbüro Hanau bietet einen Excel-Kurs für Einsteigerinnen und
Einsteiger mit der ehrenamtlichen Mitarbeiterin Isabelle Matuschek an.
Das Programm dient dazu Listen zu erstellen, nach Inhalten in den
Listen zu suchen und sie nach verschiedenen Gesichtspunkten zu
sortieren oder zu filtern. Beispiele hierfür sind die Verwaltung einer
Bibliothek oder eines Musikarchivs.

Darüber hinaus lassen sich mit EXCEL Kostenaufstellungen erfassen und
verwalten sowie unterschiedliche Darstellungen der Kosten in Gruppen
und/oder Diagrammen erstellen.In diesem Kurs lernen Teilnehmende die
Grundfunktionen der Tabellenerstellung und Rechenmöglichkeiten kennen.
Diese können sie später in einem Folgekurs vertiefen. Grundkenntnisse
in der Bedienung des PCs sind erforderlich.

Der Kurs findet dienstags vom 14. Mai bis 4. Juni 2019 um 10 Uhr statt
und umfasst vier Einheiten von je zwei Stunden. Kursort ist das
Seniorenbüro Hanau, Raum 106, 1. OG, Steinheimer Straße 1, 63450
Hanau. Der Kurs kann mit sechs Teilnehmenden belegt werden. Die Gebühr
beträgt 20 Euro. Anmeldung telefonisch bei Inge Gach, Telefon 
06181-668 20 41.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. April 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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GESCHICHTE/630: Universität im Nationalsozialismus - NS-Opfer auf dem Seziertisch (idw)


Medizinische Universität Innsbruck - 07.05.2019

Universität im Nationalsozialismus: NS-Opfer auf dem Seziertisch



Seit Mitte 2016 beschäftigt sich ein interdisziplinäres Forschungsprojekt
mit der Rolle des damaligen Instituts für Anatomie der Universität
Innsbruck während der NS-Zeit. In einer soeben erschienenen Publikation
beleuchten der Historiker Herwig Czech und der Anatom Erich Brenner die
Verwendung von NS-Opfern für Forschung und Lehre. Weitere
Forschungsarbeiten werden folgen.

Innsbruck, 07.05.2019: Ein nationalsozialistischer Erlass aus dem Jahr
1939 sah vor, dass Anatomische Institute Anspruch auf die Leichen
Hingerichteter für die Ausbildung von Medizinstudierenden und zu
Forschungszwecken bekommen sollten. Das Anatomische Institut in Innsbruck
erhielt ebenso wie die Einrichtungen in München, Erlangen und Würzburg die
Körper von im Gefängnis Stadelheim in München Hingerichteten. Die erhöhte
Anzahl von Hinrichtungen unter dem NS-Regime war eine wesentliche Quelle
von Körpern für die Anatomie.

Herkunft der Opfer

An das Anatomische Institut in Innsbruck sind zwischen März 1938 und
Dezember 1943 insgesamt 199 Körper von Verstorbenen zu Lehr- und
Forschungszwecken überführt worden. Die Hintergründe dieser Einlieferungen
sind Gegenstand aktueller Forschungsarbeiten. Der Historiker Herwig Czech
von der Medizinischen Universität Wien (Organisationseinheit Ethik,
Sammlungen und Geschichte der Medizin, Josephinum) und der Anatom Erich
Brenner von der Sektion für Klinisch-Funktionelle Anatomie der
Medizinischen Universität Innsbruck, haben nun erste Erkenntnisse
veröffentlicht. Der Artikel mit dem Titel "Nazi victims on the dissection
table" ("NS-Opfer auf dem Seziertisch") ist im angesehenen Fachblatt
"Annals of Anatomy" erschienen.

"Nach unserem Wissensstand können wir festhalten, dass in den Jahren 1938
bis 1943 von den insgesamt 199 Leichen, die an das Anatomische Institut in
Innsbruck überführt wurden, mindestens 128 aus nationalsozialistischen
Unrechtskontexten stammen", sagt Herwig Czech. Die Autoren führen in der
Publikation die Herkunft dieser 128 Körper aus: Aus Stadelheim wurden
während der NS-Zeit 59 Leichen nach Innsbruck überführt. Darüber hinaus
wurden auch die Körper von 39 verstorbenen, sowjetischen Kriegsgefangen
nach Innsbruck transportiert, von denen bisher 20 identifiziert werden
konnten. Sieben Menschen, die auf Grund ihrer jüdischen Herkunft verfolgt
worden waren, sind ebenfalls in den Registern verzeichnet. Außerdem werden
zwei Personen angeführt, die von einem Innsbrucker
Wehrmachts-Kriegsgericht zum Tode verurteilt worden waren. Ein weiterer Eintrag lässt
sich einer von der Gestapo-hingerichteten Person zuordnen. Zudem werden 20
Körper gelistet, die der Psychiatrie in Hall zugeordnet werden können.
Dabei handelt es sich nach derzeitigem Kenntnisstand allerdings nicht um
Opfer der NS-Euthanasie. Auf Grund eines schweren Bombentreffers im
Dezember 1943, bei dem das Institutsgebäude beschädigt wurde, konnten in
der Folge keine weiteren Körper aufgenommen werden.

Ein Ziel der Forschungsarbeit ist es, biographische Daten zu sammeln. "Wir
wissen beispielsweise von den sieben jüdischen Opfern, dass laut
Totenschein sechs Selbstmord begangen haben. Ein jüdisches Opfer konnten
wir genau zuordnen: Theresia Reich* aus Meran, die im Lager
Innsbruck-Reichenau verstorben ist. Von den weiteren sechs Personen starben vier in
Tirol und zwei in Vorarlberg. Da diese weder in Tirol noch in Vorarlberg
gemeldet waren, vermuten wir, dass diese Personen sich auf der Flucht
befunden hatten", sagt Erich Brenner von der Sektion für
Klinisch-Funktionelle Anatomie. Der Anatom leitet auch das interdisziplinäre
Forschungsprojekt "Die Innsbrucker Anatomie im Dritten Reich".

Die Verwendung der NS-Opfer

"Die Verwendung von NS-Opfern, die während des Krieges unter sehr
bedenklichen Umständen an die anatomischen Institute gelangt waren, wurde
nach der Befreiung häufig auch von politisch nicht dem Nationalsozialismus
nahestehenden Anatomen als unproblematisch gesehen", erklärt Herwig Czech.
Der Historiker von der Medizinischen Universität Wien kann belegen, dass
Leichenteile von NS-Opfern in Innsbruck noch bis ins Wintersemester
1956/57 für Anfängersezierkurse in Verwendung waren.

Sammlung: Suche nach noch lebenden Familienangehörigen

Die "Innsbrucker Anatomie" umfasste bereits vor, während und auch nach dem
Zweiten Weltkrieg zwei Institute: Zum einen das Institut für Anatomie und
zum anderen das Institut für Histologie und Entwicklungsgeschichte. Im
Zuge der Forschungsarbeiten konnte eine Sammlung von mehr als 200
histologischen Schnitten vom damaligen "Institut für Histologie und
Entwicklungsgeschichte" eruiert werden, welche von fünf Menschen stammen,
die unter dem NS-Regime hingerichtet wurden. "Wir wissen zudem von
mindestens einem weiteren Präparat, das sich in der Sammlung der Anatomie
befindet und ebenfalls von einem NS-Opfer stammt", erklärt Erich Brenner.
Ein sensibler Umgang mit den Ergebnissen ist für alle Beteiligten sehr
wichtig. So ist beabsichtigt, etwaige Gedenkaktivitäten in Absprache mit
eventuell noch lebenden Familienangehörigen zu organisieren.

Umgang mit der Geschichte

Sowohl die Aufarbeitung und Aufklärung der Geschichte der Anatomie als
auch ein würdevoller Umgang mit den Ergebnissen ist für die Direktorin der
Sektion für Klinisch-Funktionelle Anatomie Innsbruck, Helga Fritsch, sehr
wichtig: "Wir können das in der NS-Zeit begangene, verwerfliche Verhalten
nicht mehr ungeschehen machen. Es ist mir persönlich ein Anliegen, dass
wir einen Beitrag zur Aufklärung leisten und NS-Opfern ihre Geschichte
zurückgeben. Darüber hinaus werden wir auch ein nachhaltiges öffentliches
Signal setzen." Mit der jüdischen Kultusgemeinde und dem russischen
Konsulat findet ein Austausch statt, um eine adäquate Gedenkmöglichkeit zu
finden.

Interdisziplinäre Aufarbeitung

Um aufzuklären, ob sich weitere Körperteile in den Sammlungen des
Institutes befinden, wird in einer weiteren Forschungsarbeit systematisch
aufgearbeitet. Betreut wird die Arbeit von Dirk Rupnow vom Institut für
Zeitgeschichte der Leopold-Franzens-Universität Innsbruck. Der Dekan der
Philosophisch-Historischen Fakultät ist ein wichtiger Kooperationspartner
des Forschungsprojekts. "Das Anatomische Institut in Innsbruck hat sich
kaum von anderen Instituten in der NS-Zeit unterschieden. Auch der
unkritische Umgang mit der eigenen Geschichte nach dem Zweiten Weltkrieg
ist - bedauerlicherweise - weder in Innsbruck noch darüber hinaus
ungewöhnlich, wird man nüchtern konstatieren müssen, ohne damit etwas
schönzureden. Die Geschichte der Anatomie ist auf eine sehr spezifische
Art mit der Verfolgungspolitik des NS-Regimes verbunden. Nicht zuletzt
deshalb ist eine Aufarbeitung weiterhin so wichtig."


* verschiedene Schreibweisen von Theresia Reich ("Teresa" vs. "Theresia"
vs. "Therese"); dieser Unterschied könnte schlicht auf unterschiedlichen
Schreibweisen im Italienischen und im Deutschen oder aber auch nur auf
einem Schreibfehler beruhen.

Wissenschaftliche Publikation: 

Czech, H., Brenner, E., 2019. Nazi victims
on the dissection table - the Anatomical Institute in Innsbruck. Annals of
Anatomy - Anatomischer Anzeiger.

http://dx.doi.org/10.1016/j.aanat.2019.03.007

Originalpublikation:

http://dx.doi.org/10.1016/j.aanat.2019.03.007

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2355

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Universität Innsbruck - 07.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UMWELT/337: Krebsrisiko durch Glyphosat - Bundesinstitut für Risikobewertung gewährt elektronische Akteneinsicht (idw)


Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 06.05.2019

BfR gewährt erstmals elektronische Akteneinsicht

Anfragende können zusammenfassende Stellungnahme zu Glyphosat aus dem Jahr
2015 im Internet einsehen



Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) erhält eine Vielzahl von
Anfragen nach dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG). Derzeit liegen rund
39.000 Anträge vor. Die Anfragenden fordern eine nicht veröffentlichte
zusammenfassende wissenschaftliche Stellungnahme des BfR zur Monographie
der Internationalen Krebsforschungsagentur IARC über den Wirkstoff
Glyphosat an. Das BfR hat entschieden, diese Stellungnahme allen
Antragstellenden über eine nicht öffentlich zugängliche BfR-Internetseite
individuell zugänglich zu machen.

"Das Institut kommt damit einerseits seinen Verpflichtungen nach dem
Informationsfreiheitsgesetz nach", sagt BfR-Präsident Professor Dr. Dr.
Andreas Hensel, "andererseits wahrt es das Urheberrecht an seinen
wissenschaftlichen Arbeitsergebnissen." Das BfR geht diesen neuen Weg, um
gesetzliche Anforderungen hinsichtlich der Transparenz von
Behördenentscheidungen zu erfüllen und Anfragen in einem angemessenen
Zeitraum zu beantworten.

Die Arbeit des BfR ist durch einen wissenschaftlichen Ansatz und aktive
Forschung gekennzeichnet. Dies durchzieht alle Aufgabenfelder des
Instituts. Vor diesem Hintergrund ist es von wesentlicher Bedeutung für
das BfR, wer das Erstveröffentlichungsrecht an seinen wissenschaftlichen
Arbeitsergebnissen hat. Mit dem Internetzugang zu dem Dokument ermöglicht
das BfR den Anfragenden, sich auf transparente, unkomplizierte Weise über
den Inhalt der Stellungnahme zu informieren und mit ihm
auseinanderzusetzen. Das BfR gewährt den Anfragenden Zugang zu der
Stellungnahme durch individuelle Zugangsdaten. Der Login ist innerhalb von
sieben Tagen nach der ersten Aktivierung auch mehrfach möglich. Innerhalb
eines Jahres kann die erste Aktivierung erfolgen.

Die Veröffentlichungen sowohl des englischsprachigen Addendums zum
Bewertungsbericht (RAR) des BfR als auch der zusammenfassenden
deutschsprachigen Stellungnahme durch Dritte sind derzeit Gegenstand eines
laufenden Rechtsstreits vor dem Landgericht Köln. Es geht bei dieser
rechtlichen Auseinandersetzung um grundsätzliche Fragen des Urheberrechts
bei den wissenschaftlichen Arbeitsergebnissen des BfR. Nach Abschluss des
Verfahrens wird das BfR über eine Veröffentlichung der jetzt nach dem IFG
angefragten deutschsprachigen Stellungnahme entscheiden. Das Addendum ist
bereits seit 2015 in englischer Sprache auf der Homepage der EFSA
veröffentlicht. Somit sind sämtliche fachliche Schlussfolgerungen
öffentlich zugänglich.


Mehr im Internet unter:

https://www.bfr.bund.de/cm/343/keine-krebsrisiken-verheimlicht-saemtliche-fachlichen-schlussfolgerungen-des-bfr-zu-glyphosat-sind-seit-jahren-oeffentlich-zugaenglich.pdf

 * 

Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution638

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - Nr. 14/2019, 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORSORGE/808: Interview - Impflücken bei Erwachsenen (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2019

Impflücken bei Erwachsenen

Interview mit Dr. Anne Marcic



Dr. Anne Marcic, Infektionsschutz-Referentin des Landes, im Interview
mit Dirk Schnack über den Status quo in
Schleswig-Holstein.


Frau Dr. Marcic, Sie engagieren sich seit vielen Jahren für das
Impfen. Wie sind die Durchimpfungsraten in unserem Bundesland, wo
haben wir die größten Schwachstellen?

Dr. Anne Marcic: Durchimpfungsraten gibt es nur für Kinder. Es
stehen uns Daten aus der KV-Impfsurveillance für die Altersgruppen bis
24 Monate zur Verfügung. Diese sind für die MasernImpfung übrigens
bereits öffentlich zugänglich unter www.vacmap.de. Eine Schwachstelle,
die sich hier zeigt, ist der Impfzeitpunkt. Impfungen im
Kleinkindalter erfolgen oftmals zu einem späteren Zeitpunkt als dem
empfohlenen.

Außerdem haben wir Daten aus der Schuleingangsuntersuchung, bei der
die Impfausweise aller einzuschulenden Kinder überprüft werden. Die
Impfquoten bei Kindern sind über die Jahre kontinuierlich angestiegen
und stagnieren auf einem recht hohen Niveau. Dieser Anstieg wurde u.
a. erreicht durch eine höhere Verbindlichkeit bei den
Kinder-Vorsorgeuntersuchungen.

Impfquoten für Erwachsene sind dagegen nicht verfügbar.
Krankheitsgeschehen wie Masernausbrüche zeigen jedoch, dass diese
Impflücken haben und als Infektionsquelle eine Rolle spielen. Sie
können selbst schwer erkranken und fungieren als Überträger der
Erkrankung. Das ist insbesondere bei jungen Eltern problematisch, die
die Erkrankung an Säuglinge weitergeben, die selbst noch nicht geimpft
werden können und die das höchste Risiko für eine tödlich verlaufende
Enzephalitis haben.

Das ist sicherlich eine bedeutende Schwachstelle. Insofern müssen
Anstrengungen unternommen werden, um die Gruppe der gesunden (jungen)
Erwachsenen zu erreichen.

Was sind aus Ihrer Sicht die Ursachen für diese Schwachstellen?


Marcic: Erwachsene standen beim Impfschutz jahrelang nicht im
Fokus. Einerseits haben Nachholimpfungen zum Schließen von
mitgewachsenen Impflücken aus der Kindheit zu wenig stattgefunden,
andererseits werden Auffrischungsimpfungen schlicht vergessen. Hier
kommt Bewegung ins Spiel durch die STIKO-Empfehlung zur Masern-Impfung
und durch Änderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen im
Sozialgesetzbuch V zu Gesundheitsuntersuchungen.

Welche Erfolge konnten in den vergangenen Jahren in Schleswig-Holstein
erzielt werden?

Marcic: Auf Landesebene ist zunächst einmal das umfassende
Informationsangebot zum Impfen zu nennen, das im Rahmen der
Impfkampagne Schleswig-Holstein seit 2015 neu konzipiert wurde und
sowohl der Fachöffentlichkeit als auch der Bevölkerung kostenlos zur
Verfügung steht. Dadurch allein wird noch niemand geimpft, aber es
beinhaltet herstellerunabhängige objektive Basis-Informationen, die
wichtig sind und die die Impfentscheidung beeinflussen. Ein Erfolg ist
für mich auch, dass sich die "Impf-Akteure" aus verschiedenen
Bereichen aktiv einbringen und ihre Vernetzung nutzen, um die
Informationen zu verbreiten und das Impfen zum Thema machen.
Exemplarisch möchte ich die ärztlichen Berufsverbände BVF
(Frauenärzte), BVKJ (Pädiater) und Hausärzteverband nennen, die ebenso
wie die Apothekerkammer als Multiplikatoren fungieren - und das nicht
nur auf dem Papier, sondern in ihrer täglichen Arbeit.

Der öffentliche Gesundheitsdienst bietet vermehrt aufsuchende
Impfangebote in Bildungseinrichtungen für junge Erwachsene an, um
diese wichtige Zielgruppe zu erreichen. Diese Altersgruppe nutzt das
Regelsystem oftmals nicht, weil sie einfach gesund ist. Dadurch
bestehen Impflücken fort, die von den Gesundheitsämtern im Rahmen von
Impfaktionstagen an Hochschulen oder berufsbildenden Schulen
geschlossen werden können. Die Bemühungen zur Verbesserung des
Impfschutzes von Personal in medizinischen Einrichtungen zeigen
ebenfalls langsam erste Erfolge. Ein zentraler Punkt ist auch hier ein
niedrigschwelliges Impfangebot, z. B. durch Unterstützung des
betriebsärztlichen Dienstes vor Ort.

Welche Maßnahmen haben dazu beigetragen - was geschieht in
Schleswig-Holstein über bundesweite Maßnahmen hinaus?

Marcic: Das Schließen von Impflücken bei Erwachsenen steht im
Fokus. Wegen der Bedeutung als Überträger von Infektionen
konzentrieren wir uns besonders auf die Verbesserung des Impfschutzes
für Personal in medizinischen Einrichtungen. Auch die Förderung von
Impfungen durch den öffentlichen Gesundheitsdienst ist dem Land ein
Anliegen. Niedrigschwellige, aufsuchende Impfangebote tragen zu einer
besseren Inanspruchnahme von Impfungen bei. Sie sind ein
Alleinstellungsmerkmal des öffentlichen Gesundheitsdienstes. Bei der
Impfung von medizinischem Personal wird der öffentliche
Gesundheitsdienst ebenfalls unterstützend in stationären Einrichtungen
tätig. Krankenhäuser z. B. sind aufgefordert, Impfungen für das
Personal mit dem Ziel des Patientenschutzes festzulegen und ein
entsprechendes Impfangebot aufzubauen. Hierbei handelt es sich um eine
Regelung im Kontext der Prävention nosokomialer Infektionen, die auch
in der schleswig-holsteinischen "Krankenhaushygiene-Verordnung"
(MedIpVO) abgebildet ist. Mit diesem Ansatz zur Verbesserung des
Impfschutzes als Maßnahme des Hygienemanagements haben wir in
Schleswig-Holstein bundesweit eine Vorreiterrolle eingenommen. Unter
dem Motto "Impfen ist wie Händedesinfektion - nur machen schützt"
wollen wir das Impfen zum selbstverständlichen Bestandteil der
Maßnahmen der Infektionsprävention machen.

Die Impfaktionstage des Öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) an
Hochschulen oder berufsbildenden Schulen werden zum Teil von der
Landesvereinigung für Gesundheitsförderung unterstützt. Das
erleichtert Gesundheitsämtern, die zuvor nicht oder nicht mehr
aufsuchend tätig waren, die Durchführung.

"Betriebsärzte sind eine impfende Arztgruppe, die besonders
 geeignet ist, gesunde Erwachsene zu erreichen."



Welche Maßnahmen vermissen Sie in Schleswig-Holstein?

Marcic: Es gibt bisher keine wirklich funktionierende
Impfvereinbarung zwischen Betriebsärzten und der Gesetzlichen
Krankenversicherung nach § 132e SGB V, auf deren Basis
Betriebsärzte Standardimpfungen unkompliziert abrechnen können. Die
rechtlichen Rahmenbedingungen im SGB V wurden dahingehend
konkretisiert, dass die Durchführung von Standardimpfungen durch
Betriebsärzte zulasten der gesetzlichen Krankenversicherung erfolgen
kann. Die Krankenkassen haben sicherzustellen, dass Betriebsärzte, die
nicht an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmen,
Standardimpfungen vornehmen können. Die Betriebsärzte sollen die Lücke
schließen, die durch Vermeidung von Arztkontakten oder Arztterminen
entsteht. Betriebsärzte sind eine impfende Arztgruppe, die besonders
geeignet ist, gesunde Erwachsene zu erreichen. Die Impfung kann in den
Arbeitsalltag integriert werden. Diese Regelungen gilt es jetzt
umzusetzen und zu nutzen, um den Impfschutz flächendeckend weiter zu
verbessern. Das Land hat versucht, diesen Prozess voranzubringen, ist
aber nicht am Verfahren beteiligt und hat daher praktisch keine
Einflussmöglichkeiten.

Ein kleiner, aber konstanter Anteil in der Bevölkerung lehnt
Impfungen grundsätzlich ab. Macht es Sinn, sich um diese Gruppe zu
bemühen, oder sollte man auf die zwar skeptischen, aber
gesprächsbereiten Patienten fokussieren?

Marcic: Letzteres. Echte Impfgegner sind nicht zu überzeugen.
Die Ablehnung basiert auf weltanschaulichen Ansichten. Es gibt auch
Impfgegner, die ihre Position mit kommerziellen Interessen verknüpfen.
Sie machen tatsächlich nur einen sehr kleinen Anteil der Bevölkerung
aus. Ein deutlich größerer Anteil sind die sogenannten Impfskeptiker.
Diese hinterfragen kritisch z. B. die Anzahl von Impfungen und die
Impfzeitpunkte. Hier lohnt es sich zu argumentieren. Als Unterstützung
für die Auseinandersetzung mit Impfskeptikern stellt das Land im
Internetauftritt Impfen unter www.schleswig-holstein.de/impfen in der
Rubrik "Impfen A-Z", "Impfkritik, was ist dran?" Informationen zur
Verfügung, u. a. auch das Infoblatt "Die Wahrheit zur MMR-Impfung".
Dass die Informationsmaterialien der Impfkampagne Schleswig-Holstein
herstellerunabhängig und objektiv sind, ist für die Gruppe der
Skeptiker ein wichtiger Aspekt. Die zur Verfügung stehenden
Informationen basieren allein auf einer fachlichen Bewertung und sind
vom Land finanziert (für die Bürgerinnen und Bürger). Gerne wird von
Impfskeptikern damit argumentiert, dass eine Impfentscheidung
individuell sein muss und nicht einem Plan folgen sollte. Dazu ist zu
sagen: Jede Impfentscheidung ist individuell, da sie zu einem
bestimmten Zeitpunkt für eine bestimmte Person getroffen wird.

Was könnten Praxisinhaber tun, um die Impfmotivation zu erhöhen?


Marcic: Den STIKO-Grundsatz, dass jeder Arztkontakt zur
Überprüfung des Impfstatus genutzt werden soll, sollte so gut wie
möglich in den Arbeitsalltag integriert werden. Es ist nicht immer
erforderlich, die Motivation zu erhöhen, oftmals reicht es aus, die
Impfungen tatsächlich anzubieten und immer daran zu denken.

Für Patienten, die überzeugt werden müssen, können die o.g.
herstellerunabhängigen Informationsmaterialien der Impfkampagne SH
genutzt werden. Die kostenlosen Info-Flyer gibt es für verschiedene
Alters- und Zielgruppen. Ein Erinnerungssystem für anstehende
Auffrischungsimpfungen ist natürlich auch hilfreich.

Sind die Ärzte ausreichend motiviert, nicht nur zu impfen, sondern
Patienten auch zu überzeugen?

Marcic: Grundsätzlich sind Ärzte sicherlich motiviert, Ihre
Patienten zu überzeugen. Mir ist zumindest nicht bekannt, dass es
diesbezüglich irgendwelche Defizite gibt. Falls Sie hier auf die
Honorierung der Impfberatung anspielen, kann ich dazu wenig sagen, da
das außerhalb meines Einflussbereiches liegt und ich in diese Prozesse
nicht einbezogen werde.

Ein Arzt in Leer lässt nicht geimpfte Patienten nicht mehr in die
eigene Praxis. Ist dieses Vorgehen aus Ihrer persönlichen Sicht
gerechtfertigt? Wie weit sollten Ärzte gehen, um ihre Patienten zu
schützen?

Marcic: Das ist schon eine rigorose Maßnahme, die nicht als
Vorbild für alle Praxen gelten kann. Zunächst wäre interessant zu
wissen, um was für eine Praxis es sich handelt. Es kommt ja immer
wieder vor, dass medizinische Einrichtungen - auch Praxen - u. a.
durch mangelnden Impfschutz zum Infektionsort werden. Nach einer
solchen Erfahrung und bei Behandlung Infektionsgefährdeter ist es zum
Schutz anderer Patienten vertretbar. In Praxen mit gefährdeten
Patientengruppen (z. B. Säuglinge) sollten für diese separate
Wartebereiche vorhanden sein, ggf. sind auch separate Sprechzeiten
sinnvoll. Die Risikobewertung liegt in der Verantwortung des Arztes.
Ärzte sollten auf jeden Fall bei sich selbst und bei ihren
Mitarbeitern für einen umfassenden Impfschutz sorgen und natürlich die
erforderlichen Hygienemaßnahmen beachten. Nicht zu vergessen ist, dass
Hygiene und Impfschutz immer nur sich ergänzende Maßnahmen - und nicht
sich ersetzende Maßnahmen - sein können.

Vielen Dank für das Gespräch







Info

- Im Jahr 2015 wurde das Informationsangebot auf Landesebene neu
konzipiert und steht der Bevölkerung und der Fachöffentlichkeit zur
Verfügung. Die Impfakteure in Schleswig-Holstein sind vernetzt und
erarbeiten gemeinsame Lösungen.

- Ein STIKO-Grundsatz lautet, dass jeder Arztkontakt zur Überprüfung
des Impfstatus genutzt werden sollte. Dieser Anspruch sollte so gut
wie möglich in den Arbeitsalltag integriert werden.
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ARTIKEL/1505: Serie "Modelle für die ambulante ländliche Versorgung" - Vorzüge der Einzelpraxis (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2019

Serie

"Keiner redet einem hinein"

von Dirk Schnack



Die Einzelpraxis als Organisationsform der Praxis auf dem Land? Sie
ist noch immer die am häufigsten gewählte Form. Sönke Sturm aus Hohn
hat die Vorzüge schon bei seinem Vater Michael kennengelernt.


Einzelpraxen waren lange Zeit die mit Abstand beliebteste
Organisationsform in Deutschland. In den vergangenen Jahren sind eine
Reihe neuer Modelle hinzugekommen und haben dafür gesorgt, dass die
Zahl der Einzelpraxen bundesweit rückläufig ist - zwischen 2009 und
2017 laut Kassenärztlicher Bundesvereinigung (KBV) bei Hausärzten um
16,5 Prozent. Die Berichterstattung über diesen Trend lässt bisweilen
den Eindruck aufkommen, junge Ärzte und insbesondere Ärztinnen seien
an der Einzelpraxis nicht mehr interessiert. Dieser Eindruck täuscht.
Ein Blick etwa in das Mitteilungsblatt "Nordlicht" der KV
Schleswig-Holstein, das regelmäßig neu niedergelassene Ärzte in
Schleswig-Holstein in einem Steckbrief vorstellt, zeigt, dass
Einzelpraxen kein Auslaufmodell sind. Auch junge Ärzte übernehmen
Einzelpraxen und sind mit dieser Entscheidung glücklich.

Wie glücklich, berichtet zum Beispiel Sönke Sturm: "Es ist eine tolle
Art zu arbeiten, keiner redet einem hinein", berichtet der 33-Jährige.
Der Facharzt für Allgemeinmedizin hat 2017 die Praxis seines Vaters
Michael in Hohn bei Rendsburg übernommen und ist überzeugter Landarzt.
Er hat sich bewusst für die Einzelpraxis entschieden, um sich bei
Praxisführung und -gestaltung nicht auf Kompromisse einlassen zu
müssen, die er nicht mittragen möchte.

Das bedeutet nicht, dass der Hausarzt nicht teamfähig wäre: In seiner
Klinikzeit hat er den Austausch mit Kollegen geschätzt, er bespricht
sich regelmäßig mit seinem Praxisteam und er hätte auch gerne eine
angestellte Kollegin in der Praxis - was bislang am gesperrten Gebiet
scheitert. Wichtig ist ihm allerdings, dass er weiterhin die
Entscheidungen trifft und ihm niemand Vorgaben macht, wie er seinen
Praxisalltag gestaltet. Dass er ausgerechnet die Praxis seines Vaters
übernommen hat, freut die Menschen in Hohn und Umgebung besonders.
"Ich habe ein unglaublich positives Feedback erhalten. Viele Menschen
im Ort waren natürlich auch erleichtert, dass die Praxis bestehen
bleibt", berichtet Sturm über seine ersten Monate als Landarzt in
Hohn.

Der junge Familienvater wurde geboren, kurz nachdem sein Vater Michael
die Praxis im Ort übernommen hatte. Michael Sturm ist "froh und
dankbar", dass sein Sohn ihm schon früh Interesse an der Nachfolge
signalisiert hat. Er ist ebenfalls sicher, dass sein Sohn die richtige
Entscheidung getroffen hat. Trotz einer erfolgreichen Zeit mit guter
Perspektive im Krankenhaus ist Michael Sturm sicher: "Immer nur in der
Klinik zu arbeiten, wäre nichts für ihn gewesen."

Aus Sicht von Vater und Sohn sprechen neben der Eigenständigkeit
mehrere Argumente für die Tätigkeit in der Landarztpraxis:


	Sie kennen ihre Patienten. Anders als im Krankenhaus begleiten sie ihre Patienten meist über Jahrzehnte und wissen über den familiären Hintergrund bestens Bescheid.

	Positive Resonanz: Die Patienten sind überwiegend dankbar, dass ein Arzt vor Ort ist. Ein Hausbesuch ist für viele alte Menschen ein Highlight. Sönke Sturm: "Damit erfüllen wir auch eine wichtige soziale Aufgabe."

	Die Landarztpraxis kann wirtschaftlich interessant sein - wenn man nicht nur "nine to five" arbeitet. "Mir geht es gut", sagt Sönke Sturm. Allerdings muss er dafür viel leisten: Mit 1.100 Scheinen im Quartal liegt er deutlich über dem Durchschnitt allgemeinmedizinischer Praxen.

	Die hausärztliche Tätigkeit ist anspruchsvoll: Das Spektrum an Erkrankungen, das in der Landarztpraxis auftaucht, ist extrem breit. Im Gegensatz zu Spezialisten müssen die Landärzte den Überblick über alle Fachgebiete behalten. Außerdem verstehen sich die Sturms nicht vorwiegend als Überweiser, sondern als Behandler der meisten Erkrankungen.

	Er ist nicht allein. In Hohn gibt es eine weitere Arztpraxis - keine Einzelpraxis, sondern mehrere Ärzte unter einem Dach. Und in der näheren Umgebung hat gerade in mehreren Einzelpraxen ein Generationswechsel stattgefunden - die Jungen kennen, verstehen und vertreten sich bei Bedarf gegenseitig. Außerdem sind sie über das Praxisnetz Medizinische Qualitätsgemeinschaft Rendsburg (MQR) vernetzt.



Nach der Praxis ist zwar nicht immer Feierabend - Befunde müssen
gesichtet und administrative Aufgaben erledigt werden. Aber ständige
Not- und Bereitschaftsdienste, wie sie in Michael Sturms Anfangsjahren
auf dem Land noch für schlaflose Nächte sorgten, gibt es in
Schleswig-Holstein schon seit einigen Jahren nicht mehr. Sönke Sturm
nimmt am geregelten Bereitschaftsdienst teil und genießt an den
anderen Tagen seine Freizeit.

Einen kleinen Schub verlieh die Aufhebung der Residenzpflicht der
Tätigkeit auf dem Land. Bis zum Jahr 2012 mussten Ärzte am Praxisort
auch ihren Wohnsitz haben. Seitdem das nicht mehr vorgeschrieben ist,
gibt es auch Einzelpraxisinhaber, die etwa in Schleswig-Holstein
niedergelassen sind, aber in Hamburg wohnen.

Die Vorzüge von Einzelpraxen werden auch von den ärztlichen
Körperschaften nicht bestritten. Die KV Schleswig-Holstein etwa sagt
zu dieser Organisationsform: "Die Einzelpraxis ist nach wie vor ein
Praxismodell, in dem viele - auch junge - Ärztinnen und Ärzte gern
arbeiten. Einen Mix zu haben ist gut, damit jeder je nach Neigung
Optionen für die Ausübung des Arztberufes hat." Wie aber sind die
Neigungen? Die vorliegenden Zahlen aus Schleswig-Holstein zeigen, dass
die Einzelpraxis im Vergleich mit anderen Praxismodellen beliebt ist.
Laut KV gibt es aktuell 2444 Einzelpraxen im Land, zugleich 752
Berufsausübungsgemeinschaften und 83 Medizinische Versorgungszentren
(MVZ). Im Vergleich zu 2017 ist die Zahl der Einzelpraxen sogar leicht
steigend (plus sieben) und die der BAG und der MVZ (jeweils minus
drei) leicht rückläufig.

Auch die KBV weiß um die Bedeutung der Einzelpraxen und nennt als
positive Merkmale:


	Hohe Eigenständigkeit - eigenverantwortliche Organisation und medizinische Ausrichtung der Praxis

	flexible Gestaltung der Arbeits- und Freizeit

	Kooperationen sind möglich



Dass die Inhaber von Einzelpraxen häufig als "Einzelkämpfer"
bezeichnet werden, trifft es nach Ansicht der KBV nicht. Denn:
"Einzelpraxis bedeutet nicht: abgeschieden, alles allein neu erfinden
zu müssen. Kooperation und Vernetzung mit Kollegen sind in vielen
Variationen bereits heute zum Beispiel als Praxisgemeinschaft und
Praxisnetz möglich und ein unverzichtbares Thema." Hinzu kommt, dass
auch in Einzelpraxen die Anstellung von Ärzten und die Beschäftigung
von Weiterbildungsassistenten möglich sind.

Vater und Sohn Sturm stimmen in diesen Punkten mit der KBV überein und
wären eigentlich rundum zufrieden mit ihrer Situation - wenn die
Gesundheitspolitik nicht wäre. Sönke Sturm stört, dass zunehmend
Vorgaben für einen freien Beruf gemacht werden und damit in die
Praxisorganisation eingegriffen wird. Michael Sturm beobachtet mit
Sorge, dass MVZ zunehmend in die Versorgung drängen. Nach seiner
Wahrnehmung wird von standespolitischer Seite zu wenig dafür getan,
dass Organisationsmodelle wie die Einzelpraxis künftig noch
gleichberechtigt neben größeren - nicht immer von Ärzten geführten -
Einheiten im Wettbewerb bestehen können.

Er ist seit Jahrzehnten berufspolitisch engagiert und ist sich sicher,
dass die Fokussierung auf Zentren keine Lösung für das
Gesundheitswesen sein kann: "Wenn man die Bevölkerung weiterhin gut
versorgen will, muss es auch weiter Einzelpraxen geben." Dafür setzt
sich der Vater etwa im Vorstand des Hausärzteverbandes ein und ist in
der MQR Aufsichtsratsvorsitzender. Ob er seinem Sohn auch als
Standespolitiker als Vorbild dienen wird, ist noch nicht ausgemacht.
Vorerst ist Sönke Sturm mit Landarztpraxis und junger Familie mehr als
ausgelastet.

 * 

AMBULANTE VERSORGUNG AUF DEM LAND

Wie lässt sich die ambulante Versorgung auf dem Land organisieren? Vor
dieser Herausforderung stehen derzeit viele Bundesländer, aber wenige
haben darauf so vielfältige Antworten wie Schleswig-Holstein. Neben
den klassischen Einzelpraxen und Berufsausübungsgemeinschaften gibt es
zum Beispiel Zweigpraxen oder Medizinische Versorgungszentren in
unterschiedlichen Ausprägungen. Fast alle bieten den Ärzten die
Möglichkeit, sich zwischen selbstständiger und angestellter Tätigkeit
zu entscheiden. In dieser Serie stellen wir Ihnen ausgewählte
Beispiele für Organisationsformen in der ambulanten Versorgung vor,
die in Schleswig-Holstein praktiziert werden. Weitere bislang geplante
oder schon gedruckte Serienbestandteile:


	März: Kommunales MVZ als Ärztezentrum für die Region

	Mai: Die kommunale Eigeneinrichtung als Blaupause

	Juni: Mit der Zweigpraxis zum Patienten

	Juli: Die überörtliche Berufsausübungsgemeinschaft




KOMPETENZZENTRUM WEITERBILDUNG IN DER ALLGEMEINMEDIZIN

Damit sich junge Mediziner für die Landarzttätigkeit entscheiden
können, ist Nachwuchs in der Allgemeinmedizin erforderlich. Das
Kompetenzzentrum Allgemeinmedizin Schleswig-Holstein - gegründet durch
die Landesärztekammer, die KV Schleswig-Holstein und die Lehrstühle
für Allgemeinmedizin der Universitäten Kiel und Lübeck - begleitet die
Weiterbildung im Fach Allgemeinmedizin mit dem Ziel, die Qualität und
Effizienz in der Weiterbildung zum Facharzt für Allgemeinmedizin zu
steigern und dem Hausärztemangel entgegenzuwirken. Das Zentrum bietet
außer Train-the-Trainer-Kursen für die Weiterbildungsbefugten
Unterstützung durch Mentoren und Schulungstage für Ärzte in
Weiterbildung an.

Interessierte Ärzte können sich bei der Akademie der Ärztekammer
Schleswig-Holstein anmelden: Nina Brunken, Telefon 04551 803 760


58%

aller Praxen in Deutschland sind als Einzelpraxen organisiert.
Allerdings haben neue Organisationsformen dafür gesorgt, dass die Zahl
der Einzelpraxen bundesweit abnimmt. Die Anzahl der hausärztlichen
Einzelpraxen ist zwischen 2009 und 2017 um 16,5 %, die der
fachärztlichen um 11,6 % gesunken. In Schleswig-Holstein gibt es
aktuell 2444 Einzelpraxen bei 752 Berufsausübungsgemeinschaften (BAG)
und 83 Medizinischen Versorgungszentren (MVZ) in der ambulanten
Versorgung.
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AUSLAND/2524: Lebensqualität - erste Normdaten für die Schweiz (idw)


Universität Luzern - 06.05.2019

Lebensqualität: erste Normdaten für die Schweiz



Ein Team der Universität Luzern hat die Lebensqualität in der Schweiz in
einer repräsentativen Studie mit dem standardisierten Fragebogen "SF-36"
untersucht - eine Premiere. Die Ergebnisse erlauben künftigen Studien
länderspezifische Vergleiche.

Im Rahmen der Studie wurden 1209 Personen im Alter zwischen 18 und 75
Jahren befragt - 58 Prozent davon waren Frauen. Die Studie leitete Prof.
Dr. Gisela Michel, ausserordentliche Professorin für "Health and Social
Behaviour" der Universität Luzern. Mit Hilfe des standardisierten
Fragebogens "SF-36" (Short-Form-36), der die persönlich empfundene
Lebensqualität erfragt, ermittelten die Forschenden die physische sowie
die mentale Lebensqualität einer repräsentativen Studiengruppe aus der
Schweizer Allgemeinbevölkerung.

Ergebnisse und Ziel der Studie

Die Studie ergab unter anderem, dass die physische Gesundheit bei jüngeren
Personen höher ist. Ältere Personen berichteten hingegen über einen
besseren mentalen Zustand. Erwerbstätige und Pensionierte gaben eine
bessere mentale Lebensqualität an als Personen, die an einer chronischen
Krankheit leiden. Personen mit einer höheren Ausbildung berichteten über
eine bessere physische Gesundheit. Die Lebensqualität in der
Deutschschweiz wurde höher bewertet als in der französisch- oder
italienischsprachigen Schweiz. Die Forschenden erklären dies mit dem
gesünderen Lebensstil, der niedrigen Arbeitslosenquote und der höheren
Ausbildung der unter Dreissig-Jährigen in der Deutschschweiz. Verglichen
mit anderen Ländern ist die physische Gesundheit in der Schweiz besser,
während die mentale Lebensqualität schlechter ist. Studien in Australien,
Brasilien, Deutschland, Neuseeland und Norwegen kamen zum selben Ergebnis
wie die Studie in der Schweiz: Männer berichten über eine höhere
Lebensqualität als Frauen.

Das Ziel der Studie war, standardisierte Erkenntnisse über die
Lebensqualität in der Schweiz zu erhalten. Durch die Verwendung des
"SF-36", einem breit anerkannten Fragebogen, wurden Vergleichswerte
geschaffen, die für kommende Studien im In- und Ausland zur Verfügung
stehen. Damit können Vergleiche mit der Schweizer Allgemeinbevölkerung
gemacht werden. Grundsätzlich wäre damit auch das Aufzeigen einer
zeitlichen Entwicklung der Lebensqualität in der Schweiz möglich, wenn in
Zukunft weitere Befragungen durchgeführt werden.

Die Normdaten wurden im Rahmen eines Forschungsprojekts zur Untersuchung
der Lebensqualität von Eltern ehemaliger Kinderkrebspatientinnen und
-patienten erstellt. Die Leitung dieses Projekts liegt ebenfalls bei Prof.
Dr. Gisela Michel. Der Schweizerische Nationalfonds finanziert die
Forschung mit 303.426 Franken. Die erhobenen Normdaten aus der Schweizer
Allgemeinbevölkerung dienen hierbei als Vergleichsgruppe. Die Auswertung
der zweiten Befragung unter Eltern von ehemals krebskranken Kindern und
der Vergleich mit der Allgemeinbevölkerung ist noch nicht abgeschlossen.
Ergebnisse werden Ende dieses Jahres erwartet.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1220

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Luzern - 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





SCHLAGANFALL/435: Tag gegen den Schlaganfall - Experten sehen vorbildliche Versorgung als bedroht an (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 07.05.2019

DSG: Tag gegen den Schlaganfall: DSG-Experten sehen vorbildliche Versorgung als bedroht an



Jährlich erleiden rund 260.000 Menschen hierzulande einen Schlaganfall.
Aufgrund der qualitativ hochwertigen Versorgung in Deutschland haben sie
aber gute Chancen, keine oder nur geringe dauerhafte Schäden
davonzutragen. Anlässlich des Tages gegen den Schlaganfall am Freitag, den
10. Mai 2019, bekräftigt die Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft (DSG), wie
wichtig für schwer betroffene Patienten eine zeitnahe Versorgung in
exzellenten Spezialkliniken - den sogenannten Stroke Units - ist.

Die Experten warnen jedoch davor, dass dieser hohe Qualitätsstandard nun
durch mögliche Veränderungen in der Vergütung gefährdet ist und Patienten
sich eventuell wieder auf Versorgungslücken einstellen müssen.


Bei einem Schlaganfall heißt es "Time is brain", denn schnelle und
qualifizierte Hilfe bewahrt Patienten vor Behinderung, Pflegebedürftigkeit
und dem Tod. "Die Versorgung von Schlaganfallpatienten hierzulande ist
international vorbildlich, da regionale Schlaganfallzentren (sogenannte
Stroke Units) eng mit überregionalen Stroke Units vernetzt sind", erklärt
Professor Dr. med. Armin Grau, 1. Vorsitzender der DSG. Alle
Schlaganfallpatienten sollen in einer der 328 zertifizierten Stroke Units
in Deutschland behandelt werden, dann bestehen gute Behandlungschancen.

Meistens handelt es sich um einen ischämischen Schlaganfall, das heißt ein
Gefäß im Gehirn wird durch ein Gerinnsel verschlossen und Blut und
Sauerstoff können bestimmte Gehirnbereiche nicht mehr erreichen. In
leichteren Fällen lösen die Ärzte das Gerinnsel rein medikamentös auf.
Dieses Verfahren wird als Lysetherapie bezeichnet. Bei schweren Fällen
werden die Patienten in eine Stroke Unit mit Katheter-Option verlegt. "Für
den Therapieerfolg ist es hier entscheidend, dass Spezialisten aus
verschiedenen Disziplinen - also vor allem Neurologen und Neuroradiologen
- innerhalb kurzer Zeit die optimale Therapie einleiten", sagt Professor
Dr. med. Wolf-Rüdiger Schäbitz, Pressesprecher der DSG. Bei schwer
betroffenen Patienten kann dann, in der Regel in einer der überregionalen
Stroke Units, von denen es in Deutschland aktuell 117 durch die DSG
zertifizierte gibt, eine sogenannte Thrombektomie durchgeführt werden: Die
Spezialisten führen dabei einen Katheter über ein Beingefäß bis in das
Gehirn und entfernen das Gerinnsel. Die Thrombektomie gilt seit einigen
Jahren als die bestwirksamste Therapie bei schwerem Hirninfarkt. "Bis zu
90 Prozent der verschlossenen Schlagadern können so wieder geöffnet
werden, was häufig zu einer deutlichen Verbesserung der
Schlaganfallsymptome führt", berichtet Schäbitz. Um der gestiegenen
Behandlungskomplexität Rechnung zu tragen, konstituieren sich gerade in
Deutschland überregionale Neurovaskuläre Netzwerke, von denen kürzlich
fünf durch die DSG zertifiziert wurden, weitere zehn befinden sich im
Zertifizierungsverfahren. Zu einem neurovaskulären Netzwerk schließen sich
große Einrichtungen mit Spezialabteilungen wie Neurochirurgie,
Neurointensivstation, Neuroradiologie und Gefäßchirurgie mit kleineren,
regionalen Zentren zusammen. "Auf diese Weise ist es möglich, komplizierte
und spezielle Diagnostik- und Therapiemöglichkeiten täglich rund um die
Uhr stabil anzubieten", erläutert Schäbitz. "Für eine gute Qualität
erscheint uns eine Bündelung der Kompetenzen geboten. Dies muss allerdings
auf die regionalen Bedürfnisse angepasst werden und erfordert daher
individuelle Lösungen", erläutert Schäbitz.

Diagnose und Therapie in einer spezialisierten, multidisziplinären Stroke
Unit unterliegen höchsten Qualitätsstandards. Bislang zahlten die
Krankenkassen eine gesonderte Vergütung für diesen apparativen und
personellen Aufwand. Doch ein Urteil des Bundessozialgerichts vom Juni
2018 gefährdet die exzellente Versorgung in Deutschland: Zukünftig soll
eine gesonderte Vergütung nur noch an Krankenhäuser entrichtet werden, die
den Transport eines Patienten innerhalb von 30 Minuten ab der Entscheidung
für eine Verlegung in eine Spezialeinheit garantieren können; bisher galt
eine reine Transportzeit von 30 Minuten. Wenn diese Regelung umgesetzt
werden muss, ist die wirtschaftliche Existenz vieler entlegenerer Stroke
Units bedroht, weil sie dann für keinen ihrer Schlaganfallpatienten - auch
wenn sie ihn gar nicht verlegen müssen- die gesonderte Vergütung mehr
erhalten. Aufgrund des genannten Urteils ist weiterhin eine hohe Zahl an
Klagen von Krankenkassen gegen Krankenhäuser anhängig. "Die DSG erwartet,
dass die Krankenkassen auf Forderungen an die Krankenhäuser, die auf dem
Urteil beruhen, verzichten. Ansonsten können Versorgungslücken zum
Nachteil der Patienten entstehen", so Professor Grau, 1. Vorsitzender der
DSG. "Weiterhin hoffen wir darauf, dass für das kommende Jahr neue
Regelungen für die Schlaganfallvergütung getroffen werden, die das Problem
der Transportzeit nicht mehr entstehen lassen."

Auch bei der Nachsorge nach einem Schlaganfall gibt es aus Sicht der DSG
Handlungsbedarf. Zahlreiche Risikofaktoren wie etwa Bluthochdruck,
Vorhofflimmern, Rauchen, Bewegungsmangel oder ungesunde Ernährung tragen
zum Risiko bei und werden nach einem Schlaganfall nicht immer ausreichend
behandelt oder abgestellt. Außerdem treten nach Schlaganfällen häufig
Komplikationen auf wie Depressionen oder Angstzustände, Stürze oder
Einschränkungen der geistigen Leistungsfähigkeit. Diese müssen rechtzeitig
erkannt und behandelt werden beziehungsweise muss ihnen vorgebeugt werden.
"Wir sollten einen Schlaganfall nicht nur als Notfall, sondern auch als
eine chronische Krankheit einstufen", fordert Professor Schäbitz vom
Evangelischen Klinikum Bethel in Bielefeld. Eine engere Zusammenarbeit
zwischen Klinik- und Hausärzten ist in der Nachsorge von Schlaganfällen
sehr wichtig. "Die Betroffenen können aber auch selbst viel zur Vorbeugung
eines zweiten Schlaganfalls beitragen, indem sie die medikamentöse
Behandlung des Hausarztes konsequent befolgen und ihren Lebensstil
ändern", so Schäbitz. Maßnahmen zur Verbesserung dieses Teils der
Schlaganfallbehandlung werden gesundheitspolitisch unterstützt und durch
den Innovationsfonds gefördert. Ein Projekt ("Stroke-OWL") kommt aus
Ostwestfalen-Lippe (OWL) in Nordrhein-Westfalen: Unter Schirmherrschaft
der Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe kommen Schlaganfalllotsen zum
Einsatz , die Schlaganfall-Betroffene und Angehörige ein Jahr nach einem
Hirninfarkt betreuen, sie etwa zu Arztbesuchen begleiten, den
Hilfsmittelbedarf überprüfen und die sekundärprophylaktischen Maßnahmen
unterstützen. Ein zweites Projekt unter dem Titel "SANO" (Strukturierte
ambulante Nachsorge nach einem Schlaganfall) steht unter der Leitung von
Herrn Professor Grau aus Ludwigshafen und Herrn Professor Heuschmann aus
Würzburg. In enger Zusammenarbeit zwischen Klinik und Hausärzten werden
die Risikofaktoren und mögliche Folgekrankheiten nach einem Schlaganfall
ein Jahr lang eng überwacht und die Patienten dazu motiviert, selbst dazu
beizutragen, ihr Erkrankungsrisiko zu verringern. "Es ist sehr wichtig,
jetzt auch die Nachsorge nach einem Schlaganfall in den Fokus zu nehmen
und die Patienten im ersten Jahr nach der Erkrankung intensiv zu
betreuen", so Professor Grau abschließend.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dsg-info.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 07.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEDIEN/1021: Neue Kurzfilme der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung zu Essstörungen (idw)


Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 06.05.2019

Neue Kurzfilme der BZgA zu Essstörungen



Essstörungen sind ernsthafte Erkrankungen, bei denen das Essverhalten und
das Verhältnis zum eigenen Körper gestört sind. Die Anzeichen der
verschiedenen Formen von Essstörungen - Magersucht, Bulimie und
Binge-Eating-Störung - sind jedoch oft nicht bekannt. Deshalb hat die
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) drei Kurzfilme zum
Thema Essstörungen erstellt. Zwei der Videos geben einen Einblick in die
Gefühlswelt sowohl von Betroffenen als auch von Personen des Umfelds. In
dem dritten Kurzfilm werden Hintergrundinformationen zu den
Krankheitsbildern vermittelt.

Essstörungen sind ernsthafte Erkrankungen, bei denen das Essverhalten und
das Verhältnis zum eigenen Körper gestört sind. Die Anzeichen der
verschiedenen Formen von Essstörungen - Magersucht, Bulimie und
Binge-Eating-Störung - sind jedoch oft nicht bekannt. Deshalb hat die
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) drei Kurzfilme zum
Thema Essstörungen erstellt.

Dr. med. Heidrun Thaiss, Leiterin der BZgA, erklärt: "Nicht jede Person,
die beim Essen ab und zu das Maß verliert, ist ernsthaft krank und nicht
jede, die mithilfe einer Diät deutlich Gewicht verliert, ist magersüchtig.
Wenn bestimmte Faktoren hinzukommen, können solche Verhaltensweisen jedoch
der Beginn einer Essstörung sein, die in jedem Fall behandelt werden muss.
Der Übergang von einem auffälligen zu einem krankhaften Essverhalten ist
oft schleichend. Die neuen BZgA-Filme sollen Betroffene und ihr Umfeld
sensibilisieren, genau hinzuschauen und im Zweifel eine Beratung in einer
Kinder- und Jugendarztpraxis, Hausarztpraxis oder Beratungsstelle in
Anspruch zu nehmen."

Zwei der insgesamt drei BZgA-Videos geben einen Einblick in die
Gefühlswelt sowohl von Betroffenen als auch von Personen des Umfelds. Der
emotionale Zugang zum Krankheitsgeschehen wird mithilfe anonymisierter
Auszüge aus Beratungsgesprächen erreicht. In dem dritten Kurzfilm werden
Hintergrundinformationen zu den Krankheitsbildern vermittelt.

Dass diese Hilfen notwendig sind, zeigt die weite Verbreitung: Etwa ein
Fünftel der Kinder und Jugendlichen in Deutschland im Alter zwischen 11
bis 17 Jahren zeigen Auffälligkeiten in ihrem Essverhalten. Von 1.000
betrachteten Personen in einem Jahr leiden etwa 30 bis 50 erkennbar an
einer Essstörung. Von allen Formen der Essstörungen sind Mädchen und
Frauen deutlich häufiger betroffen als Jungen und Männer. Bei ihnen tritt
die Binge-Eating-Störung am häufigsten auf.

Obwohl Betroffene und ihr Umfeld einen hohen Leidensdruck haben, zögern
sie oft, sich fachliche Hilfe zu holen. Die BZgA-Kurzfilme sollen
Betroffene und Angehörige hierbei unterstützen. Denn je frühzeitiger eine
Behandlung beginnt, desto größer ist die Aussicht auf Erfolg.
Beratungsstellen sind oftmals die erste Anlaufstelle und bieten eine
wichtige Orientierungshilfe für weitere Behandlungs- und Therapieangebote.
In der bundesweiten Adressdatenbank des BZgA-Onlineportals
www.bzga-essstoerungen.de sind Beratungseinrichtungen gelistet, die über
essstörungsspezifische Beratungskompetenz verfügen. Die BZgA informiert
und berät zum Thema Essstörungen unter der Telefonnummer 0221 - 89 20 31
(Montag bis Donnerstag von 10:00 Uhr bis 22:00 Uhr, Freitag bis Sonntag
von 10:00 Uhr bis 18:00 Uhr).

Die Zitate in den neuen Videos wurden von der Deutschen Gesellschaft für
Essstörungen, dem Bundesfachverband Essstörung, Frankfurter Zentrum für
Essstörungen sowie dem Info-Telefon der BZgA zur Verfügung gestellt.

Die neuen Kurzfilme, die Adressdatenbank und weitere Informationen finden
Sie unter:

www.bzga-essstoerungen.de

Kostenlose Bestellung der BZgA-Materialien unter:

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, 50819 Köln

Online-Bestellsystem: www.bzga.de/infomaterialien

Fax: 0221/8992257

E-Mail: order@bzga.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PFLEGE/767: Finanzierung - Paritätischer fordert Gesamtkonzept gegen Pflegenotstand (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 8. Mai 2019

Pflegefinanzierung:


Paritätischer fordert Gesamtkonzept gegen Pflegenotstand



Anlässlich der heutigen Anhörung im Gesundheits-Ausschuss des Deutschen
Bundestages zur Neuregelung der Pflegefinanzierung kritisiert der
Paritätische Wohlfahrtsverband die bisherigen Pflegereformen als Stückwerk.
Was fehlt, sei ein Gesamtkonzept zur Behebung des Pflegenotstands und ein
Plan zur nachhaltigen Finanzierung. Der Paritätische fordert die Einführung
einer einheitlichen solidarischen Bürgerversicherung für alle und spricht
sich für eine Deckelung des Eigenanteils bei den Kosten für die Betroffenen
aus. Zudem sollen insbesondere pflegende Angehörige deutlich stärker
entlastet und auch finanziell besser abgesichert werden.

"Der Pflegenotstand ist inzwischen zur Dauerkrise geworden, unter der alle
Beteiligten leiden: die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen sowie die
Pflegekräfte. Was es braucht, ist endlich ein beherztes Gesamtkonzept", so
Prof. Dr. Rolf Rosenbrock, Vorsitzender des Paritätischen Gesamtverbands.
Gute Pflege brauche viele Hände und mehr Zeit und das koste auch mehr Geld,
das im System bisher fehlt. Die Frage der Pflegefinanzierung gehöre daher
zwingend auf die Agenda. "Sichergestellt werden muss vor allem, dass es am
Ende nicht die Pflegebedürftigen sind, die durch zusätzliche Kosten noch
stärker belastet werden", so Rosenbrock. Bereits jetzt seien rund 40
Prozent der Bewohnerinnen und Bewohner in Pflegeheimen von Sozialhilfe
abhängig, weil sie die Pflegekosten nicht aufbringen können. Der Verband
fordert daher, den Eigenanteil bei den Pflegekosten für die Betroffenen
kurzfristig auf 15 Prozent zu deckeln. Perspektivisch brauche es den Ausbau
der Pflegeversicherung zu einer solidarischen Bürgerversicherung sowie die
komplette Übernahme der Investitionskosten durch die Länder.

Der Verband weist darauf hin, dass notwendige Verbesserungen in der Pflege
mit zusätzlichen Kosten von bis zu zehn Milliarden Euro pro Jahr verbunden
sind. Mittelfristig seien 100.000 zusätzliche Pflegekräfte erforderlich.
Die Einführung einer einheitlichen Bürgerversicherung für alle, die alle
Einkommensarten berücksichtigt, sei daher nicht nur eine Frage der
Gerechtigkeit, sondern auch der Vernunft. "Die Finanzierung der Pflege muss
auf ein sicheres Fundament gestellt werden. Pflegebedürftigkeit ist ein
individuelles Schicksal, die Sicherstellung einer menschenwürdigen Pflege
aber eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Wer mehr zahlen kann, sollte das
auch tun", so Rolf Rosenbrock.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon 030 / 246 36-0, Telefax 030 / 246 36-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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AKTION/1001: Bundesweite Herzwochen - Plötzlicher Herztod ... Wie kann man sich davor schützen?, 01.-30.11.2019


Deutsche Herzstiftung e.V. / Deutsche Stiftung für Herzforschung - 07.05.2019

Herzwochen - Plötzlicher Herztod: Wie kann man sich davor schützen?

Bundesweite Aufklärungskampagne der Herzstiftung im November: Vier Wochen
lang über 1.000 Herz-Seminare, Vorträge, Telefon- und Onlineaktionen,
Ratgeber-Infomaterial



Unter dem Motto "Plötzlicher Herztod: Wie kann man sich davor schützen?"
stehen die bundesweiten Herzwochen vom 1. bis zum 30. November 2019 mit
über 1.000 Veranstaltungen (Termine ab Mitte Oktober unter
www.herzstiftung.de). Jedes Jahr erleiden in Deutschland 65.000 Menschen
einen plötzlichen Herztod, etwa 60.000 versterben daran. "Das müsste nicht
sein. Der plötzliche Herztod ist in aller Regel kein schicksalhaftes
Ereignis, von dem es kein Entkommen gibt", betont der Herzspezialist und
Notfallmediziner Prof. Dr. med. Dietrich Andresen, Vorstandsvorsitzender
der Deutschen Herzstiftung. Unmittelbar eingeleitet wird der plötzliche
Herztod überwiegend durch Kammerflimmern, das das Herz von einer Sekunde
auf die andere komplett aus dem Takt bringt. Das Herz hört auf zu
schlagen, der Blutdruck sinkt auf "Null". Der Patient verspürt nach vier
Sekunden eine "Leere" im Kopf. Nach acht Sekunden bricht er bewusstlos
zusammen. Nach zwei bis drei Minuten hört er auf zu atmen. Nach zehn
Minuten sind Wiederbelebungsmaßnahmen in aller Regel erfolglos.

Wer ist gefährdet?

Die koronare Herzkrankheit (KHK) ist die häufigste zugrundeliegende
Erkrankung. Autopsien bei plötzlich Verstorbenen haben eine Häufigkeit der
KHK von bis zu 75% ergeben. Sie wiederum ist verursacht durch
Risikofaktoren wie Bluthochdruck, Diabetes, Fettstoffwechselstörungen
(hohes Cholesterin). Auch die Genetik und ein ungesunder Lebensstil durch
Rauchen, Übergewicht, Bewegungsmangel und Drogenkonsum spielen eine Rolle.
Ursachen des plötzlichen Herztods können auch Herzmuskelerkrankungen,
seltener Herzklappenerkrankungen sowie angeborene Herzfehler sein. "Die
beste Strategie ist es, Herzerkrankungen - allen voran die KHK -
frühzeitig zu erkennen und zu behandeln", erläutert Andresen und betont:
"Wenn wir es fertig bringen durch konsequente Aufklärung und nachhaltige
präventive Maßnahmen die koronare Herzkrankheit zu reduzieren, dann wird
der plötzliche Herztod vieles von seinem Schrecken verlieren. Leider sind
wir davon noch sehr weit entfernt." Die Herzwochen sollen helfen mit
Unterstützung der Medien die Menschen darüber informieren, wie es zu
diesen bedrohlichen Herzkrankheiten kommt, mit welchen Symptomen sie sich
bemerkbar machen und wie sie sich am effektivsten vor der Gefahr des
plötzlichen Herztodes schützen.

Was tun beim Herzstillstand?

Patienten mit einem plötzlichen Herzkreislaufstillstand haben nur eine
Chance zu überleben, wenn Zeugen vor Ort sind, die das Geschehen
beobachten, richtig einschätzen und nach Alarmierung der Notrufnummer
(112) mit Wiederbelebungsmaßnahmen beginnen. Die gute Nachricht:
Entsprechend einer eigenen Untersuchung* werden 60 bis 70% der
Herzstillstände beobachtet, von den Zeugen als Notfall richtig erkannt und
auch die Notruf-Nummer 112 alarmiert. Die schlechte Nachricht: Nicht
einmal die Hälfte der Zeugen beginnt nach Absetzung des Notrufes mit
Wiederbelebungsmaßnahmen. Die Mehrheit bleibt untätig. Der Grund:
Allgemeine Verunsicherung und vor allem die Angst etwas falsch zu machen.
Dabei gilt:

1. Ohne eine Erstversorgung durch Zeugen - zumeist medizinische Laien -
hat ein Patient mit einem Herzkreislaufstillstand kaum eine Chance
erfolgreich wiederbelebt zu werden.

2. Jeder Erwachsene sollte in der Lage sein, einen Herzkreislaufstillstand
zu erkennen und die notwendigen Schritte zur Rettung der Person
einzuleiten.

Die Deutsche Herzstiftung verweist dazu auf ihre Broschüre "Was tun im
Notfall?", in der die einzelnen Schritte einer Laienreanimation leicht
verständlich dargestellt sind (Bestellung kostenfrei unter 

Tel. 069 955128-400, Mail: bestellung@herzstiftung.de oder

www.dhs.tips/herznotfall).

Herzspezialisten informieren bundesweit / Neuer Experten-Ratgeber
Die Herzstiftung wird in ihrer Kampagne nicht nur über Ursachen,
Diagnose- und Therapieverfahren intensiv aufklären. "Wir wollen Menschen die
Bedrohlichkeit eines plötzlichen Herzstillstands aufzeigen, zugleich aber
auch darüber informieren, dass sie selbst viel gegen ihr Risiko für einen
plötzlichen Herztod tun können", so der Kardiologe. Grundlage der
Herzwochen wird die neue Experten-Broschüre "Plötzlicher Herztod: Wie kann
man sich davor schützen?" mit Beiträgen von renommierten Kardiologen,
Herzchirurgen und Pharmakologen sein. Darin werden Experten
laienverständlich über den plötzlichen Herztod, seine Ursachen, Auslöser
und Vorboten, Therapien zur Bekämpfung der Grundkrankheiten, über die
Wiederbelebung und Akuttherapie sowie psychische Probleme informieren. In
den Herzwochen beantworten Herzspezialisten in Herz-Seminaren, bei
Gesundheitstagen sowie in Telefon- und Online-Aktionen häufige Fragen von
Patienten und informieren mit Kurz-Schulungen in den Kliniken über die
Laien-Reanimation (Herzdruckmassage/Anwendung eines Laien-AED). Die
Herzwochen bieten Betroffenen und Angehörigen sowie Fachkreisen und Medien
die Möglichkeit, sich kompetent und laienverständlich über wichtige
Fragestellungen zu informieren.

* Andresen D., et al., Public access resuscitation program including
defibrillator training for laypersons: a randomized trial to evaluate the
impact of training course duration. Resuscitation. 2008 Mar;76(3):419-24.
Epub 2007 Oct 31 

(doi: 10.1016/j.resuscitation.2007.08.019)

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.herzstiftung.de

http://www.dhs.tips/herznotfall

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71820

PM_DHS_Herzwochen2019_Plötzlicher-Herztod

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 07.05.2019
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NACHLESE/033: 50 Jahre später ... Nina Simone - To Love Somebody (SB)




 But my country's full of lies

We all gonna die and die like flies.

I don't trust it anymore

You keep on saying: Go slow!

Nina Simone - Mississippi Goddam

Die 1933 als sechstes von acht Kindern einer armen schwarzen Familie in
Tryon, North Carolina geborene Eunice Kathleen Waymon hatte zeitlebens das
Problem, entschieden und vernehmlich gegen rassistische Ausgrenzung zu
kämpfen, während sie als Pianistin und Sängerin auf das Wohlwollen der
weißen Musikindustrie angewiesen war. Nimmt man die Radikalität ihres
Bekenntnisses zu notfalls auch militant zu erzwingenden Befreiung der
afroamerikansche Bevölkerung der USA ernst, dann konnte sie nicht anders,
als der massiven Gewalt, mit der die schwarze Bevölkerung in der Zeit nach
dem Zweiten Weltkrieg insbesondere im Süden der USA unterdrückt wurde,
streitbar Rechnung zu tragen und sich beim Management der Plattenfirmen,
Radiosender und Konzertveranstalter unbeliebt zu machen.

Mit Stücken wie "Backlash Blues", dessen Text von Langston Hughes verfaßt
worden war, oder "Mississippi Goddam" wurde Nina Simone zu einer
künstlerischen Vorkämpferin der Bürgerrechtsbewegung. Sie war die erste
schwarze Sängerin, die sich traute, einen Fluch wie "Gottverdammt!" auf der
Bühne herauszuschreien und tat dies unter anderem auf einer der
historischen Demonstrationen, die von Selma zur 87 Kilometer entfernten
Hauptstadt Montgomery des aufgrund seiner rassistischen Gesetzgebung
besonders berüchtigten Bundesstaates Alabama verliefen, mit vernehmlicher
Wut. Martin Luther King erklärte sie bei einem dieser Anlässe, sich beim
Protest gegen die weiße Unterdrückung nicht auf die von ihm gepredigte
Gewaltfreiheit gebunden zu fühlen. Die Militanz ihrer Position bekräftigte
sie in dieser Zeit auch auf der Bühne immer wieder, was mit Sende- und
Auftrittsverboten quittiert wurde.

Bis heute gilt ihr Titel "To Be Young, Gifted and Black", dessen Text ihre
Freundin, die Dramatikerin Lorraine Hansberry, verfaßt hatte, als Hymne des
schwarzen Amerikas. Im Verlauf der Kämpfe der 1960er Jahre lernte sie neben
Martin Luther King auch Malcolm X, Stokeley Carmichael, James Baldwin und
viele andere AktivistInnen und KünstlerInnen der zivilen
Bürgerrechtsbewegung wie der Black Panther Party kennen.

In jungen Jahren zur Konzertpianistin mit hochgesteckten Zielen ausgebildet
und stets als großartige Instrumentalistin bewundert, emanzipierte sich
Nina Simone von einer Karriere im Bereich der modernen Klassik spätestens,
als ihre Versuche, im arrivierten weißen Kulturbetrieb Fuß zu fassen, immer
wieder scheiterten. Als politische Sängerin beklagte sie die vielen von
weißen Polizisten und Attentätern ermordeten AktivistInnen der schwarzen
Bürgerrechtsbewegung auch in ihrer Musik. Tatsächlich starben zahlreiche
ihrer MitstreiterInnen einen frühen, meist gewaltsam herbeigeführten Tod.
Den Niedergang der schwarzen Bewegung wollte sie nicht weiter miterleben,
und da sie auch noch unter einem gewalttätigen Ehemann litt, kehrte sie
1970 den USA konsequent den Rücken. Nach einigen Jahren in Liberia, dem von
in den USA befreiten Sklaven gegründeten Land, zog sie in die Schweiz und
verbrachte die letzten 10 Jahre ihres Lebens bei Aix-en-Provence in
Südfrankreich.

Das 1969 veröffentlichte Album "To Love Somebody" bietet einen
repräsentativen Querschnitt ihres musikalischen Könnens. Mit Titeln wie
"Suzanne" von Leonard Cohen, drei Songs von Bob Dylan und den von Pete
Seeger verfaßten Klassiker "Turn! Turn! Turn!" nahm die Ikone des schwarzen
Blues und Jazz Anleihen bei der Tradition des weißen Folk. Mit zwei Songs
der Gebrüder Gibb von den Bee Gees bewies sie, daß sie hitparadentaugliche
Popmusik auf allerdings ganz und gar nicht süßliche Art singen konnte. Das
war niemals ihre Art, und ihre Fans wußten zu schätzen, daß Nina Simone
stets mit großer Authentizität und Ernsthaftigkeit zur Sache ging. Die
beiden von ihr verfaßten Titel des Albums tragen den Titel "Revolution -
Part 1 and 2".

2010 plazierte das Musikmagazin Rolling Stone Nina Simone auf Platz 29 der
größten SängerInnen aller Zeiten. Wie subjektiv und fragwürdig derartige
Rankings auch sein mögen, die 2003 verstorbene Künstlerin war auf vielerlei
Weise eine Ausnahmeerscheinung in einem Geschäft, das besonders
eigenwillige Persönlichkeiten nur dann erfolgreich zu produzieren weiß,
wenn sie nicht über das vergossene Blut aus rassistischen Gründen
ermordeter AktivistInnen singen. Die Geschichte ihres komplizierten und zu
großen Teilen tragisch verlaufenden Lebens wurde in mehreren Filmen und
einem Theaterstück gewürdigt. Die Zahl der MusikerInnen, die ihr auf diese
oder jene Weise Reverenz erweisen, und Filme, in denen ihre Songs gespielt
werden, geht in die Hunderte. An der Unvereinbarkeit radikaler politischer
Positionierungen und musikalischer Mainstream-Unterhaltung hat sich auch
ein halbes Jahrhundert nach den Kämpfen der US-amerikanischen
Bürgerrechtsbewegung nichts geändert.
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





LIEDER/1822: Unna - "Deutsche Lieder" von Pauline Viardot am 18. Mai 2019


Stadt Unna

Komponistinnen-Konzert: "Deutsche Lieder" von Pauline Viardot



Kreisstadt Unna. Zum letzten Konzert im ersten Halbjahr der
"Komponistinnen-Konzerte" im Nicolaihaus entführt die junge Sängerin
Miriam Alexandra (Sopran), begleitet von Andreas Reuter am Klavier die
Zuhörer auf einen lohnenden Ausflug in die Landschaft eines
ungewöhnlichen musikalischen Repertoires. Miriam Alexandra begeistert
durch ihren silberhellen Sopran, eine klare, ungekünstelte Diktion,
und präsentiert dem Publikum mit beherztem Engagement eine
Komponistin, die - wenn überhaupt - bislang eher als Sängerin bekannt
war. Insofern ist dieser Konzertabend zur gleichnamigen CD mit Werken
von Pauline Viardot (1821-1910) eine Entdeckung in zweifacher
Hinsicht: die einer erstaunlichen Komponistin und die einer höchst
begabten, kreativen, jungen Sängerin, die sich mit Herzblut für deren
Werk einsetzt. Miriam Alexandra singt sie mit frischer, jugendlicher
Stimme, fängt wundervoll die Stimmung eines Frühlingsabends in Emanuel
Geibels "April" ein und kann den Mörike-Liedern Charme und Tiefe
abgewinnen. Außerdem werden an diesem Konzertabend zum Geburtstag von
Clara Schumann auch deren Werke nicht fehlen.

Die Reihe "Komponistinnen-Konzerte" wird dann für dieses Jahr
ausgesetzt zugunsten einer Aktionswoche zum 30-jährigen Bestehen der
Internationalen Komponistinnen-Bibliothek Unna vom 6. Oktober bis zum
13. Oktober 2019.

Die in Berlin lebende Sopranistin Miriam Alexandra ist eine
vielseitige Opern- und Konzertsängerin mit Ausbildung in Karlsruhe und
Köln, Harvard und Cambridge.

Eine Herzensangelegenheit ist ihr die Sängerin und Komponistin Pauline
Viardot (1821-1910), für deren Lieder sie sich mit großem Engagement
einsetzt. Mit einer Dissertation zu dieser Künstlerin wurde sie 2014
an der Musikhochschule Karlsruhe zum Dr. phil. promoviert. Ihre Debüt-
CD "Deutsche Lieder" mit Liedern von Pauline Viardot erschien im Mai
2017. Die Publikation einer Edition der Lieder soll folgen.

Termin:

"Deutsche Lieder" von Pauline Viardot

Samstag, 18. Mai 2019, 18.00 Uhr

Nicolaihaus, Nicolaistraße 3, 59423 Unna

Karten: VVK Euro 8 (6), AK Euro 10 (8) im i-Punkt im zib, Tel.:
02303/103-777

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. April 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2019 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9060: Aus aller Welt - 08.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Sudanesischer Militärrat will an Scharia festhalten

Nach dem Sturz des autoritär regierenden sudanesischen Staatschefs
Omar Al-Bashir durch das Militär setzte die Armee Mitte April einen
Militärrat für eine Übergangszeit von zwei Jahren ein. Am Dienstag
gab der Rat bekannt, daß die Scharia auch in Zukunft die Grundlage
allen Rechts bilden soll. Das islamische Scharia-Recht und die
Tradition sollten der Ursprung der Gesetzgebung sein, sagte ein
Sprecher in Khartum. Die Scharia ist in der sudanesischen Verfassung
verankert. Die oppositionelle Allianz für Freiheit und Wandel fordert
eine zivile Übergangsregierung und hat weitere Proteste angekündigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9060: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizeirazzia wegen mutmaßlicher Verstöße gegen das Waffengesetz

In Zusammenhang mit einem Verfahren der Staatsanwaltschaft Leipzig
wegen mutmaßlicher Verstöße gegen das Waffengesetz hat die Polizei im
Umfeld der früher in der sächsischen Stadt aktiven rockerähnlichen
Gruppe United Tribuns Wohnungen, Geschäftsräume und Fahrzeuge
durchsucht. Wie das Landeskriminalamt in Dresden mitteilte, wurden
bei den Durchsuchungen in Leipzig und Taucha unter anderem Laptops,
Datenträger, Handys sowie Patronenhülsen sichergestellt. Im Visier
der Ermittler stehen demnach vier Männer im Alter von 26 bis 41
Jahren, die sich erlaubnispflichtige halbautomatische Pistolen
inklusive Munition beschaffen wollen oder beschafft haben. Die United
Tribuns waren an Auseinandersetzungen mit dem Leipziger Charter der
Hells Angels beteiligt, in deren Folge im Juni 2016 eines ihrer
Mitglieder getötet und weitere verletzt wurden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9057: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bombenexplosion vor beliebtem Sufi-Schrein in Pakistan

In der ostpakistanischen Großstadt Lahore in der Provinz Punjab
wurden am Mittwoch mindestens zehn Menschen bei einem Anschlag
getötet und Dutzende verletzt. Nach offiziellen Angaben sprengte sich
ein Mann vor dem Eingang des bedeuteten Schreins Data Darbar in die
Luft. Der Anschlag habe Polizeikräften gegolten, hieß es. Der
Attentäter zündete seine Sprengstoffweste demnach an einem von
Sicherheitskräften errichteten Kontrollposten vor dem vor allem bei
Sufis beliebten Schrein. Zu dem Anschlag bekannte sich die
pakistanische Talibangruppe Hizb ul-Ahrar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9059: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Baerbock will Emissionsbremse in die Verfassung schreiben

Grünen-Chefin Annalena Baerbock plädiert für eine Steuer für den
Klimaschutz. Außerdem sollte nach Ansicht der Parteivorsitzenden
jedes Gesetz künftig auf seine Klimafolgen überprüft werden. Nach dem
Vorbild der Schuldenbremse braucht es eine CO2-Bremse in der
Verfassung, sagte Baerbock in einem Gespräch mit dem Tagesspiegel.
Alle Entscheidungen sollten sich am Klimaschutz messen. Den
Unionsparteien warf sie völlige Orientierungslosigkeit beim Thema
Klimaschutz vor.

8. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9058: Tragisches und Kurioses - 08.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Sattelschlepper auf Bahnübergang liegengeblieben

Auf der Bahnstrecke zwischen Rendsburg und Owschlag
(Schleswig-Holstein) ist ein doppelstöckiger Regionalzug in ein
Tiefladergespann gefahren und entgleist. Zwölf Reisende wurden dabei
verletzt, darunter zwei schwer. Das Unglück ereignete sich am frühen
Mittwochmorgen an einem halbbeschrankten Bahnübergang in der Nähe von
Alt Duvenstedt. Dort war aus noch unbekannten Gründen ein
Sattelschlepper auf den Gleisen liegengeblieben. Der Lkw-Fahrer
konnte sich noch rechtzeitig in Sicherheit bringen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8143: Aus Forschung und Technik - 08.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Produktionsstart für Schwerlastrakete Ariane 6

Der Raketenbauer ArianeGroup beginnt mit der serienmäßigen
Herstellung des neuen europäischen Nutzlastträgers Ariane 6. Wie das
Unternehmen mitteilte, werden zunächst 14 Trägerraketen gebaut. Für
sechs Raketen gibt es bereits Kunden. Mit weiteren potentiellen
Auftraggebern sei man in Verhandlung, sagte der Deutschlandchef von
ArianeGroup, Pierre Godart, in einem Gespräch mit dem Weser-Kurier.
Der Erstflug einer Ariane 6 ist für Mitte 2020 vom europäischen
Startkomplex Kourou in Französisch-Guayana geplant.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8156: Aus aller Welt - 08.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Brasiliens Regierung setzt auf private Bewaffnung statt Umweltschutz

In Brasilien hat die Regierung des rechtsextremen militaristischen
Präsidenten Bolsonaro die Waffengesetzgebung erneuert und staatliche
Ausgaben für den Umweltschutz dramatisch gekürzt. Dem vom Bolsonaro
unterzeichneten Dekret zufolge werden künftig Waffen leichter nach
Brasilien eingeführt werden können. Private Inhaber eines
Waffenscheins dürfen 1000 oder 5000 Schuß Munition gegenüber bislang
50 vorrätig halten. Militärangehörige auch niederer Ränge erhalten
nach zehn Dienstjahren automatisch die Erlaubnis, im Privatleben
Waffen zu tragen. Sportschützen, Jäger und Sammler dürfen künftig
ihre Waffen mit auf Reisen nehmen. Das mit umgerechnet rund 2,7
Millionen Euro bereits dürftige Budget des Umweltministeriums für die
Verhinderung des Klimawandels wurde auf fünf Prozent
zusammengestrichen, wie brasilianische Zeitungen berichten. Unter
anderem wurden Mittel für Müllvermeidung, Verhinderung von
Waldbränden und Schutz von Indigenen gekürzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8115: Medizin und Gesundheitswesen - 08.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Malaria-Übertragung auch im Krankenhaus

Wer ins Krankenhaus geht, der geht davon aus, daß ihm geholfen wird.
Doch die wachsende Zahl an im Krankenhaus erworbener Infektionen
lehrt einem etwas ganz anderes. So sind seit Januar 2016 in Europa
rund sechs Menschen im Krankenhaus mit den Erregern der Malaria
infiziert worden. Zwar konnte in keinem Fall der Übertragungsweg
ermittelt werden, trotzdem mahnt das Europäische Zentrum für die
Prävention (ECDC), bei der Betreuung von Patienten mit Malaria
unbedingt die Hygieneregeln einzuhalten. Vorsicht soll
insbesondere bei allen Materialien geboten werden, die mit Blut in
Berührung kommen. Dazu gehören Spritzen, Mehrdosis-Ampullen,
Blutzuckermeßgeräte und Insulin-Injektoren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8144: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.05.2019 (SB)




VOM TAGE



In Colorado schießen Jugendliche in Klassenräumen um sich

In zwei Klassenräumen einer Mittelschule in Highlands Ranch im
US-Bundesstaat Colorado haben am Dienstagnachmittag mutmaßlich eine
minderjährige Schülerin und ein volljähriger Schüler um sich
geschossen und mindestens einen Mitschüler getötet. Acht weitere
Schüler wurden zum Teil schwer verletzt, wie das Sheriffbüro in
Douglas County meldete. Die beiden Schützen wurden von Polizeikräften
überwältigt. Lehrer und Angestellte wurden nicht getroffen. Nach
einer dritten verdächtigen Person wird gefahndet. Die Schule liegt
südlich von Denver nur wenige Kilometer von der Highschool Columbine
in Littleton in Jefferson County entfernt. Dort hatten zwei Teenager
am 20. April 1999 zwölf Mitschüler und einen Lehrer erschossen und
sich anschließend selbst getötet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8067: Sprache, Kunst und Medium - 08.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Polizei will Wache während des Fusion-Festivals einrichten

Der Streit über das Sicherheitskonzept für das Fusion-Festival in Lärz
bei Röbel ist nicht ausgeräumt. Der CDU-Landrat und die Polizei im
Landkreis Mecklenburgische Seenplatte nannten die vorgesehenen
Sicherheitsmaßnahmen unzureichend. Sie bestehen darauf, während der
Veranstaltungstage auf dem ehemaligen Militärflughafen eine Wache auf
dem Gelände einzurichten. Das lehnt der Berliner Verein Kultur Kosmos
ab. Dadurch würde sich der Charakter des Kultur-Festivals grundlegend
ändern.

In den vergangenen Jahren habe sich das Stufenkonzept durchaus 
bewährt. Bei zehntausend freiwilligen Helfern und rund 70.000 
Besuchern sei es zu keinen schwerwiegenden Vorfällen gekommen. Zur Not 
könne die Polizei immer noch gerufen werden.

Bis Mitte des Monats haben die Veranstalter noch Zeit nachzubessern
und zu verhandeln. Bisher haben sie über 83.000 Unterschriften für
eine Petition gegen "freies Agieren" der Polizei sammeln können.

8. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8134: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Taliban überfallen NGO-Einrichtung in Kabul

In Kabul haben Taliban-Kämpfer das Quartier der
Nichtregierungsorganisation Counterpart International überfallen.
Milizen drangen auf das Gelände der NGO ein und lieferten sich einen
Schußwechsel mit Sicherheitskräften. Das bestätigte am Mittwoch das
afghanische Innenministerium. Demnach wurden rund 150 Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen von Counterpart International von Spezialeinheiten
der Polizei in Sicherheit gebracht. Neun Personen mußten mit
Verletzungen in verschiedenen Krankenhäusern behandelt werden. In der
Nähe des Büros wurde eine Autobombe gefunden, die von der Polizei
kontrolliert gesprengt werden sollte. Counterpart International hat
ihren Sitz in Arlington im US-Bundesstaat Virginia. Die
Hilfsorganisation arbeitet bei verschiedenen Projekten mit der
Entwicklungsbehörde USAID zusammen. Vor diesem Hintergrund warf ein
Taliban-Sprecher Counterpart International über den
Kurznachrichtendienst Twitter schädliche westliche Aktivitäten vor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8148: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Berlin dringt gegenüber Teheran auf Einhaltung des Atomabkommens

Das Auswärtige Amt in Berlin hat am Mittwoch die Regierung in Teheran
aufgefordert, nicht gegen das internationale Atomabkommen zu
verstoßen. Gleichzeitig hieß es, Deutschland wolle die Vereinbarung
erhalten und werde seinen Verpflichtungen aus dem Abkommen in Gänze
nachkommen, solange auch der Iran dies tue. Letzterer werde sich an
seinen Handlungen messen lassen müssen. Auch eine teilweise
Verletzung des Abkommens werde nicht akzeptiert. Keinesfalls dürfe
der Iran aggressive Schritte unternehmen. Die Bundesregierung wird
sich in der Angelegenheit mit den europäischen Unterzeichnerstaaten
des Atomabkommens abstimmen. Der Regierungssprecher bedauerte sowohl
den Ausstieg der USA aus dem Abkommen vor einem Jahr als auch die
jüngste Ankündigung der iranischen Regierung, sich nicht mehr an alle
Punkte des Abkommens gebunden zu sehen.

Der Nahost-Experte, Publizist und Wirtschaftsberater Michael Lüders
warnte am Mittwoch im Interview des Deutschlandfunks vor einem Krieg
der USA gegen den Iran. Es gebe keine direkten Kommunikationskanäle
mehr zwischen Washington und Teheran. Wenn es zur Krise komme, werde
sich diese massiv und gewalttätig entladen, sagte Lüders. Die drei
entscheidenden Signalstaaten und Mitunterzeichner des Atomvertrages
mit dem Iran, Großbritannien, Frankreich und Deutschland, hätten
bislang den USA nicht signalisiert, daß sie mit deren Politik der
Konfrontation nicht einverstanden seien. Auf den Tag vor einem Jahr
hätten die USA das Atomabkommen mit dem Iran aufgekündigt, obwohl der
Iran laut der Internationalen Atomenergiebehörde in Wien sich an alle
Auflagen des Atomabkommens gehalten habe. Die USA hätten einen
völkerrechtswidrigen Vertragsbruch begangen mit gravierenden Folgen
für den Iran. Die Europäische Union habe dann versucht diesen Vertrag
am Leben zu erhalten. Nach einem Jahr reagierten die Iraner
ihrerseits und signalisierten, sie seien nicht länger gewillt,
lediglich passiv zur Kenntnis zu nehmen, was mit ihnen geschehe.
Lüders ist sich sicher, daß die Iraner alles unternehmen werden, um
einen vollkommenen Bruch des Atomabkommens zu verhindern, weil das
ein idealer Vorwand für einen Angriff wäre. Ein Schritt könne zum
nächsten und durchaus zu Krieg führen. Das Atomabkommen sei in der
vorliegenden Form nicht mehr zu retten. Es sei vor allem gescheitert,
weil die Haltung der Europäischen Union, insbesondere von
Großbritannien, Frankreich und Deutschland, zu halbherzig gewesen
sei. Es gebe keinerlei Verhandlungsangebote Washingtons an die
Adresse Teherans. Die US-Regierung wolle mit den Verbündeten Israel
und Saudi-Arabien im Iran einen Regimewechsel herbeiführen, was
vertraglich nicht möglich sei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8117: Tragisches und Kurioses - 08.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Bussard streckt Krallen nach Jogger aus

Erneut ist am Hildesheimer Steinberg ein Jogger von einem Mäusebussard
angegriffen worden, der sich vermutlich zu schnell auf den Baum mit
dessen Horst zubewegt hatte.

Bereits im vergangenen Monat war es zu einem ähnlichen Angriff
gekommen. Davon hatte der 46jährige Läufer zwar gehört, aber nicht
geglaubt, daß ihm das in dem Naherholungsgebiet auch passieren könnte.

Der Mann trug am Dienstag blutende Kopfwunden davon, vor allem fuhr
ihm aber ein Riesenschreck in die Glieder, berichtete die Hildesheimer 
Allgemeine Zeitung.

Nach Angaben eines Stadtsprechers hatte es in dem Gebiet auch 2015
während der Brutzeit Angriffe der Greifvögel auf Freizeitsportler
gegeben. Die Stadt rät deshalb von Läufen und hastigen Bewegungen 
während der Brutzeit in dem Gebiet ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8145: Arbeit, Soziales und Familie - 08.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Friedenspreis für Bücheler Initiativen und ukrainischen Journalisten

Der Verein Aachener Friedenspreis zeichnet in diesem Jahr den
"Initiativkreis gegen Atomwaffen in Büchel" und die Kampagne "Büchel
ist überall!" sowie den ukrainischen Journalisten, Aktivisten und
Kriegsdienstverweigerer Ruslan Kotsaba aus.

Die Initiatorinnen Elke Koller und Marion Küpker setzen sich seit
Jahren zusammen mit ihren Mitstreiterinnen und Mitstreitern dafür
ein, daß die auf der US-Luftwaffenbasis im rheinland-pfälzischen
Büchel lagernden Atomwaffen abgezogen werden. Inoffiziellen Angaben
zufolge hat die US-Armee dort rund 20 Nuklearsprengköpfe stationiert.

Kotsaba erhält den Aachener Friedenspreis für sein mutiges Eintreten
für Frieden, Versöhnung und Dialog in der Ost-Ukraine. Der Ukrainer
wurde mehrmals wegen seiner kritischen Haltung gegenüber dem
Bürgerkrieg in seinem Land inhaftiert. Zur Zeit ist ein Verfahren
gegen ihn anhängig, welches auf eine 15jährige Haftstrafe
hinauslaufen kann.

Der mit insgesamt 4000 Euro dotierte Friedenspreis wird seit 1988 am
1. September, dem Internationalen Antikriegstag, verliehen. Der Preis
wird von zahlreichen politischen, gewerkschaftlichen, kirchlichen und
anderen gesellschaftlichen Gruppen und Einzelpersonen getragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8126: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Situation der Gorillas weniger dramatisch als gedacht

Offenbar gibt es mehr Menschenaffen als bislang angenommen. Ein
internationales Forscherteam um Samantha Strindberg von der Wildlife
Conservation Society in New York, das die Verbreitung von Gorillas
und Schimpansen untersuchte, kam zu dem Ergebnis, daß die
Gorillapopulation zwar jedes Jahr etwas kleiner wird, aber die Zahl
der Tiere soll weit höher sein als angenommen. Um den drei größten
Gefahren für die Tiere (Wilderei, Krankheiten und die Zerstörung der
Lebensräume) besser begegnen zu können, empfehlen die Forscher, die
bewachten Schutzgebiete auszuweiten. Nach den Hochrechnungen der
Wissenschaftler gibt es in den untersuchten Gebieten im westlichen
Äquatorialafrika 361.900 Gorillas und 128.700 Schimpansen. Bislang
war man von etwa halb so vielen Tieren ausgegangen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8133: Märkte und Finanzen - 08.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Alle profitieren vom EU-Binnenmarkt, manche mehr

Die Bertelsmann-Stiftung hat am Mittwoch eine Untersuchung zum
wirtschaftlichen Nutzen aus dem Binnenmarkt der Europäischen Union
für die einzelnen Mitgliedstaaten vorgestellt. Das mit der
Bertelsmann-Stiftung verbundene Nachrichtenmagazin Der Spiegel
berichtete vorab von der Studie. Darin wird die Erhöhung des
Pro-Kopf-Einkommens durch den Binnenmarkt mit demjenigen ohne freien
Handel mit Waren und Dienstleistungen verglichen. Im Schnitt erhalten
die EU-Bürger durch den Markt jedes Jahr 840 Euro zusätzlich. Die
Simulationen legen nahe, daß Länder im geographischen Zentrum Europas
insbesondere im Vergleich zur südlichen Peripherie stärker
profitieren. Deutschland liegt mit einem durchschnittlichen Plus von
1046 Euro über dem europäischen Durchschnitt. Die Schweiz ist zwar
kein EU-Mitglied, aber die Züricher profitieren vom EU-Binnenmarkt
mit fast 3600 Euro im Jahr. Für Luxemburg errechnen sich 2834 Euro
und für London rund 2700. Die absoluten Angaben relativieren sich,
wenn der Vorteil des EU-Binnenmarkts für die Wirtschaftsleistung des
jeweiligen Landes untersucht wird. Tschechien beispielsweise hat
einen Pro-Kopf-Gewinn von rund 666 Euro, aber eine zusätzliche
Wirtschaftsleistung von fast vier Prozent. Das ist die dritthöchste
Quote in der EU. Im Schnitt liegt dieser Wert bei rund 2,5 Prozent.
Zypern und Griechenland schneiden bei den Pro-Kopf-Gewinnen und den
relativen Zuwächsen der Wirtschaftsleistung am schlechtesten ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8149: Aus Forschung und Technik - 08.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Echtzeit-Simulationen des Gehirns schon bald möglich

Das könnte die Prozessor-Welt revolutionieren. Das 2016 gegründete
Startup Tachyum aus dem Silicon Valley will unter dem Codenamen
Prodigy einen Prozessor entwickelt haben, der eine rund zehnmal
höhere Rechenleistung im Vergleich zu aktuell üblichen Prozessoren
hat. Nach Angaben des Unternehmens soll Prodigy auf 1012 TFLOPS
Rechenleistung kommen. Im Vergleich kommt der NVIDIA Tesla V100
gerade einmal auf 125 TFLOPS. Und nicht nur das: Wenn in zwei Jahren
das Prodigy-Datacenter fertig ist, sollen durch den Zusammenschluß
von mindestens 256.000 dieser Chips Echtzeit-Simulationen des Gehirns
durchgeführt werden können.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1140: Selbstorganisierter Bewegungskreislauf ermöglicht Zellen, komplexe Suchmuster zu formen (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 07.05.2019

Selbstorganisierter Bewegungskreislauf ermöglicht Zellen, komplexe
Suchmuster zu formen



Forscher des Exzellenzclusters "Cells in Motion" der Universität Münster
haben entdeckt, dass Membrankrümmungen von Zellen einen Bewegungskreislauf
in Gang setzen. Dadurch können sich Zellen über längere Distanz in die
gleiche Richtung bewegen und Suchmuster formen. Die Studie ist in der
Fachzeitschrift "Nature Physics" erschienen.




[image: Bild: © Isabell Begemann, Milos Galic]

Eine Zelle bewegt sich vorwärts: Dort, wo sich ihre Scheinfüßchen
krümmen, lagern sich IBAR-Proteine (pink) an. Dadurch kann die Zelle
das Protein Aktin (grün) lokal aufbauen und Scheinfüßchen bilden.

Bild: © Isabell Begemann, Milos Galic



Setzt man eine Zelle auf einen ebenen Untergrund, dann bleibt sie nicht
reglos liegen, sondern sie setzt sich in Bewegung. Das beobachtete bereits
im Jahr 1967 der britische Zellbiologe Michael Abercrombie bei Zellen des
Bindegewebes. Seitdem versuchen Forscher zu verstehen, wie Zellen dies
bewerkstelligen. Bekannt ist: Zellen bilden "Scheinfüßchen", also
Ausstülpungen, die kontinuierlich auswachsen und sich zurückziehen. Damit
halten sie sich am Boden fest und ziehen sich vorwärts. Die Richtung, in
die sich eine Zelle bewegt, wird in der Regel von chemischen Lockstoffen
bestimmt, die von anderen Zellen produziert und abgesondert werden. Wenn
solche externen Signale fehlen - wie bei den von Abercrombie beobachteten
Zellen - begeben sich Zellen auf die Suche. Hierbei verwenden sie
Suchmuster, die sich ähnlich auch bei Haien, Bienen oder Hunden beobachten
lassen. Sie bewegen sich ein Stück in eine Richtung, bleiben stehen,
bewegen sich eine Weile auf der Stelle und wandern in eine andere Richtung
weiter. Aber wie schaffen Zellen es, ihre Bewegungsrichtung über einen
längeren Zeitraum beizubehalten?

Forscherinnen und Forscher des Exzellenzclusters "Cells in Motion" der
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU) haben jetzt einen
Baustein der Antwort auf diese Frage entschlüsselt. Sie entdeckten, dass
Krümmungen der Zellmembran der Geburtspunkt für einen Bewegungskreislauf
sind: Durch mechanische Kräfte, die die Krümmung der Zellmembran bewirken,
versammeln sich bestimmte Proteine, die diese Geometrie erkennen. Diese
Proteine wiederum ermöglichen es der Zelle, Scheinfüßchen zu bilden, die
sich beim Zurückziehen wieder krümmen. "Am Ansatz der Krümmung ist der
Punkt für das Auswachsen des nächsten Scheinfüßchens bereits vorgegeben.
Auf diese Weise reaktiviert sich der Mechanismus ständig selbst", erklärt
der Biologe Dr. Milos Galic, Nachwuchsgruppenleiter am Exzellenzcluster
und Leiter der Studie. Wenn externe Signale fehlen, tritt eine Zelle somit
nicht auf der Stelle, sondern kann sich über längere Distanz in eine
Richtung bewegen und ihre Umgebung effizient absuchen. Die Studie ist in
der Fachzeitschrift "Nature Physics" erschienen.

Methoden und weitere Ergebnisse

Ausgangspunkt für die Studie war eine überraschende Beobachtung bei der
Analyse mikroskopischer Bilder: Die Forscher untersuchten, wie Zellen
Scheinfüßchen bildeten und sich Zellbewegung und Zellform daraufhin
veränderten. Dabei entdeckten sie, dass die Scheinfüßchen in ganz
unterschiedlichen Größen und mit ganz unterschiedlicher Lebensdauer
auswuchsen. "Wir konnten in den Daten keine eindeutigen wiederkehrenden
Muster beim Auswachsen und Zurückziehen der Scheinfüßchen erkennen", sagt
Biologin Dr. Isabell Begemann, die die Studie als Erstautorin und im
Rahmen ihrer Doktorarbeit durchführte. Was die Forscher aber sehen konnten
und was auch andere Arbeitsgruppen bereits beobachtet hatten: Neue
Scheinfüßchen entstanden immer dort, wo sich die Zellmembran stark
krümmte. Die Forscher vermuteten deshalb, dass es ein mit diesen
Krümmungen zusammenhängender Mechanismus sein muss, der es einer Zelle
ermöglicht, die kontinuierlichen Bewegungszyklen auszuüben und sich somit
fortzubewegen.

Um dieser Idee auf den Grund zu gehen, arbeiteten Biologen, Biochemiker
und Physiker eng zusammen. Sie entwickelten zunächst Biosensoren, um die
gekrümmten Stellen der Zellmembran markieren und mit hochauflösender
Mikroskopie sichtbar machen zu können. Dazu verbanden sie fluoreszierende
Moleküle mit sogenannten IBAR-Domänen. Dies sind bananenförmige
Bestandteile von Proteinen, die sich mit ihrer positiv geladen Seite an
die negativ geladene Zellmembran binden - allerdings nur dann, wenn die
Membran gekrümmt ist. Mithilfe dieser Biosensoren konnten die Forscher
nachweisen: Durch die Krümmung der Zellmembran, die beim Zurückziehen des
Scheinfüßchens entsteht, lagern sich die krümmungssensitiven Proteine dort
an. Diese Proteine wiederum regulieren dann Kräfte in der Zelle, durch die
die Zelle das Protein Aktin lokal anreichert, was zum erneuten Auswachsen
der Scheinfüßchen führt. In einem weiteren Schritt entwickelten die
Forscher ein mathematisches Modell, mit dem sie den Mechanismus
beschreiben, am Computer simulieren und dabei einzelne Parameter verändern
konnten. Vergleiche der Vorhersagen durch das mathematische Modell mit der
Analyse der Bilddaten aus dem Labor bestätigten die bisherigen Ergebnisse.

Die Forscher untersuchten den Bewegungsmechanismus in Zellkulturmodellen,
beispielsweise bei Zellen des Bindegewebes der Maus und bei menschlichen
Blutgefäßzellen aus der Nabelschnur, aber auch bei menschlichen
Immunzellen - also einer Zellart, die sich im Organismus tatsächlich frei
bewegt. Schließlich wollten die Forscher noch wissen, welche Auswirkungen
der von ihnen entdeckte Mechanismus auf das Bewegungsmuster einer Zelle
hat. "Wir haben die IBAR-Proteine herunterreguliert und so das
Selbstorganisationssystem der Zelle 'gehackt'", sagt Milos Galic. Das
Ergebnis: Fehlt der Mechanismus, schafft die Zelle es zwar immer noch,
sich zu bewegen, aber die Zeit, in der sie geradeaus läuft, ist deutlich
kürzer. Parallel zu dem Mechanismus greifen natürlich noch weitere
Maschinerien, dennoch hat er deutlichen Einfluss auf das Bewegungsmuster
einer Zelle. Die Ergebnisse der Studie könnten zukünftig dazu beitragen,
weitere grundlegende Fragen zu Vorgängen in Organismen zu beantworten, in
die freibewegliche Zellen involviert sind.


Förderung:

Die Studie erhielt finanzielle Unterstützung durch den Exzellenzcluster
"Cells in Motion" der WWU, durch zwei von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft geförderte Sonderforschungsbereiche - den SFB 1348
"Dynamische zelluläre Grenzflächen: Bildung und Funktion" der WWU und den
SFB 994 "Physiologie und Dynamik zellulärer Mikrokompartimente" der
Universität Osnabrück - sowie durch die Medizinische Fakultät der WWU.

Originalpublikation:

I. Begemann et al. (2019):

Mechanochemical self-organization determines search pattern in migratory
cells.

Nature Physics; epub: 6 May 2019.

DOI: 10.1038/s41567-019-0505-9


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-muenster.de/Cells-in-Motion/de/index.html

- Bewegtbild zum Thema auf der Webseite des Exzellenzclusters
"Cells in Motion"

https://www.nature.com/articles/s41567-019-0505-9

- Originalpublikation in "Nature Physics"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution72
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/551: Wie die Kartoffel zur Sonnenanbeterin wird (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 06.05.2019

Wie die Kartoffel zur Sonnenanbeterin wird



Eines mag die Kartoffel gar nicht: Wärme. Sind die Temperaturen zu hoch,
bildet die Pflanze deutlich weniger oder mitunter gar keine Knollen mehr.
Biochemiker der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU)
haben nun herausgefunden, woran das liegt: Steigt die Temperatur,
blockiert eine sogenannte "kleine RNA" die Knollenbildung. Den
Wissenschaftlern ist es gelungen, diese kleine RNA auszuschalten und so
wärmeresistente Kartoffelpflanzen zu erzeugen - angesichts des
Klimawandels ein wichtiger Beitrag, um Ernteerträge auch in Zukunft zu
sichern. Ihre Ergebnisse haben sie in der Fachzeitschrift Current Biology
aus dem Verlag Cell Press veröffentlicht.

Weltweit gehört die Kartoffel neben Mais, Reis, Weizen und Maniok zu den
wichtigsten Grundnahrungsmitteln. Die höchsten Erträge lassen sich bei
gemäßigten Temperaturen erzielen - ideal für die Knollenbildung sind rund
21 Grad Celsius tagsüber und 18 Grad nachts. Bei diesen Temperaturen und
der richtigen Tageslänge wird in den Blättern ein knolleninduzierendes
Eiweiß mit dem Namen SELF-PRUNING 6A (SP6A) gebildet. Dieses signalisiert
der Pflanze, Knollen zu bilden, um auf Kälteperioden vorbereitet zu sein.
Ist es jedoch sehr warm - in den Laboren machten die FAU-Wissenschaftler
um Prof. Dr. Uwe Sonnewald als Grenze 29 Grad tagsüber und 27 Grad nachts
aus -, schaltet die Pflanze auf eine Art Wachstumsprogramm um: Sie bildet
mehr grüne Triebe und Blätter, aber weniger bis keine Knollen mehr. Hinzu
kommt: Die wenigen Knollen haben einen geringeren Stärkegehalt und keimen
schneller - sie sind also nicht so nahrhaft und verderben rascher.

"Bisher war der Mechanismus, der die Knollenbildung bei Hitze verhindert,
nicht bekannt", erklärt Prof. Dr. Uwe Sonnewald, Inhaber des Lehrstuhls
für Biochemie. Gemeinsam mit seinem Forschungsteam hat er nun eine kleine
Ribonukleinsäure (RNA) ausgemacht, die aus etwa 19 Nukleotiden besteht und
die die Knollenbildung temperaturabhängig reguliert. Bei niedrigeren
Temperaturen ist sie inaktiv. Steigen die Temperaturen jedoch an,
blockiert sie die Bildung von SP6A und damit das Knollenwachstum.

In einem zweiten Schritt erzeugten die Wissenschaftler Kartoffelpflanzen,
in denen die Wirkung der kleinen RNA aufgehoben wurde und setzten sie
hohen Temperaturen im Gewächshaus aus. Das Ergebnis: Auch bei mehr als 29
Grad bzw. 27 Grad entstanden weiterhin Knollen von guter Qualität. "Unsere
Ergebnisse bieten die Chance, dass wir auch in Zukunft bei steigenden
Temperaturen noch Kartoffeln anbauen können", sagt Prof. Dr. Sonnewald.
Als nächstes wollen die Forscher die Kartoffelpflanzen unter
Feldbedingungen testen und prüfen, ob die Pflanzen auch unter realen
Bedingungen der Hitze trotzen.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1016/j.cub.2019.04.027
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





RAUMFAHRT/1021: "Serenity"-Raumanzug - Bequem zum simulierten Mars (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 07.05.2019

Bequem zum simulierten Mars



Das Österreichische Weltraumforum (ÖFW) entwickelt mit Beteiligung der
Empa den «Serenity»-Raumanzug - einen Prototypen für einen Marsanzug. Die
beiden Partner unterzeichneten nun eine Kooperationsvereinbarung, um bei
der Entwicklung des Prototypen noch enger zusammenzuarbeiten. Im
Mittelpunkt der Kooperation steht die Optimierung des Tragekomforts und
des Wärmeregulierungssystems von «Serenity» basierend auf Körpermodellen,
die an der Empa entwickelt wurden.

Serenity - Gelassenheit: Das ist der Name des neuen Marsanzug-Prototypen,
den das Österreichische Weltraumforum (ÖWF) zurzeit entwickelt. Er soll
2020 bei einer internationalen Mars-Missions-Simulation in der Negev Wüste
in Israel unter österreichischer Leitung zum Einsatz kommen. Sechs
sogenannte Analog-Astronauten und -Astronautinnen werden dabei Experimente
und Verfahren für zukünftige astronautische und robotische Explorationen
des Roten Planeten testen.

Da die Analog-Astronauten durchgehend in dem Marsanzug-Prototypen
arbeiten, wurde auf die Optimierung von Tragekomfort und Ergonomie grosser
Wert gelegt. Hierzu ist das ÖWF eine Kooperation mit der Empa-Abteilung
für Biomimetische Membranen und Textilien eingegangen. Dazu Dr. Simon
Annaheim, wissenschaftlicher Gruppenleiter der Forschungsgruppe
«Bodymonitoring» an der Empa-Abteilung: «Die Empa hat ein breites Spektrum
von Körpermodellen entwickelt und ist international anerkannter Spezialist
für Tragekomfort. Für unsere Forschungsgruppe war es sehr interessant, mit
dem ÖWF als Kompetenzträger für Raumanzugsentwicklung im Kontext von
zukünftigen Mars-Expeditionen zusammenzuarbeiten und das neue Tragesystem
von Serenity durch eine entsprechende Testreihe zu validieren. Diese hat
gezeigt, dass der neue Marsanzug-Prototyp eine deutlich bessere Ergonomie
und Lastverteilung erreicht, verglichen mit dem bisherigen Modell.»

Wärmeregulierung verbessern

Die enge Zusammenarbeit soll weitergehen: Am 18. April unterzeichneten die
beiden Partner dazu eine Kooperationsvereinbarung.

«Mit dieser Kooperationsvereinbarung starten das ÖWF und die Empa ein
gemeinsames Forschungs- und Entwicklungsprojekt, das wesentlich zur
Optimierung von Anzügen für Analog-Astronauten und Astronautinnen
beitragen wird», erklärt Dr. Gernot Grömer, Administrative Director des
ÖWF und ergänzt, «Wir werden die Effizienz des Wärmeregulierungssystems
unseres Prototypen unter state-of-the-art Laborbedingungen testen können.
Die Empa hat eine herausragende Expertise, wenn es um die Evaluation
derartiger Systeme geht.»

«Zusammen mit dem ÖWF als österreichischem Partner aus der astronautischen
Raumfahrt wird ein europaweit einzigartiges Know-How für die Optimierung
und Weiterentwicklung von Raumanzügen entstehen, das auch für zukünftige
Marsmissionen eine wichtige Rolle spielen wird. Material- und
Technologieentwicklung in der Raumfahrt nehmen eine Vorreiterrolle für
Entwicklungen auch im textilen Bereich ein», erklärt Annaheim.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1017
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Menschen mit Behinderungen

50 behindertenbewegte Jahre in Deutschland

von Swantje Köbsell



Als sich 1968 der "Club 68" gründete, war die Situation behinderter
Menschen in (West-)Deutschland in allen Lebensbereichen von
Aussonderung und Fremdbestimmung gekennzeichnet. Gleichzeitig befand
sich die Gesellschaft in einer Phase des Aufbruchs, in der die
Studenten- und die Frauenbewegung scheinbar "ewig Gültiges" infrage
stellten. In ähnlicher Weise begannen behinderte Menschen zu
hinterfragen, warum sie aufgrund ihrer körperlichen, sensorischen oder
kognitiven Bedingungen, die von der gesellschaftlich gesetzten
Normalität abwichen, von jeglicher Teilhabe ausgeschlossen wurden.
Dass diese frühen Entwicklungen vier Jahrzehnte später in eine UN-
Menschenrechtskonvention über die Rechte behinderter Menschen münden
würden, hätte damals wohl keine_r der Beteiligten gedacht.

Vorgeschichte

Die Gründung der Gruppen, aus denen später die Behindertenbewegung
entstehen sollte, fand vor dem historischen Hintergrund der
Aussonderung und Entrechtung behinderter Menschen statt, die ihren
Höhepunkt in der Ermordung behinderter Menschen als "lebensunwertes
Leben" durch die Nationalsozialisten gefunden hatten. Die abwertenden
Denkmuster hatten deren Herrschaft überdauert, und auch die
Aussonderungsstrukturen waren nach 1945 unhinterfragt wieder auf- und
ausgebaut worden. Damit war die historische Chance für einen
wirklichen Neuanfang auch in diesem Bereich ungenutzt geblieben. Als
Folge konnten behinderte Menschen jeglichen Alters weiterhin nur in
ihren Familien oder in Institutionen leben - in beiden war
Selbstbestimmung keine wirkliche Option. Heime für behinderte Menschen
waren zu dieser Zeit "totale Institutionen",[1] in denen das gesamte
Leben durch die Logik der Institution beziehungsweise durch die
Heimleitung bestimmt wurde und oftmals unter menschenunwürdigen
Bedingungen stattfand. Die von der Bundesregierung eingesetzte
Enquete-Kommission zur Lage der Psychiatrie stellte 1975 für die
psychiatrischen Großeinrichtungen, in denen auch viele behinderte
Menschen leben mussten, skandalöse Zustände fest: große Schlafsäle,
desolate hygienische Verhältnisse, schlecht ausgebildetes Personal,
ungenügende medizinisch-therapeutische Versorgung und vieles mehr.[2]

Eltern behinderter Kinder gründeten ab Ende der 1950er Jahre
verschiedene, jeweils auf spezielle Beeinträchtigungen bezogene
Vereinigungen, die sich sowohl für die Entlastung der Eltern als auch
für eine bessere Versorgung und Förderung ihrer Kinder einsetzten.
Dies führte zum Ausbau von Sonderschulen und -kindergärten sowie zur
Einrichtung kleinerer Wohnheime in den Wohnorten der Eltern. Dieser
umfassende Ausbau der Sondereinrichtungen stellte zum damaligen
Zeitpunkt eine tatsächliche Verbesserung der Versorgungssituation dar.
Selbstbestimmung und gesellschaftliche Teilhabe behinderter Menschen
waren allerdings noch kein Thema; es ging lediglich um Versorgung. Das
Leben behinderter Menschen spielte sich in den fest umrissenen Grenzen
der Sondereinrichtungen ab. Aber auch die Infrastruktur im
öffentlichen Raum mit ihren allgegenwärtigen architektonischen
Barrieren, fehlendem barrierefreien Wohnraum und nicht zugänglichem
ÖPNV stand einer gesellschaftlichen Teilhabe entgegen. Hinzu kamen
weit verbreitete negative Einstellungen behinderten Menschen
gegenüber.

Der gesellschaftliche Ausschluss behinderter Menschen aus der
Gesellschaft, der mit fehlender Anerkennung als Bürger_innen mit
gleichen Rechten einherging, war zu einem wesentlichen Teil einer
Sichtweise von Behinderung als einem persönlichen,
medizinisch-biologischen Problem der betroffenen Person geschuldet.
Behinderung wird in dieser Perspektive unauflöslich mit Leid verknüpft
und die beeinträchtigte Person bemitleidet und für unfähig angesehen,
ein selbstbestimmtes Leben zu führen, weshalb Expert_innen für sie
entscheiden müssen. Diese Haltung wird als medizinisches
beziehungsweise individuelles Modell von Behinderung bezeichnet, das
dadurch gekennzeichnet ist, dass Behinderung und Beeinträchtigung
gleichgesetzt und gesellschaftliche Aspekte nicht einbezogen werden:
Alle im Leben beeinträchtigter Menschen auftretenden Probleme sind in
dieser Perspektive eine zwangsläufige Folge biologischer Defizite und
Funktionseinschränkungen.[3] Entsprechend wird nicht nach
gesellschaftlichen, sondern nach individuellen medizinisch-technischen
Lösungen des "Problems" gesucht. Der medikalisierte Blick auf
Behinderung ging auch mit einem starken Druck zur medizinischen
Normalisierung "besonderer" Körper einher, wie etwa durch die Berichte
der sogenannten Contergan-Kinder deutlich wird, die zwischen 1958 und
1962 mit Fehlbildungen zur Welt kamen, die durch den Wirkstoff
Thalidomid hervorgerufen worden waren.[4]

Auch in der Sonderpädagogik, deren Einfluss mit dem Ausbau der
verschiedenen Sondereinrichtungen erheblich zugenommen hatte,[5]
herrschte die medizinisch-funktionell orientierte, naturalisierende
Sichtweise von Behinderung vor. Behinderte Kinder und Jugendliche
wurden vorrangig im Hinblick auf ihre "biologischen Defekte"
betrachtet, die es zu beheben beziehungsweise zu normalisieren galt.
Zwar setzte in Teilen der Sonderpädagogik und der Behindertenhilfe
bereits in den 1970er Jahren ein Umdenken ein, das zur Zurückweisung
der defektorientierten individualisierenden Denkmuster führte und
gesellschaftliche Aspekte in den Fokus rückte. Vor diesem Hintergrund
wurden in den 1970er Jahren Definitionen entwickelt, die Behinderung
nicht als schicksalshaften Defekt und naturhaftes Phänomen, sondern
als soziale Kategorie fassten.[6] Bis diese veränderte Sichtweise auf
Behinderung in der Sonderpädagogik anerkannt und in den vielen
Sondereinrichtungen für behinderte Menschen umgesetzt wurde, musste
jedoch noch viel Zeit vergehen - in manchen Köpfen und Einrichtungen
hat dies bis heute nicht stattgefunden.

Politisierungen

Die 1960er Jahre standen im Zeichen der sogenannten Neuen Sozialen
Bewegungen, deren Ziele "die Einforderung von Partizipation und
Anerkennung als Bürger" waren.[7] Dieser gesellschaftliche Aufbruch,
der mit dem Infragestellen hierarchischer Beziehungen in vielen
gesellschaftlichen Bereichen einherging, erreichte auch junge
behinderte Menschen, die es trotz der widrigen Bedingungen geschafft
hatten, sich Freiräume zu erkämpfen. Sie gründeten "Clubs", in denen
sich auch nichtbehinderte Gleichaltrige einbringen konnten. Ziel
dieser Gruppen war vor allem eine "altersgerechte
Freizeitgestaltung".[8] Da diese jedoch aufgrund der zahlreichen
Barrieren nur sehr eingeschränkt möglich war, begannen sich viele
dieser Gruppen in die Lokalpolitik einzumischen und für den Abbau der
Barrieren zu kämpfen. Die Clubs, die sich bald "Clubs Behinderter und
ihrer Freunde" (CeBeeF) nannten, schlossen sich im Oktober 1971 zu
einer Bundesarbeitsgemeinschaft zusammen, deren Ziel es war, auf
Bundesebene "die eigenen Vorstellungen partnerschaftlichen
Miteinanders vorzuleben und für sie zu werben".[9]

Eine weitere Form der frühen Politisierung waren die ab 1973 von dem
nichtbehinderten Publizisten Ernst Klee und Gusti Steiner, einem
Rollstuhlfahrer, geleiteten Volkshochschulkurse "Bewältigung der
Umwelt" in Frankfurt am Main. Ziel der Kurse war, in der
Zusammenarbeit von behinderten und nichtbehinderten Menschen die
nichtbehinderten für die Lebenssituation behinderter Menschen zu
sensibilisieren und die Emanzipation behinderter Menschen
voranzubringen. Überregional bekannt wurden diese Kurse durch ihre
öffentlichkeitswirksamen Aktionen, mit denen sie auf Teilhabe
verhindernde Barrieren hinwiesen. Auf Initiative des
Volkshochschulkurses wurde in den Jahren 1978 bis 1980 jeweils die
"Goldene Krücke" an Einzelpersonen oder Organisationen verliehen, die
"sich als besonders behindertenfeindlich ausgezeichnet und damit die
Integration Behinderter nachhaltig erschwert" hatten.[10]

Die zunehmende Politisierung ging einher mit der Erkenntnis, dass das
vorherrschende Bild von Behinderung einer umfassenden Gleichstellung
und Teilhabe behinderter Menschen entgegenstand. Gleichzeitig
realisierten die Beteiligten, dass nicht ihre jeweilige biologische
Ausstattung die Ursache von Behinderung war, sondern die
gesellschaftliche Ausschlussreaktion darauf. Gusti Steiner formulierte
1983: "Wir müssen (...) unsere Lebenssituation als politisch
verursacht begreifen, in politischen Dimensionen denken und handeln,
damit Veränderung hin zu einer Gesellschaft, in der alle leben können,
platzgreifen kann."[11] Dies bedeutete auch, die Macht der
nichtbehinderten Expert_innen und Funktionär_innen anzuprangern, die
die Fremdbestimmung behinderter Menschen aufrechterhielten und deren
"Expertise" dafür sorgte, dass sie Objekte von Fürsorge, Mitleid und
Verwaltung blieben und nicht Subjekte mit Bürger_innenrechten waren.

Die radikalste Position von allen am Entstehen der Behindertenbewegung
beteiligten Gruppen vertraten die Ende der 1970er Jahre um Franz
Christoph und Horst Frehe in verschiedenen Städten gegründeten
"Krüppelgruppen". Nichtbehinderte Menschen waren von der Teilnahme
ausgeschlossen, und der Name war eine bewusste Provokation: "Immer
wieder werden wir danach gefragt, warum wir uns als Krüppel
bezeichnen. (...) Der Begriff Behinderung verschleiert für uns die
wahren gesellschaftlichen Zustände, während der Name Krüppel die
Distanz zwischen uns und den sogenannten Nichtbehinderten klarer
aufzeigt. (...) Ehrlicher erscheint uns daher der Begriff Krüppel,
hinter dem die Nichtbehinderten sich mit ihrer Scheinintegration
('Behinderte sind ja auch Menschen') nicht so gut verstecken
können."[12] Fremdbestimmung und Bevormundung seien das Ergebnis der
Unterdrückung behinderter durch nichtbehinderte Menschen, weshalb
diesen die Teilnahme verwehrt werde.

Theoretische Grundlage der Krüppelgruppen bildete der auf Franz
Christoph zurückgehende "Krüppelstandpunkt", der in klarer Opposition
zum vorherrschenden paternalistischen Denken über behinderte Menschen
stand. Er wendete "sich gegen die Professionellen und Pädagogen, gegen
die Macht der Helfer, die bevormunden und unterdrücken, gegen die
Wohltäter und ihr verachtungsvolles Mitleid. (...) Nicht wir als
Behinderte, als Randgruppe, sind das Problem, sondern die
Gesellschaft, in der wir leben, und die Nichtbehinderten, die
Schwierigkeiten mit uns haben (...). Wir wollen 'Krüppel' sein: stolz
auf unsere Besonderheit, frech und kämpfend, lieber lebendig als
'normal!'" Gefordert wurde die Veränderung des Blickes auf und die
Bewertung von Behinderung sowie die gleichberechtigte Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben: "Unser Ziel ist es, Behinderung als
Lebensform anzuerkennen und wertzuschätzen. Ebenso werden radikale
Veränderungen der Lebensumstände eingefordert, als
selbstverständliches Recht und nicht als Almosen."[13]

Die Krüppelgruppen äußerten fundamentale Kritik an den konservativen
Behinderungsfachleuten, doch auch die fortschrittlicheren kamen nicht
ungeschoren davon: Zwar hätten diese mit der Abkehr vom medizinischen
Modell und der Anerkennung von Behinderung als sozialer Kategorie
"einen entscheidenden Schritt vom rein medizinischen Defektdenken"
vollzogen. Dennoch gelinge "es Ihnen nicht, Behinderung als
Herrschaftsverhältnis zwischen zwei konkreten Personengruppen zu
begreifen!"[14] Dieser kompromisslose Konfrontationskurs
Nichtbehinderten und insbesondere nichtbehinderten Fachleuten
gegenüber wurde von vielen, die sich in dieser Zeit für die Teilhabe
behinderter Menschen einsetzten, abgelehnt.[15] Grundsätzlich geteilt
wurde jedoch das Infragestellen des alten, auf individuellem Leid
beruhenden Behinderungsbegriffs. "Der Widerstand gegen das
medizinische Behinderungsverständnis und der Politische Kampf für ein
Verständnis von der gesellschaftlichen Verursachung von Behinderung
wurden zum wichtigsten Grundprinzip der Politischen
Behindertenbewegung."[16]

"Jedem Krüppel seinen Knüppel"

Ein skandalöses Gerichtsurteil im Februar 1980, in dem eine Gruppe
behinderter Menschen im Urlaub als "Reisemangel" bezeichnet wurde, für
den ein Teil der Reisekosten zurückerstattet werden musste,[17] wurde
der Auslöser dafür, dass sich die verschiedenen Gruppierungen
überregional vernetzten. Im Mai 1980 organisierten sie in Frankfurt am
Main eine große Demonstration, an der viele behinderte Menschen und
ihre Unterstützer_innen teilnahmen. In den Redebeiträgen wurde nicht
nur das Urteil kritisiert, sondern auf die umfassende Diskriminierung
behinderter Menschen hingewiesen. Das Fernsehen brachte via
"Tagesschau" den Widerstand behinderter Menschen erstmalig in die
deutschen Wohnzimmer. Der informelle Zusammenschluss wurde
anschließend zur "Aktionsgruppe gegen das UNO-Jahr", die das Ziel
hatte, die offiziellen Veranstaltungen im Rahmen des von den Vereinten
Nationen für 1981 ausgerufenen "Jahr der Behinderten" für ihre Themen
zu nutzen.

Unter dem Motto "Jedem Krüppel seinen Knüppel" organisierte das
Aktionsbündnis die Störung der Eröffnungsveranstaltung, zu der in der
Dortmunder Westfalenhalle unter anderem eine Rede des damaligen
Bundespräsidenten Carl Carstens angekündigt war. Um dessen Rede zu
verhindern, ketteten sich einige Aktivist_innen auf der Bühne an, auf
der der Bundespräsident sprechen sollte. Mit einem großen Transparent,
auf dem zu lesen war: "Keine Reden, keine Aussonderung, keine
Menschenrechtsverletzungen" machten sie darauf aufmerksam, dass sie
sich von den offiziellen Reden lediglich eine Glorifizierung der
herrschenden Verhältnisse, jedoch keine Verbesserung der
Lebenssituation behinderter Menschen im Hinblick auf Selbstvertretung
und gesellschaftliche Teilhabe versprachen. Im Laufe des Jahres
nutzten Mitglieder der Behindertenbewegung weitere offizielle
Veranstaltungen zum UNO-Jahr dafür, mit aufsehenerregenden Aktionen
selbstbewusst ihre Menschenrechte auf Selbstbestimmung und Teilhabe
einzufordern. Dies stieß jedoch sowohl in der Öffentlichkeit als auch
unter behinderten Menschen auf viel Unverständnis.[18]

Das aus der Behindertenbewegung heraus organisierte "Krüppeltribunal",
mit dem "Menschenrechtsverletzungen im Sozialstaat" zur Anklage
gebracht wurden, bildete den Abschluss des Jahres. Ziel der
Organisator_innen war, "die Strukturen dieser Aussonderungspolitik in
der BRD an(zu)klagen. Wir wollten uns gegen die Zerstückelung unserer
Interessen durch Politiker, Heimaufseher und sonstige Fachleute in
Sachen Behindertenunterdrückung zur Wehr setzen und die Betroffenen
zur massiven und radikalen Gegenwehr anstiften."[19] Die Anklagepunkte
bezogen sich unter anderem auf die Beschneidung der Menschenrechte
behinderter Menschen in Heimen, durch Behördenwillkür und
vorenthaltene Mobilität, in Werkstätten sowie in der Psychiatrie. Ein
weiteres Thema war die durch das Aufeinandertreffen der
Diskriminierung aufgrund weiblichen Geschlechts und Behinderung
gekennzeichnete Lebenssituation behinderter Frauen.

Das UNO-Jahr hatte der jungen Bewegung eine Bühne für einen
öffentlichkeitswirksamen Auftakt geboten, mit dem es gelungen war,
mediale Aufmerksamkeit zu erlangen. Tatsächliche Veränderungen waren
jedoch noch nicht zu verzeichnen. So galt es nach dieser Phase der
inhaltlichen Auseinandersetzungen und spektakulären Aktionen, die
Bedingungen für die gesellschaftliche Teilhabe, Selbstbestimmung und
rechtliche Gleichstellung behinderter Frauen und Männer zu
schaffen.[20] Je nach Gruppierung und lokalen Voraussetzungen reichte
dies von der Einrichtung von ambulanten Hilfsangeboten über die
Sicherstellung von Mobilität und Barrierefreiheit bis hin zur
"Selbstbestimmt-Leben-Bewegung" mit ihren gleichnamigen
Beratungsangeboten. Daneben gab es weiterhin inhaltliche
Auseinandersetzungen.

Ein wichtiges Thema, das die Behindertenbewegung von Anfang an
begleitete, ist das Infragestellen des Wertes behinderten Lebens in
historischer wie in aktueller Perspektive.[21] Von großer Bedeutung
ist auch die Bewegung behinderter Frauen, die sich innerhalb der
Behindertenbewegung früh herausbildete, da die Behindertenbewegung
keinen Raum für die Themen bot, die sich aus dem Zusammentreffen von
Behinderung und weiblichem Geschlecht ergeben.[22] Die Frauen brachten
das "Tabu im Tabu", die sexualisierte Gewalt gegen behinderte Frauen,
an die Öffentlichkeit. Im Rahmen der aufkommenden feministischen
Kritik an den neuen Gen- und Reproduktionstechnologien konfrontierten
sie die feministischen Kritikerinnen mit dem Zusammenhang von Eugenik,
humangenetischer Beratung und selektiver Abtreibung. Damit setzten sie
die oftmals kontrovers geführte Diskussion darüber in Gang, wie
politisch das Private in dieser Hinsicht ist.[23] Ab den frühen 1990er
Jahren wurde der Kampf für rechtliche Gleichstellung zum zentralen
Thema, der von der Grundgesetzänderung 1994 - Ergänzung von Artikel 3,
Absatz 3 Grundgesetz "Niemand darf wegen seiner Behinderung
benachteiligt werden" - zur Verabschiedung der Bundes- und
Landesgleichstellungsgesetze sowie des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes führte.[24]

Auch auf internationaler Ebene engagierten sich Vertreter_innen der
deutschen Behindertenbewegung für die Selbstbestimmung und Teilhabe
behinderter Menschen. So waren einige Aktivist_innen an der
Formulierung des Textes der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK)
beteiligt.[25] Mit diesem internationalen Übereinkommen wird der
Paradigmenwechsel in der Behindertenpolitik - von der Fürsorge zur
Teilhabe - auf globaler Ebene vollzogen: Das Übereinkommen definiert
Behinderung nicht als medizinisches oder individuelles Problem der
betroffenen Menschen, sondern als Ergebnis einer Wechselbeziehung
zwischen individuellen Voraussetzungen und gesellschaftlichen
Barrieren. Mit der UN-BRK wird der Abbau behindernder Barrieren für
die Staaten, die wie Deutschland die Konvention ratifiziert haben, zur
Verpflichtung, die Menschenrechte behinderter Menschen
sicherzustellen.

Behinderte Menschen in der DDR

Zu den parallelen Entwicklungen in der DDR bestehen noch große
Forschungslücken. Es liegen jedoch verschriftlichte Erinnerungen
behinderter Menschen aus der DDR vor. Diesen ist zu entnehmen, dass
Behinderung in der DDR lediglich als gesundheitliche Einschränkung,
jedoch nicht als gesellschaftliches Thema diskutiert wurde.[26] Die
Versorgung der sogenannten Schwerbeschädigten war staatlich geregelt
und durchgeplant. Solange Menschen als bildungsfähig eingestuft
wurden, wurde für ihre (Aus-)Bildung und einen Arbeitsplatz gesorgt.
Ab Vollendung des 18. Lebensjahres erhielten viele die Mindestrente,
zu der sie hinzuverdienen konnten; darüber hinaus gab es ein
abgestuftes Pflegegeld. Es gab jedoch keine ambulanten Hilfen, sodass
Menschen, die im Alltag auf ständige Unterstützung angewiesen waren,
nur zwei Optionen hatten: Verbleib in der Herkunftsfamilie oder schon
als junger Mensch Umzug in ein "Feierabendheim".[27] Zusammenfassend
kann man sagen, dass behinderte Menschen in der DDR zwar versorgt
waren, Teilhabe und Selbstbestimmung jedoch kaum gelebt werden
konnten.[28] Es war nicht möglich, sich in
Selbstvertretungsorganisationen zusammenzuschließen, um
(behindertenpolitischen) Forderungen Nachdruck zu verleihen, denn
"[a]lle freien Organisationen wurden als Keim oppositioneller
Tätigkeit betrachtet".[29]

Dennoch schlossen sich viele behinderte Menschen in der DDR in
informellen Gruppen zusammen, in denen sie sich über Missstände
austauschten und sich etwa für den Abbau von Barrieren im Wohnumfeld
einsetzten.[30] Aus diesen informellen Strukturen entstanden nach dem
Ende der DDR Vereine, die sich 1990 im "Allgemeinen Behindertenverband
in Deutschland (ABiD) - für Selbstbestimmung und Würde"
zusammenschlossen. Der ABiD ist Teil der dritten Säule des Deutschen
Behindertenrates, in dem die "unabhängigen", also aus der
Behindertenbewegung entstandenen, Behindertenorganisationen vertreten
sind.

Disability Studies

Aus den Behindertenbewegungen in den USA und Großbritannien entstand
ab Ende der 1970er Jahre der Forschungsstrang der Disability Studies.
Grundlage war jeweils eine Sichtweise von Behinderung als soziale
Konstruktion. Um diesen Konstruktionsprozess untersuchen zu können,
wurde die individuelle von der gesellschaftlichen Ebene getrennt
betrachtet - Beeinträchtigung (impairment) einerseits und
Behinderung (disability) andererseits. Diese Trennung wird seit
geraumer Zeit stark kritisiert; sie verdeutlichte jedoch die Abkehr
von der traditionellen Sicht auf Behinderung und ermöglichte die
inter- und transdisziplinäre Erforschung von Behinderung als
gesellschaftlich konstruierte Kategorie, die in ihren jeweiligen
sozialen, historischen und politischen Kontexten betrachtet werden
muss.

Auch aus der deutschen Behindertenbewegung gab es zahlreiche Personen,
die mittels Lehrveranstaltungen und Veröffentlichungen die veränderte
Sicht auf Behinderung und die Forderungen behinderter Menschen in den
akademischen Diskurs einbrachten. Aktivitäten zur Entwicklung einer
diese Perspektive vertiefenden Wissenschaft gab es jedoch nicht, und
auch die Entwicklung der Disability Studies in anderen Ländern wurde
nicht zur Kenntnis genommen. Dies änderte sich durch die
Begleittagungen zur Ausstellung "Der (im-)perfekte Mensch" am
Deutschen Hygiene-Museum in Dresden 2001/02, die unter Beteiligung von
Vertreter_innen der anglophonen Disability Studies stattfanden und den
Anstoß für die Gründung der "Arbeitsgemeinschaft Disability Studies in
Deutschland" 2002 gaben.[31] Die Arbeitsgemeinschaft ist ein
Zusammenschluss von behinderten Wissenschaftler_innen und
Aktivist_innen aus der Behindertenbewegung, die daran interessiert
sind, dass die Disability Studies sich auch in Deutschland etablieren.
Die Sommeruniversität "Disability Studies - Behinderung neu denken",
die im Juli 2003 in Bremen stattfand, bot erstmals einen größeren
Rahmen, Perspektiven der Disability Studies in Deutschland zu
diskutieren.[32]

Disability Studies gehen einher mit einem Perspektivwechsel in der
Forschung zum Thema Behinderung. Es wird nicht mehr wie bisher
über behinderte Menschen geforscht, sondern mit ihnen
als Expert_innen für Behinderungserfahrungen beziehungsweise das Leben
mit Beeinträchtigungen, wodurch sich ihre Rolle entscheidend
verändert: Statt als passives Objekt beforscht zu werden, sind sie nun
als aktives Subjekt einbezogen. Dies ermöglicht eine entscheidende
Veränderung des Blickwinkels: "Die Mehrheitsgesellschaft wird aus
Sicht der 'Behinderung' untersucht, und nicht umgekehrt, wie es
eigentlich üblich ist."[33]

Die Disability Studies gelten oft als wissenschaftlicher "Arm" der
politischen Behindertenbewegung. Dies greift jedoch zu kurz.
Selbstverständlich spielen Themen aus der Behindertenbewegung eine
wichtige Rolle in den Disability Studies; sie ist jedoch nicht die
alleinige "Auftraggeberin": "Zwar geht es tatsächlich darum, die
Anliegen der Selbstorganisation und Selbstrepräsentation behinderter
Menschen auf der forschungspolitischen Agenda zu platzieren.
Gleichwohl stellt sich das Verhältnis zwischen Querschnittsdisziplin
und Interessenvertretung nicht als einseitige Verpflichtung, sondern
als wechselseitiger, durchaus auch kontroverser Austausch dar."[34]

Im Gegensatz zu den "Mutterländern" der Disability Studies ist die
wissenschaftliche Etablierung der Disability Studies in Deutschland
noch nicht weit vorangeschritten. Zwar sind in den vergangenen Jahren
ein deutlicher Anstieg von deutschsprachigen Veröffentlichungen sowie
einige Institutsgründungen zu verzeichnen,[35] und es gibt einige
Professuren, die die Disability Studies in ihrem Namen führen. Eine
Etablierung als Disziplin mit eigenständigen Lehrangeboten und
Studienabschlüssen ist derzeit aber nicht in Sicht.

Das Programm der Tagung "Zwischen Emanzipation und Vereinnahmung", die
im Oktober 2018 Disability-Studies-Forscher_innen aus Deutschland,
Österreich und der Schweiz in Berlin zusammenbrachte, vermittelte ein
Bild von der aktuellen Breite und Vielfalt der Disability Studies im
deutschsprachigen Raum. Die Tagung wurde als Auftakt zu einer
Vernetzung genutzt, die dazu beitragen soll, die Disability Studies
stärker in der deutschsprachigen Wissenschaftslandschaft zu verankern.
Die Vernetzung soll die Sichtbarkeit der Disability Studies weiter
erhöhen, die Förderung von Nachwuchswissenschaftler_innen unterstützen
und die Eigenständigkeit der Disability Studies gegenüber anderen
Ansätzen der Forschung zu Behinderung stärken und damit
Vereinnahmungstendenzen entgegentreten. Darüber hinaus könnte die
Vernetzung eine interdisziplinäre Fachzeitschrift initiieren, die für
den fachlichen Austausch im deutschsprachigen Raum bisher noch fehlt.

Behindertenbewegung aktuell

Seit der Gründung des "Club 68" hat sich die Behindertenbewegung
vielfach verändert. Die locker organisierten Gruppen der Anfangszeit,
die in der Öffentlichkeit zunächst als "kleine radikale Minderheit"
wahrgenommen wurden, haben sich im Laufe der Jahre gewandelt: Sie
gründeten eingetragene Vereine, bauten ambulante Hilfsdienste und
Beratungsstellen auf, die Zentren für Selbstbestimmtes Leben, die seit
1990 über eine eigene Dachorganisation verfügen, die wiederum Mitglied
im Deutschen Behindertenrat ist. Die Behindertenbewegung hat damit wie
andere Soziale Bewegungen "Prozesse der Institutionalisierung und
Pragmatisierung" durchlaufen.[36] Parallel zu diesem Prozess wurden
die Aktionsformen "braver" und angepasster, die Konfrontation wich der
Kooperation, Einzelpersonen aus der Behindertenbewegung fingen an,
sich wissenschaftlich mit den Themen der Bewegung zu beschäftigen.

Trotz der veränderten Aktionsformen ist die Behindertenbewegung ihren
Zielen treu geblieben: Ablehnung des individualisierenden,
medikalisierenden und normalisierenden Blicks auf Behinderung sowie
der aktive Einsatz gegen Aussonderung und Diskriminierung behinderter
Menschen. Diese Ziele haben über die Jahre trotz des
Paradigmenwechsels in der Behindertenpolitik und veränderter Gesetze
ihre Gültigkeit behalten, denn es hat sich gezeigt, dass um Erreichtes
immer wieder gerungen und um darüber Hinausgehendes gekämpft werden
muss. Und auch die Umsetzung der UN-BRK ist kein Selbstläufer, sondern
braucht die kritische Begleitung durch eine wachsame und kämpferische
Behindertenbewegung, die sehr genau auf das blickt, was auf der
politischen Ebene passiert, und sich wenn nötig mit Aktionen und
Kampagnen für die Selbstbestimmung und gegen die (drohende)
Aussonderung behinderter Menschen einbringt. Dies gelingt den heutigen
Aktivist_innen auch durch das Nutzen moderner Medien wie Twitter und
Facebook und das Organisieren von Flashmobs. Und sie zeigen in ihren
Blogs, dass es in der Gesellschaft nach wie vor ebenso zahlreiche
physische Barrieren wie auch solche in den Köpfen gibt, die der
Teilhabe und den Menschenrechten behinderter Menschen entgegenstehen
und die es zu bekämpfen beziehungsweise abzubauen gilt.


Swantje Köbsell ist Professorin für Disability Studies an der
Alice Salomon Hochschule Berlin.
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AUSSEN/2148: Iranische Provokation


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Mai 2019

Iranische Provokation



Zur Ankündigung der iranischen Regierung, Teile des Atomabkommens
auszusetzen, erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Die Ankündigung der iranischen Regierung, Teile des Nukleardeals nicht
mehr zu erfüllen, sind eine Provokation. Die Europäische Union darf
sich nicht auf das Spiel von Drohungen und Gegendrohungen einlassen,
auf das sich die Trump-Administration und jetzt auch die iranische
Führung begeben haben. Dennoch ist die Forderung der Iraner nach einer
effektiven Umsetzung der Verpflichtungen aus dem Nuklearabkommen
legitim. Angesichts des Risikos einer Eskalation der Spannungen
zwischen Iran und den USA, die auch durch die Entsendung des
amerikanischen Flugzeugträgers in den Persischen Golf verstärkt
werden, müssen die Bundesregierung und die EU jetzt deshalb
entschlossen handeln. Sie müssen sichere Wege für Finanztransaktionen
schaffen und dem Iran ein Mindestmaß an Öleinnahmen sichern.
Entscheidend ist für den Moment, dass die umfangreichen Inspektionen
fortgesetzt werden, die sicherstellen, dass der Iran die Entwicklung
von Atomwaffen nicht wieder aufnimmt.

Dennoch müssen wir klar machen, dass der Großteil der ökonomischen und
politischen Probleme im Iran hausgemacht sind. Wenn die iranische
Regierung sich jetzt darüber beklagt, dass die Kosten für die
Bekämpfung des Drogenschmuggels und der Versorgung für afghanische
Flüchtlinge zu hoch sind, sollte die Führung zuerst ihre Unterstützung
für das Assad-Regime und terroristische Gruppen wie Hamas und den
Islamischen Jihad in Gaza einstellen. Auch die Inflation und der
Verfall des Rial sind nicht zuletzt auf Korruption und Intransparenz
im iranischen Finanzsektor zurückzuführen.
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EUROPA/1792: Treffen in Sibiu - ein Gipfel der Enttäuschungen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Mai 2019

Treffen in Sibiu - ein Gipfel der Enttäuschungen



Anlässlich des Treffens der EU-Staats- und Regierungschefs im
rumänischen Sibiu am morgigen Europatag (Donnerstag, 9. Mai) erklärt
Franziska Brantner, Sprecherin für Europapolitik:

Der 9. Mai erinnert uns Europäerinnen und Europäer nicht nur daran,
dass Nationalismus in den Abgrund führt. Der Europatag erinnert auch
daran, dass wir es der europäischen Einigung zu verdanken haben, dass
wir gut in Frieden leben können. Doch Europa gibt es nicht umsonst.
Die europäische Demokratie braucht unseren Einsatz. Bundeskanzlerin
Merkel und Vizekanzler Scholz scheinen das vergessen zu haben. Mit
ihrer Tatenlosigkeit liefern Sie Europa den Nationalisten aus und
riskieren damit das europäische Projekt.

Schon vor Beginn des Gipfels am Europatag ist klar, es wird keine
Ergebnisse geben, die den derzeitigen Herausforderungen gerecht
werden. Das ist ein Armutszeugnis. Die Bundesregierung ist aufgrund
ihrer Politik des Zauderns und Blockierens mit dafür verantwortlich.
Sie hat die notwendigen Schritte hin zu einer handlungsfähigen EU in
den letzten Monaten nicht getan. Doch genau das brauchen wir derzeit
mehr denn je. Die Enttäuschung aller pro-Europäerinnen und
pro-Europäer über den Gipfel ohne nennenswerte Ergebnisse, ist deshalb
auch eine Enttäuschung über Deutschlands Europapolitik. Statt wie
verkündet einen Aufbruch zu wagen, haben Bundeskanzlerin Merkel und
Vizekanzler Scholz jegliche Entwicklung in der EU ausgebremst oder
verschlafen - sei es beim Klimaschutz und Artensterben, sei es bei der
Digitalisierung und Desinformation, aber vor allem bei der
Stabilisierung des Euros und mehr Fairness in Europa. Das ist
brandgefährlich. Merkel und Scholz müssen endlich nicht nur europäisch
reden, sondern handeln. Man kann Europa auch durch nichts-tun kaputt
machen.
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RECHT/846: Bundesregierung muss Verantwortung für Datenschutz wahrnehmen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Mai 2019

Bundesregierung muss Verantwortung für Datenschutz wahrnehmen!



Zur Vorlage des Tätigkeitsberichtes des neuen Bundesbeauftragten für
den Datenschutz und die Informationsfreiheit erklärt Dr. Konstantin
von Notz, Stellvertretender Fraktionsvorsitzender:

Seit Jahren stehen die Bundesregierung und das federführend zuständige
Bundesinnenministerium mit dem Datenschutz auf Kriegsfuß. Die Große
Koalition erkennt die Notwendigkeit eines effektiven
Grundrechtsschutzes im digitalen Zeitalter bis heute nicht.

Auch die Bundesregierung muss endlich verstehen, dass ein effektiver
Daten- und Grundrechtsschutz essentiell für die gemeinwohlorientierte
Gestaltung des digitalen Wandels unserer Gesellschaft ist. Wichtiger
denn je ist deshalb die Tätigkeit eines Bundesbeauftragten für den
Datenschutz und die Informationsfreiheit, der sich einmischt, neue
Impulse setzt und als bürgerrechtliches Korrektiv wirkt.

Die Große Koalition verweigert seit Jahren eine dringend notwendige
nationale Gesetzgebung zum Schutz unserer Grund- und
Verbraucherrechte. Ihr Verhalten gegenüber der EU-DSGVO bleibt höchst
widersprüchlich. Mit ihrem starrsinnigen Festhalten an Plänen für
digitale Gegenschläge und dem staatlichen Handel mit Sicherheitslücken
sowie ihren jüngsten Vorschlägen zur Ausweitung der Befugnisse des
Verfassungsschutzes wandelt sie auf verfassungsrechtlich extrem dünnem
Eis.

Wann das von ihr seit Jahren angekündigte IT-Sicherheitsgesetz 2.0
endlich kommt, ist ungewisser denn je. Die großen Chancen, die in
einer Weiterentwicklung der Informationsfreiheit und einer echten Open
Data-Strategie liegen, vergibt sie komplett.

Die Bundesregierung sollte die Neubesetzung des Amts des
Datenschutzbeauftragten dringend nutzen, um eine größere
Ernsthaftigkeit im Umgang mit der Behörde an den Tag zu legen. Es kann
und darf nicht sein, dass der Datenschutzbeauftragte wiederholt und
bewusst aus Prüfvorgängen rausgehalten und seine Einschätzungen und
Empfehlungen wissentlich übergangen werden.

Durch ein solches Vorgehen leistet die Bundesregierung dem
Grundrechtsschutz einen Bärendienst und gefährdet die Akzeptanz neuer,
digitaler Angebote. Gerade mit Blick auf den weiter wachsenden
Sicherheitsapparat und einer anhaltenden Ausweitung seiner Befugnisse
sind weitere kontinuierliche Aufwüchse und Befugniserweiterungen auch
auf Seite der Kontrollinstanzen dringend geboten.

Wir werben zudem auch weiter dafür, dass der Tätigkeitsbericht des
Bundesbeauftragten im Deutschen Bundestag debattiert und die gute
Tradition wieder aufgenommen wird, fraktionsübergreifend gemeinsame
Vorschläge daraus abzuleiten.
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SOZIALES/1943: Chance für ökologisch-soziales Wohngeld verpasst


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Mai 2019

Chance für ökologisch-soziales Wohngeld verpasst



Zum heute im Bundeskabinett entschlossenen Entwurf eines
Wohngeldstärkungsgesetzes erklärt Chris Kühn, Sprecher für Bau- und
Wohnungspolitik:

Der Wohngeld-Beschluss des Kabinetts hat Licht und Schatten: Zwar ist
die vorliegende Dynamisierung bei den Wohngeld-Zuschüssen ein
Teilerfolg. Enttäuschend ist jedoch die komplett fehlende
Klimakomponente. Diese ist wichtig, damit das Wohngeld auch in
Wohnungen mit besseren Energieeffizienzstandards greift. So ist der
Wohngeldbeschluss insgesamt nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Die
Bundesregierung verpasst die Chance, Klimaschutz und soziale
Gerechtigkeit beim Wohnen wirksam zu verbinden.

Klar ist: Mieterinnen und Mieter brauchen keine Almosen, sondern
flächendeckend bezahlbare Mieten. Je weniger der Wohnmarkt überhitzt
ist, desto weniger müssen Menschen Wohngeld überhaupt in Anspruch
nehmen. Die Bundesregierung muss endlich mehr Geld investieren, um
dauerhaft bezahlbaren Wohnraum zu schaffen.
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UMWELT/1840: Eckpunktepapier umweltpolitische Digitalagenda - mehr als Buzzwords notwendig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Mai 2019

Eckpunktepapier umweltpolitische Digitalagenda ? mehr als Buzzwords notwendig



Zum Eckpunktepapier für eine umweltpolitische Digitalagenda der
Bundesregierung erklären Oliver Krischer, Stellvertretender
Fraktionsvorsitzender, und Dieter Janecek, Sprecher für Digitale
Wirtschaft und Digitale Transformation:

Bislang adressierte die Bundesregierung lediglich in Sonntagsreden die
ökologischen Chancen der Digitalisierung und schwieg beharrlich zu
Risiken und Herausforderungen. Noch im Koalitionsvertrag blendete
Schwarz-Rot die ökologischen Aspekte der digitalen Welt nahezu
komplett aus. Dass die Bundesumweltministerin mit dem vorgelegten
Eckpunktepapier das Thema Digitalisierung und Nachhaltigkeit nun
endlich aufgreift, begrüßen wir.

Das Eckpunktepapier geht an vielen Stellen in die richtige Richtung,
in den nächsten Monaten kommt es aber darauf an, die Ankündigungen mit
konkreten Maßnahmen zu unterlegen. Die ökologische Modernisierung von
Wirtschaft und Gesellschaft scheitert derzeit weniger an mangelnder
Technologie und mangelnden Innovationen, sondern an der Unfähigkeit
und Uneinigkeit dieser Bundesregierung, geeignete Rahmenbedingungen,
wie beispielsweise einen Preis für CO2, festzulegen.

Smarte, digitale Lösungen mit einem echten ökologischen Mehrwert in
den Sektoren Verkehr, Energie oder Produktion werden nur dann in der
Breite zum Einsatz kommen, wenn Vertrauen in sie besteht und die
Anreizstrukturen richtig gesetzt sind. Eine umweltpolitische
Digitalagenda darf nicht auf die Schaffung von Experimentierräumen und
Leuchtturm-Projekten beschränkt bleiben. Open Data, gerade bei Umwelt-
und Klimadaten, sowie klare Regulierung in Richtung Sustainability by
Design and Sustainability by Default sind Grundvoraussetzungen, um
nachhaltige digitale Innovationen zu ermöglichen. Nur so kann die
Digitalisierung vom Brandbeschleuniger zum Brandlöscher der Klimakrise
werden.

Eine nachhaltige Digitalisierung muss auch gezielt jene Akteure stark
machen, die eine aktive Rolle bei der ökologischen Transformation
spielen wollen und können - ob Social Entrepreneurs, innovative
Mittelständler oder Genossenschaften. Mit dem vom
Bundeswirtschaftsminister erhofften KI-Airbus oder den europäischen
Digital-Champions wird dies kaum gelingen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Mai 2019
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AUSSEN/1837: Verfolgte Christin Asia Bibi endlich in Sicherheit


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Mai 2019

Verfolgte Christin Asia Bibi endlich in Sicherheit

Religionsfreiheit stärker schützen



Die Christin Asia Bibi hat Pakistan verlassen und ist bei ihrer
Familie in Kanada eingetroffen. Dazu erklärt der
menschenrechtspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Michael Brand:

"Asia Bibi ist endlich in Sicherheit und mit ihrer Familie in Kanada
vereint. Die CDU/CSU-Fraktion, die sich während deren langjähriger
Haftzeit intensiv für die verfolgte Christin eingesetzt hat, ist
darüber sehr erfreut. Asia Bibi in Freiheit und Sicherheit zu wissen,
ist eine große Erleichterung. Gleichzeitig ist diese Nachricht
Mahnung an die Staatengemeinschaft, den Einsatz für verfolgte
Christen und für alle wegen ihres Glaubens bedrängte religiöse
Minderheiten zu verstärken.

Religionsfreiheit ist ein zentrales Menschenrecht und ihre weltweite
Anerkennung ein Kernanliegen unserer werteorientierten Außenpolitik.
Die Verfolgung von Menschen aufgrund ihres Glaubens verletzt dieses
Recht zutiefst. Weltweit betrachtet ist Religionsfreiheit vielfach
und vor allem für Christen nicht gewährleistet."

Hintergrund:

Die Katholikin Asia Bibi war in ihrer Heimat Pakistan wegen
Gotteslästerung vor über acht Jahren zum Tode verurteilt worden.
Nachdem im Oktober vergangenen Jahres das Oberste Gericht Pakistans
das Urteil aufgehoben hatte, kam es zu Protesten radikaler Islamisten
im Land. Ein Gericht in Islamabad ordnete nach der Ablehnung eines
Berufungsantrages gegen den Freispruch Asia Bibis im Januar ihre
sofortige Freilassung an.

 * 
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AUSSEN/1836: Freispruch und Ausreise von Asia Bibi ist ermutigendes Zeichen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Mai 2019

Freispruch und Ausreise von Asia Bibi ist ermutigendes Zeichen

Verstöße gegen das Menschenrecht der Religionsfreiheit weiter
deutlich benennen



Wie aus Medienberichten zu erfahren war, konnte die Christin Asia
Bibi am heutigen Mittwoch aus Pakistan ausreisen. Hierzu erklärt der
ehemalige Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Volker Kauder:

"Es ist eine gute Nachricht, dass Asia Bibi Pakistan endgültig
verlassen konnte und sich in Sicherheit befindet. Nach der Aufhebung
des Todesurteils durch den Obersten Gerichtshof Pakistans ist ihr
langer, durch Unrecht und Gefangenschaft geprägter Leidensweg nun zu
einem guten Ende gekommen.

In Zeiten, in denen das religionspolitische Klima weltweit erhebliche
Verschärfungen erlebt und die Verfolgung insbesondere von Christen
und Christinnen zunimmt, ist Asia Bibis Freispruch und Ausreise ein
starkes, ermutigendes Zeichen der Hoffnung.

Zugleich zeigt Frau Bibis Schicksal, dass wir weiter weltweit für das
Menschenrecht der Religionsfreiheit eintreten und uns mit den Opfern
von Unterdrückung und Gewalt solidarisieren müssen. Dazu gehört es
auch, Menschenrechtsverstöße deutlich zu benennen und öffentlich zu
adressieren.

Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist der Einsatz für den Schutz der
Religionsfreiheit aller Menschen tief verankert im christlichen
Menschenbild und wird auch weiter fester Bestandteil ihrer Politik
sein."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1835: Rückzug Irans aus Nuklearabkommen gefährdet Sicherheit in gesamter Region


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Mai 2019

Rückzug Irans aus Nuklearabkommen gefährdet Sicherheit in gesamter
Region

Regime in Teheran zur Rückkehr bewegen - Auch die USA müssen umdenken



Die iranische Führung hat am heutigen Mittwoch den teilweisen Rückzug
des Iran aus dem Nuklearabkommen JCPOA verkündet. Hierzu erklärt der
außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen
Hardt:

"Der Rückzug des Iran aus dem wichtigen Nuklearabkommen ist ein
folgenschwerer Schritt, der die Sicherheitslage in der gesamten
Region verschärft. Bei aller Kritik an der Unvollkommenheit des
Abkommens hat es dennoch systematisch und überprüfbar die
Möglichkeiten des Iran verhindert, Atomwaffen herzustellen. Dies
steht nun auf dem Spiel. Die Bedrohung der anderen Staaten der Region
einschließlich Israels wird nun wieder größer.

Deutschland und die übrigen Partner des JCPOA haben davor gewarnt,
das Abkommen mittels weiterer Sanktionen gegenüber Teheran zu
gefährden. Leider ist das Weiße Haus in Washington dieser
Argumentation nicht gefolgt. Nun tritt die befürchtete Verschärfung
der Situation ein. Ein anderer Weg, wie der Iran vom Ziel atomarer
Bewaffnung abgehalten und zu einem weniger aggressiven Verhalten in
der Region bewegt werden kann, wurde indes nicht aufgezeigt.

Unser Ziel bleibt: Der Iran muss weiter vollständig transparent und
nachprüfbar nachweisen, dass er auf atomare Bewaffnung verzichtet.
Der Iran muss sein aggressives Verhalten gegenüber Staaten der Region
beenden: besonders gegenüber Jemen, Syrien und Libanon, wo Teheran
islamistische Milizen massiv unterstützt. Diese Ziele zu erreichen
ist ohne funktionierendes Atomabkommen schwieriger als zuvor. Dennoch
sollten Deutschland und Europa mit Nachdruck an einer vertraglichen
Lösung des Konflikts mit dem Iran festhalten. Bei friedlichem und
konstruktivem Verhalten würde der Iran im Gegenzug wirtschaftliche
Entwicklungsmöglichkeiten erhalten.

Das Nuklearabkommen mit dem Iran hat seit seiner Unterzeichnung einen
wichtigen Beitrag zur Eindämmung einer konkreten nuklearen Gefahr in
der Region geleistet. Das Kalkül von US-Präsident Trump, dieses Ziel
durch eine Druckkampagne jenseits des JCPOAs zu erreichen, ist nicht
aufgegangen. Auch die USA müssen deshalb ihre Strategie überdenken."

 * 
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BILDUNG/1024: Wissenschaftspakte sind Glücksfall für Zukunft


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Mai 2019

Wissenschaftspakte sind Glücksfall für Zukunft

• Verhandlungsergebnis schafft Planungssicherheit

• Qualität muss Maßstab bei Umsetzung sein



Die von der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK) beschlossenen
Wissenschaftspakte (Nachfolge Hochschulpakt, Nachfolge Qualitätspakt
Lehre und Pakt für Forschung und Innovation) mit einem Volumen von
insgesamt rund 160 Milliarden Euro werden in dieser Woche in
parlamentarischen Gremien des Deutschen Bundestags beraten. Dazu
erklären der bildungs- und forschungspolitische Sprecher
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Albert Rupprecht und der Obmann der
Fraktion, Stefan Kaufmann:

Albert Rupprecht: "Die drei großen Pakte sind insgesamt ein
Glücksfall für die Zukunft Deutschlands. Der größte, der mit 84
Milliarden Euro vom Bund unterstützte Pakt für Forschung und
Innovation, war bereits bei den Koalitionsverhandlungen ein
Kernanliegen der Unionsfraktion, um Exzellenz im internationalen
Wettbewerb zu sichern. Es ist ein großer Erfolg, dass in einer
solchen Dimension auch beim Mittelaufwuchs Planungssicherheit für
Wissenschaft, Hochschulen und Forschung erreicht werden konnte. Das
setzt auch international beachtete Maßstäbe. Dass die
Wissenschaftspakte auf einem guten Weg sind, ist auch dem
Verhandlungsgeschick von Bundesministerin Anja Karliczek zu
verdanken.

Unser Ziel war, eine verlässliche Finanzierung auf hohem Niveau für
das Wissenschaftssystem zu erreichen. Das ist gelungen und der Bund
hat sich damit erneut als ein verlässlicher Partner für die
Wissenschaft erwiesen. Kritisch bleibt jedoch festzustellen, dass die
Länder die sinnvolle Steigerung der Hochschulpaktmittel nicht
selbstständig finanzieren, obwohl sie für die Hochschulen die
alleinige Zuständigkeit innehaben und ihnen politisch eine höhere
Priorität einräumen könnten.

Wir hatten den Anspruch, dass Transfer und Translation in neuer
Qualität im Pakt für Forschung und Innovation verankert wird. Wir
haben dafür klare Kriterien mit anspruchsvollen und überprüfbaren
Zielen formuliert und in die Verhandlungen eingebracht. Im Ergebnis
ist nun eine Punktlandung gelungen, die zu einer für Deutschland so
wichtigen Transferkultur beitragen wird.

Bei der weiteren Umsetzung des neuen "Zukunftsvertrages Studium und
Lehre" und des neuen Paktes "Innovation in der Hochschullehre" muss
im höchsten Maße Wert auf Qualität in Studium und Lehre gelegt
werden. Das muss sich in den bilateralen Ländervereinbarungen durch
qualitative Paramater bei der Mittelverwendung abbilden und durch
maximale Freiheitsgrade bei dem neu zu schaffenden Zentrum für
Innovation und Qualität in der Hochschullehre garantiert werden.

Wichtig für uns ist, dass trotz der Laufzeit von zehn Jahren eine
parlamentarische Kontrolle im laufenden Prozess sichergestellt ist
und die verfassungsgemäße Aufgabe gelebt werden kann. Zu der Frage,
wie das sichergestellt werden kann, sind wir mit dem
Bundesforschungsministerium im Gespräch."


Dr. Stefan Kaufmann: "Bund und Ländern stellen die
Weichen auf Zukunft - das ist das Signal der heutigen Beschlüsse. Das
ist besonders wichtig, weil Wissenschaft und Forschung in einem
zunehmenden internationalen Wettbewerb stehen. Wenn wir als
Innovationsnation vorn bleiben wollen, brauchen wir starke
Hochschulen und führende Forschung. Die heutigen Beschlüsse werden
das Wissenschaftssystem voranbringen und Planungssicherheit schaffen.
Die Hochschulen erhalten dauerhaft zusätzliches Bundesgeld auf dem
Niveau der bisherigen Zuwendungen und die außeruniversitären
Forschungseinrichtungen können mit dem zugesagten Aufwuchs von drei
Prozent ihre Spitzenstellung weiter ausbauen. Das ist im
internationalen Vergleich keine Selbstverständlichkeit. Wir werden
die weitere Ausgestaltung und Umsetzung der Pakte ebenso genau wie
konstruktiv begleiten und darauf achten, dass die Qualitätskriterien
eingehalten werden."

 * 
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GESUNDHEIT/700: Masern-Impfung dient auch dem Schutz der Allgemeinheit


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Mai 2019

Masern-Impfung dient auch dem Schutz der Allgemeinheit

Maßnahmen für lückenlose Masern-Impfung begrüßenswert



Bundesgesundheitsminister Jens Spahn will eine Pflicht zur Impfung
gegen Masern einführen. Dazu erklärt die gesundheitspolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag:

"Den Vorstoß von Bundesgesundheitsminister Spahn zur Ausweitung der
Impfpflicht gegen Masern begrüßt die Unionsfraktion grundsätzlich.
Masern sind keine Bagatellerkrankung, und Impfungen sind eine der
wirksamsten präventiven medizinischen Maßnahmen. Entscheidend ist
dabei nicht allein der Schutz für die geimpfte Person selbst, sondern
auch der Schutz für alle anderen: also für Menschen, die sich nicht
impfen lassen können, weil sie zum Beispiel jünger als ein halbes
Jahr alt oder krank sind.

Bereits heute müssen sich Eltern beim Kinderarzt informieren. Über
den Impfschutz ihres Kindes erhalten sie einen schriftlichen
Nachweis, den sie der Kindertageseinrichtung vorzeigen müssen.
Verweigern sich Eltern dieser Beratung, droht ihnen bereits nach
geltendem Recht im Rahmen des Infektionsschutzgesetzes ein Bußgeld
von bis zu 2.500 Euro. Diese Regelung wird mit dem aktuellen
Gesetzentwurf verschärft. Das findet die Fraktion richtig. Nur eine
lückenlose Impfung aller Kinder in Kita und Schule kann letzten Endes
gewährleisten, dass keine Ansteckungswelle erfolgt.

Wir müssen die Gründe analysieren, warum über 97 Prozent der Kinder
die erste Masernimpfung erhalten haben, die Quote bei der zweiten
entscheidenden Impfung aber unter 93 Prozent liegt. Gerade bei dieser
entscheidenden zweiten Impfung gibt es nun große regionale
Unterschiede. Offensichtlich sind die Eltern, bei deren Kinder eine
erste Impfung vorliegt, keine Impfgegner, sondern es fehlt ihnen an
Informationen. Deswegen begrüßen wir vor allem die im Gesetzentwurf
vorgesehene Ausweitung der Informationspflichten der Bundeszentrale
für gesundheitliche Aufklärung.

Für Eltern, die wir mit der Aufklärung nicht erreichen, ist dann die
Impfpflicht mit allen Konsequenzen eine geeignete Maßnahme. Wer
andere mit einer sogar möglicherweise tödlich verlaufenden Krankheit
ansteckt, gegen die er sich problemlos hätte impfen lassen können,
handelt verantwortungslos."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





MILITÄR/664: Soldatenberuf attraktiver machen - Einsatzbereitschaft erhöhen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Mai 2019

Soldatenberuf attraktiver machen - Einsatzbereitschaft erhöhen

Gesetz schafft grundlegende Verbesserungen für Bundeswehrangehörige



Im Bundestag wird am morgigen Donnerstag das sogenannte Gesetz zur
nachhaltigen Stärkung der personellen Einsatzbereitschaft der
Bundeswehr ("Einsatzbereitschaftsstärkungsgesetz") beraten. Dazu
erklärt der verteidigungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Henning Otte:

"Unsere Soldaten sind die wichtigste Ressource der Bundeswehr. Um bei
dem gegenwärtigen Fachkräftemangel die Klügsten und Geschicktesten
für den Soldatenberuf gewinnen und halten zu können, muss die
Bundeswehr ein moderner, attraktiver und flexibler Arbeitgeber sein.
Deshalb bringen wir das Gesetz zur Stärkung der Einsatzbereitschaft
in den Bundestag ein - eine zentrale Vorgabe aus dem
Koalitionsvertrag.

Es geht in dem Gesetz vor allem darum, den Dienst für die Soldaten
attraktiver zu gestalten und somit auch die Einsatzbereitschaft der
Truppe zu erhöhen. Dafür wird das soldatische Dienstrecht umfassend
modernisiert.

Zum einen wollen wir die soziale Absicherung verbessern. Die
Einsatzversorgung soll zukünftig nicht nur für vom Bundestag
mandatierte Kampfeinsätze, sondern auch für einsatzgleiche
Verpflichtungen im Ausland gelten. Denn auch bei der Wahrnehmung
anderer Aufgaben - die etwa dem Schutz des Bündnisgebietes dienen -
kann es sein, dass Soldaten Gefährdungen ausgesetzt sind.

Ferner sollen berufsfördernde Maßnahmen für länger dienende Soldaten
ausgeweitet und die Altersvorsorgemöglichkeiten für Soldaten auf
Zeit, für freiwillig Wehrdienstleistende und Reservisten verbessert
werden. Freiwillig Wehrdienstleistende sollen auch besser bezahlt
werden.

Wir werden außerdem die Rechtsgrundlage dafür schaffen, dass
Angehörige von Einsatzgeschädigten, z. B. in Fällen einer
posttraumatischen Belastungsstörung, in die Behandlung miteinbezogen
werden können.

Um als Arbeitgeber attraktiver zu werden, wollen wir eine flexiblere
Dienstgestaltung ermöglichen. Und schließlich wollen wir die
Möglichkeiten, als Berufssoldat übernommen zu werden, erweitern.

Dieses Gesetz ist insgesamt ein wichtiger Schritt zur Verbesserung
der Einsatzbereitschaft der Bundeswehr. Denn nur eine starke
Bundeswehr ist ein wirklicher Beitrag für Frieden und Freiheit in
Europa."
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WIRTSCHAFT/2824: 660.000 Haushalte können von Wohngeld-Verbesserungen profitieren


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Mai 2019

660.000 Haushalte können von Wohngeld-Verbesserungen profitieren

Leistungserhöhung, neue Mietenstufe und Wohngelddynamisierung sollen
das Wohngeld noch attraktiver machen



Am heutigen Mittwoch hat die Bundesregierung den Entwurf eines
Wohngeldstärkungsgesetzes beschlossen. Hierzu erklärt der
baupolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag,
Kai Wegner:

"Mit dem Entwurf des Wohngeldstärkungsgesetzes bringt
Bundesbauminister Seehofer ein weiteres Vorhaben von Koalition und
Wohngipfel voran.

Neben der allgemeinen Leistungserhöhung enthält der Gesetzentwurf der
Bundesregierung eine Dynamisierung des Wohngeldes sowie die
Einführung einer neuen Mietenstufe VII. Künftig soll das Wohngeld
alle zwei Jahre per Verordnung an die Bestandsmieten und
Einkommensentwicklung angepasst werden. Durch eine neue Mietenstufe
VII können Haushalte in Gemeinden und Kreisen mit hohen Mieten
künftig stärker bei den Wohnkosten entlastet werden.

Damit soll das Wohngeld als wirksames Instrument des sozialen
Ausgleichs auf dem Wohnungsmarkt noch attraktiver gestaltet werden.
Mit dem Wohngeld werden die Betroffenen sehr zielgenau unterstützt.
Von den Verbesserungen des Gesetzentwurfes werden voraussichtlich
660.000 Haushalte profitieren. Die Koalition wird damit zahlreiche
Mieterinnen und Mieter in Deutschland entlasten. Gerade bei
angespannten Wohnungsmärkten gilt es, dessen soziale Flankierung zu
festigen."
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WIRTSCHAFT/2823: Zugang für Unternehmen zu den Kapitalmärkten wird erleichtert


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Mai 2019

Zugang für Unternehmen zu den Kapitalmärkten wird erleichtert

Auch Verbesserungen bei Anlegerschutz und Crowdfunding erreicht



Der Finanzausschuss im Deutschen Bundestag hat heute das Gesetz zur
weiteren Ausführung der EU-Prospektverordnung und zur Änderung von
Finanzmarktgesetzen abschließend beraten. Dazu erklären die
finanzpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje
Tillmann sowie der zuständige Berichterstatter Matthias Hauer:

"Mit dem Gesetz erleichtern wir gerade für kleine und mittleren
Unternehmen den Zugang zu den Kapitalmärkten und damit zu einer
größeren Vielfalt an Finanzierungsquellen. Gleichzeitig erhöhen wir
den Anlegerschutz, unter anderem indem Anleger in übersichtlicher und
leicht verständlicher Form über ihre Anlage informiert werden.

Die Ausnahmeregelung für CRR-Kreditinstitute, die durch die
Regulierung dieser Institute geboten ist, wird ausgeweitet. Die Union
hat ihre Forderung durchgesetzt, die Grenze der Prospektfreiheit von
5 Millionen auf 8 Millionen Euro zu erhöhen und damit einen
Gleichlauf der Obergrenzen herzustellen.

In den Beratungen konnten wir zudem erreichen, dass durch eine
Anhebung der Einzelanlageschwellen bei prospektfreien Angeboten
Anleger nun mehr Spielraum für Investitionen erhalten und diese
Schwellen bei Bezugsrechtsemissionen komplett entfallen.

Auch für den Bereich Crowdfunding konnten wir Verbesserungen
durchsetzen. Künftig muss erst ab einer Emission von 6 Millionen Euro
ein aufwändiger Prospekt erstellt werden. Diese Grenze lag vorher bei
2,5 Millionen Euro. Damit wird gerade für Startups die
Kapitalaufnahme durch Schwarmfinanzierung erleichtert. Anleger werden
durch die Informationen im Vermögensanlagen-Informationsblatt besser
geschützt, indem beispielsweise die schuldrechtliche bzw. dingliche
Besicherung bei Investitionen zur Immobilienfinanzierung ausgewiesen
werden muss. Der Anlegerschutz wird auch durch eine stärkere
Entflechtung von Emittent und Crowdfunding-Plattform verbessert.

Die Bundesregierung wird bis Ende 2021 evaluieren, ob auch GmbHs von
einer Prospektfreiheit profitieren können. Gerade weil in Deutschland
die meisten kleinen und mittleren Unternehmen in der Rechtsform der
GmbH geführt werden, ist uns als Union wichtig, diese Unternehmen von
Bürokratie zu entlasten."
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WIRTSCHAFT/2822: Bezahlbares Wohnen ist unser Maßstab


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Mai 2019

Bezahlbares Wohnen ist unser Maßstab

Kabinett beschließt Wohngelderhöhung



Am heutigen Mittwoch befasst sich das Bundeskabinett mit dem
Wohngeldstärkungsgesetz. Dazu erklärt der für Wohnen zuständige
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange:

"Die Erhöhung des Wohngeldes wird für viele Haushalte mit niedrigen
Einkommen spürbare Entlastungen bringen. Damit wird ein weiterer
Baustein des Koalitionsvertrags für bezahlbares Wohnen umgesetzt.
Insgesamt werden ab dem 1.1.2020 rund 660.000 Haushalte von der
Wohngeldreform profitieren. Rund 180.000 Haushalte werden erstmals
oder erneut Anspruch auf Wohngeld erhalten. Die verbesserten
Leistungen werden vor allem Familien und Rentnerhaushalten
zugutekommen.

Mit der Einführung einer neuen Mietenstufe VII werden auch Haushalte
in Gemeinden und Kreisen mit hohen Mieten entlastet werden. So wollen
wir verhindern, dass Menschen aufgrund angespannter Wohnungsmärkte
ihr lebenslanges Umfeld verlassen müssen. Künftig wird es eine
regelmäßige Fortschreibung des Wohngeldes geben. Ab dem 1.1.2022 wird
das Wohngeld alle zwei Jahre an die Bestandsmieten- und
Einkommensentwicklung angepasst werden. Dadurch wird die Zahl der
Wohngeldempfänger auf einem gleichmäßig hohen Niveau bleiben; weniger
Haushalte werden über die Zeit aus dem Anspruch auf Wohngeld
"herauswachsen", weil sich beispielsweise die Einkommen geringfügig
ändern. Das sorgt auch für mehr Sicherheit bei den Betroffenen.

Die Wohngeldreform ist eine Maßnahme, die auf dem Wohngipfel 2018
verabredet worden ist. Sie ist eine Komponente für bezahlbares
Wohnen. Eine deutliche Entlastung für die Mieten und Baupreise wird
es nur geben, wenn mehr gebaut wird und neuer Wohnraum geschaffen
wird."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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GESUNDHEIT/1100: Gesellschaftliche Ursachen von problematischem Alkoholkonsum hinterfragen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Mai 2019

Gesellschaftliche Ursachen von problematischem Alkoholkonsum hinterfragen



"Es ist besorgniserregend, dass weltweit jeder 20. Todesfall direkt
oder indirekt auf den Alkoholkonsum zurückzuführen ist. Allein in
Deutschland sterben jährlich schätzungsweise 70.000 Menschen vorzeitig
an den Folgen übermäßigen Alkoholkonsums", erklärt Niema Movassat,
drogenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der
Veröffentlichung einer internationalen Studie zum weltweiten
Alkoholkonsum. Movassat weiter:

"Dass der durchschnittliche Alkoholkonsum in Deutschland ganz leicht
abnimmt, ist prinzipiell gut. Allerdings bedeutet eine Abnahme des
Durchschnittskonsums nicht automatisch eine äquivalente Senkung von
alkoholbedingten Schäden. Vielmehr müssen wir Maßnahmen möglichst
gezielt auf problematische Konsummuster richten und dabei die
gesellschaftlichen Ursachen berücksichtigen.

Für Menschen mit einer Alkoholerkrankung brauchen wir bessere und
niederschwellige Hilfen. Für alle Alkoholkonsumentinnen
und -konsumenten müssen wir ein gesellschaftliches Setting und Klima
schaffen, in dem der Griff zur Flasche nicht mehr als naheliegende
Option erscheint, um Probleme zu verdrängen oder etwas zu
kompensieren. Das ist nicht einfach, solange die Alkoholindustrie mit
ihrer Werbung ein Bild vermittelt, welches Alkoholkonsum mit Freude,
Gelassenheit und einem schönen Leben verknüpft. Daher wollen wir ein
Werbeverbot.

Vor allem brauchen Menschen aber ausreichend Perspektiven für ein
gutes und selbstbestimmtes Leben - und das ist in Zeiten von
Entsolidarisierung, Prekarisierung und zunehmendem Leistungsdruck in
der Arbeitswelt nicht immer gegeben. Wir brauchen weltweit eine linke
Politik, die Menschen selbstbestimmte, informierte Entscheidungen
ermöglicht, Konsumkompetenz fördert, gesellschaftliche Ursachen für
Alkoholismus angeht und Suchtkranken Hilfe anbietet."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. Mai 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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INNEN/5041: Zum Tag der Befreiung am 8. Mai 1945


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

Zum Tag der Befreiung am 8. Mai 1945



Zum Tag der Befreiung am 8. Mai 1945 erklären die Vorsitzenden der
Partei DIE LINKE, Katja Kipping und Bernd Riexinger:

Am 8. Mai 1945 hat die Wehrmacht bedingungslos kapituliert und damit
das Ende des faschistischen Deutschen Reiches eingeläutet. Der Tag
wird vielerorts als Feiertag begangen und sollte auch in Deutschland
zum gesetzlichen Gedenktag werden. Es ist ein Tag, an dem wir feiern
können, dass der Faschismus besiegt wurde, aber auch ein Tag, der uns
mahnt, uns menschenfeindlichen Ideologien entgegen zu stellen.

Denn heute sehen wir, wie sich in Europa wieder rechte Kräfte
formieren, die für all jene zur Gefahr werden, die nicht in das
Weltbild dieser rückwärtsgewandten Ideologien passen. Um so wichtiger
ist es, dass wir die Erinnerung an das Elend wachhalten, welches das
faschistische Deutschland zwischen 1933 und 1945 über die Menschen
gebracht hat.

Diese Erinnerung bedeutet auch, dass Deutschland sich in besonderem
Maße für Frieden einsetzen muss. In diesem Jahr wird gewählt in Europa
und die Wahl ist auch mit Blick auf Rechtsruck und Kriegstreiberei
eine Richtungsentscheidung. Wir als LINKE machen uns für ein Ende des
Aufrüstens stark und stellen uns den Rechten in Europa entgegen. Wir
fordern ein Ende der Rüstungsexporte und eine Stärkung der zivilen
Friedensmissionen. Denn nur ein solidarisches Europa ist ein
antifaschistisches Europa.

Der Tag der Befreiung als bundesweiter Gedenk- und Feiertag kann Raum
für das gemeinsame Gedenken bieten. Erinnerung bleibt nur lebendig,
wenn sie als Teil heutiger gesellschaftlicher Diskussion erhalten
bleibt. Rassistische und antisemitische Angriffe, Verachtung für
Andersdenkende und Andersgläubige sind Gründe genug, den 08. Mai als
Gedenktag für Humanität, Toleranz und Demokratie und als Tag der
Erinnerung an die Opfer sowie an die Widerstandskämpferinnen und
Widerstandskämpfer zu machen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de
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SICHERHEIT/1954: Tobias Pflüger zur Verleihung des Aachener Friedenspreises 2019


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

Tobias Pflüger zur Verleihung des Aachener Friedenspreises 2019



Zur Verleihung des Aachener Friedenspreises 2019 an den ukrainischen
Journalisten Ruslan Kotsaba, den Initiativkreis gegen Atomwaffen in
Büchel und die Kampagne "Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt!"
erklärt Tobias Pflüger, stellvertretender Parteivorsitzender der
Partei DIE LINKE und verteidigungspolitischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE. im Bundestag:

"Herzlichen Glückwunsch der LINKEN an die Preisträgerinnen und
Preisträger!

Der Aachener Friedenspreis für Ruslan Kotsaba kommt zur richtigen
Zeit. Kriegsdienstverweigerung ist kein Verbrechen, Ruslan Kotsaba
muss freigesprochen werden. Kritik an der Regierung und der
Kriegsführung im Osten des Landes darf in der Ukraine kein Tabu sein.
Das Land braucht die kontroverse Debatte gerade jetzt nach der Abwahl
von Petro Poroschenko als Präsident. Kritiker wie Ruslan Kotsaba vor
Gericht zu zerren und einzusperren, passt nicht zu Meinungsfreiheit
und Menschenrechten.

Atomwaffen müssen endlich weltweit geächtet werden. Die
Bundesregierung muss ihre Blockade gegen den Atomwaffenverbotsvertrag
aufgeben. Das wäre eine deutliche Stellungnahme gegen die Aufkündigung
wichtiger Rüstungskontrollverträge wie dem INF-Vertrag und dem
Atomabkommen mit dem Iran durch Donald Trump. Wir brauchen nicht
weniger Abrüstung, sondern mehr. Initiativen wie die Kampagne gegen
Atomwaffen in Büchel zeigen, wie wichtig konkrete Proteste vor Ort
sind, um die Bundesregierung unter Druck zu setzen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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SICHERHEIT/1953: Iran-Atomabkommen retten und US-Feldzug verhindern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Mai 2019

Iran-Atomabkommen retten und US-Feldzug verhindern



"Die Bundesregierung muss alles daran setzen, zusammen mit der EU,
Russland und China das internationale Atomabkommen mit Iran zu retten
und einen neuen US-Feldzug im Mittleren Osten zu verhindern.
Bundeskanzlerin Angela Merkel und Außenminister Heiko Maas müssen
klarstellen, dass die US-Militärstützpunkte in Deutschland nicht für
mögliche Angriffe genutzt werden dürfen", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Der angekündigte Teilausstieg des Iran aus dem internationalen
Atomabkommen ist eine Konsequenz der mangelhaften Unterstützung durch
die europäischen Vertragspartner gegen die USA und deren willkürliche
Sanktionen. Bundesregierung und EU dürfen Teheran mit der weiteren
Umsetzung der Vereinbarung nicht alleinlassen.

Die Verlegung eines US-Flugzeugträgers und einer Bombenstaffel,
zusammen mit einem von US-Außenminister Mike Pompeo kurzfristig
einberufenen Kriegsrat in Bagdad, müssen international alle
Alarmglocken schrillen lassen. Im Fall von US-Angriffen auf Iran droht
im Nahen Osten ein Armageddon, das alle bisherigen US-Interventionen
in der Region in den Schatten stellen wird. Die Bundesregierung ist
aufgefordert, jetzt die diplomatische Initiative zu ergreifen, um das
Atomabkommen noch zu retten und die US-Sanktionen ins Leere laufen zu
lassen.

Die Entscheidung der iranischen Führung darf nicht als Vorwand für die
Rechtfertigung eines völkerrechtswidrigen Angriffskrieges missbraucht
werden, sondern muss Mahnung sein, diesen mit aller Kraft noch
abzuwenden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. Mai 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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VERKEHR/515: Mehr Platz für Fußgängerflächen, Fahrradwege und Elektrokleinstfahrzeuge


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Mai 2019

Mehr Platz für Fußgängerflächen, Fahrradwege und Elektrokleinstfahrzeuge



"Entgegen der bisherigen Planung will Verkehrsminister Scheuer
Elektrokleinstfahrzeuge - per Akku und Motor betriebene Tretroller -
auf Gehwegen nicht zulassen. Bleibt Fußgängern die Auseinandersetzung
um Raum mit E-Rollern erspart, kommt sie nun auf Fahrradfahrende zu.
Wir brauchen dringend mehr Platz und bessere Wege für den Radverkehr.
Anderenfalls sind viele Unfälle mit den neuen E-Rollern in unseren
Städten vorprogrammiert", erklärt Ingrid Remmers, verkehrspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der öffentlichen
Anhörung im Bundestag zu Elektrokleinstfahrzeugen. Remmers weiter:

"Die Zulassungsverordnung sieht vor, dass E-Roller mit einer
Höchstgeschwindigkeit von 20 km/h den Radweg oder, falls keiner
vorhanden ist, die Fahrbahn nutzen sollen. Das Problem besteht darin,
dass die vorhandene Radinfrastruktur oft noch nicht einmal für die
sichere Abwicklung des Radverkehrs taugt. Eine zusätzliche Abwicklung
von E-Rollern wird die Unfallgefahr auf Radwegen weiter erhöhen.

Damit es nicht zu mehr Konflikten im Verkehrsraum kommt, muss für alle
ausreichend Platz vorhanden sein. Unsere Städte sind bisher primär als
autogerechte Städte organisiert: Dem Auto wird der meiste Raum zum
Fahren und zum Parken bereitgehalten. Diese bestehende PS-Hierarchie
im Verkehr muss dringend grundlegend überdacht werden. Die Zulassung
von Elektrokleinstfahrzeugen muss daher Anlass sein, die Verkehrsräume
zugunsten von Fußgängerflächen, Fahrradwegen und jetzt auch E-Rollern
neu aufzuteilen. Dann können E-Roller einen wichtigen Beitrag zur
Verkehrswende leisten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. Mai 2019

Deutscher Bundestag
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BUNDESTAG/8385: Heute im Bundestag Nr. 524 - 08.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 524

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Mai 2019, Redaktionsschluss: 14.51 Uhr

1. Ausschuss beschließt weitere Anhörungen

2. Keine Gehwegnutzung durch E-Scooter

3. FDP fordert Einwanderungsgesetzbuch

4. FDP verlangt Offensive gegen Bürokratie



1. Ausschuss beschließt weitere Anhörungen

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/MWO) Die Durchführung von zwei weiteren öffentlichen
Anhörungen hat der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz auf
seiner 48. Sitzung unter Leitung seines Vorsitzenden Stephan Brandner
(AfD) am Mittwoch beschlossen. Danach sollen am 5. Juni 2019
Sachverständige zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Umsetzung
der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) (19/9739) gehört
werden. Der Entwurf sieht unter anderem eine Verbesserung der
Möglichkeiten der börsennotierten Gesellschaften zur Kommunikation mit
ihren Aktionären vor. Für institutionelle Anleger, Vermögensverwalter
und Stimmrechtsberater werden Transparenzpflichten verankert.

Dem Grunde nach beschlossen wurde eine Anhörung zu dem Antrag der
Fraktion Die Linke zum Thema "Deutschland braucht ein
Unternehmensstrafrecht" (19/7983). Danach soll der Bundestag die
Bundesregierung auffordern, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der die
Einführung eines Regelwerkes zur strafrechtlichen Sanktionierung von
Unternehmen und daneben die Anpassung des Strafprozessrechts zur
Ahndung von Unternehmensstraftaten vorsieht. Dies solle auch bei
ausschließlich im Ausland begangenen Verfehlungen von deutschen
Unternehmen oder Tochterunternehmen gelten.

Eine bereits beschlossene Anhörung zum Antrag der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen "Fortbildung von Richterinnen und Richtern sowie
Qualitätssicherung im familiengerichtlichen Verfahren" (19/8568) wurde
auf 25. September terminiert. Mit großer Mehrheit abgelehnt wurde ein
Antrag der AfD-Fraktion zur Durchführung einer öffentlichen Anhörung
zum AfD-Gesetzentwurf zur Aufhebung des Gesetzes zur Einführung des
Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts (19/4810).

Nach längerer Diskussion lehnte der Ausschuss mit den Stimmen aller
anderen Fraktionen einen Gesetzentwurf der AfD für ein Gesetz zur
Verbesserung der Inneren Sicherheit (19/5040) ab. Mit ihrem
umfangreichen Forderungskatalog zur Verschärfung des Straf- und
Ausländerrechts war die AfD-Fraktion bereits bei der ersten Lesung im
Bundestag auf entschiedene Ablehnung der anderen Fraktionen gestoßen.
Während Roman Reusch den Entwurf seiner Fraktion verteidigte, warfen
Abgeordnete der anderen Parteien der AfD vor, damit gegen das
Völkerrecht und das Grundgesetz zu verstoßen. Eine von der
AfD-Fraktion beantragte öffentliche Anhörung zu dem Entwurf hatte der
Ausschuss im April abgelehnt.

Nach ausführlicher Debatte lehnte das Gremium einen Antrag der
FDP-Fraktion zur Erhöhung der Rechtsanwaltsgebühren (19/8266) mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen ab. Abgeordnete von CDU/CSU und SPD
sahen ebenfalls Handlungsbedarf, verwiesen jedoch auf die notwendige
Beteiligung der Länder. Der Parlamentarische Staatssekretär im
Bundesjustizministerium Christian Lange (SPD) sagte, es sei geplant,
dass sich die Länder auf der Justizministerkonferenz Anfang Juni zu
dem Thema positionieren. Im Anschluss würden die Eckpunkte festgelegt
und ein Regelungskonzept erarbeitet. Ferner beschloss der Ausschuss
die Abgabe einer Stellungnahme und die Bestellung eines
Prozessbevollmächtigten zu dem Organstreitverfahren 2 BvE 5/18 vor dem
Bundesverfassungsgericht, bei dem es um die Klage der AfD-Fraktion
gegen die Parteienfinanzierung geht. Weiter befasste sich der
Ausschuss mit einer Reihe von Gesetzentwürfen, Anträgen und
Unterrichtungen, bei denen er nicht federführend ist.

 * 

2. Keine Gehwegnutzung durch E-Scooter

Verkehr und digitale Infrastruktur/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung ist nach Aussage des
Parlamentarischen Staatssekretärs im Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur, Steffen Bilger (CDU), kompromissbereit
gegenüber dem Bundesrat, was das Thema Gehwegnutzung durch
Elektrokleinstfahrzeuge - wie beispielsweise E-Scooter - angeht. Das
wurde während einer öffentlichen Anhörung des Verkehrsausschusses am
Mittwoch deutlich, der ein Antrag der FDP-Fraktion mit dem Titel:
"E-Scooter und Hoverboards jetzt bürgerfreundlich zulassen - Flexible
Mobilität schnell und innovativ ermöglichen" (19/8543) zugrunde lag.
Ziel der Bundesregierung sei es, die entsprechende Verordnung, die ein
"ausgewogener Vorschlag" sei, noch im Juni in Kraft treten zu lassen,
sagte Bilger.

Von der Verordnung erfasst werden sollen Fahrzeuge ohne Sitz oder
selbstbalancierende Fahrzeuge mit oder ohne Sitz, die eine Lenk- oder
Haltestange haben, deren bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit zwischen
6 und 20 km/h liegt und die verkehrssicherheitsrechtliche
Mindestanforderungen im Bereich von Brems- und Lichtsystem erfüllen.
Laut dem Verordnungsentwurf sollen Elektrokleinstfahrzeuge mit einer
Höchstgeschwindigkeit von mehr als 12 km/h grundsätzlich Radwege
befahren und ab Vollendung des 14. Lebensjahrs genutzt werden können.
Fahrzeuge mit bis zu 12 km/h dürfen auf Fußwegen und ab 12 Jahren
genutzt werden.

Nicht nur im Bundesrat, sondern auch bei den zu der Anhörung geladenen
Experten stieß die Gehwegnutzung durch Elektrokleinstfahrzeuge auf
Ablehnung. Kurt Bodewig von der Deutschen Verkehrswacht sprach von
einer erheblichen Gefahrenquelle für zu Fuß gehende. Seiner Ansicht
nach ist zudem der Nachweis einer Mofa-Prüfbescheinigung zwingend
notwendig. Auch sollte ein Mindestalter von 15 Jahren festgelegt
werden.

Christian Kellner vom Deutschen Verkehrssicherheitsrat bewertete das
ähnlich. Er habe die Sorge, dass Kinder helmlos auf der Fahrbahn mit
Elektrokleinstfahrzeugen unterwegs sein könnten und damit einer
erheblichen Gefahr ausgesetzt seien. Anders etwa als Pedelecs
(Elektrofahrräder) seien Elektrokleinstfahrzeuge zuallererst
Kraftfahrzeuge.

Darauf wies auch Siegfried Brockmann vom Gesamtverband der Deutschen
Versicherungswirtschaft hin. Fahrzeuge, mit einer Geschwindigkeit von
mehr als 6 km/h (Schrittgeschwindigkeit), die ohne Muskelkraft
betrieben würden, würden dem Pflichtversicherungsgesetz unterfallen.
Eine Versicherung über die private Haftpflichtversicherung sei
ausgeschlossen, sagte er. Es gehe nicht darum, Elektrokleinstfahrzeuge
zu verhindern, betonte Brockmann. Um deren Risiken besser abschätzen
zu können brauche es aber Verhaltensforschungen.

Forschungsbedarf sah auch Karsten Lemmer vom Deutschen Zentrum für
Luft- und Raumfahrt. Das betreffe die Unfallvermeidung ebenso wie die
Frage, ob Elektrokleinstfahrzeuge andere Mobilitätsformen verdrängen
können. Lemmer warb zugleich für eine Offenheit gegenüber neuen Formen
der Mobilität. Es gelte jedoch nicht nur zu betrachten was technisch
möglich sei, sondern auch, was Akzeptanz finden könne.

Hilke Groenewold vom Deutschen Blinden- und Sehbehindertenverband
sagte, Blinde und Sehbehinderte seien auf den "Schutzraum Gehweg"
angewiesen. Verkehrten dort Elektrokleinstfahrzeuge, stelle das eine
Gefahr dar. Eine Ausnahme sei gerechtfertigt, wenn Gehbehinderte
Elektrokleinstfahrzeuge mit maximal 6 km/h nutzen.

International sei es so, dass die Nutzung der Gehwege teils von
vornherein nicht erlaubt oder im Nachgang verboten worden sei, sagte
Roland Stimpel von Fuss e.V. "Elektrokleinstfahrzeuge auf Gehwegen
vernichten Mobilität", sagte er. Zudem seien viele Gehwege zu schmal.
Die empfohlene minimale Wegbreite werde vielfach nicht erreicht und
teils auch von Kommunen bewusst unterschritten.

Hilmar von Lojewski vom Deutschen Städtetag kritisierte, die
Kommunalvertreter seien in die Schaffung der Verordnung nicht
eingebunden worden. Es dürfe aber nicht sein, dass der Bund großzügige
Regelungen vorlege und Gehwege und Fußgängerbereiche generell
freigebe. Dies müsse den kommunalen Straßenverkehrsbehörden im
Einzelfall überlassen bleiben, forderte er.

Lars Zemke vom Bundesverband Elektrokleinstfahrzeuge zeigte sich
erfreut, dass durch eine Verordnung Elektrokleinstfahrzeuge
legalisiert werden sollen. Seiner Auffassung nach ist eine
Gleichstellung mit Pedelecs sinnvoll. Eine Versicherung, so Lemke,
sollte bei Elektrokleinstfahrzeugen bis 25 km/h durch die normale
Privathaftpflicht gegeben sein. Gerade bei Elektrokleinstfahrzeugen
für Kinder erscheine ihm das vollkommen angemessen, sagte Zemke. Statt
verschiedene Sonderreglungen zu erlassen - für Fahrzeuge mit oder ohne
Lenkstange - müssten aus seiner Sicht alle Elektrokleinstfahrzeuge
beachtet und einheitlich legalisiert werden.

 * 

3. FDP fordert Einwanderungsgesetzbuch

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Für einen konsequenten Ansatz in der
Einwanderungspolitik - Eckpunkte eines umfassenden
Einwanderungsgesetzbuches" lautet der Titel eines Antrags der
FDP-Fraktion (19/9924), der am Donnerstag erstmals auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. In der Vorlage wird die
Bundesregierung aufgefordert, einen Gesetzentwurf zur Schaffung eines
einheitlichen Einwanderungsgesetzbuches vorzulegen,

Dabei sollen Asyl für politisch Verfolgte im Sinne des
Grundgesetzartikels 16a und Flüchtlingsschutz nach der Genfer
Flüchtlingskonvention sowie nach Artikel 18 der Europäischen
Grundrechtecharta gewährleisten werden. Ferner soll der Vorlage
zufolge ein neuer Schutzstatus für Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge
eingeführt werden, der auf die Dauer der Kriegs- oder
Bürgerkriegshandlungen im Heimatland begrenzt sein soll.

Beim Asylverfahren soll der Bund nach dem Willen der Fraktion für alle
Fragen zuständig sein, die den Schutzstatus und den Aufenthalt des
Schutzsuchenden in Deutschland betreffen, während sich die Länder auf
die Aufgabe der Integration konzentrieren sollen. Registrierung und
Erstaufnahme inklusive der medizinischen Versorgung sollen laut Antrag
in zentralen Unterbringungseinrichtungen erfolgen, in denen alle mit
dem Asylverfahren befassten Behörden sowie die Verwaltungsgerichte
eingebunden sind.

Um die Einwanderung in den Arbeitsmarkt "verständlich und einfach zu
steuern", will die Fraktion ein "Zwei-Säulen-System" einführen,
"bestehend aus einer überarbeiteten Blue Card als Kerninstrument der
Fachkräfteeinwanderung mit Arbeitsplatzangebot und der Einführung
einer Chancenkarte mit einem Punktesystem zur Steuerung der Vergabe
von Visa zur Arbeitssuche". Für anerkannte Flüchtlinge und gut
integrierte Asylsuchende soll es nach den Vorstellungen der
Abgeordneten die Möglichkeit eines "Spurwechsels" aus dem
Asylverfahren oder dem vorübergehenden humanitären Schutzstatus in
eine der beiden Säulen der Einwanderung in den Arbeitsmarkt geben.

Dem " Erhalt der Schengen-Freizügigkeit ohne Grenzkontrollen an den
Binnengrenzen" wird in dem Antrag "oberste Priorität" eingeräumt.
Offene Grenzen im Schengenraum setzten aber voraus, dass dessen
Außengrenzen effektiv geschützt und kontrolliert werden, heißt es in
der Vorlage weiter. Solange das nicht gegeben sei, müsse "die
Möglichkeit gewährleistet sein, unter bestimmten Bedingungen auch
Zurückweisungen an deutschen Außengrenzen vornehmen zu können".

 * 

4. FDP verlangt Offensive gegen Bürokratie

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion hat mehr Entschlossenheit beim
Abbau der Bürokratie verlangt. In einem Antrtag (19/9922), der sich
auf den Abbau der Bürokratie im Steuerrecht konzentriert, steht
besonders eine Vielzahl von Genehmigungen, Statistiken und
behördlichen Verfahren im Fokus, mit denen sich vor allem mittlere und
kleinere Unternehmen konfrontiert sehen würden. Unter anderem wird
gefordert, die Wertgrenze für Sofortabschreibungen geringwertiger
Wirtschaftsgüter auf Anschaffungskosten bis zu einem Betrag von 1.000
anzuheben.

Die Abgabezeitpunkte für verschiedene Steueranmeldungen sollen nach
dem Willen der FDP-Fraktion vereinheitlicht werden. Steuerpflichtige
Rentner, die ausschließlich Renteneinkünfte beziehen, sollen keine
Steuererklärung mehr abgeben müssen. In diesen Fällen sollen die dem
Finanzamt bekannten Daten für die Steuerfestsetzung verwendet werden.
Dann soll die Bundesregierung prüfen, inwiefern zukünftige
Gesetzesänderungen, die steuerrechtliche Themenkomplexe betreffen,
erst nach einer Karenzzeit in Kraft treten können, wenn die
erforderliche IT-Infrastruktur in der Praxis der Verwaltung und der
Wirtschaft vorliegt.

Nach Angaben der FDP-Fraktion sind die Bürokratiekosten in den
vergangenen Jahren trotz diverser Maßnahmen kaum spürbar gesunken.
Dies liege unter anderem daran, dass sich der Gesetzgeber zu stark um
eine größtmögliche Einzelfallgerechtigkeit bemühe, anstatt den
Schwerpunkt auf eine passgenaue Regulierung zu legen, die überflüssige
Bürokratie vermeide. Zudem würden Maßnahmen und Initiativen zur
Entbürokratisierung wie die sogenannte "Bürokratie-Bremse"
beziehungsweise die Konzeption einer "One in, one out-Regel" durch
Ausnahmetatbestände entkräftet. Von den 1,9 Milliarden Euro an
Bürokratieentlastung, auf die sich die Bundesregierung berufe, müssten
jedoch 841 Millionen an Ausnahmetatbeständen und eine bislang noch
nicht bekannte Summe an Bürokratiekosten für die
Mindestlohndokumentationspflichten abgezogen werden.

 * 
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1. Anträge zur Altersarmut abgelehnt

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat am
Mittwoch drei Oppositionsanträge zur Bekämpfung der Altersarmut
abgelehnt. Zur Abstimmung standen ein Antrag (19/7724) der
AfD-Fraktion, ein Antrag (19/7694) der FDP-Fraktion und ein Antrag
(19/9231) von Bündnis 90/Die Grünen. Die AfD hatte gefordert, dass 15
Prozent der Rentenansprüche aus der gesetzlichen Rente nicht auf die
Grundsicherung im Alter angerechnet werden sollen. Auch die FDP wollte
mit einer "Basisrente" erreichen, dass es für Einkünfte aus privater
und betrieblicher Altersvorsorge einen Freibetrag von 20 Prozent bei
der Berechnung der Grundsicherung im Alter gibt. Das grüne Modell der
"Garantierente" sieht vor, geringe Rentenansprüche von Rentnern mit 30
oder mehr Versicherungsjahren so aufzustocken, dass die Gesamtrente
ein Mindestniveau von 30 Entgeltpunkten erreicht.

 * 

2. Anspruch auf Bildungs- und Teilhabepaket

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Bereich des SGB II (Zweites Buch
Sozialgesetzbuch) hatten im November 2018 rund 580.000 Menschen
Anspruch auf mindestens eine Leistungsart aus dem Bildungs- und
Teilhabepaket. Im August 2018 waren es noch fast doppelt so viele.
Diese Angaben macht die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9794) auf
eine Kleine Anfrage (19/9109) der AfD-Fraktion.

 * 

3. Kosten der Eingliederungshilfe

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Für Leistungen der Eingliederungshilfe für Menschen
mit Behinderungen nach dem SGB XII (Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch)
wurden im Jahr 2017 rund 17 Milliarden Euro ausgegeben. Das schreibt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9747) auf eine Kleine Anfrage
(19/9242) der FDP-Fraktion.

 * 

4. Weniger Pausen bei mobiler Arbeit

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Beschäftigte mit überwiegend mobiler Arbeit haben
häufiger verkürzte Ruhezeiten und lassen öfter Pausen ausfallen als
Beschäftigte mit einem überwiegend festen Arbeitsort. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9797) auf eine Kleine Anfrage
(19/9114) der Fraktion Die Linke. Demnach lassen 34 Prozent der mobil
Beschäftigten mit mehr als sechs Stunden Arbeitszeit die Pausen
ausfallen, bei den Beschäftigten mit festem Arbeitsplatz betrifft dies
26 Prozent. Verkürzte Ruhezeiten mindestens einmal im Monat haben 30
Prozent der mobil Arbeitenden und 14 Prozent der Beschäftigten mit
festem Arbeitsplatz.

 * 

5. Nach der Reform der Betriebsrenten

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Bisher gibt es in Tarifverträgen in Deutschland noch
keine Vereinbarungen zu Betriebsrenten, die sich auf reine
Beitragszusagen beziehungsweise entsprechende Sozialpartnermodelle
festlegen. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9796)
auf eine Kleine Anfrage (19/9361) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
Diese hatte darin nach einer Zwischenbilanz des seit Januar 2018
gültigen Betriebsrentenstärkungsgesetzes gefragt, in denen erstmals
Betriebsrentenmodelle mit reiner Beitragszusage statt mit einer
garantierten Rentenhöhe eingeführt wurden. Ziel der Bundesregierung
war es damals, die Verbreitung von Betriebsrenten gerade in kleineren
Unternehmen zu fördern. Wie aus der Antwort weiter hervorgeht,
verfügten 2018 rund 55 Prozent der sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten über Anwartschaften aus einer betrieblichen
Altersversorgung.

 * 

6. Städtebauförderung ab 2020

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich
nach dem Stand bei der Weiterentwicklung der Städtebauförderung. In
einer Kleinen Anfrage (19/9823) thematisieren die Abgeordneten
künftige Inhalte, Schwerpunkte und Fragen zu Klimaschutz und
energetischer Quartierssanierung.

 * 

7. Kiesabbau und -Bedarf

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Kies steht im Mittelpunkt der Antwort (19/9653) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9070). Darin verweist die
Bundesregierung auf die Frage nach dem Kiesabbau in Deutschland auf
hochgerechnete Zahlen des "nachgefragten Bedarfs an Gesteinskörnungen
aus Kies/Sand" des Bundesverbands Mineralische Rohstoffe e.V. Demnach
belief sich dieser Bedarf 2017 auf 257 Millionen Tonnen, das sind zehn
Millionen Tonnen mehr als im Vorjahr. Die Bundesregierung schätzt den
Kiesanteil dabei auf 60 Prozent. Darüber hinaus geht es in der Antwort
um Angaben rund um Im- und Exporte sowie Recycling. Bei letzterem
liegen der Bundesregierung jedoch keine spezifischen Mengenangaben zu
aus Abfällen gewonnenem Kies vor, weshalb sie sich allgemein zur
Verwendung von Bauschutt äußert.

 * 
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1. Experten: BAföG-Reform nicht ausreichend

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Die geplante BAföG-Novelle war am Mittwochvormittag
Gegenstand einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Bildung,
Forschung und Technikfolgenabschätzung in Berlin. Die Mehrzahl der
Sachverständigen lobte den Vorstoß der Bundesregierung zwar,
kritisierte aber, dass die Reform (26. Gesetz zur Änderung des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes) nicht weit genug geht.

Die Bundesregierung plant, die BAföG-Bedarfssätze jeweils zu Beginn
des Schuljahres beziehungsweise des Wintersemesters 2019 um fünf
Prozent und 2020 um zwei Prozent anzuheben - bei "überproportionaler
Anhebung des Wohnzuschlags", der für auswärts wohnende Studenten
künftig 325 Euro betragen soll. Der BAföG-Höchstsatz soll 2020 bei 861
Euro liegen, derzeit sind es 735 Euro. Die Einkommensfreibeträge
sollen im Jahr 2019 um zunächst sieben Prozent und im Jahr 2020 um
drei Prozent sowie im Jahr 2021 um sechs Prozent erhöht werden.

Sonja Bolenius vom Bundesvorstand Deutscher Gewerkschaftsbund,
kritisierte, dass die staatliche Finanzierung des BAföG seit Jahren
ausblute. Die Zahl der Geförderten sei seit der letzten
BAföG-Novellierung zwischen 2014 und 2017 weiter um 18.000 Menschen
gesunken. Die vorgelegten Änderungen würden nicht ausreichen, um eine
Trendwende im BAföG einzuleiten.Sonja Bolenius vom Bundesvorstand
Deutscher Gewerkschaftsbund, kritisierte, dass die staatliche
Finanzierung des BAföG seit Jahren ausblute. Die Zahl der Geförderten
sei seit der letzten BAföG-Novellierung zwischen 2014 und 2017 weiter
um 18.000 Menschen gesunken. Die vorgelegten Änderungen würden nicht
ausreichen, um eine Trendwende im BAföG einzuleiten.

Stefanie Busch, Hochschulrektorenkonferenz, begrüßte grundsätzlich den
Entwurf, forderte aber eine kontinuierliche Anpassung an die
Bedarfssätze und Freibeträge. Ferner setzte sie sich für die Aufhebung
der Altersgrenze ein. Michael Cordes, Forschungsinstitut für Bildungs-
und Sozialökonomie (FiBS), äußerte wie auch schon Sonja Bolenius
Zweifel daran, ob die Erhöhungen ausreichen. Er verwies auf steigende
Mieten, erhöhte Ausgaben für Fahrkosten und Gesundheit. Auch Kevin
Kunze, Vertreter des freien zusammenschluss von student*innenschaften
(fzs), trat für eine stärkere Erhöhung der Sätze ein und betonte, dass
das BAföG soziale Unterschiede ausgleichen soll. Der Wille, eine echte
Verbesserung zu erzielen, lasse sich im Regierungsentwurf nicht
feststellen. Auch Achim Meyer auf der Heyde, Generalsekretär des
Deutschen Studentenwerks, machte deutlich, um eine echte Trendwende zu
schaffen müssten die Altersgrenzen abgeschafft werden, das
Teilzeitstudium gefördert werden und die Förderungshöchstdauer
verlängert werden. Dass sich diese Punkte nicht im Entwurf
wiederfinden, sei um so erstaunlicher, da nur 37 Prozent der Studenten
ihr Studium in der Regelstudienzeit beenden würden. Ulrich Müller,
Centrum für Hochschulentwicklung (CHE), betonte, dass es nicht nur um
die finanzielle Dimension des BAföG ginge, sondern di
e BAföG-Krise auch eine konzeptionelle sei. Es müsse eine
Neuausrichtung auf strukturell veränderte Bildungsinteressen,
Bildungsteilnehmer und Bildungsbiographien geben.

Einen anderen Schwerpunkt setzte Birgit Niepmann, die vor dem
Ausschuss nicht als Direktorin des Amtsgerichts Bonn sondern als
langjährige Familienrichterin sprach. Sie bewertete die geplanten
Erhöhungen als ausreichend und lobte, dass weiterhin das
Subsidaritätsprinzip gewahrt bleibe. Die Finanzierung eines Studiums
sei in erster Linie Sache der Eltern, erst wenn diese dazu nicht in
der Lage seien, soll der Staat einspringen. Axel Spieldenner vom
Bundesverwaltungsamt, lobte, dass durch die Rückzahlungsmodalitäten
die Angst vor einer Verschuldung zumindest in Teilen entgegen gewirkt
werde. Der vorliegende Gesetzentwurf bietet nun bei nicht
ausreichendem Einkommen einen kompletten Erlass an. Katja Urbatsch von
der gemeinnützigen Organisation ArbeiterKind.de, forderte unter
anderem, gerade Erstakademikern in ihrer Familie in Umfang, Höhe und
Dauer eine stärkere Unterstützung zu bieten. Zudem sollte für alle die
Antragstellung vereinfacht werden. Henrik Wärner, Bundesvorsitzender
des Rings Christlich-Demokratischer Studenten, sprach sich unter
anderem dafür aus, den Leistungsgedanken beim BAföG stärker zu
berücksichtigen und denjenigen, die ihr Studium besonders gut und
zügig abschließen, einen Teil oder sogar die gesamte der BAföG-Schuld
zu erlassen.

Neben dem Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/8749) lagen der
Anhörung auch der Antrag der AfD (19/8990), der FDP (19/8956) und der
Linken (19/8967) zugrunde.

 * 

2. Wertpapieremissionen erleichtert

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat am Mittwoch unter Leitung
der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP) dem von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur weiteren
Ausführung der EU-Prospektverordnung und zur Änderung von
Finanzmarktgesetzen (19/8005, 19/8617) zugestimmt. Der Gesetzentwurf
sieht Änderungen an den im vergangenen Jahr beschlossenen Ausnahmen
bei der Prospektpflicht für die Herausgabe von Wertpapieren vor.
Bisher entfiel die Prospektpflicht für öffentliche Angebote von
Wertpapieren bei einem Volumen bis acht Millionen Euro, bei Banken bis
fünf Millionen Euro. Dieser Schwellenwert für die Ausnahme von der
Prospektpflicht wird auf acht Millionen Euro vereinheitlich. Weitere
Vereinheitlichungen und Verbesserungen besonders für neue
Finanzierungsformen nahmen die Koalitionsfraktionen mit insgesamt neun
Änderungsanträgen vor. Dem Gesetzentwurf in der vom Ausschuss
geänderten Fassung stimmten die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD
sowie die FDP-Fraktion zu. AfD-Fraktion, Linksfraktion und die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen lehnten den Gesetzentwurf ab. Zwei
Änderungsanträge der FDP-Fraktion wurden abgelehnt.

In der Aussprache betonte der Sprecher der CDU/CSU-Fraktion die
Bedeutung eines leichteren Zugangs für Unternehmen am Kapitalmarkt
sowie die gleichzeitig vorgenommene Verbesserung des
Verbraucherschutzes. Die Anleger erhielten mehr Spielraum. Außerdem
müssten bei Crowdfunding-Pojekten erst ab einer Grenze von sechs
Millionen Euro Prospekte erstellt werden. Im Entwurf hatte die Grenze
bei 2,5 Millionen Euro gelegen. Die SPD-Fraktion betonte das Ziel,
dass sich Start ups durch Finanzierungsmöglichkeiten vernünftig
entwickeln können müssten. Mit risikobehafteten Anlageformen müsse
aber sensibel umgegangen werden.

Die Fraktionen von AfD, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
kritisierten übereinstimmend die Sprachregel bei der Herausgabe von
Prospekten. Der Entwurf sieht vor, dass Wertpapierprospekte von
ausländischen Emittenten nicht unbedingt in deutschen Sprache
vorgelegt werden müssen. Sachverständige hatten bereits in der
Anhörung des Finanzausschusses zu dem Gesetzentwurf darauf
hingewiesen, dass im Falle von Klagen die Anleger den Prospekt auf
eigene Kosten übersetzen lassen müssten. Die Linksfraktion verlangte,
die Verbraucher müssten ein Recht auf Übersetzung durch den Emittenten
haben. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen beklagte außerdem, dass die
Heraufsetzung der Grenzen für die Prospektpflicht zu Lasten der
Verbraucher gehe. Die AfD-Fraktion kritisierte, dass mit den
Immobilienfinanzierungen über neue Plattformen eine Konkurrenz für
bewährte Finanzierungsformen durch die Banken geschaffen werde.

Die FDP-Fraktion konnte sich nicht mit ihrem Vorschlag durchsetzen,
das Sprachenproblem bei den Prospekten dadurch zu lösen, indem die
entsprechenden Gerichtsverfahren zu englischsprachigen Kammern
verlagert werden würden.

 * 

3. Lösungen im Umgang mit Plastikmüll

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/SCR) Mit Lösungsideen zum globalen Problem mit
Plastikmüll haben sich die Mitglieder des Ausschusses für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit am Mittwochmittag befasst. Im
Rahmen einer öffentlichen Anhörung nahmen neun geladene
Sachverständige zu fünf vorliegenden Anträgen Stellung und stellten
sich den Fragen der Abgeordneten. Im Wesentlichen sprachen sich die
Sachverständigen in unterschiedlicher Akzentuierung international für
den Aufbau und die Stärkung der Kreislaufwirtschaft, ein Verbot für
Abfall-Exporte in problematische Länder sowie Maßnahmen zur Vermeidung
von Plastikabfällen aus. Umstritten zwischen Vertretern der
Umweltverbände beziehungsweise des Handels war die Frage, inwiefern in
Deutschland zusätzlicher regulatorischer Handlungsbedarf besteht. Zu
Diskussion standen ein Antrag der AfD-Fraktion ("Plastikmüll - eine
Internationale Herausforderung", 19/9237), zwei Anträge der
FDP-Fraktion ("Meeresvermüllung durch Plastik", 19/3172 / "Kunststoffe
in den Weltmeeren", 19/7695) sowie zwei Anträge der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen ("Verschmutzung der Meere - Plastikflut unverzüglich
stoppen", 19/5230 / "Strategie gegen Plastikmüll jetzt umsetzen",
19/6129).

Für den Naturschutzbund Deutschland (Nabu) sprach sich Kim Detloff
dafür aus, auf eine deutliche Verringerung der Kunststoffproduktion
und des Kunststoffverbrauches zu setzen. Demnach müsse die
Produzentenverantwortung so erweitert werden, dass damit international
die Systeme der Abfall- und Kreislaufwirtschaft gestärkt werden. Zudem
müsste Abfallexport in Länder ohne hochwertiges Recycling unterbunden
werden. Auch die EU und Deutschland seien in der Pflicht. "Die Debatte
um den Roh- und Wertstoff Kunststoff muss dabei um eine Debatte um
Mehrweg, Langlebigkeit, Schadstofffreiheit und Recyclingfähigkeit von
Produkten erweitert werden", führte der Nabu-Vertreter in seiner
Stellungnahme aus.

In eine ähnliche Richtung argumentierte für die Deutsche Umwelthilfe
(DUH) Thomas Fischer. Es brauche "mehr Mut zur Abfallvermeidung",
sagte Fischer. Man dürfe sich in Deutschland nicht aus der
Verantwortung ziehen, gebe es doch mit jährlich 226 Kilogramm
Verpackungsabfall ein sehr hohes Pro-Kopf-Aufkommen. Fischer sprach
sich unter anderem für die Einführung eines Abfallvermeidungszieles,
eine Abgabe auf besonders umweltschädliche Einwegartikel sowie eine
Ausweitung der haushaltsnahen Wertstoffsammlung aus. Zudem müsse die
im Verpackungsgesetz normierte Mehrwegquote auch tatsächlich erreicht
und durchgesetzt werden.

Kai Falk (Handelsverband Deutschland e.V., HDE) sagte, dass eine
"pauschale Verurteilung von Kunststoffen" keinen Sinn ergebe. Er
betonte die Bedeutung von Forschung und Entwicklung in diesem Bereich
und hob Maßnahmen im Handel zur Plastikvermeidung hervor. So sei mit
einer "freiwilligen Selbstverpflichtung" eine Reduzierung von
Plastiktüten erreicht worden. Zudem nutzten einige Handelskonzerne für
die Verpackungen ihrer Eigenmarken schon Rezyklate. Kritisch
beurteilte Falk in seiner Stellungnahme die Einwegplastik-Richtlinie
der EU. Diese helfe nicht dabei, gegen die unsachgemäße Entsorgung als
Hauptursache der Umweltverschmutzung durch Plastik vorzugehen. Für
Deutschland sieht der HDE laut Stellungnahme aktuell keinen
regulatorischen Handlungsbedarf, um den Plastikeintrag zu verringern.

Gunda Rachut (Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister) mahnte an,
nicht nur die Kunststoffverpackungen privater Endverbraucher in den
Blick zu nehmen. Diese machten nur elf Prozent des
"Verpackungseisberges" aus, der Rest entfalle auf sonstige Materialien
beziehungsweise Industrie- und Transportverpackungen. Sollte auf
ökologische Mehrweglösungen gesetzt werden, setze dies
Standardisierung voraus. Dies gehe am einfachsten in den Bereichen
Industrie-, Transport und Versandverpackungen, führte Rachut in ihrer
Präsentation aus.

Herwart Wilms (REMONDIS Assets & Service GmbH & Co. KG) schloss sich
den Forderungen nach Exportverboten an. Um heimatnahe Märkte zu
stärken, bedürfe es einer Besserstellung von recycelbaren Produkten
und jenen, die Rezyklate einsetzten. Wilms betonte, dass es bei der
Herstellung von Verpackungen wichtig sei, auf die Trennbarkeit der
eingesetzten Materialien zu achten. Von der öffentlichen Hand forderte
Wilms bei der öffentlichen Beschaffung, "grün einzukaufen". Zudem
müsse auch in Deutschland der Eintrag von Plastik in die Gewässer
reduziert werden, der vor allem durch Reifenabrieb entstünde. Dazu
forderte der Sachverständige eine Nachrüstung von Kläranlagen in
Deutschland.

Andreas Proksch (Deutsche Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit, GIZ) stellte die Herausforderung beim Aufbau
umfassender Abfall- und Kreislaufwirtschaftssysteme in Entwicklungs-
und Schwellenländern dar. Weltweit hätten zirka zwei Milliarden
Menschen keinen Zugang zu funktionierenden Abfallsystemen. Diese
aufzubauen, erfordere enorme Anstrengungen, hätte neben der
Reduzierung des Plastikeintrages aber auch positive Nebeneffekte auf
etwa die Gesundheit der Bevölkerung, sagte der GIZ-Vertreter. Zwar sei
beim Thema Plastikeintrag in die Weltmeere international
Handlungsbedarf erkannt worden, in den betroffenen Ländern sei die
konkrete Umsetzung aber nur sehr vereinzelt zu erkennen.

Für den Deutschen Landkreistag kritisierte Torsten Mertins die
schleppende Umsetzung des novellierten Verpackungsgesetzes. Die
Verhandlungen mit den Vertretern der dualen Systeme gestalteten sich
dabei schwierig. Als Aufgaben der Landkreise sah Mertins neben der
Aufklärung der Bevölkerung auch eine gezielte öffentliche Beschaffung.

Einen Einblick in technische Entwicklung beziehungsweise die Forschung
gaben jeweils Elke Kunde (IBM Deutschland GmbH) sowie Lars Blank (RWTH
Aachen). Kunde stellte vor, wie das Unternehmen "Plastic Bank"
mithilfe der Blockchain-Technologie die Sammlung von Plastikmüll
unterstützt, indem es den Wert von Kunststoffmüll sichtbar mache.
Blank führte Details zum Forschungsprojekt aus, dass das Ziel hat,
Kunststoffe auf Erdölbasis in vollständig biologisch abbaubare
Kunststoffe umzuwandeln.

 * 

4. Aufhebung von Wahlrechtsausschlüssen

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Menschen, für die zur Besorgung aller ihrer
Angelegenheiten ein Betreuer nicht nur durch einstweilige Anordnung
bestellt ist, sowie wegen Schuldunfähigkeit in einem psychiatrischen
Krankenhaus untergebrachte Straftäter sollen nicht mehr von
Bundestags- oder Europawahlen ausgeschlossen werden. Einen
entsprechenden Gesetzentwurf der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion "zur
Änderung des Bundeswahlgesetzes und anderer Gesetze" (19/9228), der am
1. Juli dieses Jahres in Kraft treten soll, verabschiedete der
Innenausschuss am Mittwoch mit den Stimmen der beiden
Koalitionsfraktionen sowie der AfD-Fraktion. Mit dem Gesetzentwurf
sollen zugleich die "Grenzen zulässiger Assistenz bei der Ausübung des
Wahlrechts" bestimmt und die Strafbarkeit der Wahlfälschung bei
zulässiger Assistenz im Strafgesetzbuch klargestellt werden.

Bereits Mitte April hatte das Bundesverfassungsgericht auf Antrag von
Bundestagsabgeordneten der Oppositionsfraktionen von FDP, Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen angeordnet, dass die entsprechenden
Wahlrechtsausschlüsse bei der bevorstehenden Wahl des Europaparlaments
am 26. Mai nicht anzuwenden sind.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 521

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Mai 2019, Redaktionsschluss: 12.55 Uhr

1. Mehr Hilfe für behinderte Patienten nötig

2. Experten: BAföG-Reform nicht ausreichend

3. Stand beim Gebäudeenergiegesetz

4. Ölreserven und Mineralölverbrauch

5. Verkauf von Technologie-Spezialisten



1. Mehr Hilfe für behinderte Patienten nötig

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Der Zugang von Menschen mit Behinderungen und
Einschränkungen zur Gesundheitsversorgung ist nach Einschätzung von
Experten nach wie vor unzureichend. In einem Expertengespräch des
Gesundheitsausschusses forderten die Fachleute am Mittwoch im
Bundestag mehr Rücksicht auf die Belange dieser speziellen
Patientengruppe, für die eine adäquate Versorgung oft schwierig und
bisweilen unmöglich erscheine.

Rolf Erdmann vom Deutschen Schwerhörigenbund (DSB) schilderte im
Ausschuss die Probleme von schwerhörigen und tauben Menschen in
Arztpraxen, Krankenhäusern und Seniorenheimen. In vielen Einrichtungen
gebe es keine Hilfen für hörbeeinträchtigte Patienten, etwa
Schriftdolmetscher oder schriftliche Hinweise. Auch sei oft das
Personal ohne spezielle Schulung mit diesen Patienten überfordert. Ein
Schulungskonzept auch für Pflegeheime wäre sinnvoll.

Erdmann, der selbst taub ist und im Ausschuss mit Schriftdolmetscherin
arbeitete, sagte, es gehe nicht immer um Zugangsbarrieren, sondern um
Nutzungsbarrieren. In Gesundheitseinrichtungen müsse das
Zwei-Sinne-Prinzip eingehalten werden.

Ines Verspohl vom Sozialverband VdK erinnerte daran, dass nicht nur
Rollstuhlfahrer, sondern auch ältere Leute Probleme hätten, in
Arztpraxen zu kommen. Auch Kliniken seien nicht überall barrierefrei.
Behinderte Patienten würden überdies oft als schwierig und
zeitaufwendig eingestuft, Therapeuten seien mit ihnen überfordert.
Menschen mit Einschränkungen dürften aber nicht in Sondersysteme
abgeschoben werden. Verspohl sprach sich dafür aus, Arztpraxen
schrittweise und gezielt so anzupassen, dass überall ein Angebot zur
Verfügung stehe. Sie fügte hinzu, auch die elektronische Patientenakte
müsse barrierefrei konzipiert werden.

Bernhard Gibis von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) räumte
die Defizite ein, gab aber zu bedenken, dass barrierefreie Praxen viel
Geld kosteten. Die Aufwendungen lägen zwischen 100.000 und 150.000
Euro. Aus seiner Sicht könnten nicht alle Praxen barrierefrei
umgestaltet werden, jedoch sollte verlässlich auf solche Angebote
hingewiesen werden. Der zusätzliche Aufwand müsse überdies anerkannt
und im Vergütungssystem für die Mediziner berücksichtigt werden.

Brigitte Faber vom Verein Weibernetz, einer Interessenvertretung für
behinderte Frauen, beklagte, dass in der medizinischen Versorgung die
geschlechterspezifischen Belange zu kurz kämen. Ärzte hätten oft keine
Kenntnisse zur Behandlung behinderter Mädchen und Frauen etwa bei
Schwangerschaft oder Verhütung. Sie forderte eine geschlechtergerechte
Forschung und Ausbildung von Ärzten. Von einer gleichwertigen
Versorgung oder gar einer freien Arztwahl könne derzeit keine Rede
sein.

 * 

2. Experten: BAföG-Reform nicht ausreichend

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Die geplante BAföG-Novelle war am Mittwochvormittag
Gegenstand einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Bildung,
Forschung und Technikfolgenabschätzung in Berlin. Die Mehrzahl der
Sachverständigen lobte den Vorstoß der Bundesregierung zwar,
kritisierte aber, dass die Reform (26. Gesetz zur Änderung des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes) nicht weit genug geht.

Die Bundesregierung plant, die BAföG-Bedarfssätze jeweils zu Beginn
des Schuljahres beziehungsweise des Wintersemesters 2019 um fünf
Prozent und 2020 um zwei Prozent anzuheben - bei "überproportionaler
Anhebung des Wohnzuschlags", der für auswärts wohnende Studenten
künftig 325 Euro betragen soll. Der BAföG-Höchstsatz soll 2020 bei 861
Euro liegen, derzeit sind es 735 Euro. Die Einkommensfreibeträge
sollen im Jahr 2019 um zunächst sieben Prozent und im Jahr 2020 um
drei Prozent sowie im Jahr 2021 um sechs Prozent erhöht werden.

Sonja Bolenius vom Bundesvorstand Deutscher Gewerkschaftsbund,
kritisierte, dass die staatliche Finanzierung des BAföG seit Jahren
ausblute. Die Zahl der Geförderten sei seit der letzten
BAföG-Novellierung zwischen 2014 und 2017 weiter um 18.000 Menschen
gesunken. Die vorgelegten Änderungen würden nicht ausreichen, um eine
Trendwende im BAföG einzuleiten.Sonja Bolenius vom Bundesvorstand
Deutscher Gewerkschaftsbund, kritisierte, dass die staatliche
Finanzierung des BAföG seit Jahren ausblute. Die Zahl der Geförderten
sei seit der letzten BAföG-Novellierung zwischen 2014 und 2017 weiter
um 18.000 Menschen gesunken. Die vorgelegten Änderungen würden nicht
ausreichen, um eine Trendwende im BAföG einzuleiten.

Stefanie Busch, Hochschulrektorenkonferenz, begrüßte grundsätzlich den
Entwurf, forderte aber eine kontinuierliche Anpassung an die
Bedarfssätze und Freibeträge. Ferner setzte sie sich für die Aufhebung
der Altersgrenze ein. Michael Cordes, Forschungsinstitut für Bildungs-
und Sozialökonomie (FiBS), äußerte wie auch schon Sonja Bolenius
Zweifel daran, ob die Erhöhungen ausreichen. Er verwies auf steigende
Mieten, erhöhte Ausgaben für Fahrkosten und Gesundheit. Auch Kevin
Kunze, Vertreter des freien zusammenschluss von student*innenschaften
(fzs), trat für eine stärkere Erhöhung der Sätze ein und betonte, dass
das BAföG soziale Unterschiede ausgleichen soll. Der Wille, eine echte
Verbesserung zu erzielen, lasse sich im Regierungsentwurf nicht
feststellen. Auch Achim Meyer auf der Heyde, Generalsekretär des
Deutschen Studentenwerks, machte deutlich, um eine echte Trendwende zu
schaffen müssten die Altersgrenzen abgeschafft werden, das
Teilzeitstudium gefördert werden und die Förderungshöchstdauer
verlängert werden. Dass sich diese Punkte nicht im Entwurf
wiederfinden, sei um so erstaunlicher, da nur 37 Prozent der Studenten
ihr Studium in der Regelstudienzeit beenden würden. Ulrich Müller,
Centrum für Hochschulentwicklung (CHE), betonte, dass es nicht nur um
die finanzielle Dimension des BAföG ginge, sondern die BAföG-Krise
auch eine konzeptionelle sei. Es müsse eine Neuausrichtung auf
strukturell veränderte Bildungsinteressen, Bildungsteilnehmer und
Bildungsbiographien geben.

Einen anderen Schwerpunkt setzte Birgit Niepmann, die vor dem
Ausschuss nicht als Direktorin des Amtsgerichts Bonn sondern als
langjährige Familienrichterin sprach. Sie bewertete die geplanten
Erhöhungen als ausreichend und lobte, dass weiterhin das
Subsidaritätsprinzip gewahrt bleibe. Die Finanzierung eines Studiums
sei in erster Linie Sache der Eltern, erst wenn diese dazu nicht in
der Lage seien, soll der Staat einspringen. Axel Spieldenner vom
Bundesverwaltungsamt, lobte, dass durch die Rückzahlungsmodalitäten
die Angst vor einer Verschuldung zumindest in Teilen entgegen gewirkt
werde. Der vorliegende Gesetzentwurf bietet nun bei nicht
ausreichendem Einkommen einen kompletten Erlass an. Katja Urbatsch von
der gemeinnützigen Organisation ArbeiterKind.de, forderte unter
anderem, gerade Erstakademikern in ihrer Familie in Umfang, Höhe und
Dauer eine stärkere Unterstützung zu bieten. Zudem sollte für alle die
Antragstellung vereinfacht werden. Henrik Wärner, Bundesvorsitzender
des Rings Christlich-Demokratischer Studenten, sprach sich unter
anderem dafür aus, den Leistungsgedanken beim BAföG stärker zu
berücksichtigen und denjenigen, die ihr Studium besonders gut und
zügig abschließen, einen Teil oder sogar die gesamte der BAföG-Schuld
zu erlassen.

Neben dem Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/8749) lagen der
Anhörung auch der Antrag der AfD (19/8990), der FDP (19/8956) und der
Linken (19/8967) zugrunde.

 * 

3. Stand beim Gebäudeenergiegesetz

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Der Entwurf für ein Gebäudeenergiegesetz (GEG)
befindet sich derzeit in der Ressortabstimmung. Das geht aus der
Antwort (19/9775) auf eine Kleine Anfrage (19/8819) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen hervor. In dem Gesetz sollten das
Energieeinsparungsgesetz, die Energieeinsparverordnung und das
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz zusammengeführt werden, erklärt die
Bundesregierung weiter. "Das GEG und die energetischen Anforderungen
an Gebäude, die wirtschaftlich vertretbar sein müssen, werden ihren
Beitrag dazu leisten, dass Energieeffizienz und Klimaschutz bei
Gebäuden wirtschaftlich, umweltfreundlich und sozial umgesetzt
werden."

 * 

4. Ölreserven und Mineralölverbrauch

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Der Wert staatlicher Ölreserven beläuft sich auf
knapp 11 Milliarden Euro. Dies geht aus der Antwort (19/9524) auf eine
Kleine Anfrage (19/8812) der FDP-Fraktion hervor. Stichtag der
Erhebung war der 28. Februar 2019. Die Reserven verteilen sich den
Angaben zufolge auf alle Bundesländer mit Ausnahme des Saarlandes. Die
Pflichtvorräte entwickelten sich in den vergangenen Jahren relativ
konstant und liegen für das Wirtschaftsjahr 2018/2019 bei 24,1
Millionen Tonnen insgesamt. Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, lag
der Mineralölverbrauch in Deutschland 2018 nach vorläufigem Stand bei
101,1 Millionen Tonnen.

 * 

5. Verkauf von Technologie-Spezialisten

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Der Verkauf des Hochtechnologie-Spezialisten Coriant
an den US-Konzern Infinera ist Gegenstand der Antwort (19/9681) auf
eine Kleine Anfrage (19/9218) der Fraktion Die Linke. Darin erklärt
die Bundesregierung, die Entwicklungen in Bezug auf den Berliner
Standort von Infinera sehr aufmerksam zu verfolgen. Bislang habe es
keine Gespräche mit der Geschäftsführung oder der Werksleitung von
Infinera gegeben.

Die Bundesregierung prüft derzeit auf Basis von Informationen, die in
Ministerien vorliegen, und öffentlich zugänglichen Dokumenten, ob die
Transaktion hätte gemeldet werden müssen. Meldepflichtig ist ein Kauf
beispielsweise, wenn es um kritische Infrastruktur und
sicherheitsrelevante Fragen geht.

Nach Ansicht der Abgeordneten drohen Sicherheitslücken in der
digitalen Infrastruktur, sollte der Berliner Standort von Coriant
tatsächlich geschlossen und die Produktion ins Ausland verlegt werden,
Grund dafür seien mangelnde Wartungsarbeiten und fehlende
Sicherheitsvorkehrungen. Mit dem Verschwinden von Coriant würde sich
Deutschland beim Aufbau der 5G-Technologie weitgehend von
ausländischen Glasfasertechnik-Herstellern abhängig machen.

 * 
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BUNDESTAG/8381: Heute im Bundestag Nr. 520 - 08.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 520

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Mai 2019, Redaktionsschluss: 12.00 Uhr

1. Menschenrechtslage in Eritrea

2. Stationierungskosten der US-Truppen

3. Vordringen der libyschen Nationalarmee

4. Deutsche Rüstungsgüter im Jemen-Konflikt

5. Teilnehmer beim Wohngipfel

6. Bauvorhaben des Bundes



1. Menschenrechtslage in Eritrea

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung sieht in der 2018 getroffenen
Vereinbarungen zwischen Eritrea und Äthiopien einen "wichtigen Schritt
zu Frieden zwischen den beiden Ländern sowie darüber hinausgehend zur
politischen Stabilisierung und wirtschaftlichen Entwicklung der
Region". Wie sie in der Antwort (19/9806) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/8675) ausführt, sei in dem veröffentlichten
Abkommen zwischen Eritrea und Äthiopien eine umfassende Zusammenarbeit
in den Bereichen Politik, Sicherheit, Verteidigung, Wirtschaft,
Handel, Investitionen, Kultur und Sozialpolitik auf der Grundlage von
Komplementarität und Synergie vereinbart worden.

Gleichwohl habe die Regierung des autoritär geführten Staates Eritrea
trotz des Friedensschlusses mit Äthiopien bisher nicht den
entsprechenden Reformwillen erkennen lassen. "Die Menschenrechte sind
in Eritrea stark eingeschränkt. Insbesondere die Ausübung der
Grundrechte der Meinungs- und Religionsfreiheit, der Freizügigkeit und
der freien Berufswahl ist nicht gewährleistet", schreibt die
Bundesregierung.

 * 

2. Stationierungskosten der US-Truppen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Bundesregierung liegt nach eigenem Bekunden
keine Anfrage der US-Regierung oder nachgeordneter US-Stellen vor, die
Finanzierung der US-Streitkräfte in Deutschland zu übernehmen. In der
Antwort (19/9751) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/9316) verweist sie auf die Stellungnahme des geschäftsführenden
US-Verteidigungsministers Patrick Shanahan in einer Anhörung vor dem
US-Senat im März 2019, wonach keine derartigen Pläne bestehen würden.
"Die Zusammenarbeit mit den USA, insbesondere im
sicherheitspolitischen Bereich, bleibt elementar für die Sicherheit
Deutschlands und Europas", heißt es in der Antwort weiter. "Die
Stationierung von US-Streitkräften in Deutschland sowie die
sicherheitspolitische Kooperation Deutschlands mit den USA im
bilateralen wie im Nato-Rahmen liegen im zentralen
sicherheitspolitischen Interesse Deutschlands und Europas."

 * 

3. Vordringen der libyschen Nationalarmee

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der "Lage in Libyen nach dem Vormarsch der
sogenannten libyschen Nationalarmee" erkundigt sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/9852). Die
Bundesregierung soll unter anderem eine Einschätzungen geben zur
Zusammensetzung, Ausrüstung, militärischen Fähigkeiten,
Durchhaltefähigkeit und Kohärenz der militärischen Einheiten unter
Führung des General Khalifa Haftars sowie den derzeitigen Fähigkeiten
der Streitkräfte und Milizen der international anerkannten Regierung
unter Ministerpräsident al-Serradsch. Gefragt wird zudem nach der
Unterstützung Haftars durch Ägypten, Russland, Saudi-Arabien,
Vereinigte Arabische Emirate und Frankreich auf der einen und der
Unterstützung der Milizen im Westen Libyens und in Tripolis durch
Katar, die Türkei und Italien auf der anderen Seite.

 * 

4. Deutsche Rüstungsgüter im Jemen-Konflikt

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach Endverbleibserklärungen für deutsche
Rüstungsgüter erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/9790). Die Bundesregierung soll unter anderem Angaben
machen zur Rolle Saudi-Arabiens und der Vereinigten Arabischen Emirate
im Jemen-Krieg und zu in diesem Zusammenhang verwendeten
Militärschiffen aus deutscher Produktion beziehungsweise mit deutschen
Komponenten.

 * 

5. Teilnehmer beim Wohngipfel

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Am Wohngipfel im Bundeskanzleramt am 21. September
2018 haben neben Bund und Ländern Vertreter der Regierungsfraktionen
und der Kommunen sowie die Partner des Bündnisses für bezahlbares
Wohnen und Bauen teilgenommen. Wie aus der Antwort (19/9671) auf eine
Kleine Anfrage (19/8735) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen weiter
hervorgeht, nahmen keine Umweltverbände an dem Spitzentreffen teil.
Sie gehörten dem Bündnis nicht an, erklärt die Bundesregierung. In
diesem sind 20 Verbände und Vereinigungen von der Bauministerkonferenz
bis zur Bundesingenieurkammer vertreten, auch der wohnwirtschaftliche
Rat mit seinen Mitgliedern aus der Immobilienwirtschaft gehört dazu.
In der Drucksache listet die Bundesregierung zusätzlich detailliert
auf mehreren Seiten weitere Teilnehmer von Veranstaltungen,
Konferenzen und Sitzungen des Bündnisses für bezahlbares Bauen und
Wohnen seit 2015 auf.

Der Wohngipfel kostete den Angaben zufolge etwa 10.000 Euro, die aus
dem Bundeshaushalt beglichen wurden. Aktivitäten des Bündnisses
beliefen sich auf 2,3 Millionen Euro bis zum 31. Dezember 2016. Im
Jahr 2018 habe die Geschäftsstelle 45.000 Euro für die Koordination
von Veranstaltungen und Treffen veranschlagt, in diesem Jahr habe es
bisher keine Aktivitäten gegeben, so die Bundesregierung weiter.

 * 

6. Bauvorhaben des Bundes

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um laufende und abgeschlossene Bauvorhaben des
Bundes geht es in einer Kleinen Anfrage (19/9743) der FDP-Fraktion.
Die Bilanz bei Planung und Bau von Bundesliegenschaften sei
besorgniserregend und werfe Fragen nach mangelnder Kompetenz und
Verantwortungsübernahme bei den zuständigen Behörden auf, erklären die
Abgeordneten. Kosten- und Zeitpläne von Bauvorhaben würden
systematisch überschritten. Die Abgeordneten erfragen Planungsdetails
zu konkreten Liegenschaften.

 * 
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BUNDESTAG/8380: Heute im Bundestag Nr. 519 - 08.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 519

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.20 Uhr

1. Baukindergeld sinnvoll und notwendig

2. Klima-Antrag der FDP-Fraktion abgelehnt

3. Sorge um Lage in Libyen

4. Gesetzesnovelle zu Energieaudits

5. Einfluss von Interessensverbänden

6. Stromverbrauch und Energieausbau



1. Baukindergeld sinnvoll und notwendig

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss hält mehrheitlich am
Förderinstrument "Baukindergeld" fest. Mit den Stimmen der Fraktionen
von CDU/CSU, SPD und AfD verabschiedete der Ausschuss am
Mittwochmorgen eine Beschlussempfehlung an den Bundestag, das
Petitionsverfahren zu einer Petition mit der Forderung nach
Abschaffung des Baukindergeldes nicht weiter zu verfolgen sondern
abzuschließen. Die Fraktionen von FDP, Linken und Grünen kritisierten
hingegen das 2018 als staatliche Förderung des Immobilienerwerbs für
Familien mit Kindern eingeführte Baukindergeld, weil es ihrer Ansicht
nach lediglich zu Mitnahmeeffekten führt und keinen Beitrag zur
Bekämpfung der Wohnungsknappheit leistet. Die Forderung der
FDP-Fraktion, die Petition dem Bundesministerium des Innern, für Bau
und Heimat "zur Erwägung" zu überweisen, erhielt jedoch keine
Mehrheit.

Der Petent führt zur Begründung seiner Eingabe an, das Baukindergeld
verstoße gegen den allgemeinen Gleichheitssatz in Artikel 3 Absatz 1
Grundgesetz. Durch das Baukindergeld würden - im Verhältnis zu allen
Bürgern in Deutschland betrachtet - wenige Menschen bevorzugt.
Ungerecht sei es ferner, dass selbst Menschen mit geringem Einkommen
das Baukindergeld durch ihre Steuern mitfinanzierten.

"Der Petitionsausschuss vermag das vorgetragene Anliegen nicht zu
unterstützen", heißt es in der mehrheitlich verabschiedeten
Beschlussempfehlung. Die Abgeordneten machen in der Begründung zu
ihrer Empfehlung darauf aufmerksam, dass laut Grundgesetz alle
Menschen vor dem Gesetz gleich zu behandeln seien. Dem Gesetzgeber sei
damit jedoch nicht jede Differenzierung verwehrt. Aus dem in Artikel 6
Absatz 1 Grundgesetz gebotenen Schutz der Familie resultiere für den
Staat nicht nur ein Verbot, Familien zu beeinträchtigen oder zu
benachteiligen, "sondern das Gebot, Familien durch staatliches Handeln
zu fördern", heißt es in der Vorlage. Ein Verstoß gegen Artikel 3
Absatz 1 Grundgesetz sei daher nicht zu erkennen.

Mit dem Baukindergeld wolle der Bund gezielt Familien mit Kindern
unter 18 Jahren - einschließlich Alleinerziehende mit Kindern - beim
Ersterwerb von selbstgenutztem Wohneigentum unterstützen "und zwar
durch Neubau sowie Bestandserwerb", schreibt der Petitionsausschuss.
Die Einkommensgrenzen von 75.000 Euro zu versteuerndem Einkommen und
die Freibeträge von jeweils 15.000 Euro pro Kind sollen den Kreis der
Anspruchsberechtigten auf die Haushalte begrenzen, die eine Förderung
benötigten, um Wohneigentum bilden zu können.

Nach dem Dafürhalten des Ausschusses hätten Familien mit Kindern
häufig Zugangsprobleme auf dem Wohnungsmarkt - sowohl im
Mietwohnungsbereich als auch bei der Wohneigentumsbildung, schreiben
die Abgeordneten. Dies gelte insbesondere für Familien mit geringem
Haushaltseinkommen sowie für Familien mit mehreren Kindern, da sie
weniger verfügbares Einkommen für Wohnzwecke und Vermögen hätten. Auch
hätten Familien mit mehreren Kindern einen höheren Flächenbedarf. Die
Gewährung des Baukindergeldes erscheine daher "sinnvoll und
notwendig", heißt es in der mehrheitlich verabschiedeten
Beschlussempfehlung.

 * 

2. Klima-Antrag der FDP-Fraktion abgelehnt

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Mitglieder des Ausschusses für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit haben am Mittwochmorgen einen
klimapolitischen Antrag der FDP-Fraktion zur Stärkung des
Emissionshandels (19/821) mehrheitlich abgelehnt. Gegen den Antrag
stimmten die Vertreter der Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen. Die einbringende Fraktion stimmte für ihren
Antrag.

In dem Antrag fordert die Fraktion unter anderem, den europäischen
Emissionshandel (EU-ETS) zu stärken und auszubauen. Damit sei eine
"zielgenaue Begrenzung" der Emissionen bei einer Minimierung der
Kosten möglich. Bis Ende 2019 solle der Verkehrssektor zumindest
national in den Emissionshandel einbezogen werden. Auch die
Einbeziehung des Wärmesektors solle schnellstmöglich geprüft und
umgesetzt werden. Die Bundesregierung soll nach Willen der Fraktion
zudem darauf hinwirken, EU-weit Emittenten aus insbesondere diesen
Sektoren in den EU-ETS zu integrieren. Regionale Handelssysteme sollen
zudem zu einem globalen Handelssystem verbunden werden. Die FDP
begründet ihre Vorschläge mit einer grundlegenden Kritik der
bisherigen Klimapolitik in Deutschland. Der bisher beschrittene Weg
habe Deutschland in eine "klimapolitische Sackgasse" geführt. Das
Klimaziel 2020 sei daher nicht mehr zu erreichen, argumentieren die
Liberalen. "Rasche Reformen" seien daher nötig, um die Ziele des
Pariser Klimaabkommens einzuhalten.

 * 

3. Sorge um Lage in Libyen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung sieht die zunehmende Eskalation
der Kämpfe zwischen den Truppen von General Chalifa Haftar und der
international anerkannten Regierung unter Fajes al-Sarraj in Libyen
mit großer Sorge. "Es braucht dringend ein Ende der Kampfhandlungen",
forderte der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Norbert Barthle (CSU),
am Mittwochmorgen im Entwicklungsausschuss. Bei den
Auseinandersetzungen seien bereits 376 Menschen ums Leben gekommen und
1.500 verletzt worden, im Großraum Tripolis hätten viele Menschen ihre
Wohnungen verlassen müssen. Auch Auffanglager für Flüchtlinge seien
betroffen. Vor Beginn des islamischen Fastenmonats Ramadan hatten die
Vereinten Nationen die Konfliktparteien zu einer Feuerpause
aufgerufen.

Barthle sprach sich für eine politische Lösung unter Führung der
Vereinten Nationen (UN) aus und betonte, Deutschland, das derzeit den
Vorsitz im UN-Sicherheitsrat inne hat, stehe in engem Austausch mit
den europäischen und internationalen Partnern. Die Projekte der
deutschen Entwicklungszusammenarbeit könnten trotz der Krise
größtenteils fortgesetzt werden. Nur einzelne Vorhaben seien wegen der
Sicherheitslage ausgesetzt worden.

Abgeordnete von SPD, FDP und Grünen zeigten sich besorgt angesichts
der uneinheitlichen Haltung der Europäer in der Libyen-Frage. Während
Frankreich auch Kontakte mit Haftar pflegt, unterstützen die EU und
vor allem Italien die Regierung in Tripolis. Die hat seit dem mit
westlicher Hilfe bewirkten Sturz von Machthaber Muammar al-Gaddafi im
Jahr 2011 jedoch weite Teile des Landes nicht unter ihrer Kontrolle.
Anfang der Woche hatte Regierungschef al-Sarradsch daher in Berlin bei
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) sowie beim italienischen
Regierungschef Giuseppe Conte um Rückhalt geworben.

Offenbar habe es die libysche Regierung nicht geschafft, die Stämme
hinter sich zu bringen, urteilte ein Vertreter der Unionsfraktion. AfD
und Linke werteten das Chaos in Libyen auch als Folge der westlichen
Intervention zum Sturz Gaddafis.

 * 

4. Gesetzesnovelle zu Energieaudits

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Unternehmen mit einem geringen Energieverbrauch
sollen künftig zum Teil von Energieaudits befreit werden. Dazu hat die
Bundesregierung einen Gesetzentwurf (19/9769) vorgelegt. Dieser
"Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über
Energiedienstleistungen und andere Energieeffizienzmaßnahmen" sieht
vor, eine Verbrauchsgrenze in Höhe von 400.000 Kilowattstunden
einzuführen. Hochrechnungen zufolge würden damit etwa 2.800
Unternehmen freigestellt, erklärt die Bundesregierung. Grundsätzlich
beträfen die Regelungen etwa 50.000 Unternehmen in Deutschland, die
nicht als kleine und mittlere Unternehmen (KMU) gelten.

Mit der Novelle will die Bundesregierung bestehende Regelungen
weiterentwickeln und an europäisches Recht anpassen. Energieaudits
mussten erstmals 2015 durchgeführt und müssen alle vier Jahre
wiederholt werden. Erfahrungen hätten nun die Notwendigkeit gezeigt,
Unternehmen zu entlasten, für die ein Energieaudit nicht kostenwirksam
ist, begründet die Bundesregierung ihre geplanten Schritte. In dem
Gesetzentwurf schärft sie außerdem Anforderungen an das Audit und
verpflichtet Energieberater zu Fortbildungen. Auch soll das Vorgehen
transparenter werden.

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt in einer beigefügten
Stellungnahme keine Einwände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen
in dem Entwurf und bekräftigt, dass die Wirtschaft im Saldo um etwa
4,5 Millionen Euro entlastet würde. Der Bundesrat plädiert in einer
Stellungnahme unter anderem dafür, dass auch für Unternehmen, die nach
dem Stichtag 5. Dezember 2015 den Status eines Nicht-KMU erhalten
haben, die Bagatellgrenzenregelung zum Gesamtenergieverbrauch greifen
sollte. Dem stimmt die Bundesregierung in einer Gegenäußerung zu.

 * 

5. Einfluss von Interessensverbänden

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um Einflussnahme auf den Gesetzentwurf zur
Beschleunigung des Energieleitungsausbaus (Bundesratsdrucksache 11/19)
geht es in der Antwort (19/9487) auf eine Kleine Anfrage (19/8522) der
Fraktion Die Linke. Darin verweist die Bundesregierung vor allem auf
Internetseiten, auf denen Stellungnahmen veröffentlicht worden sind.
Die Abgeordneten hatten mehrere ähnliche Anfragen zu weiteren
Gesetzentwürfen gestellt.

 * 

6. Stromverbrauch und Energieausbau

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat ihr Ziel bekräftigt, den
Anteil erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch bis 2030 auf 65
Prozent anzuheben. Dies solle "im Lichte der Herausforderungen einer
besseren Synchronisierung von erneuerbaren Energien und
Netzkapazitäten" geschehen, erklärt die Bundesregierung in der Antwort
(19/9781) auf eine Kleine Anfrage (19/9363) der FDP-Fraktion. Zur
Entwicklung des Stromverbrauchs gebe es verschiedene Szenarien, die
von Zielwerten zwischen 557 Terrawattstunden und 617 Terrawattstunden
ausgehen. Im Jahr 2017 lag der Bruttostromverbrauch bei 600
Terrawattstunden. In allen Szenarien erfolge der stärkste künftige
Zubau erneuerbarer Energien bei Windenergie an Land und auf See sowie
Photovoltaik, heißt es weiter.

 * 
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BUNDESTAG/8379: Heute im Bundestag Nr. 518 - 08.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 518

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Mai 2019, Redaktionsschluss: 10.42 Uhr

1. Antrag auf A-1-Bescheinigung

2. Rechtsrahmen für Projektwirtschaft

3. Keine Verlängerung von MobiPro-EU

4. Leiharbeit dauert oft länger als 18 Monate

5. Kosten für Weiterbildungen

6. Linke fragt nach Kriegsopferversorgung

7. Erstattungen für Versorgungsleistungen

8. Arbeitsbedingungen im Einzelhandel



1. Antrag auf A-1-Bescheinigung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Arbeitsgemeinschaft Berufsständischer
Versorgungseinrichtungen (ABV) benötigt für eine Entscheidung über
einen Antrag für eine A-1-Bescheinigung durchschnittlich sieben bis
zehn Tage. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9726)
auf eine Kleine Anfrage (19/9110) der AfD-Fraktion. Diesen Antrag auf
Ausstellung einer Bescheinigung über den Fortbestand der deutschen
Rechtsvorschriften muss ein Arbeitgeber für einen in ein anderes
EU-Mitgliedsland entsandten Arbeitnehmer ausfüllen und an die
zuständige Stelle zur Datenübertragung übermitteln.

 * 

2. Rechtsrahmen für Projektwirtschaft

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung plant derzeit keine Änderung des
Rechtsrahmens, um der Wirtschaft mehr Rechtssicherheit für die agile
Zusammenarbeit von externen und internen Fachkräften zu geben. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9724) auf eine
Kleine Anfrage (19/9096) der FDP-Fraktion.

 * 

3. Keine Verlängerung von MobiPro-EU

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Rahmen des Förderprogramms MobiPro-EU zur
Unterstützung von ausbildungsinteressierten Jugendlichen aus Europa
sind in den Jahren 2015 und 2016 rund 5.000 Jugendliche für eine
Ausbildung nach Deutschland gekommen. Das schreibt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/9804) auf eine Kleine Anfrage (19/9246) der 
FDP-Fraktion. In der Antwort heißt es weiter, dass 40 Prozent der
Ausbildungsbetriebe ohne das Sonderprogramm MobiPro-EU keine
Auszubildenden aus den EU-Ländern eingestellt hätten. Die meisten
Jugendlichen kamen demnach aus Spanien und Italien. Trotz einer
positiven Bewertung des Programms plant die Bundesregierung nicht, ein
Nachfolgeprogramm aufzulegen, wenn die letzten Ausbildungsjahrgänge
2020 ihre Ausbildung abgeschlossen haben. Sie verweist unter anderem
auf das Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetz, das die
Zugangsregelungen für eine Berufsausbildung in Deutschland deutlich
erweitert.

 * 

4. Leiharbeit dauert oft länger als 18 Monate

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im April 2019 gab es in Deutschland 109
Tarifverträge, in denen die Höchstüberlassungsdauer von
Leiharbeitskräften auf mehr als 18 Monate ausgeweitet wurde. Die
Branchen mit den längsten Zeiträumen für eine Arbeitnehmerüberlassung
waren demnach Post und Telekommunikation, Straßenverkehr, Spedition,
Schifffahrt, Luftfahrt und sonstige private Dienstleister (bis 120
Monate). Das geht aus der Antwort (19/9779) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/9311) von Bündnis 90/Die Grünen hervor. Laut
der Reform des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes im Jahr 2017 darf ein
Leiharbeitsverhältnis höchstens 18 Monate dauern, es sei denn, ein
Tarifvertrag sieht eine Ausweitung vor.

 * 

5. Kosten für Weiterbildungen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/9840)
zu den Kosten und Vertragsauflösungen bei Fort- und
Weiterbildungsmaßnahmen gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung
unter anderem, welche Geldbeträge von Seiten des Bundes für
Weiterbildungsmaßnahmen durch Bildungsträger von 2015 bis 2018 gezahlt
worden sind.

 * 

6. Linke fragt nach Kriegsopferversorgung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/9715) zum Entzug von Leistungen der Kriegsopferversorgung und
Renten für ehemals freiwillige Waffen-SS-Angehörige gestellt. Darin
fragt sie die Bundesregierung unter anderem, inwiefern auch die
sogenannten Hilfswilligen, die innerhalb der Wehrmacht oder Waffen-SS
Hilfsarbeiten ausführten, Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz
(BVG) erhalten können.

 * 

7. Erstattungen für Versorgungsleistungen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für Erstattungen der ostdeutschen Länder für die
Zusatz- und Sonderversorgungssysteme der DDR interessiert sich die
Linksfraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9820). Die Bundesregierung
soll unter anderem beantworten, wie sich die diesbezüglichen Ausgaben
in den nächsten 15 Jahren in den Bundesländern entwickeln werden.

 * 

8. Arbeitsbedingungen im Einzelhandel

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Arbeitsbedingungen im Einzelhandel stehen im
Zentrum einer Kleinen Anfrage (19/9791) der Fraktion Die Linke. Darin
fragt sie die Bundesregierung unter anderem nach Zahl der
Beschäftigten, Entlohnung, Teilzeitquoten und
Leiharbeitsverhältnissen.

 * 
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BUNDESTAG/8378: Heute im Bundestag Nr. 517 - 08.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 517

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Mai 2019, Redaktionsschluss: 09.56 Uhr

1. Bundestag debattiert über Marktwirtschaft

2. Länder prüfen Gemeinnützigkeit

3. Weniger Versicherungsunternehmen

4. Über 35 Millionen Neubewertungen

5. Bearbeitungszeiten beim Zoll

6. Rückholung alten DDR-Vermögens

7. Politisch rechts motivierte Kriminalität

8. Angriffe auf Parteibüros und Politiker



1. Bundestag debattiert über Marktwirtschaft

Recht und Verbraucherschutz/Aktuelle Stunde

Berlin: (hib/HLE) Die Wirtschaftsverfassung Deutschlands beschäftigt
in dieser Woche den Deutschen Bundestag. Die Abgeordneten werden am
Mittwochnachmittag in einer Aktuellen Stunde im Anschluss an die
Fragestunde zu dem Thema "Stand der Wirtschaftsverfassung Deutschlands
- Ein Plädoyer für die Soziale Marktwirtschaft" debattieren. Die
Aktuelle Stunde findet auf Verlangen der FDP-Fraktion statt.

 * 

2. Länder prüfen Gemeinnützigkeit

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Anerkennung der Gemeinnützigkeit von
Organisationen im politischen Raum hängt von den Umständen des
Einzelfalls ab. Die Bundesregierung erklärt in ihrer Antwort (19/9563)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8997), ob und
inwieweit die Voraussetzungen für die An- oder Aberkennung der
Gemeinnützigkeit erfüllt seien, prüfe und entscheide nach der
verfassungsrechtlichen Grundordnung die jeweilige Landesfinanzbehörde
eigener Zuständigkeit.

 * 

3. Weniger Versicherungsunternehmen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Nach Ansicht der Bundesregierung haben die kleinen
und mittelgroßen Versicherungsunternehmen die Umstellung auf die neue
Regulierung (Solvabilität II) gut verkraftet. Die europäische
Regulierung solle aber weiterentwickelt werden, um insbesondere
kleinen Versicherungsunternehmen mit einfachem Risikoprofil besser
Rechnung zu tragen, heißt es in der Antwort der Bundesregierung
(19/9576) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8974). Wie aus
der Antwort weiter hervorgeht, ist die Zahl der
Versicherungsunternehmen in der Bundesrepublik von 798 im Jahr 1993
auf 552 im Jahr 2017 gesunken,.

 * 

4. Über 35 Millionen Neubewertungen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Für die Umsetzung der Reform der Grundsteuer müssen
rund 30,9 Millionen wirtschaftliche Einheiten des Grundvermögens neu
bewertet werden. Hinzu kommen 4,4 Millionen wirtschaftliche Einheiten
im Bereich Land- und Forstwirtschaft sowie r und eine Million Fälle,
in denen aufgrund der Anwendung der Ersatzbemessungsgrundlage kein
Einheitswert vorliegt. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/9538) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8910) mit.

 * 

5. Bearbeitungszeiten beim Zoll

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den Bearbeitungszeiten bei der Zollabfertigung
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9447).
Die Abgeordneten sehen einen Widerspruch zwischen Angaben des Zolls,
wonach die Abfertigung bei der Ein- und Ausfuhr reibungslos verlaufe
und spätestens innerhalb von zwei Tagen ausgeführt sei und Angaben von
Hamburger Wirtschaftsvertretern, die wesentlich längere
Bearbeitungszeiten genannt hätten. Die Bundesregierung soll angeben,
wie lang die tatsächlichen Bearbeitungszeiten sind.

 * 

6. Rückholung alten DDR-Vermögens

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der Rückholung von altem DDR-Vermögen aus dem
Ausland fragt die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9435).
Dabei geht es um ein Gerichtsverfahren in der Schweiz. Die
Bundesregierung soll angeben, wann sie mit einem abschließenden Urteil
rechnet. Außerdem wird gefragt, wie viel von dem sich im Ausland
befindenden DDR-Vermögens seit der Wende an die Bundesrepublik
überwiesen wurde und wie hoch der übrige Teil an DDR-Altvermögen sein
könnte, das sich nach Schätzung der Bundesregierung noch auf
ausländischen Konten befinden könnte.

 * 

7. Politisch rechts motivierte Kriminalität

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele Fälle
politisch rechts motivierter Kriminalität es nach Kenntnis der
Bundesregierung im März dieses Jahres in Deutschland gegeben hat.
Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/9868) unter
anderem danach, wie viele Tatverdächtige im Zusammenhang mit diesen
Fällen ermittelt wurden.

 * 

8. Angriffe auf Parteibüros und Politiker

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Angriffe auf Parteibüros und Politiker 2018 und 1.
Quartal 2019" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/9862). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, welche Kenntnisse
die Bundesregierung nach Auswertung der politisch motivierten
Kriminalität beziehungsweise der Fallzahlendatei Lapos über Angriffe
auf Parteieinrichtungen oder -repräsentanten der im Bundestag
vertretenen Parteien für das Jahr 2018 und das erste Quartal 2019 hat.
Auch will sie unter anderem wissen, ob die Bundesregierung bundesweit
oder auch regional Anzeichen dafür sieht, "dass es sich bei den
Angriffen - insbesondere im Hinblick auf die AfD - um systematische
Formen der Einschüchterung und Bedrohung handelt".

 * 
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BUNDESTAG/8377: Heute im Bundestag Nr. 516 - 08.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 516

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Mai 2019, Redaktionsschluss: 09.28 Uhr

1. FDP will ärmste Länder mehr unterstützen

2. Zwischenbilanz Baukindergeld

3. Große Einsparungen durch Rabattverträge

4. Preiswerte Importarzneimittel

5. AfD fragt nach Gesundheitshaushalt

6. Hochschulrahmengesetz und Lobbyismus

7. Erhebung einer Moscheesteuer



1. FDP will ärmste Länder mehr unterstützen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die FDP-Fraktion will die am wenigsten entwickelten
Länder der Welt (least developed countries, LDCs) besser unterstützen.
In einem Antrag (19/9856) fordert sie die Bundesregierung auf, den
Staaten im Rahmen der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit einen
höheren Stellenwert einzuräumen und ihrer eingegangenen
internationalen Verpflichtung zu Ausgaben für diese Länder in Höhe von
0,15-0,2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts bis zum Jahr 2030
nachzukommen.

Spätestens mit dem Entwurf des Haushaltsplans des Bundes für das Jahr
2020 sollte die Bundesregierung Planungen zum schrittweisen Aufwuchs
der Mittel auf 0,2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts bis zum Jahr 2030
vorlegen, verlangen die Abgeordneten. Die notwendigen Mehrausgaben
solle sie vorrangig durch Umschichtungen im Haushalt des Ministeriums
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), etwa durch
Reduzierung der Sonderinitiativen, erwirtschaften.

 * 

2. Zwischenbilanz Baukindergeld

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Das meiste Baukindergeld ist bislang an Familien mit
einem zu versteuernden Haushaltseinkommen zwischen 20.000 und 30.000
Euro gegangen. 22,3 Prozent des Volumens flossen an diese Zielgruppe,
wie aus der Antwort (19/9620) auf eine Kleine Anfrage (19/8867) der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervorgeht. Insgesamt wiesen 37 Prozent
der geförderten Haushalte ein zu versteuerndes jährliches
Haushaltseinkommen von bis zu 30.000 Euro nach, 58 Prozent bis zu
40.000 Euro. Vor diesem Hintergrund verwehrt sich die Bundesregierung
gegen Aussagen, von der Maßnahme profitierten vor allem die oberen
Einkommen.

Insgesamt wurden zum Stichtag 31. März 2019 fast 169 Millionen Euro
bewilligt und auf 7.954 Anträge verteilt. Durchschnittlich leben den
Angaben zufolge 1,77 Kinder in den geförderten Haushalten. Der weit
überwiegende Anteil des Geldes floss in Bestandsmaßnahmen (84
Prozent). Indes weist die Bundesregierung darauf hin, dass ein Antrag
erst nach dem Einzug gestellt werden kann. Wer also im vergangenen
Jahr mit dem Bauen begonnen hat und in diesem Jahr einzieht, kann erst
dann Baukindergeld beantragen; die Bundesregierung rechnet für das
laufende Jahr entsprechend mit einem Anstieg der Anträge, die sich auf
Neubauvorhaben beziehen.

 * 

3. Große Einsparungen durch Rabattverträge

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung lehnt eine Abschaffung des
Rabattsystems im Arzneimittelmarkt ab. Die Rabattverträge von
Krankenkassen mit Pharmafirmen leisteten einen wichtigen Beitrag zur
finanziellen Stabilität und Versorgungssicherheit in der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV), heißt es in der Antwort (19/9778) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/9308) der AfD-Fraktion.

Rabattverträge schafften Planungssicherheit sowohl für die Hersteller,
als auch für die Krankenversicherung. So habe die GKV 2018 auf diesem
Weg rund 4,4 Milliarden Euro eingespart, das entspreche einer
Größenordnung von etwa 0,3 Beitragssatzpunkten.

Die Krankenkassen könnten flexibel auf unterschiedliche
Marktgegebenheiten reagieren. Dazu gehöre die Möglichkeit, bei
Ausschreibungen mehr als ein Unternehmen als Rabattpartner pro
Arzneimittel unter Vertrag zu nehmen.

Mit der jüngsten Arzneimittelreform würden zudem die Anforderungen an
Rabattverträge hinsichtlich einer sicheren Versorgung nochmals erhöht.
Künftig sei beim Abschluss solcher Verträge nicht nur die Vielfalt der
Anbieter, sondern auch die Sicherstellung der Versorgung zu
berücksichtigen.

 * 

4. Preiswerte Importarzneimittel

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Importregelung zur Einfuhr preiswerter
Arzneimittel hat nach Angaben der Bundesregierung in der Vergangenheit
zu Einsparungen geführt. Diese Regelung ziele auch darauf ab, einen
Preisdruck auf die Hersteller der Bezugsarzneimittel im Inland
auszulösen, heißt es in der Antwort (19/9780) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9335).

Die Rabattverträge für Arzneimittel insgesamt haben den Angaben
zufolge in den vergangenen fünf Jahren Einsparungen von insgesamt rund
19,2 Milliarden Euro erbracht.

 * 

5. AfD fragt nach Gesundheitshaushalt

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/9851) nach Posten im Gesundheitshaushalt für die
Versorgung von Migranten. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, welche Summe 2018 an die
"Zentrum Überleben gGmbH" ging und wie sichergestellt wurde, dass die
Mittel dort ausschließlich für den genannten Zweck verwendet worden
sind.

 * 

6. Hochschulrahmengesetz und Lobbyismus

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Einflussnahme von Interessenvertretern auf
den Gesetzentwurf der Bundesregierung für das Achte Gesetz zur
Änderung des Hochschulrahmengesetzes geht es in einer Kleinen Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/9734). Die Abgeordneten wollen unter
anderem erfahren, welcher Regelungsvorschlag des Gesetzentwurfs mit
konkreten Vorschlägen von Dritten identisch oder teilidentisch ist.
Außerdem wird nach Gutachten und Studien gefragt, die von Dritten
erstellt wurden und dem Gesetzentwurf als Erkenntnisquelle zugrunde
lagen. Schließlich soll die Bundesregierung auch Auskunft über
dienstliche Kontakte mit Interessenvertretern im Zusammenhang mit der
Erstellung des Gesetzentwurfs geben.

 * 

7. Erhebung einer Moscheesteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den möglichen Vor- und Nachteilen einer
Moscheesteuer erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/9555). In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage wird auf die
öffentliche Debatte verwiesen, wonach durch eine sogenannte
Moscheesteuer unabhängige Finanzierungsquellen für muslimische
Organisationen geschaffen werden könnten, wodurch der mitunter
fragwürdiger Einfluss politisch gesteuerter Gelder aus dem Ausland
verringert werden könne. Die Bundesregierung soll angeben, ob sie
dafür eintritt, dass muslimische Religionsgemeinschaften die Erlangung
der Rechte von Körperschaften des öffentlichen Rechts anstreben.
Außerdem wird nach den Begünstigungen nach einer Anerkennung als
Körperschaft des öffentlichen Rechts gefragt und nach der Höhe des zu
erwartenden Steueraufkommens.

 * 
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BUNDESTAG/8376: Heute im Bundestag Nr. 515 - 07.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 515

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Mai 2019, Redaktionsschluss: 16.11 Uhr

1. EU-Urheberrechtskompromiss verteidigt

2. Preisbildung im Internet

3. Überblick über Terrorismusverfahren

4. Urheberrechte von Herausgebern

5. Datenbestände des Kraftfahrt-Bundesamtes

6. Personal in der Schifffahrtsverwaltung



1. EU-Urheberrechtskompromiss verteidigt

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat zu der in einer Kleinen
Anfrage der AfD-Fraktion (19/8652) geäußerten Kritik an der
Kompromisslösung der Bundesregierung bei der EU-Trilog-Verhandlung im
Zusammenhang mit der geplanten EU-Urheberrechtsreform Stellung
genommen. In der Antwort (19/9771) wird unter anderem auf die
beigefügte Protokollerklärung verwiesen, die die Bundesregierung im
Zusammenhang mit der endgültigen Verabschiedung der Richtlinie auf dem
Landwirtschafts- und Fischereirat am 15. April 2019 abgegeben hat.
Darin heißt es einleitend, dass die Bundesregierung dem
Richtlinienvorschlag zustimme, weil die Reform insgesamt dringend
nötige Anpassungen des nicht mehr zeitgemäßen europäischen
Rechtsrahmens mit sich bringt. Zugleich werde bedauert, dass es nicht
gelungen ist, ein Konzept zur urheberrechtlichen Verantwortlichkeit
von Upload-Plattformen zu verabreden, das in der Breite alle Seiten
überzeugt. Die Bundesregierung werde die zur Lösung des
Urheberrechtsproblems zur Verfügung stehenden Modelle prüfen und -
sollte sich zeigen, dass die Umsetzung zu einer Beschränkung der
Meinungsfreiheit führt, - darauf hinwirken, dass die festgestellten
Defizite des EU-Urheberrechts korrigiert werden. Die Abgeordneten
wollten unter anderem wissen, inwieweit sich die Bundesregierung an
die Zielvorgaben des Koalitionsvertrags gebunden sieht und wie sie
ihre Entscheidung, im EU-Ministerrat für den im Koalitionsvertrag als
unverhältnismäßig abgelehnten Einsatz von Upload-Filtern zu stimmen,
begründet.

 * 

2. Preisbildung im Internet

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die technische Entwicklung hat zu einer neuen
Dimension der Preisbildungen im Internet und in der digitalen Welt
geführt, die politische und rechtliche Fragen aufwirft. Das schreibt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9772) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/8654). Die Abgeordneten wollten wissen, wie die
Haltung der Bundesregierung zu Befürchtungen ist, dass technisch
mögliche personalisierte Preise mit Nachteilen für die Verbraucher
einhergehen. Wie die Bundesregierung unter anderem schreibt, sind
Persönlichkeitsrechte der Nutzer betroffen, wenn zum Zweck der
dynamischen oder personalisierten Preisbildung Daten oder
Informationen von Endgeräten wie Computer und Smartphone von einem
anderen als dem Geräteinhaber beziehungsweise Nutzer ausgelesen oder
abgefragt werden oder darauf zugegriffen wird. Eine Abfrage solcher
Daten zum Zweck der Preissetzung sei nur zulässig, wenn die relevanten
rechtlichen Regelungen des Datenschutzrechts und des Rechts zum Schutz
der Privatsphäre eingehalten werden. In diesem Zusammenhang verwiest
die Regierung auf die von ihr eingesetzte Datenethikkommission, die
ihre Arbeit im September 2018 aufgenommen und entsprechend dem
Koalitionsvertrag "einen Entwicklungsrahmen für Datenpolitik, den
Umgang mit Algorithmen, künstlicher Intelligenz und digitalen
Innovationen" vorschlagen soll. Die Kommission werde ihren
Abschlussbericht voraussichtlich im Herbst 2019 vorstellen.

 * 

3. Überblick über Terrorismusverfahren

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Einen Überblick über Straf- und Ermittlungsverfahren
nach den Paragrafen 129, 129a und 129b des Strafgesetzbuchs sowie
sonstige Terrorismusverfahren im Jahr 2018 gibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/9773) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion die Linke
(19/8732), in der die entsprechenden Daten abgefragt werden.
Hintergrund ist den Fragestellern zufolge, dass
Strafverteidigervereinigungen, Menschen- und Bürgerrechtsgruppen seit
Jahren die ersatzlose Streichung dieser Strafparagrafen forderten, die
schon lange umstritten seien.

Wie es in der Antwort bezüglich der Ermittlungsverfahren unter anderem
heißt, gibt die Bundesregierung zu 2018 neu eingeleiteten und noch
verdeckt geführten Ermittlungsverfahren keine Auskünfte. Die Antwort
beziehe sich daher nur auf offen geführte Verfahren. Nach konkreter
Abwägung der betroffenen Belange trete hier das Informationsinteresse
des Parlaments hinter die berechtigten Geheimhaltungsinteressen
zurück. Eine Auskunft hierzu würde konkret weitergehende
Ermittlungsmaßnahmen erschweren oder gar vereiteln.

Aus der Antwort geht unter anderem hervor, dass 2018 keine
Ermittlungsverfahren gegen Beschuldigte aus Vereinigungen im
Phänomenbereich Politisch motivierter Kriminalität-links (PMK-links)
vom Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA) eingeleitet oder
von den Staatsanwaltschaften der Länder übernommen wurden. Vom GBA
seien vier Ermittlungsverfahren gegen 30 Beschuldigte aus dem
Phänomenbereich Politisch motivierter Kriminalität-rechts (PMK-rechts)
eingeleitet oder von den Staatsanwaltschaften der Länder übernommen
worden. Keine Angaben könnten zu dem Begriff "PMK-ausländische
Ideologie" gemacht werden, da dieser in den Registern des GBA nicht
verwendet werde. Vom GBA seien keine Ermittlungsverfahren ohne
Zuordnung zu einem Phänomenbereich eingeleitet oder von den
Staatsanwaltschaften der Länder übernommen worden. Weitere Fragen
betrafen Haftbefehle, Strafverfahren, Anklagen und Verurteilungen in
den jeweiligen Bereichen.

 * 

4. Urheberrechte von Herausgebern

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Ausschüttungen der der Verwertungsgesellschaft WORT
an Herausgeber sind Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/9742). Die Fragesteller verweisen auf ein Urteil des
Bundesgerichtshofes, wonach Nichtberechtigte nicht an den
Verwertungserträgen beteiligt werden dürfen, da die
Herausgeberleistung keinen Urheberrechtsschutz begründe. Die VG WORT
habe die Voraussetzungen für Ausschüttungen an Herausgeber im
vergangenen Jahr zwar verändert, schreiben die Abgeordneten, dies
ändere jedoch nichts am Grundproblem. Das Deutsche Patent- und
Markenamt (DPMA), das die Staatsaufsicht über die
Verwertungsgesellschaften wahrnehme, sei nach Kenntnis der
Fragestellenden in dem Sachverhalt bislang nicht tätig geworden. Die
Fragesteller wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob
dem DPMA die Situation bekannt ist, und wenn ja, warum es bisher nicht
tätig geworden ist. Weiter fragen sie, ob die Bundesregierung
beziehungsweise das DPMA die Auffassung teilt, dass alle
Ausschüttungen an Herausgeber durch die VG WORT vor der Neufassung des
Wahrnehmungsvertrags der VG WORT schon deshalb unzulässig waren, weil
dieser sich bis dahin nur auf Sprachwerke und nicht auf Sammelwerke
bezog.

 * 

5. Datenbestände des Kraftfahrt-Bundesamtes

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Datenbestände des Kraftfahrt-Bundesamtes (KBA)
stehen nach Angaben der Bundesregierung "für Analyse- und
Auswertungszwecke zur Verfügung und werden im Internet kostenfrei und
zur unbegrenzten Nutzung bereitgestellt". Darüber hinaus bestehe die
Möglichkeit, monatliche Veränderungsdaten (Zulassungszahlen) oder
jährliche Bestandszahlen sowie tägliche (Neu-)Zulassungszahlen
kostenpflichtig zu bestellen, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/9575) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8977).

In den letzten Monaten habe das KBA sein kostenfreies Datenangebot für
die von Diesel-Fahrverboten bedrohten Städte ausgeweitet - etwa durch
die Auswertung von Zulassungs- oder Bestandszahlen auf regionaler
Ebene. Es bleibe das Ziel, bedarfsgerechte Auskünfte zu ermöglichen,
heißt es in der Antwort. Daher arbeitet das KBA daran, noch konkreter
die Nutzerbedürfnisse zu erfassen. Eine spezielle Auswertung der
neusten Daten nur für kommunale Behörden sei nicht vorgesehen.

 * 

6. Personal in der Schifffahrtsverwaltung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Personalsituation bei der Wasserstraßen- und
Schifffahrtsverwaltung (WSV) thematisiert die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/9558). Die Abgeordneten wollen unter anderem von
der Bundesregierung wissen, wie viele Planstellen in den letzten
Jahren unbesetzt gewesen sind.

 * 
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AUSSEN/1893: Teheran gießt Öl ins Feuer


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. Mai 2019

LAMBSDORFF: Teheran gießt Öl ins Feuer



Zum Teilausstieg des Iran aus dem Atomabkommen erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Die vom Iran mit Fristsetzung angedrohte Teilaufkündigung des
Atomabkommens ist ein falsches und besorgniserregendes Signal für die
Sicherheit im Nahen Osten und in Europa. Anstatt zu deeskalieren,
gießt Teheran Öl ins Feuer. Das Risiko eines bewaffneten Konflikts im
Persischen Golf ist damit weiter gestiegen. Nach dem Ausstieg und
trotz des Drucks der USA haben die anderen Unterzeichnerstaaten alles
in ihrer Macht Stehende getan, um das Abkommen aufrechtzuerhalten.
Deswegen gilt im Umkehrschluss: Der Iran muss seine
Vertragsverpflichtungen weiterhin vollständig erfüllen. Deutschland
sollte jetzt gemeinsam mit den EU-Partnern sowie Russland und China
die Gespräche mit dem Iran über das Atomabkommen intensivieren.
Bundesaußenminister Maas muss dabei Verantwortung übernehmen und
Druck aufbauen, damit auch die aggressive Politik Irans in der Region
und das iranische Raketenprogramm beendet werden."

 * 
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FINANZEN/2224: Union nutzt Steuerschätzung als Ausrede bei Entlastungen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. Mai 2019

DÜRR: Union nutzt Steuerschätzung als Ausrede bei Entlastungen



Zu den Äußerungen aus der Union zur Steuerschätzung erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Die Union nutzt die Steuerschätzung schon jetzt als Ausrede, um den
Bürgern überfällige Entlastungen vorzuenthalten. Die vielfach
angekündigte und auch vom CDU-Parteitag beschlossene vollständige
Abschaffung des Soli bleibt ein leeres Versprechen der Union zu
Wahlkampfzwecken. Die Menschen warten seit Jahren auf eine spürbare
Entlastung. In anderen Ländern wie Frankreich oder Österreich ist sie
schon auf dem Weg. Union und SPD müssen jetzt die Prioritäten ändern.
Deutschland braucht eine echte Entlastung. Daher fordert die
FDP-Fraktion die vollständige Abschaffung des Soli bis spätestens
2020. Flankiert werden muss sie durch den Abbau von Subventionen und
unnötiger Bürokratie."

 * 
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INNEN/4750: Datenschutz ist Stiefkind der Großen Koalition


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. Mai 2019

KUHLE: Datenschutz ist Stiefkind der Großen Koalition



Zum Tätigkeitsbericht des Bundesdatenschutzbeauftragten erklärt der
innenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle:

"Die Große Koalition sollte die Kritik des Datenschutzbeauftragten
ernst nehmen. Bevor die Sicherheitsbehörden neue Kompetenzen
bekommen, müssen die bereits bestehenden Befugnisse und deren
Effektivität gründlich überprüft werden. Zudem müssen die
Sicherheitsbehörden durch personelle und technische Ausstattung,
Rechtsklarheit und einheitliche Anwendung befähigt werden, ihre
bestehenden Befugnisse auch tatsächlich anzuwenden. Stellt sich
heraus, dass einzelne Befugnisse überflüssig sind, gehören sie
gestrichen. Darüber hinaus müssen Union und SPD die Stiftung
Datenschutz als unabhängige Institution stärken. Im aktuellen
Bundeshaushalt ist jedoch für ihre Arbeit ein Haushaltsansatz von
null Euro vorgesehen, obwohl die Koalitionspartner sich im
Koalitionsvertrag zur Arbeit der Stiftung bekannt haben. Der
Datenschutz ist offenbar das Stiefkind der Großen Koalition. Union
und SPD sollten schnellstmöglich für eine bessere Ausstattung der
Stiftung sorgen."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/3050: Bundesregierung muss Moratorium für neue Ausgaben und Subventionen beschließen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. Mai 2019

LINDNER-Statement: Bundesregierung muss Moratorium für neue
Ausgaben und Subventionen beschließen



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung das folgende Statement ab:

"[...] Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jahren und
insbesondere in den letzten Monaten Geld ausgegeben, als gäbe es kein
Morgen. Die exzellente Einnahmesituation des Staates wurde als
selbstverständlich genommen, es wurde so geplant, als könnte es
niemals eine wirtschaftliche Eintrübung geben. [...] In Wahrheit sind
hier beim Baukindergeld, in der Rentenpolitik, bei vielen
Subventionen Schecks ausgestellt worden, die nicht gedeckt waren.
Nach allem, was wir hören, wird es den Bund ja insbesondere treffen,
bis zu 75 Milliarden Euro weniger in den nächsten vier Jahren. Wir
fordern die Bundesregierung deshalb auf, jetzt ein Moratorium zu
beschließen: Keine neuen Aufgaben und Ausgaben, keine neuen
Subventionen sollten geschaffen werden [...] Auch die bisher schon
beschlossenen Maßnahmen müssen erneut auf den Prüfstand gestellt
werden. Jetzt ist eine Zeit für Prioritäten. Es war die Methode
Merkel, Konflikte in der Koalition immer mit Milliarden zuzuschütten.
Wenn die Milliarden fehlen, dann kommen die Verteilungsfragen, dann
muss Priorität geklärt werden. Für uns hat all das Priorität, was der
arbeitenden Mitte im Land hilft. Für uns hat das Priorität, was eine
drohende Wirtschaftskrise verhindert. Wir dürfen nicht warten, bis
unser Land in eine Rezession rutscht [...] Wir müssen paradoxerweise
in Zeiten, wo das Geld im Haushalt knapper wird, wieder stärker
darauf setzen, dass es wirtschaftliche Dynamik gibt und das beste
Mittel dafür ist eine Entlastung der breiten Mitte, die Voraussetzung
für eine Entlastung ist der Verzicht auf Staatsausgaben. [...]

Es gab die Enteignungs- und Vergesellschaftungsdebatte am
Wohnungsmarkt, angestoßen durch die Grünen. Herr Habeck will ja
generell das Ende der Konsumenten-Demokratie, so sein Wort, was ja
nichts anderes heißt: Nicht mehr die Bürgerinnen und Bürger
entscheiden, was sie kaufen wollen, sondern der Staat entscheidet
darüber, was sie noch kaufen dürfen. Nachgelegt hat dann Herr Kühnert
mit seinen Vorschlägen private Unternehmen zu verstaatlichen, zu
vergesellschaften. Es ist erstaunlich, dass wir eine solche Debatte
führen, obwohl sich in unserem Land seit Jahrzehnten eine andere
Wirtschaftsordnung als besser herausgestellt hat, nämlich die Soziale
Marktwirtschaft. [...] In so einer Zentralverwaltungswirtschaft, wie
sie den Herren Kühnert und Habeck vorschwebt, da entscheiden
Funktionäre, Politiker, Parteien darüber, wie die Wirtschaft
aussieht, was die Wirtschaft anbietet und das ist bezogen auf die
Freiheitsrechte, die Wahlfreiheit des einzelnen Individuums und
seinen wirtschaftlichen Entwicklungschancen natürlich ein autoritärer
Ansatz, für den wir uns in unserem Land zu Recht nicht entschieden
haben. Wir wollen die Freiheit, die Wahlfreiheit der Bürgerinnen und
Bürger verteidigen. Wir halten nicht nur ein so zentral gelenktes
System für weniger erfolgreich, wir halten es auch für undemokratisch
[...]

Man muss in Erinnerung rufen, dass wir in Deutschland seit Jahr und
Tag mit Subventionen, Quoten und Verboten, mit Ordnungsrecht
ökologische Ziele erreichen wollen und ein anderes Prinzip, das über
den Preis zu steuern, das ist bislang in Deutschland abgelehnt
worden. Jetzt hat die Bundeskanzlerin das in den Raum gestellt, aber
die Regierung und die CDU selbst finden keine klare Position. Da wird
oszilliert zwischen CO2-Steuer und CO2-Preis. Das scheint
vergleichbar zu sein, ist aber fundamental anders. Eine CO2-Steuer
haben wir in Deutschland schon seit vielen Jahren, sie ist
wirkungslos. Das war die frühere Ökosteuer, die man ja auch zahlt
etwa als Autofahrer. Die hatte keine besondere Lenkungswirkung, die
hat nur die Dinge teuer gemacht. Bei der Stromsteuer erleben wir, das
hat nicht dazu geführt, dass Energie eingespart worden ist, es sind
nur die Menschen in der Mitte der Gesellschaft abgezockt worden vom
Staat. Was wir brauchen ist die Knappheit. Also muss es einen Preis
geben für ein knappes Gut und nicht einfach nur etwas teurer zu
machen. Unser Vorschlag ist: Wir wollen europäisch CO2 einen Preis
geben, quer durch alle Sektoren. Dann, wenn das nicht kurzfristig
erreichbar ist, sollte Deutschland vorangehen mit einem solchen
marktwirtschaftlichen Instrument. Entscheidend muss sein, wo wird am
schnellsten und günstigsten CO2 eingespart. [...] Wir möchten einen
echten Energiebinnenmarkt, wir wollen weg von der
dirigistisch-planwirtschaftlichen Energie- und Klimapolitik der
letzten Jahre hin zu einer Energie- und Klimaordnungspolitik,
innerhalb derer dann die Verbraucherinnen und Verbraucher,
Ingenieure, Wissenschaftler, Unternehmen die besten Wege für den
Schutz des Weltklimas dann gemeinsam suchen. [...]"

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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HAMBURG/4756: Nach dem MietenMove - Hamburg braucht den Mietendeckel (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. Mai 2019

Nach dem MietenMove: Hamburg braucht den Mietendeckel!



Die Hamburgische Bürgerschaft diskutiert heute auf Antrag der Fraktion
DIE LINKE über den Mietenmove vom 4. Mai. Tausende Hamburger_innen
hatten in vielfältiger Weise ihren Unmut und ihre Wut über den
Mietenwahnsinn in Hamburg gezeigt.

"Die Mehrheit der Bürgerschaft lebt in einer Scheinwelt: 'Bauen,
bauen, bauen' und der rote Teppich für Investor_innen bringen keine
preiswerten Mieten in der Stadt. Die Mieten sind seit 2011 um fast 20
Prozent gestiegen, drei Viertel des Neubaus sind teure freifinanzierte
und Eigentumswohnungen geworden", sagte in der Aktuellen Stunde Heike
Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion. Die
Mietpreisbremse habe kaum Wirkung gezeigt, der Verkauf städtischer
Grundstücke zu hohen Preisen habe zum Mietanstieg beigetragen. "Die
Miete frisst die Rente oder den Lohn auf, das ist auch eine Form der
Enteignung. Hamburg braucht einen Mietenstopp, einen Mietendeckel. Wir
brauchen langfristig preiswerte Wohnungen, das gilt auch für den
Neubau. Dafür kämpft DIE LINKE auch weiterhin."

Der Vorwurf, mit Mietendeckel und Enteignungen entstünden keine neuen
Wohnungen, ignoriert schlichtweg das Problem, dass für viele
Mieter_innen ihre jetzigen Wohnungen kaum noch zu bezahlen seien, so
Sudmann: "Für die 'Alternativen' der Kritiker_innen, zum Beispiel
Mietergeld oder mehr Wohngeld, wie es CDU und FDP fordern, wird heute
schon über eine Milliarde Euro ausgegeben - ohne dass dadurch neue
Wohnungen entstehen. Der Weiterverkauf von Wohnungen, mit so genannten
Share Deals der Schröder-Fischer-Regierung für Eigentümer_innen zu
einer lukrativen Sache gemacht, bringt nur ihnen Kohle, aber keine
neuen Wohnungen auf den Markt. Was Hamburg wirklich braucht sind
günstige Wohnungen - und zwar sofort."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4755: Hochschulpakt - Hamburg muss eigenständig nachbessern (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. Mai 2019

Hochschulpakt: Hamburg muss eigenständig nachbessern!



Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz von Bund und Ländern hat den
"Pakt für Forschung und Innovation" bis 2030 verlängert. "Das gibt
Planungssicherheit auf einem einigermaßen guten Niveau für die
Bund-Länder-Finanzierung in der Wissenschaft", sagte dazu in der
heutigen Aktuellen Stunde Martin Dolzer, wissenschaftspolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.
"Wie DIE LINKE es seit langem gefordert hat, steigt der Bund nun auf
lange Frist in die Grundfinanzierung der Hochschulen ein. Allerdings:
Wie will die Wissenschaftsbehörde diesen Spielraum in Hamburg nutzen?
Das muss sie jetzt genauer erläutern."

Diese Finanzierung dürfe nicht zum Spielball eventueller
Konjunkturphasen werden. Insbesondere die einmalige Erhöhung des
Volumens im Jahr 2024 sei in Gefahr, einer neuen
Regierungskonstellation im Bund zum Opfer zu fallen. "Es ist gut, dass
es angesichts der besonderen Herausforderungen eine Sonderfinanzierung
für Stadtstaaten, aber auch für die ostdeutschen Länder geben wird",
so Dolzer. "Aber während bei der Finanzierung die Gunst der Stunde
genutzt wurde, bewegt sich bei den Strukturen leider zu wenig. Die
Chance, Anreize bei den Themen Gute Arbeit und Gute Lehre zu setzen,
wurde vertan. Nach den Jahren des schnellen Wachstums der Hochschulen
wäre nun eine Phase der qualitativen Verbesserung von Studium und
Lehre nötig, aber stattdessen wird der Qualitätspakt Lehre
abgeschmolzen - das ist das falsche Signal, hier muss Senatorin
Fegebank eigenständig nachbessern."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 8. Mai 2019
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HAMBURG/4754: "Vertrag für Stadtgrün" ist noch lange kein "Grünfrieden" (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. Mai 2019

"Vertrag für Stadtgrün" ist noch lange kein "Grünfrieden"



Die Verhandlungen zwischen der Volksinitiative "Hamburgs Grün
erhalten" und den Senatsparteien haben einige Festlegungen gebracht,
die bisher nur Makulatur im Koalitionsvertrag waren.

"Das ist ein zwar ein Gewinn für Hamburgs Umwelt. Allerdings ist zu
befürchten, dass sich der Flächenhunger des Senats nun ungehemmt
außerhalb des zweiten Grünen Rings austoben wird", sagte in der
Debatte der Hamburgischen Bürgerschaft Stephan Jersch, der
umweltpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE. "Von einer gerechten
Verteilung von Grün in der Stadt sind wir nach wie vor weit weg. Und
bei der Aushandlung dieser Vereinbarung hat der Senat erneut die
Beteiligungsrechte der Bürger_innen wie der Bezirksversammlungen mit
Füßen getreten. Der Vertrag ist kein 'Grünfrieden' - der Einsatz gegen
Versiegelung, für eine gerechte Grünverteilung und ein grünes Hamburg
wird weitergehen, Baggergrube für Baggergrube."

"Die Volksinitiative hat eine wichtige Debatte auf die politische
Agenda gehoben und, wie der erste Bürgermeister sagte, auch
Erkenntnisprozesse im Senat angeschoben", ergänzte die
stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion, Heike Sudmann.
"Doch die Einigung ist kein Freifahrtschein für Bebauung. Wir werden
weiter darum streiten müssen, wo Wohnungsbau möglich ist und wo nicht.
Gerade in hochverdichteten Stadtteilen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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HAMBURG/4753: Stadthaus - Gedenkarbeit darf nicht Privatfirmen überlassen werden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. Mai 2019

Stadthaus: Gedenkarbeit darf nicht Privatfirmen überlassen werden!



Am heutigen 8. Mai, dem Jahrestag der militärischen Zerschlagung des
deutschen Faschismus, debattiert auf Antrag der Fraktion DIE LINKE
nach dem Kulturausschuss erneut das Plenum der Hamburgischen
Bürgerschaft über das Stadthaus.

"Dieses Haus war das Zentrum der Polizei und der Gestapo für
Norddeutschland, in dem unter anderem die blutigen Verhöre derjenigen
stattfanden, die diesem Terrorregime Widerstand leisteten. Es gehörte
zu der unvorstellbaren Kultur der Nachkriegszeit, dass hier kein
Erinnerungsort errichtet wurde", erklärt dazu Norbert Hackbusch, der
kulturpolitische Sprecher der Fraktion. 2008 hatte der Senat
versprochen, dass sich alles ändert - und das Gebäude später an ein
Privatunternehmen verkauft, das die Einrichtung eines mindestens 750
Quadratmeter großen Lern- und Gedenkort zugesichert hatte. Tatsächlich
sollen es weniger als ein Zehntel der Fläche werden, noch dazu in
einem fragwürdigen Rahmen.

"Wir haben voriges Jahr eine würdige Dokumentations- und Gedenkstätte
beantragt. In der Ausschussdebatte darüber hat der Beirat zur
Errichtung der Gedenkstätte massive Kritik am Umgang des
Privatinvestors wie des Senats mit dem Haus geübt, sogar von Betrug
war die Rede", so Hackbusch. "Auch wenn die allermeisten Deutschen
Täter_innen waren oder weggeschaut haben, gab es doch viele Menschen,
die Widerstand leisteten. Ihrer zu gedenken ist deshalb auch so
notwendig und bedeutend. Der Investor Quantum hat dabei versagt, und
auch der Senat besteht diese Bewährungsprobe nicht, wenn er die
Gedenk- und Erinnerungsarbeit in dieser Stadt weiter privaten
Investor_innen überlässt. Die Bürgerschaft kann und darf diese
Entwicklung nicht akzeptieren!"

Rund um das Stadthaus finden heute Abend verschiedene
zivilgesellschaftliche Aktionen statt, darunter künstlerische
Aufführungen und eine Kundgebung. Mehr Informationen unter
http://www.foerderkreis-stadthaus.de/img/aufruf8mai.jpg.

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3315: Schallauswirkungen von Windkraftanlagen langfristig untersuchen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 8. Mai 2019

Schallauswirkungen von Windkraftanlagen langfristig untersuchen



Der Energieausschuss des Landtages Mecklenburg-Vorpommern hat sich
heute in einem nicht-öffentlichen Expertengespräch mit dem Thema
Windenergieanlagen und Schallemissionen beschäftigt.

Hierzu erklärt der energiepolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion
Philipp da Cunha:

"Wir werden in unserer politischen Arbeit immer wieder mit der Aussage
konfrontiert, dass der Infraschall von Windenergieanlagen Menschen
krank mache, insbesondere zu schweren Schlafstörungen führe. Ich muss
nach dem heutigen Gespräch aber feststellen, dass es hierfür bisher
keine Belege gibt. Windenergieanlagen sind in unserer heutigen Welt
auch nicht die einzige Quelle von Infraschall im häuslichen Umfeld.

Insofern begrüßen wir es als SPD-Landtagsfraktion ausdrücklich, dass
das Umweltbundesamt das Thema Schall sehr ernst nimmt und in einer
groß angelegten Studie die längerfristigen Auswirkungen von
Infraschall auf den Menschen auch im Zusammenhang mit
Windenergieanlagen untersucht. Um politisch sinnvolle Entscheidungen
zu treffen, sind solche fundierten und nachvollziehbaren Studien sehr
wichtig.

Ich halte für unsere Fraktion fest, dass wir die berechtigten Sorgen
der Menschen ernst nehmen. Das Expertengespräch hat heute außerdem
gezeigt, dass die bei uns im Land praktizierten Abstände von
mindestens 1.000 Metern zwischen Windenergieanlage und geschlossener
Wohnbebauung deutlich über den Abständen liegen, die die Industrie als
gesundheitlich sicher einstuft."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern
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RHEINLAND-PFALZ/5132: Städte und ländlichen Raum bei Wohnungsbaupolitik in den Blick nehmen (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
06.05.2018

Wohnungsbau / PK von Finanzministerin Ahnen

Gerd Schreiner/Dr. Helmut Martin: Städte und ländlichen Raum bei
Wohnungsbaupolitik in den Blick nehmen



Zur heutigen Pressekonferenz der Finanzministerin zum Wohnungsbau
erklären der finanzpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Gerd
Schreiner, und der CDU-Landtagsabgeordnete, Dr. Helmut Martin:

"Es ist sehr bedauerlich, dass Frau Ahnen bei der Wohnungsbaupolitik
offensichtlich einen verengten Blick auf die großen Städte hat und nur
Gespräche mit den Oberbürgermeistern sog. Schwarmstädte führt. Die
Probleme des Wohnungsmarktes können aber nur gelöst werden, wenn
Städte und ländlicher Raum unter dem Stichwort Landflucht gemeinsam
betrachtet werden. Denn wer in die Stadt zieht, muss ja irgendwo her
kommen, oft aus ländlichen Regionen. Wir müssen also auch schauen,
warum die Menschen umziehen und daraus Konsequenzen für die Stärkung
des ländlichen Raums ziehen.

Bei der Vergabe von Grundstücken zur Schaffung von bezahlbarem
Wohnraum ist mehr Flexibilität nötig. Ein Instrument dafür ist die
Vergabe nicht nach Höchstpreis, sondern nach Konzept - also die sog.
Konzeptvergabe. Hessen macht es vor. Sie erlaubt es den Kommunen,
angesichts steigender

Grundstückspreise im Interesse einer nachhaltigen und sozialgerechten
Stadtentwicklung steuernd einzugreifen. Im Ergebnis bedeutet das, dass
die Kommune die Vergabeentscheidung an unterschiedlichste inhaltliche
Kriterien, wie etwa die Familienfreundlichkeit, binden kann.

Dringend gestoppt werden muss zudem der Trend zur Sardinenbüchse.
Bezahlbarkeit darf nicht das alleinige Kriterium beim Wohnungsbau für
Familien sein. Es geht auch um Qualität im Sinn der Vermeidung einer
zu engen Bebbauung, die den Menschen den Raum zum Atmen nimmt. Das
gelingt nur, wenn die Kommunen in die Lage versetzt werden,
Grundstücke so günstig abzugeben, dass sich für einen Investor eine
lockere Bebauung lohnt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Mai 2019

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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RHEINLAND-PFALZ/5131: Ausstattung der Schulen mit digitaler Technik (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
06.05.2018

Pressekonferenz VBE / Schulen / digitale Technik

Anke Beilstein: Gesamtkonzept zur Digitalisierung der Schulen fällig



Der Verband Bildung und Erziehung Rheinland-Pfalz (VBE) stellt der
Landesregierung im Hinblick auf die Ausstattung der Schulen mit
digitaler Technik ein miserables Zeugnis aus und spricht von einem
Investitionsstau in Milliardenhöhe. Dazu erklärt die
bildungspolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Anke
Beilstein:

"Die heutigen Ausführungen des VBE sind eine schallende Ohrfeige für
die Bildungsministerin. Nicht zuletzt wirft die Gewerkschaft der
Landesregierung bei der Bewältigung der aus der Digitalisierung
resultierenden Herausforderungen Konzeptlosigkeit vor. Sie hat nicht
nur über Jahre versäumt, unsere Schulen fit für moderne
Kommunikationstechnologien zu machen, sondern offensichtlich auch
keinen Plan, wie das in der Zukunft besser werden soll.

Lange schon überfällig ist ein entsprechendes Gesamtkonzept des
Bildungsministeriums. Inzwischen hat nun wirklich jeder begriffen,
dass das weit mehr ist, als einen Laptopwagen mit einem Klassensatz an
Rechnern öffentlichkeitswirksam bereit zu stellen. Die Landesregierung
hat Glück, dass der Bund in die Bresche springt und den Ländern und
damit auch Rheinland-Pfalz mit einem milliardenschweren
Investitionspaket für die Digitalisierung der Schulen unter die Arme
greift. Ohne dieses, sähe es in Rheinland-Pfalz noch düsterer aus.

Nun kommt es darauf an, dass die Bildungsministerin zügig ein
pädagogisches Konzept entwickelt, Lehrkräfte entsprechend qualifiziert
und Betrieb, Support und Wartung sicherstellt. Außerdem muss die
Landesregierung dafür sorgen, dass die Schulen auch tatsächlich an das
schnelle Internet angebunden werden. Denn schöne Ausstattung in
Klassenzimmern nützt nichts, wenn sie vom Breitband abgehängt sind."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Mai 2019
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EUROPA/1639: Kapitalmarktzugang von innovativen Unternehmen erleichtert, Anlegerschutz gestärkt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Finanzen

Kapitalmarktzugang von innovativen Unternehmen erleichtert, Anlegerschutz gestärkt



Sarah Ryglewski, zuständige Berichterstatterin:

Mit dem Gesetz zur weiteren Umsetzung der europäischen
Prospektverordnung erleichtert die SPD den Zugang kleiner und
mittlerer Unternehmen zum Kapitalmarkt. Die Prospekterstellung wird
vereinfacht, ohne den Anlegerschutz einzuschränken.

"Die europäische Prospektverordnung regelt die Offenlegung von
Informationen über öffentlich angebotene Wertpapiere und dient damit
dem Anlegerschutz.

Mit dem Gesetz zur weiteren Umsetzung der europäischen
Prospektverordnung erleichtert die Koalition den Zugang junger
innovativer Unternehmen zum Kapitalmarkt. Die Prospekterstellung wird
vereinfacht ohne, dass es Abstriche beim Anlegerschutz gibt. Dies
senkt für kleine und mittlere Unternehmen die Hürden für eine
Kapitalmarktfinanzierung.

Angepasst werden auch die Offenlegungspflichten beim Crowdfunding. Das
maximale Volumen prospektfreier Vermögensanlagen wird erhöht und
weitere Anlageformen werden in die Prospektfreiheit einbezogen.

Die SPD-Bundestagsfraktion hat die Bundesregierung beauftragt, die
Finanzierungsbedingungen junger und innovativer Unternehmen insgesamt
zu evaluieren. Damit wollen wir die Basis für eine am Bedarf der
Unternehmen und an den Erfordernissen des Anlegerschutzes orientierte
Weiterentwicklung der Offenlegungspflichten bei Wertpapieremissionen
schaffen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:
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RECHT/696: Steinigung in Brunei ausgesetzt - Todesstrafe muss abgeschafft werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Mai 2019

Arbeitsgruppen: Recht und Verbraucherschutz, queerpolitischer Sprecher

Steinigung in Brunei ausgesetzt: Todesstrafe muss abgeschafft werden



Karl-Heinz Brunner, queerpolitischer Sprecher:

Das Sultanat Brunai hat angekündigt, die kürzlich eingeführte
Todesstrafe durch Steinigung für homosexuelle Männer nicht anwenden zu
wollen. Das ist eine gute Nachricht. Doch der Druck zur Abschaffung
der Todesstrafe für Homosexuelle im Sultanat Brunei muss
aufrechterhalten werden.

"Wir sind erleichtert über die Ankündigung des Sultanats, die erst
kürzlich eingeführte Todesstrafe durch Steinigung für homosexuelle
Männer nicht anwenden zu wollen. Der internationale Protest war
deutlich und er ist nicht ohne Wirkung geblieben. Eine derartige
barbarische Rechtsauffassung konnte nicht unwidersprochen bleiben.

Doch die Nachricht ist kein Grund zur Beruhigung. Formal gilt die
Todesstrafe weiter und für die Betroffenen ist keinerlei
Rechtssicherheit gegeben. Dementsprechend muss weiter darauf
hingewirkt werden, die unmenschliche Bestrafung auch aus dem
Gesetzestext wieder zu entfernen. Eine Aussetzung ist keine
Abschaffung und nur diese wäre akzeptabel. Wir dürfen jetzt nicht
nachlassen, sondern müssen unsere Haltung weiterhin klar und mit einem
langen Atem vorbringen.

Wir möchten betonen, dass bei internationalen Beziehungen die Wahrung
von Menschenrechten für die SPD-Bundestagsfraktion oberste Priorität
hat. Partnerschaft und Zusammenarbeit müssen streng überprüft werden,
wenn grundsätzliche Standards verletzt werden. Homosexualität ist
keine Krankheit und erst recht kein Verbrechen. Wer Menschen wegen
ihrer Identität verfolgt und mit einem grausamen Tod bedroht, muss mit
unserer entschiedenen Reaktion rechnen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





SOZIALES/2768: Die Wohngeldreform kommt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Die Wohngeldreform kommt



Bernhard Daldrup, bau- und wohnungspolitischer Sprecher;

Ulli Nissen, zuständige Berichterstatterin:

Das Bundeskabinett hat heute den Gesetzentwurf zur Stärkung des
Wohngeldes verabschiedet. Damit ist der Weg frei für die
parlamentarische Beratung des Gesetzentwurfs.

"Die dringend notwendige Reform des Wohngeldes rückt in greifbare
Nähe. Dank unseres Entschließungsantrages können wir jetzt noch im
ersten Halbjahr in das gesetzgeberische Verfahren starten.

Die Wohngeldreform ermöglicht Menschen bezahlbares Wohnen in
Deutschland. Mit der Reform wird die Reichweite des Wohngeldes
gestärkt und das Leistungsniveau erhöht. So haben ab 2020 knapp
660.000 Haushalte Anspruch auf Wohngeld. Gleichzeitig gibt es mehr
Geld. So wird zum Beispiel der durchschnittliche Wohngeldbetrag eines
Zwei-Personen-Haushalts von 145 Euro auf voraussichtlich 190 Euro
steigen.

Mit der Dynamisierung des Wohngeldes setzen wir eine wichtige
Forderung der SPD-Bundestagsfraktion um. Bisher erfolgte die Anpassung
des Wohngelds in unregelmäßigen Abständen. In Zukunft wird es alle
zwei Jahre an die Entwicklung der Bestandsmieten und Einkommen
angepasst. Dadurch wird die Zahl der Berechtigten künftig weniger
schwanken. Das bedeutet auch, dass weniger Berechtigte infolge
geringer Einkommensveränderungen in andere Hilfesysteme wechseln
müssen.

Neu eingeführt wird die Mietenstufe VII. Die neue Mietenstufe trägt
der starken Unterschiedlichkeit des Mietniveaus innerhalb Deutschlands
Rechnung. Diese Mietenstufe erhalten nun Kreise und Gemeinden mit
einer Abweichung des Mietenniveaus von 35 Prozent und höher gegenüber
dem Bundesdurchschnitt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69
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HOCHSCHULE/2281: CHE Ranking 2019 - Deutschlands umfassendster Hochschulvergleich mit neuen Daten (idw)


CHE Centrum für Hochschulentwicklung - 07.05.2019

CHE Ranking 2019: Deutschlands umfassendster Hochschulvergleich mit
neuen Daten



DIE ZEIT veröffentlicht heute im ZEIT Studienführer 2019/20 sowie auf
ZEIT CAMPUS ONLINE die neuesten Ergebnisse des Hochschulrankings vom CHE
Centrum für Hochschulentwicklung. Das Ranking ist mit über 150.000
befragten Studierenden und mehr als 300 untersuchten Universitäten und
Fachhochschulen der umfassendste und detaillierteste Hochschulvergleich im
deutschsprachigen Raum.

In diesem Jahr neu untersucht wurden die Fächer Anglistik/Amerikanistik,
Architektur, Bau- und Umweltingenieurwesen, Biotechnologie,
Chemieingenieurwesen/Angewandte Chemie, Elektrotechnik und
Informationstechnik, Energietechnik, Erziehungswissenschaft, Germanistik,
Maschinenbau, Mechatronik, Physikalische Technik, Psychologie, Romanistik,
Umwelttechnik, Verfahrenstechnik sowie
Werkstofftechnik/Materialwissenschaft.

Neben Fakten zu Studium, Lehre und Forschung umfasst das Ranking Urteile
von Studierenden über die Studienbedingungen an ihrer Hochschule. Der ZEIT
Studienführer veröffentlicht auf 292 Seiten Auszüge aus dem Ranking und
beantwortet die wichtigsten Fragen rund um den Einstieg ins Studium, hilft
bei der Entscheidung für das richtige Studienfach und den passenden
Studienort und gibt Tipps zu Studienbewerbung und -finanzierung.

Martin Spiewak, Chefredakteur des ZEIT Studienführers: "Nach dem
Schulabschluss haben Abiturienten schier grenzenlose Möglichkeiten. Diese
Fülle von Optionen kann sie verunsichern oder überfordern und die Angst
schüren, einen falschen Weg einzuschlagen. Mit unserem Studienführer
wollen wir jungen Leuten eine Orientierung bieten und ihnen diese Angst
nehmen."

Frank Ziegele, Geschäftsführer des CHE Centrum für Hochschulentwicklung:
"Das CHE Hochschulranking fragt die Studierenden, wie die Bedingungen an
ihrer Hochschule wirklich sind. Damit bekommen die aktuell Studierenden
eine Stimme und die Studieninteressierten wichtige Auskünfte aus
allererster Hand, was sie an den jeweiligen Hochschulen erwartet".

Das vollständige CHE Hochschulranking ist ab sofort auch auf ZEIT CAMPUS
ONLINE unter www.zeit.de/che-ranking abrufbar. Die Nutzer können mit
zahlreichen interaktiven Suchmöglichkeiten das Ranking nach ihren
individuellen Studienbedürfnissen nutzen, um die passende Hochschule zu
finden.


Weitere Informationen unter:

http://www.che.de/cms/?getObject=5&getNewsID=2211&getCB=398&getLang=de 

- Pressemitteilung

http://www.zeit.de/che-ranking

- Zu den Ergebnissen auf ZEIT Campus online

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution409

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

CHE Centrum für Hochschulentwicklung, 07.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





LANDWIRTSCHAFT/1779: Wirksame Schmerzausschaltung bei der Ferkelkastration - Isofluran-Verordnung im Bundeskabinett (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 93 vom 8. Mai 2019

Klöckner: Wirksame Schmerzausschaltung bei der Ferkelkastration -
Isofluran-Verordnung im Bundeskabinett

Landwirte sollen Vollnarkose selbst durchführen können - Voraussetzung ist
die Erlangung eines Sachkundenachweises



Das Bundeskabinett hat sich heute mit dem vorgelegten Verordnungsentwurf
der Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, zur
Durchführung der Betäubung mit Isofluran bei der Ferkelkastration befasst.
Der Gesetzgeber hatte vergangenes Jahr beschlossen, die Übergangsfrist für
die betäubungslose Ferkelkastration um zwei Jahre zu verlängern.

Bundesministerin Klöckner betont: "Mir ist es wichtig, bereits jetzt in der
Übergangsfrist Alternativen zur betäubungslosen Ferkelkastration zu
schaffen. Nach der Entscheidung von Bundestag und Bundesrat habe ich daher
rasch reagiert und die Isofluran-Verordnung vorangebracht, mit der sich
heute das Bundeskabinett befasst hat. Nach ihrem Inkrafttreten wird es den
Landwirten möglich sein, die Vollnarkose zur wirksamen Schmerzausschaltung
mit diesem Mittel selbst durchzuführen. Voraussetzung dafür ist ein
Sachkundenachweis, der sowohl eine theoretische wie praktische Prüfung
umfasst. Das ist im Sinne des Tierwohls und des Tierschutzes.

Daneben bringen wir auch die Jungebermast und die Impfung gegen Ebergeruch
voran. Neben der Vollnarkose mit Isofluran sind das weitere Alternativen
zur betäubungslosen Ferkelkastration. Denn klar ist: Eine weitere
Verlängerung wird es mit mir nicht geben. Ab Jahresbeginn 2021 werden wir
in Deutschland mit die schärfsten Regelungen haben, Vorreiter sein."


Hintergrund:

Die "Verordnung zur Durchführung der Betäubung mit Isofluran bei der
Ferkelkastration durch sachkundige Personen" (FerkBetSachkV) ermöglicht die
Durchführung der Vollnarkose mit Isofluran durch den Landwirt oder andere
sachkundige Personen.

Das sieht die Verordnung konkret vor:

Um den Sachkundenachweis
zu erlangen, müssen zunächst Zulassungsvoraussetzungen erfüllt sein. Hierzu
gehören:


	Vollendung des 18. Lebensjahres

	erforderliche Zuverlässigkeit

	einschlägige Berufsausbildung bzw. ein einschlägiges Studium oder berufliche Erfahrung im Umgang mit Ferkeln



Zudem sieht die Verordnung folgende Voraussetzungen zur Erlangung des
Nachweises vor:


	einen theoretischen Lehrgang

	eine theoretische Prüfung im Anschluss an den Lehrgang

	eine Praxisphase unter Anleitung eines fachkundigen Tierarztes im Anschluss an den theoretischen Teil

	eine praktische Prüfung im Anschluss an die Praxisphase



Zum weiteren Zeitplan:

Die Verordnung wird dem Deutschen Bundestag zugeleitet und soll in der
zweiten Jahreshälfte 2019 in Kraft treten.

Wie fördert das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
Alternativen zur betäubungslosen Ferkelkastration?

Grundsätzlich unterstützt und forciert das Bundesministerium für Ernährung
und Landwirtschaft (BMEL) die Anwendung der Alternativen zur
betäubungslosen Ferkelkastration durch vielfältige Maßnahmen:

• Bereits Ende November 2018 hat Bundesministerin Klöckner die
Schlacht- und Verarbeitungswirtschaft sowie den Einzelhandel im Rahmen
eines Runden Tisches dazu gedrängt, alle drei Alternativen zu akzeptieren
und entsprechend gemästete Tiere aufzunehmen und zu vermarkten.

• Ebenfalls Ende November hat das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit das Narkosemittel Isofluran für die Anwendung bei
der Ferkelkastration zugelassen. Damit ist dieses Arzneimittel auch ohne
Umwidmung durch den Tierarzt anwendbar;

• Haushaltsmittel für die Unterstützung von Ferkelerzeugern zur
Beschaffung von Narkosegeräten stehen zur Verfügung, die dazu
erforderlichen Fördergrundsätze werden derzeit erarbeitet;

• Im laufenden Jahr (2019) und im Jahr 2020 sind Informationspakete
geplant, um sicherzustellen, dass sich Verbraucherinnen und Verbraucher
sachlich über die tierschutzrelevanten Fragestellungen in der Sauenhaltung
und der Schweinemast - insbesondere zu den Alternativen zur
Ferkelkastration - informieren können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 93/19 vom 08.05.19

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

Dienstsitz Berlin:

Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3174, -3208, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





WISSENSCHAFT/1442: Wissenschaftsakademien bringen Stellungnahmen in Vorbereitung auf den G7-Gipfel 2019 ein (idw)


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 06.05.2019

Wissenschaftsakademien bringen Stellungnahmen in Vorbereitung auf den
G7-Gipfel 2019 ein



"Künstliche Intelligenz und Gesellschaft", "Wissenschaft und Vertrauen"
und "Citizen Science im Internetzeitalter" sind die Themen, zu denen die
Wissenschaftsakademien der G7-Staaten Stellungnahmen in Vorbereitung auf
den diesjährigen G7-Gipfel im August in Frankreich erarbeitet haben. Die
Akademien, darunter die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina,
zeigen in den drei heute veröffentlichten Papieren Handlungsoptionen auf,
um den Herausforderungen dieser Themenbereiche in internationaler
Zusammenarbeit angemessen zu begegnen. Die Stellungnahmen wurden während
eines Treffens der G7-Wissenschaftsakademien unter Federführung der
französischen Académie des Sciences erarbeitet.

"Künstliche Intelligenz und Gesellschaft, Wissenschaft und Vertrauen und
Citizen Science im Internetzeitalter sind drei der Themen, die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler derzeit stark beschäftigen. Wir
möchten diese Anliegen in den politischen Prozess einbringen und sind
froh, mit der gemeinsamen Beratung der G7-Gipfel dies auch auf
internationaler Ebene tun zu können", sagt Prof. Dr. Jörg Hacker,
Präsident der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina.
"Künstliche Intelligenz stellt die Gesellschaft zunehmend vor
Herausforderungen und erfordert eine breite Diskussion auch ethischer
Fragen. Gleichzeitig eröffnet sie uns Möglichkeiten in Forschung, Technik
und alltäglichem Leben, die wir nutzen sollten", ergänzt Hacker mit Blick
auf die Stellungnahme "Künstliche Intelligenz und Gesellschaft".

Die gemeinsamen Stellungnahmen der G7-Wissenschaftsakademien sind in
englischer Sprache erschienen und stehen auch in einer deutschsprachigen
Arbeitsübersetzung zur Verfügung:


	Artificial intelligence and society (Künstliche Intelligenz und Gesellschaft)

	Science and trust (Wissenschaft und Vertrauen)

	Citizen science in the Internet era (Citizen Science im Internetzeitalter)



Die Wissenschaftsakademien begleiten die jährlichen Gipfeltreffen der
G7-Staaten seit mehr als zehn Jahren. Sie befassen sich im Vorfeld eines
Gipfels mit wissenschaftsbezogenen Fragen, die im Zusammenhang mit der
Agenda stehen und multilateral angegangen werden müssen. Das Gipfeltreffen
der G7-Staaten findet vom 24. bis 26. August 2019 in Biarritz, Frankreich,
statt.


Weitere Informationen unter:

http://www.leopoldina.org/g7

http://www.leopoldina.org/g7-ki

http://www.leopoldina.org/g7-vertrauen

http://www.leopoldina.org/g7-citizen-science

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERRSCHAFT/1824: Kevin Kühnerts Kritik - Kapital, Eigentum und Politik ... (SB)




Wir können nicht mehr die Aufgabe übernehmen, das Ganze berechenbar zu
machen. Die Herrschaft der Ökonomie ist die Herrschaft des Elends, weil alles
dem Kalkül unterworfen wird. Das Schöne an den Blockaden in den Straßen und
allem, was wir seit drei Wochen getan haben, liegt darin, daß wir in gewisser
Weise bereits siegreich sind, weil wir in dem Moment aufgehört haben zu zählen,
als wir damit begonnen haben, aufeinander zu zählen.
 
Prochaine Station: Destitution [1]

So plakativ die Aussage des Juso-Chefs "Ohne Kollektivierung ist eine
Überwindung des Kapitalismus nicht denkbar" erscheinen mag, so sehr trifft sie
ins Mark des privatwirtschaftlich organisierten Kapitalismus. Dieser hat
inzwischen nicht nur aus Gründen sozialer Gerechtigkeit, sondern auch
ökologischer Nachhaltigkeit Legitimationsprobleme. So können die unterirdischen
Reaktionen auf Kühnerts Aussage auch als Lackmustest für den Stand des
gesellschaftlichen Vermögens verstanden werden, der alles Leben bedrohenden
Naturzerstörung wirksam entgegenzutreten. Da jeder, der die Problematik
eingehender studiert hat, weiß, daß es einer fundamentalen Veränderung in
Produktion und Konsum auf globaler Ebene bedarf, um die Klimakatastrophe zu
verhindern, fehlen den SachwalterInnen herrschender Verhältnisse schlicht die
Argumente, mit denen Kühnert als Schaumschläger zu überführen wäre. Ihre
polemischen Ausfälle gegen seine Person wirken wie eine Notwehrhandlung ohne
Sinn und Verstand, um den Eigentumvorbehalt gegen die systematische Beendigung
eines Ressourcenverbrauchs, der über die Befriedigung existentieller
Grundbedürfnisse aller Menschen hinausgeht und die stoffliche Basis des
Klimawandels zugunsten eigener Überlebensvorteile ignoriert, zu verteidigen.

Ganz unabhängig davon, ob die Aussage Kühnerts als Neuauflage der PR-technisch
inszenierten Radikalität eines früheren Juso-Chefs namens Gerhard Schröder zu
verstehen ist, der, als er erst einmal ins Kanzleramt gelangt war, dem
neoliberalen Kapitalismus mit sozialer Repression und Entfesselung der
Marktkräfte Flügel verlieh, oder vielleicht doch ernst gemeint sein sollte, so
hat er damit den Finger in die Wunde des zentralen gesellschaftlichen
Gewaltverhältnisses gelegt. Dessen NutznießerInnen müssen nichts mehr fürchten
als den unverbrüchlichen Widerstand von Menschen, die erkannt haben, daß
Wettbewerb und Konkurrenz, Spaltung und Trennung gleichermaßen die Negation
einer Machtfrage meinen, die nicht zu stellen die Konstante jeder
selbstgewählten Unterwerfung ist. Zweifellos als Terminus technicus
gemeint, birgt die Kollektivierung oder Vergesellschaftung der Produktionsmittel
doch den inhaltlichen Kern eines Zusammenhaltes, der mit opportunistischen oder
zweckrationalen Erwägungen nicht herzustellen ist.

Im Spiegel gegebener Mehrheits- und Eigentumsverhältnisse erscheint die
Überwindung kapitalistischer Herrschaft von vornherein aussichtslos. Zudem sind
viele sozialrevolutionären Erhebungen an internen Kämpfen gescheitert, in denen
Ressentiments manifest wurden, die an erster Stelle hätten überwunden werden
sollen. Wo der Mensch wie alle anderen Tiere zuerst aufs Fressen guckt und die
Moral nicht einmal ignorien muß, weil der Druck der Beschuldigung und
Bezichtigung allemal an den Fleischtöpfen entsteht, da sind Gründe für haltbare
und unbestechliche Solidarität schwer zu finden. Diese auf praktisch
voraussetzungslose Weise herzustellen, ohne die zuvor kalkulierten Möglichkeiten
des Gewinnens oder Verlierens, des Erfolges oder Scheiterns zur Bedingung des
Zusammenhaltes zu machen, könnte ein Schritt über die zwingende Not
stoffwechselgebundener Konkurrenzverhältnisse hinaus sein.

Nicht umsonst taucht der Begriff des Kollektiven fast nur noch im Kompositum
"Zwangskollektivierung" auf. Wann immer das Scheitern der DDR zur Legitimation
der BRD herhalten muß, werden Vergemeinschaftungsprozesse als solche
dämonisiert. Der christlich fundierte bürgerliche Rechtsstaat nährt zwar den
Glauben an nicht vom Kapitalverhältnis kontaminierte Werte, baut jedoch im
gleichen Atemzug auf das Prinzip sozialdarwinistischer Individuation als
zentrales Moment leistungsorientierter Vergesellschaftung. Die Überwindung der
Einsamkeit ist ein bürgerlicher Traum, der in kulturindustrieller Dauerrotation
seine nicht gelingende Verwirklichung in Ehe und Familie vergessen machen soll. 
Gerade weil diese Institutionen gesellschaftlicher Reproduktion den
Vereinzelungsstrategien der Konkurrenz und Denunziation offenstehen, genießen
sie als vertragsrechtlich organisierte Inkubatoren des Nachwuchses für Fabrik,
Büro und Militär besonderen Schutz. Wie sich manche in Deutschland geborene
Menschen ihre Staatsbürgerschaft als besonderes, zu exklusiven Privilegien
berechtigendes Verdienst an die Brust heften, sind sie auch sonst bereit, den
eigenen Vorteil zum Leitkriterium aller Kontakte und Beziehungen zu machen.

Kollektivität hingegen ist offen für jeden Menschen, der grundsätzliche
Veränderungen und unumkehrbare Grenzüberschreitungen anstrebt. Kein Staat, keine
Nation, keine Klasse, kein Geschlecht, keine Hautfarbe, keine Spezies - wo die
Grenzen der Negation des Trennenden und Teilenden verlaufen, findet heraus, wer
sie durch aktive Überwindung in Anspruch nimmt. Eigentlich hat Kevin Kühnert nur
etwas völlig Naheliegendes, den Herausforderungen sozialer wie ökologischer Art
völlig Angemessenes gesagt. Doch mußte er gleich zum verfemten Begriff der
"Kollektivierung" greifen? Hätte er es nicht getan, dann wäre nicht einmal ein
Sturm im Wasserglas ausgebrochen, geschweige denn aus seinen Wellen das längst
überwunden geglaubte Gespenst der Revolution aufgetaucht.


Fußnote:

[1] In eigener Übersetzung aus:

lundimatin 168, le 7 décembre 2018

https://lundi.am/Prochaine-station-destitution

8. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





REPRESSION/1638: Brasilien - Öl ins Feuer ... (SB)




Das Dekret ist kein Projekt der öffentlichen Sicherheit, es ist
unseres Erachtens nach sogar noch wichtiger als das. Es gibt den
Menschen ein individuelles Recht, Waffen zu tragen, wenn sie einige
Anforderungen erfüllen.

Brasiliens Präsident Jair Bolsonaro [1]

Jair Bolsonaro, der kürzlich beim Besuch des deutschen Außenministers
Heiko Maas Kreide gefressen zu haben schien, um den seriösen
Staatsmann zu geben und die ausbauträchtigen Wirtschaftsbeziehungen zu
schmieren, zeigt nun wieder sein wahres Gesicht. Der rechtsextreme
Präsident Brasiliens legt bei seinem Vorhaben nach, die wohlhabenderen
weißen Schichten des Landes aufzurüsten. Er hat das Waffenrecht zum
zweiten Mal in seiner Amtszeit weiter liberalisiert und ein Dekret
unterzeichnet, nach dem Waffenbesitzer künftig je nach Waffenschein
zwischen 1000 und 5000 Schuß Munition pro Waffe und Jahr erwerben
dürfen. Bislang war die Menge auf 50 Schuß begrenzt. Gleichzeitig
wurde die Registrierung von Waffen erleichtert und das bislang
bestehende Importverbot für Waffen sowie Munition aufgehoben. Auch ist
es Sportschützen, Jägern und Sammlern künftig erlaubt, mit ihren
Waffen zu reisen. Des weiteren verfügte der ehemalige Hauptmann der
Fallschirmjäger, daß die Vorschriften für Sicherheitskräfte gelockert
werden. Bisher gültige Begrenzungen für die "Zahl und Qualität" der
von den Behörden beschafften Waffen wurden gestrichen. Und nicht
zuletzt dürfen niedrigrangige Militärs nach zehn Jahren im Dienst auch
privat Waffen tragen. [2]

"Ich habe immer gesagt, dass öffentliche Sicherheit zu Hause beginnt",
erklärte Bolsonaro bei einer Zusammenkunft mit Kongreßabgeordneten und
Waffenlobbyisten in der Hauptstadt Brasília. "Wir sind an die Grenzen
des Gesetzes gegangen, aber wir sind nicht über das Gesetz
hinausgegangen." Er hob das individuelle Recht, Waffen zu tragen,
hervor, und kritisierte zugleich die Kampagnen zur Abgabe von Waffen,
die 2003 durch die damalige Regierung der Arbeiterpartei unter
Präsident Luiz Inácio Lula da Silva in Gang gesetzt worden waren.

Die Lockerung der Waffengesetze hatte zu den zentralen Wahlversprechen
Bolsonaros gehört, dessen Ideologie als "Bala, Boi e Bíblia" (Kugel,
Vieh und Bibel) beschrieben werden kann. Nationalistische Militärs,
einflußreiche Agrarunternehmer, evangelikale Christen und die
neoliberale Wirtschaftselite haben ihn unterstützt und ins Amt
gebracht. Im Wahlkampf stand an der Tür seines Büros der Slogan: "Wenn
Waffen illegal sind, haben nur Gesetzlose Waffen." Er machte seine
Schwäche für Schußwaffen zum Markenzeichen und formte bei seinen
Auftritten vor Anhängern die Finger zur Pistole, worauf es ihm sein
begeistertes Publikum gleichtat.

Bolsonaro selbst wurde in der heißen Phase des Wahlkampfs Opfer der
Gewalt: Ein Angreifer stach ihm bei einem Wahlkampfauftritt mit einem
Messer in den Bauch und verletzte ihn schwer. Dieser Zwischenfall trug
nicht unmaßgeblich zum späteren Erfolg des Kandidaten bei, der sich
zum Opfer hochstilisieren und zugleich seine Politik der harten Hand
propagieren konnte. Dank stündlicher Berichte über seinen
Gesundheitszustand auf allen Nachrichtenkanälen bekam er enorme
kostenlose Werbung und war in aller Munde. Zugleich erklärte die
Genesung seinen Rückzug aus öffentlichen Wahlkampfauftritten und den
ansonsten unvermeidlichen Debatten mit anderen Kandidaten, so daß er
ausschließlich über die sozialen Medien mit der Bevölkerung
kommunizierte und ihr seine rechtsextreme Propaganda ungestört
eintrichtern konnte.

In seinem ersten Fernsehinterview nach dem Wahlsieg Ende Oktober beim
Sender Record TV der evangelikalen Universalkirche des Reichs Gottes
verkündete der zutiefst reaktionäre neue Präsident: "Wenn jemand Böses
tun will, kann er sich leicht eine Waffe auf dem Schwarzmarkt
besorgen. Wir müssen die politisch korrekte Idee aufgeben, dass
Brasilien ein besserer Ort ist, wenn wir alle entwaffnen." Wie er
argumentierte, hätten alle Regulierungen nicht verhindern können, daß
Waffen in die Hände von Kriminellen gelangt seien. "Wenn in diesem
Fernsehstudio drei oder vier bewaffnete Personen wären, würde kein
Verrückter hereinkommen, um böse Dinge zu tun", polemisierte er. "Mehr
noch als das eigene Leben schützen Waffen die Freiheit des Volkes."
Als der Interviewer ihn fragte, ob mehr Waffen nicht auch zu mehr
Gewalt führen würden, blaffte Bolsonaro ihn an: "Dann können wir auch
Autofahren verbieten."

Kurz nach seinem Amtsantritt im Januar setzte er seine Ankündigung
erstmals in die Tat um und erlaubte es per Dekret nicht vorbestraften
Personen, bis zu vier Schußwaffen zu kaufen und zu Hause oder am
Arbeitsplatz aufzubewahren. Das Volk wolle "Waffen und Munition kaufen
und wir können ihm das nicht verweigern", erklärte Bolsonaro.
Angesichts der hohen Mordraten müsse jeder "gute Bürger" das Recht
haben, sich verteidigen zu können. Das neue Dekret hielt zwar an
etlichen Auflagen zum Waffenerwerb fest. So darf man nicht vorbestraft
sein, muß einen Schießschein vorlegen und mindestens 25 Jahre alt
sein. Allerdings wurde die Kompetenz der Bundespolizei eingeschränkt,
die bis dahin von Fall zu Fall über die tatsächliche Notwendigkeit des
Waffenbesitzes befinden mußte. Künftig sollten Bewohner von ländlichen
Regionen sowie von Städten mit einer Tötungsrate von jährlich mehr als
10 Fällen pro 100.000 Einwohner leichter einen Waffenschein erhalten.
Da die Rate in Brasilien im Schnitt bei 30 Fällen je 100.000 Einwohner
liegt, erfaßt dies praktisch alle Städte. [3]

Allerdings bezweifelten Experten, ob eine solche Verknüpfung überhaupt
verfassungskonform ist. Da sich der Präsident mit seinen Dekreten
rechtlich auf dünnem Eis bewegt, beeilte er sich nun bei der aktuellen
weiteren Liberalisierung des Waffengesetzes zu behaupten, daß er nicht
über die Grenzen des Gesetzes hinausgegangen sei. Bolsonaro regiert
ein Land, das eine der weltweit höchsten Mordraten aufweist. Im Jahr
2017 wurden rund 64.000 Personen zumeist mit Schußwaffen getötet, pro
Tag durchschnittlich 175. Mit 31 Getöteten pro 100.000 Einwohner liegt
der Wert sechsmal höher als in den USA. Schon ab zehn Toten auf
100.000 Einwohner spricht die UNO von "endemischer Gewalt" in einem
Staat.

Die 210 Millionen Menschen im Land verfügen über eines der größten
Schußwaffenarsenale weltweit. Der Genfer Think-tank Small Arms Survey
schätzt den Bestand, der sich in den Händen von Privatpersonen,
Polizei und Militär befindet, auf 17,5 Millionen Waffen, womit
Brasilien international an Nummer sechs rangiert. Registriert ist
jedoch nur rund die Hälfte der Waffen. In den Metropolen droht die
Polizei das staatliche Gewaltmonopol zu verlieren. In den Favelas sind
viele Waffen im Umlauf, Jugendliche mit Schnellfeuergewehren bewachen
dort die Reviere der Drogenbanden. Sicherheitskräfte wagen sich teils
nur noch mit Unterstützung des Militärs in die Armengebiete, wobei
diese mitunter von Polizeikräften übernommen werden, die anschließend
ihrerseits das Drogengeschäft betreiben.

Da sich die jährlichen Tötungen durch Schußwaffen seit Mitte der
1980er Jahre verdoppelt hatten, verabschiedete der brasilianische
Senat 2003 ein strenges Waffengesetz. Wer eine Waffe kaufen wollte,
mußte seither mindestens 25 Jahre alt sein, durfte keine Vorstrafen
haben, mußte einen festen Job und einen festen Wohnsitz nachweisen
können sowie einen psychologischen Test und ein Waffentraining
absolvieren. Zudem mußten angehende Waffenbesitzer begründen, weshalb
sie es für nötig hielten, sich eine Waffe zur Selbstverteidigung
anzuschaffen.

Im Zuge der zugleich ins Leben gerufenen Kampagne einer Rückgabe von
Schußwaffen in Privatbesitz wurden über eine Million Waffen abgegeben,
wofür der Staat die Waffenbesitzer mit umgerechnet bis zu hundert
Dollar entschädigte. In den ersten vier Jahren nach der Verabschiedung
des Entwaffnungsgesetzes sank die Mordrate um 12 Prozent. Danach nahm
sie jedoch wieder zu und war 2017 so hoch wie nie zuvor. Ein Grund
dafür waren die Auseinandersetzungen zwischen kriminellen
Organisationen, die in den Drogenhandel verwickelt sind. Am stärksten
betroffen sind die Amazonas-Region, der arme Nordosten des Landes
sowie Rio de Janeiro.

Kritiker einer Liberalisierung des Waffengesetzes weisen darauf hin,
daß dies auch Kriminelle begünstigen wird: Die meisten Waffen, die bei
Verbrechen benützt werden, wurden zu einem früheren Zeitpunkt legal
erworben. Auch eine Mehrheit der brasilianischen Bevölkerung sah die
von Bolsonaro angekündigte Lockerung zunächst skeptisch. Laut einer
Umfrage vom August 2018 befürworteten 58 Prozent die damals noch
bestehenden Restriktionen. Bolsonaro kümmerte das nicht. Er forderte
seit langem eine Aufweichung des Waffengesetzes und mehr Nachsicht für
Polizisten, die von ihren Schußwaffen Gebrauch machen. Auch dies stieß
auf Kritik, da die brasilianische Polizei 2017 über 5000 Personen
getötet hatte, ein Fünftel mehr als im Jahr davor. Bolsonaros Kritiker
warnten deshalb, daß der neue Präsident die ohnehin grassierende
Polizeigewalt befeuere.

Sein Einsatz für die bewaffnete Selbstverteidigung hat nicht nur einen
politischen, sondern auch einen wirtschaftlichen Hintergrund, da das
Land über eine große Waffenindustrie verfügt. Brasilien ist nach den
USA und Italien der drittgrößte Exporteur von Handfeuerwaffen
weltweit. Die Waffenlobby verspürte nach dem Rechtsruck bei den Wahlen
Rückenwind. Als sich Bolsonaros Sieg abzeichnete, stiegen die Aktien
des Waffenherstellers Forjas Taurus um 400 Prozent. Wenige Tage nach
der Wahl präsentierten Parlamentarier einen Gesetzesvorstoß, der das
Mindestalter für Waffenkäufer auf 21 Jahre senken und die
Begründungspflicht abschaffen wollte. [4]

Jair Bolsonaro, der die Militärdiktatur offen verherrlicht, hegt
keinesfalls die Absicht, das staatliche Gewaltmonopol zu schwächen. Im
Zuge seiner Politik der harten Hand stärkt er nicht nur Streitkräfte
und Polizeien, sondern ergänzt dies um die erleichterte private
Bewaffnung in Händen jener Bevölkerungsteile, die er als
seinesgleichen definiert und sozialrassistisch gegen alles und jedes
aufrüsten will, was in seinen Augen unter Abschaum firmiert. Ob
dunklere Hautfarbe oder indigene Herkunft, andere geschlechtliche
Orientierung als die traditionelle Familie oder feministisches
Aufbegehren gegen das Patriarchat - all das und vieles mehr soll
verfolgt, unterworfen und nicht zuletzt mit Waffengewalt eliminiert
werden. Der Herrschaft der weißen Männer Brasiliens dürfen in seinem
Gesellschaftsentwurf keine Grenzen gesetzt werden, und das nicht
allein mit dem Finger am Abzug. So hat die brasilianische Regierung
dieser Tage auch die Mittel für den Kampf gegen den Klimawandel fast
komplett gestrichen. Wie Zeitungen des Landes berichten, wurden die im
Haushalt vorgesehenen Maßnahmen um 95 Prozent gekürzt. [5]


Fußnoten:

[1] www.spiegel.de/politik/ausland/brasilien-jair-bolsonaro-lockert-das-waffenrecht-a-1266302.html

[2] www.welt-sichten.org/artikel/36109/brasilianischer-praesident-bolsonaro-lockert-waffengesetz-weiter

[3] www.faz.net/aktuell/politik/ausland/brasiliens-praesident-bolsonaro-erleichtert-waffenbesitz-15990722.html

[4] www.nzz.ch/international/brasilien-ist-das-land-mit-der-weltweit-hoechsten-mordrate-die-loesung-des-neuen-praesidenten-mehr-waffen-fuer-die-buerger-ld.1448360

[5] www.deutschlandfunk.de/brasilien-bolsonaro-lockert-waffengesetz.2932.de.html
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NAHOST/1666: Iran - verhalten aber konsequent ... (SB)


Iran - verhalten aber konsequent ...



Mit der Bekanntgabe der Entsendung des Flugzeugträgers Abraham Lincoln 
samt Begleitflotte sowie der Verlegung einer Staffel von B-52-Bombern 
an den Persischen Golf am 5. Mai hat Donald Trumps Nationaler 
Sicherheitsberater John Bolton die USA und den Iran an den Rand eines 
offenen Krieges manövriert, der in Sachen Zerstörung und Leid die 
bisherigen Konflikte im Nahen Osten - Irak, Jemen, Libyen und Syrien - 
um einiges übertreffen dürfte. Bolton begründete den provokanten 
Schritt mit vermeintlichen Geheimdiensterkenntnissen über eine 
wachsende Bedrohung für die US-Streitkräfte in der Region seitens des 
Irans und/oder dessen Stellvertretern wie der libanesischen 
Hisb-Allah-Miliz, schiitischen Kampfverbänden im Irak und Syrien 
sowie der Huthi-Rebellen im Jemen. Bedenkt man die unrühmliche Rolle, 
welche "Bonkers" Bolton beim Konstruieren eines erlogenen Vorwands - 
Stichwort "Massenvernichtungswaffen" - für den angloamerikanischen 
Einmarsch 2003 in den Irak und den gewaltsamen Sturz des "Regimes" 
Saddam Husseins spielte, gibt es allen Grund, jede Behauptung des 
ehemaligen UN-Botschafters von George W. Bush mit Skepsis zu 
betrachten.

Am 6. Mai stellte sich heraus, daß die Hinweise auf eine "gefährliche
Zunahme" iranischer Umtriebe zwischen Persischem Golf und Mittelmeer
von Israel stammten, dessen Regierungschef Benjamin Netanjahu 
bekanntlich seit Jahrzehnten das "Mullah-Regime" in Teheran zur 
"existentiellen Bedrohung" des jüdischen Staats stilisiert, das lieber
heute als gestern beseitigt werden müsse. Angeblich hat Boltons
israelischer Amtskollege Meir Ben Shabbat bei einem Besuch in
Washington vor zwei Wochen entsprechende Hinweise des Mossads
vorgelegt. Doch ungeachtet der aufgeregten Berichterstattung
gutvernetzter Presseorgane wie der New York Times, die sich wie üblich
auf "anonyme Regierungsquellen" beziehen, bleibt die zunehmende
iranische Gefahr völlig nebulös. Von "potentiellen" Bedrohungen ist
vielfach die Rede, doch es werden keine konkreten Pläne oder 
Aktivitäten genannt.

Lediglich der US-Fernsehnachrichtensender CNN behauptet unter Verweis
auf eigene Informanten im Pentagon, es gäbe Hinweise, "der Iran" hätte
"möglicherweise im Persischen Golf ballistische Kurzstreckenraketen
mittels Booten transportiert". Diese Information sei einer der
"kritischen Gründe" für die amerikanische Streitkräfteverlegung
gewesen, so CNN. Daß es sich hier um reine Propaganda seitens 
des Weißen Hauses, von Pentagon und CIA handelt, zeigt die dramatische
Überraschungsreise des US-Außenministers Mike Pompeo am 7. Mai nach
Bagdad. Dieser hätte nach der Teilnahme an einer Arktis-Konferenz im
finnischen Helsinki nach Berlin zu einem seit langem geplanten Treffen
mit Angela Merkel fliegen sollen. Statt dessen wurde umdirigiert und
geheimnisvoll getan. Das mitfliegende Pressekorps erfuhr erst in
der Luft, daß die Pompeo-Maschine in die irakische Hauptstadt flog.
Dort traf sich der Ex-CIA-Chef mit Premierminister Haider al-Abadi, um
sich mit ihm über die eskalierende Lage und die angeblich steigende
Gefahr für die 5200 US-Militärs, die sich unter dem Vorwand der
Bekämpfung der sunnitischen "Terrormiliz" Islamischer Staat im Irak
aufhalten, zu beraten.

Gegenüber der Presse verbreitete Pompeo die Bolton-These von der
großen aktuellen Bedrohung und erklärte, jeder Angriff einer
iranischen Stellvertreterorganisation auf amerikanische Truppen oder
Einrichtungen der USA käme einer Kriegserklärung gleich und würde
seitens der Trump-Administration die entsprechende Antwort erhalten.
Doch was hat das alles mit "ballistischen Kurzstreckenraketen", die 
per Boot im Persischen Golf transportiert worden sein sollen, zu tun? 
Wie bekannt, haben der Iran und der Irak eine rund 1000 Kilometer 
lange Landgrenze. Wollten die Iraner tatsächlich Waffen in das 
westliche Nachbarland bringen, dann täten sie das doch wohl eher auf 
dem Landweg mit dem Lastwagen und nicht an Bord irgendwelcher Dhows.

Dennoch dürfte der Abstecher Pompeos nach Bagdad nicht nur
Show-Aspekte gehabt haben. Im irakischen Parlament regt sich 
Widerstand gegen die US-Militärpräsenz. Nach der Zerschlagung des 
IS-Kalifats wie auch wegen der drohenden Gefahr, irakische 
Stützpunkte könnten für Luftangriffe gegen den Iran im Falle eines 
Kriegs genutzt werden, verlangen viele Abgeordnete den 
schnellstmöglichen Abzug der US-Streitkräfte aus dem Zweistromland. 
Führende Vertreter dieser laut NYT "den Interessen der USA gegenüber 
feindseligen" Position befinden sich in der Partei des schiitischen 
Predigers Muktada Al Sadr sowie bei den schiitischen 
Volksmobilisierungskräften, von denen einige beim Kampf gegen IS eng 
mit der iranischen Revolutionsgarde zusammengearbeitet haben. Aus 
naheliegenden und nachvollziehbaren Gründen ist mit Angriffen 
dieser Gruppierungen auf alle US-Militäreinrichtungen im Irak zu 
rechnen, sollte es, wie befürchtet, demnächst zum Krieg zwischen 
Teheran und Washington kommen. Die offizielle Aufnahme der iranischen 
Revolutionsgarde in die "Terrorliste" der USA im April - eine 
Maßnahme, die auf Drängen Netanjahus und gegen den ausdrücklichen Rat 
der zuständigen Experten bei der CIA und im Pentagon erfolgt ist - 
dient dem Zweck, einen Vorfall zu produzieren, den die 
Trump-Administration zum Anlaß für "unerbittliche 
Vergeltungsmaßnahmen", um die Formulierung Boltons zu benutzen, nehmen 
könnte.

Der Gefahr sehr wohl bewußt, ist die Führung in Teheran nicht gewillt, 
sich von den USA in die ihr zugedachte Schurkenrolle pressen zu 
lassen. Am 8. Mai und damit ein Jahr nach dem Austritt der USA aus dem 
Atomabkommen hat der Iran erste Gegenmaßnahmen ergriffen und unter 
Berufung auf das Vertragswerk das Recht für sich reklamiert, noch 
mehr angereichertes Uran und schweres Wasser zu produzieren und bei 
sich im Lande zu behalten, statt besagtes Material nach Rußland 
respektive nach Oman zu exportieren. Der Iran, dem bereits 14 Mal von 
den Inspekteuren der Internationalen Atomenergieagentur (IAEA) 
bescheinigt worden ist, sich im vollen Umfang an den Joint 
Comprehensive Plan Of Action (JCPOA) aus dem Jahr 2015 zu halten, will 
die anderen Vertragsteilnehmer wie China, Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien und Rußland dazu bewegen, endlich ihre Seite des Deals 
einzulösen und mit der Islamischen Republik wirtschaftlich 
zusammenzuarbeiten. Dazu kommt es jedoch nicht, weil praktisch alle 
ausländischen Unternehmen Angst vor US-Sanktionen haben. Seit 
vergangenem Jahr sind die Ölexporte des Irans um über die Hälfte 
zurückgegangen, was verheerende Folgen für das wirtschaftliche Leben
dort nach sich gezogen hat.

Sollte der Iran nicht innerhalb der nächsten 60 Tage wirtschaftliche
Erleichterungen seitens der anderen JCPOA-Teilnehmerstaaten zu spüren
bekommen, wird Teheran eventuell den Atomvertrag aufkündigen. Dies gab
am 8. Mai Präsident Hassan Rohani bekannt. Selbst ein Austritt des
Irans aus dem Atomwaffensperrvertrag aus Gründen der nationalen
Sicherheit - wozu sich zum Beispiel Nordkorea vor einigen Jahren wegen
des ständigen Säbelrasselns der USA gezwungen sah - ist nicht
auszuschließen. Dies deutete am 6. Mai in einem Gastbeitrag für "Middle
East Eye" Seyed Hossein Mousavian, der ehemalige Sprecher der
iranischen Delegation bei den Atomverhandlungen, an, der inzwischen
Sicherheitspolitik an der Princeton Universität in New Jersey lehrt.

Bei einem Auftritt beim konservativen Fernsehnachrichtensender Fox
News, den Donald Trump jeden Abend schaut, hat sich am 5. Mai Irans
Außenminister Mohammad Javad Zarif zu Verhandlungen mit Washington
bereiterklärt und den amtierenden US-Präsidenten gewarnt, daß ein
"Team B", bestehend aus Bibi (Netanjahu), (John) Bolton, dem 
emiratischen Kronprinzen (Mohammed) Bin Zayed und dem saudischen 
Kronprinzen (Mohammed) Bin Salman, "die Zerstörung des Irans" 
anstrebe. Jarifs Wortwahl war eine meisterhafte Anspielung, die 
hoffentlich Trump auch verstanden hat. Das ursprüngliche "Team B" 
war eine Gruppe angeblich "unabhängiger" Experten, die in den 
siebziger Jahren mit haarsträubenden Fantasiegeschichten die 
realistischen Einschätzungen der CIA über die militärische Stärke der 
Sowjetunion für unglaubwürdig erklärten, um seitens der USA das 
Aufrüsten voranzutreiben. Aus Team B gingen jene neokonservativen 
Kriegstreiber hervor, die seitdem in der Militär- und 
Sicherheitspolitik der USA den Ton angeben.

8. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





GENDER/063: Für mehr Akzeptanz von sexueller Vielfalt (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 06.05.2019

Für mehr Akzeptanz von sexueller Vielfalt

Prof. Dr. Stefan Timmermanns von der Frankfurt UAS wird Teil der
Kommission zur Beratung über ein Verbot von Konversionstherapien



Noch immer wird die sogenannte Konversionstherapie in der Psychotherapie
angewandt, um schwule und lesbische Menschen von ihren homosexuellen
Neigungen zu "heilen". Die Behandlungsmethode, die seit Mitte des letzten
Jahrhunderts auch bei jungen Erwachsenen durchgeführt wird, kann schwere
Depressionen, Verleugnung der eigenen Identität oder gar Suizid zur Folge
haben. Bundesgesundheitsminister Jens Spahn hat im April 2019 eine
Fachkommission berufen, die Vorschläge für ein wirksames rechtliches
Verbot dieser Therapie erarbeiten soll. Unter den beratenden
Vertreterinnen und Vertretern der Kommission wird auch Prof. Dr. Stefan
Timmermanns, Professor für Sexualpädagogik und Diversität in der Sozialen
Arbeit sein. Der Sexualpädagoge lehrt und forscht am Fachbereich Soziale
Arbeit und Gesundheit der Frankfurt University of Applied Sciences
(Frankfurt UAS) zu den Themen Sexualpädagogik und sexuelle Bildung sowie
zu sexueller Vielfalt und Aufklärung in der Schule und Sozialen Arbeit.

"Das Verbot der fragwürdigen Konversionstherapie ist ein wichtiger Schritt
der Bundesregierung, um zu zeigen, dass Homosexualität keine Krankheit
ist. Bis heute wird Homosexualität in vielen Teilen der Gesellschaft nicht
als selbstverständlich betrachtet - das muss sich dringend ändern! Es ist
für mich eine besondere Ehre, Teil der Kommission zu sein, die über die
Umsetzung des Verbots berät", freut sich Timmermanns, der im Mai und Juni
2019 an zwei ganztägigen Workshops der Kommission teilnehmen wird. Neben
ihm sind auch Vertreterinnen und Vertreter aus Politik und Wissenschaft
sowie Betroffene von Konversionstherapien eingeladen. Auch Institutionen
aus dem Ausland, die mit gesetzlichen Verboten bereits Erfahrungen
gesammelt haben, sollen an dem Fach- und Erfahrungsaustausch teilnehmen.

"Ich möchte Prof. Dr. Stefan Timmermanns meine Hochachtung dafür
aussprechen, dass er in die Fachkommission berufen wurde. Durch seine
fachliche Kompetenz und seinen unermüdlichen Einsatz kann er maßgeblich zu
einem offenen Umgang mit Homosexualität sowie für eine gelebte sexuelle
Vielfalt in unserer Gesellschaft beitragen", betont Prof. Dr. Frank E.P.
Dievernich, Präsident der Frankfurt UAS. "Unsere Hochschule versteht sich
als Ort der Diversität - darum ist die Berufung in die Kommission auch für
die Frankfurt UAS sowie unseren Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit
eine außerordentliche Auszeichnung."

Einen Abschlussbericht der Bestandsaufnahme wird das Bundesministerium für
Gesundheit gemeinsam mit der Bundesstiftung Magnus Hirschfeld, die die
Kommission fachlich begleiten wird, voraussichtlich im Herbst 2019
veröffentlichen.

Timmermanns ist seit 2013 an der Frankfurt UAS tätig. Unter anderem wirkte
er an der Studie "Wie leben lesbische, schwule, bisexuelle und trans*
Jugendliche in Hessen?" mit, die Teil der Umsetzung des Hessischen
Aktionsplans für Akzeptanz und Vielfalt ist und aus Landesmitteln
finanziert wurde. 

Details der Erhebung unter: 

http://bit.ly/LSBTQ-Jugendliche.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





LEISTUNGEN/634: Wohngeld - Sozialverband fordert jährliche Anpassungen (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 8. Mai 2019

Wohngeld: SoVD fordert jährliche Anpassungen



Der Sozialverband Deutschland (SoVD) fordert jährliche Anpassungen des
Wohngeldes. "Es ist richtig, wenn die Bundesregierung das Wohngeld nun
endlich erhöht. Denn die Mieten belasten insbesondere einkommensschwache
Haushalte. Es geht um Alleinerziehende, Rentnerinnen und Rentner sowie
Menschen mit Behinderungen. Doch so wichtig die überfällige
Wohngeldanpassung auch ist, sie reicht nicht aus", warnt SoVD-Präsident
Adolf Bauer anlässlich der heute erstmals seit 2016 vom Bundeskabinett
beschlossenen Wohngelderhöhung. "Die Kosten der Unterkunft müssen an die
Mietpreisentwicklung angepasst werden. Und sie sollten neben der
Einkommensentwicklung und den Mietkosten auch die zusätzlichen Bedarfe von
Menschen mit Behinderungen berücksichtigen", so Adolf Bauer. Um die
sozialen Folgen der Mietpreisentwicklung abzufedern, müssten zudem
umfassende Maßnahmen erfolgen. Dazu gehörten neben einem
Investitionsprogramm für den sozialen Wohnungsbau auch die Schaffung
zusätzlichen Wohnraums für mittlere und untere Einkommen.

Der SoVD hat ein Gutachten zur Mietbelastung und Armut vorgelegt. Die
Untersuchung zeigt, dass in deutschen Großstädten weit über 1,9 Millionen
bezahlbare Wohnungen fehlen. Zudem gebe die Hälfte aller Miethaushalte
mindestens 29 Prozent ihres Nettoeinkommens für die Bruttokaltmiete aus.
Besonders betroffen seien Haushalte mit niedrigen Einkommen.

Der SoVD vertritt die sozialpolitischen Interessen der gesetzlich
Rentenversicherten, der gesetzlich Krankenversicherten und der
pflegebedürftigen und behinderten Menschen. Der SoVD vereint über 580 000
Mitglieder.

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 19/2019 vom 8. Mai 2019

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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DISKUSSION/449: Köln - Diskussion zum Stand der Meinungsfreiheit in Deutschland mit Navid Kermani, 15.05.2019


Technische Hochschule Köln

Diskussion zum Stand der Meinungsfreiheit in Deutschland mit
Navid Kermani



Die TH Köln lädt in Kooperation mit der Universität zu Köln zu einer
Podiumsdiskussion über den Stand der Freiheit der Meinung, des Wortes und
der Wissenschaft ein. Zu Gast ist u.a. der Publizist und Schriftsteller
Navid Kermani.

Anlässlich des 86. Jahrestages der Kölner Bücherverbrennung diskutieren
Gäste aus Medien und Wissenschaft, wie es um das Recht auf freie
Meinungsäußerung, die Freiheit von Kunst und Wissenschaft, Forschung und
Lehre steht. Wie wirkt es sich aus, wenn seriöse Forschungsergebnisse als
"Fake News" diffamiert werden? Was geschieht mit dem Grundrecht auf freie
Meinungsäußerung, wenn sich die öffentliche Diskussion von der Vernunft
zur Emotion verschiebt? Als prominenter Gast wird Navid Kermani,
Schriftsteller, Publizist und Gewinner des Friedenspreises des Deutschen
Buchhandels 2015 über diese und weitere Fragen diskutieren

am Mittwoch, 15. Mai 2019, 18.00 Uhr

auf dem Campus Südstadt der TH Köln, Claudiusstr.1, Hörsaal 114.

Der Eintritt ist frei. 

Anmeldung unter: www.th-koeln.de/anmeldung

Zudem sind weitere hochkarätige Gäste wie Prof. Dr. Günter Blamberger,
Professor für Neuere Deutsche Literatur der Universität zu Köln, Barbara
Massing, Verwaltungsdirektorin der Deutschen Welle und Prof. Dr. Stefan
Herzig, Präsident der TH Köln, geladen. Eine historische Einordnung wird
Prof. Dr. Habbo Knoch, Historiker der Universität zu Köln, beitragen.
Moderiert wird die Veranstaltung vom Wissenschafts- und
Bildungsjournalisten Jan-Martin Wiarda.

Die Podiumsdiskussion findet im Rahmen der Veranstaltungsreihe "Gedenken
an die Bücherverbrennung 1933" statt - eine Kooperation der TH Köln mit
der Universität zu Köln. Am 17. Mai 1933 ereignete sich vor dem heutigen
Hauptgebäude der TH Köln - damals Sitz der "Alten Universität" - die
Kölner Bücherverbrennung. Diese Aktion, die sich wenige Monate nach der
Machtergreifung durch die Nationalsozialisten in nahezu allen
Universitätsstädten vollzog, markierte den Beginn der Unterdrückung von
Literatur, Kunst und Publizistik. Studenten und Professoren waren an der
Nazi-Kampagne "Wider den undeutschen Geist" aktiv beteiligt. Ihr Ziel: Die
"Säuberung" öffentlicher und privater Bibliotheken von "zersetzendem"
Schrifttum. Die Verfolgung galt jüdischen, marxistischen, pazifistischen
und anderen politisch unliebsamen Autorinnen und Autoren.


Die TH Köln bietet Studierenden sowie Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aus dem In- und Ausland ein inspirierendes Lern-,
Arbeits- und Forschungsumfeld in den Sozial-, Kultur-, Gesellschafts-,
Ingenieur- und Naturwissenschaften. Zurzeit sind rund 26.000 Studierende
in über 90 Bachelor- und Masterstudiengängen eingeschrieben. Die TH Köln
gestaltet Soziale Innovation - mit diesem Anspruch begegnen wir den
Herausforderungen der Gesellschaft. Unser interdisziplinäres Denken und
Handeln, unsere regionalen, nationalen und internationalen Aktivitäten
machen uns in vielen Bereichen zur geschätzten Kooperationspartnerin und
Wegbereiterin. Die TH Köln wurde 1971 als Fachhochschule Köln gegründet
und zählt zu den innovativsten Hochschulen für Angewandte Wissenschaften.

Die Universität zu Köln ist eine der führenden Forschungsuniversitäten
Deutschlands. Im Juni 2012 erhielt sie im Rahmen der dritten
Hochschul-Exzellenzinitiative von Bund und Ländern den Exzellenzstatus. Die
Universität bietet ihren rund 49.000 Studierenden ein außerordentlich
breites und vielfältiges Fächerangebot und ermutigt sie, ihre akademischen
Interessen zu verfolgen und sich sowohl intellektuell als auch persönlich
zu entwickeln. Ein großes Anliegen ist es, das menschliche Wissen durch
Grundlagenforschung voranzutreiben und gleichzeitig die praktische
Umsetzung im Alltag zu ermöglichen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution21

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Köln, 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2937: In vier Kreisen Ostdeutschlands verdienen Frauen mehr als Männer (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 07.05.2019

In vier Kreisen Ostdeutschlands verdienen Frauen mehr als Männer



In Cottbus verdienen vollzeitbeschäftigte Frauen rund vier Prozent mehr
als vollzeitbeschäftigte Männer. Auch in Frankfurt/Oder, Dessau-Roßlau und
Schwerin liegen vollzeitbeschäftigte Frauen in puncto Gehalt im Schnitt
vor den Männern. Im bundesweiten Durchschnitt erhalten dagegen
vollzeitbeschäftigte Männer rund 21 Prozent mehr Lohn oder Gehalt, geht
aus einer aktuellen Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) hervor. Unterschiede bei Qualifikation, Berufswahl
und Arbeitserfahrung sind bei dieser sogenannten unbereinigten Lohnlücke
allerdings nicht berücksichtigt.

Frauen unterbrechen wesentlich häufiger als Männer ihre Erwerbstätigkeit
für Kindererziehung und Familienphasen. "Als Folge müssen Frauen einen
Lohnabschlag aufgrund familienbedingter Erwerbsunterbrechungen in Kauf
nehmen", schreiben die IAB-Arbeitsmarktforscherinnen Michaela Fuchs, Anja
Rossen, Antje Weyh und Gabriele Wydra-Somaggio. Frauen arbeiten zudem
häufig im Büro-, Dienstleistungs- oder Gesundheitsbereich. Tätigkeiten in
diesen Bereichen sind meistens nicht nur mit einem geringeren Verdienst,
sondern auch mit flacheren Karriereverläufen verbunden. Außerdem sind
Frauen häufiger in kleinen Betrieben tätig. Damit profitieren sie nicht im
gleichen Ausmaß wie Männer von den im Durchschnitt höheren Löhnen in
Großbetrieben.

Viele dieser Faktoren sind je nach Region unterschiedlich stark
ausgeprägt. "Es hängt sehr stark von den konkreten
Beschäftigungsmöglichkeiten vor Ort ab, ob und wie viel Frauen weniger
verdienen als Männer", erklären die Forscherinnen. Auf Kreisebene
betrachtet unterscheidet sich die unbereinigte Lohnlücke daher erheblich.
Im Bodenseekreis, in Ingolstadt oder im Landkreis Dingolfing-Landau
verdienen vollzeitbeschäftigte Frauen beispielsweise rund 40 Prozent
weniger als Männer, in Cottbus dagegen vier Prozent mehr. "Männer
verdienen vor allem in solchen Regionen deutlich mehr, in denen
Großbetriebe gut bezahlte Jobs in Produktion, Fertigung und Forschung
anbieten", erläutern die Forscherinnen. So sei der Bodenseekreis stark vom
Maschinenbau und Ingolstadt von der Automobilindustrie geprägt. Den Frauen
in Ostdeutschland biete dagegen der öffentliche Dienst häufig attraktive
Verdienstmöglichkeiten. Rund ein Fünftel der Frauen in Cottbus arbeitet im
öffentlichen Dienst. Männer sind in Cottbus dagegen überdurchschnittlich
häufig in der Zeitarbeitsbranche tätig. In der Industrie sind in Cottbus
vergleichsweise wenige Männer beschäftigt.

Werden, soweit statistisch verfügbar, die Unterschiede hinsichtlich
Qualifikation, Beruf und Arbeitserfahrung berücksichtigt, zeigt sich
wieder das gewohnte Bild: Männer verdienen dann überall in Deutschland
mehr als Frauen. Die Vorteile der Frauen in Cottbus hinsichtlich ihrer
beruflichen und betrieblichen Merkmale bilden sich nur zum Teil in ihren
Einkommen ab.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2019/kb1019.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 07.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1821: Urabstimmung Luftsicherheitskräfte - 69 Prozent stimmen für ersten bundesweiten Tarifvertrag (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
8. Mai 2019

Urabstimmung Luftsicherheitskräfte: 69 Prozent stimmen für ersten
bundesweiten Tarifvertrag



Berlin - Die Urabstimmung der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) bei den Beschäftigten im Bereich der Sicherheit an deutschen
Flughäfen (Aviation) hat ein eindeutiges Ergebnis für die Annahme des
ersten bundesweiten Tarifvertrags für die Branche gebracht. 69
Prozent der Mitglieder, die sich an der Abstimmung beteiligten,
sprachen sich für die Annahme des Tarifergebnisses und gegen einen
unbefristeten Streik aus. Der ver.di-Bundesvorstand hat nun die
Schlussabstimmung durch die entsprechende Bundestarifkommission
eingeleitet.

Der ausgehandelte Tarifvertrag sieht für die bundesweit 23.000
Beschäftigten über drei Jahre Erhöhungen zwischen 10,5 und 26,7
Prozent vor. Die Möglichkeit von Verschlechterungen in einzelnen
Bereichen ist ausgeräumt. Klargestellt wurde, dass niemand durch die
Einführung des neuen Tarifvertrags schlechter eingruppiert wird. So
sind zum Beispiel die Tätigkeiten im Rollstuhlservice an
NRW-Flughäfen in der Entgeltgruppe IV abgesichert. Zusätzlich gibt es
eine Besitzstandswahrung, wonach eine Absenkung des Stundenlohns bei
gleichbleibenden Tätigkeiten ausgeschlossen ist. Auch die generelle
oder pauschale Anrechenbarkeit von Zulagen ist laut Tarifvertrag
ausgeschlossenen.

ver.di-Bundesvorstandsmitglied Ute Kittel erklärte, die deutlichen
Steigerungen der monatlichen Einkommen seien erst der Anfang. Man
wolle nun schnellstens in die vereinbarten Verhandlungen über
verbesserte Zulagen und Zuschläge, eine neue Entgeltstruktur, die den
täglichen Anforderungen bei der Arbeit gerecht wird, und zu einem
Manteltarifvertrag für alle Beschäftigten in der Luftsicherheit
eintreten.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 08.05.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STEUER/1299: CO2-Steuer auf Diesel und Benzin hat positive Verteilungswirkungen (idw)


Fraunhofer-Institut für Angewandte Informationstechnik FIT - 06.05.2019

CO2-Steuer auf Diesel und Benzin hat positive Verteilungswirkungen



In der aktuellen Debatte um die Einführung einer CO2-Steuer wird oftmals
auf mögliche negative Verteilungswirkungen hingewiesen. Es wird
befürchtet, dass ärmere Haushalte stärker von einer solchen Steuer
betroffen sein könnten als Haushalte in höheren Einkommensschichten.
Tatsächlich ist genau das Gegenteil der Fall - zumindest bei einer
zusätzlichen CO2-Steuer nur auf Pkw-Kraftstoffe, deren Gesamterlös der
Fiskus im Rahmen einer jährlichen Pro-Kopf-Pauschale vollständig an die
Bevölkerung zurückerstattet. Dies zeigen die Ergebnisse einer Analyse der
Abteilung Mikrosimulationsmodelle des Fraunhofer FIT.

Der untersuchte Vorschlag umfasst eine Erhöhung der Energiesteuersätze um
eine CO2-Komponente in Höhe von 20 Euro pro Tonne CO2. Unter
Berücksichtigung der Mehrwertsteuer wäre eine Erhöhung des Literpreises
von Diesel um etwa 6,3 Cent und von Benzin um etwa 5,5 Cent zu erwarten.

»Dabei zeigt sich, dass gerade Haushalte mit geringem Einkommen
unterdurchschnittlich von der zusätzlichen Besteuerung betroffen wären.
Verteilt der Fiskus das von uns auf etwa 2,2 Mrd. Euro bezifferte
Mehraufkommen der Energie- und Mehrwertsteuer in Form eines
Verkehrswendebonus in Höhe von rund 28 Euro pro Kopf zurück an die
Bevölkerung, so gewinnen diese Haushalte unter dem Strich«, sagt Dr. Sven
Stöwhase, Leiter der Abteilung Mikrosimulationsmodelle am
Fraunhofer-Institut für Angewandte Informationstechnik FIT.

Wie die Analyse verschiedener Einkommensgruppen in der Abbildung
veranschaulicht, würden unter den ärmsten Haushalten in Deutschland fast
80 Prozent von einer solchen CO2-Steuer profitieren. Lediglich die
reichsten Haushalte würden mehrheitlich belastet werden. Die beobachtete
Verteilungswirkung ist dabei unabhängig von der konkreten Höhe der
CO2-Steuer. Insgesamt würde dieser Reformvorschlag für 60 Prozent der
Haushalte eine Entlastung bedeuten.

Dabei wären sowohl die finanziellen Ent- als auch Belastungen zumindest im
Durchschnitt über alle Haushalte überschaubar: Während Haushalte im
untersten Einkommensquartil um durchschnittlich 20 Euro entlastet werden,
käme es bei den Haushalten im obersten Einkommensquartil im Durchschnitt
zu einer Belastung in Höhe von 20 Euro. Getrieben werden die Ergebnisse,
neben der individuellen Fahrleistung, insbesondere auch durch die
durchschnittlich stärkere Motorisierung und einen damit einhergehenden
höheren Kraftstoffverbrauch der Fahrzeuge in den einkommensstärkeren
Haushalten. Ein Vier-Personen-Haushalt, der im Jahr weniger als 32.000
Kilometern mit einem durchschnittlichen Benzin-Pkw fährt, würde demnach zu
den Gewinnern der CO2-Abgabe gehören.

Weitere Differenzierungen, beispielsweise hinsichtlich der Mehrbelastung
von Familien oder der geographischen Verteilung der Haushalte, deuten
darauf hin, dass der hier untersuchte Reformvorschlag zum Einstieg in die
verursachergerechte Verteilung der Kosten von CO2-Emissionen
sozialpolitisch insgesamt tragfähig wäre. Wie eine bereits im August 2018
von Fraunhofer FIT im Wirtschaftsdienst veröffentlichte Studie
(https://doi.org/10.1007/s10273-018-2334-3) aufzeigen konnte, hätte selbst
eine vollständige Umwandlung der bisherigen Energiesteuer für Kraftstoffe
in eine CO2-Steuer eher positive Verteilungseffekte zur Folge.

Als Datengrundlage für die Mikrosimulationsrechnung des
Automobilsteuer-Modells (ASt-Modell) dienen das Deutsche Mobilitätspanel
2017 sowie die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2013. Simuliert werden
die direkten kurzfristigen Effekte auf die privaten Haushalte, ohne
Berücksichtigung etwaiger Verhaltensanpassungen in der mittleren bis
längeren Frist. Indirekte Effekte, beispielsweise über höhere Preise für
transportkostenintensive Konsumgüter, sind nicht berücksichtigt.



Detailliertere Ergebnisse der aktuellen Analyse sowie Informationen zum
verwendeten Mikrosimulationsmodell sind auf Anfrage verfügbar.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution673

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Angewandte Informationstechnik FIT, 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UNTERNEHMEN/2771: Adidas AG - fehlendes Engagements für existenzsichernde Löhne (Südwind e.V.)


SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Pressemitteilung vom 8. Mai 2018

Keine Entlastung für Vorstand und Aufsichtsrat der adidas AG wegen
fehlenden Engagements für existenzsichernde Löhne



Bonn - SÜDWIND und die Kampagne für Saubere Kleidung (CCC) sehen
selbstgesteckte Ziele der adidas AG bezüglich existenzsichernder Löhne
verfehlt und werden daher Vorstand und Aufsichtsrat bei der diesjährigen
Hauptversammlung, am morgigen 09. Mai in Fürth, nicht entlasten.

"Da die adidas AG seit vielen Jahren ihre selbst gesteckten Ziele, den
Beschäftigten in der adidas-Wertschöpfungskette eine faire Entlohnung zu
zahlen, verfehlt, kann ich Vorstand und Aufsichtsrat nicht meine Stimme zur
Entlastung geben," so Dr. Sabine Ferenschild, wissenschaftliche
Mitarbeiterin des SÜDWIND-Instituts und Vertreterin SÜDWINDs in der CCC,
einen Tag vor der Jahreshauptversammlung. SÜDWIND, die Kampagne für Saubere
Kleidung und die adidas AG sind Mitglieder im Bündnis für nachhaltige
Textilien, das sich die Zahlung existenzsichernder Löhne in den
Wertschöpfungsketten der Mitgliedsunternehmen zum Ziel gesetzt hat.

Autorisiert durch den Dachverband der kritischen Aktionärinnen und
Aktionäre wird Ferenschild ihre Stimme nutzen, um auf die Missstände
entlang der adidas-Wertschöpfungskette aufmerksam zu machen. Sie macht dies
besonders an den Beispielen Kambodscha und Indonesien fest:

Aus Kambodscha stammen fast 25 % der von adidas hergestellten Bekleidung.
Der Mindestlohn dort beträgt 158 Euro monatlich und reicht zum Leben nicht
aus. Eine typische Familie von 2 Erwachsenen und 2-3 Kindern bräuchte 274
Euro für ein existenzsicherndes Einkommen.

Seit einiger Zeit bemühen sich daher im Rahmen der ACT-Initative globale
Auftraggeber und der internationale Gewerkschaftsverband IndustriAll im
Gespräch mit kambodschanischen Gewerkschaften, der Regierung und dem
Arbeitgeberverband um Tarifverhandlungen für den Textilsektor. Tariflöhne
wären für die Beschäftigten in Kambodscha ein wichtiger Schritt weg von
viel zu niedrigen, hin zu existenzsichernden Löhnen.

Adidas Passivität und Weigerung, sich an der ACT-Initiative zu
existenzsichernden Löhnen oder an der Textilbündnis-Initiative zu
Kambodscha zu beteiligen, lassen die Tarifverhandlungen in Kambodscha
scheitern, bevor sie überhaupt begonnen haben: Der Arbeitgeberverband
Kambodschas hat am 11. März 2019 zum Ausdruck gebracht, dass er ohne
weitere verbindliche Zusagen von großen Marken, trotz steigender Lohnkosten
weiter in Kambodscha produzieren zu lassen, keine Tarifverhandlungen
beginnen wird. "Adidas Passivität in dieser Lage ist ein Schlag ins Gesicht
aller Beschäftigten, die von ihren Löhnen nicht leben können", so Sabine
Ferenschild von SÜDWIND. Verschärft wird die Situation durch die Drohung
von Adidas, Produktion aus Kambodscha abzuziehen, sollten die Zollvorteile
durch die EU-Handelspräferenz "Everything but Arms" wegfallen.

Nimmt man das Beispiel Indonesien hinzu - einem weiteren wichtigen
Lieferland von adidas - dann erkennt man, dass adidas auch hier kaum
Anstrengungen unternimmt, das Ziel der fairen Lohnzahlung durchzusetzen.
Auch in Indonesien werden Beschäftigte der Textil- und Bekleidungsindustrie
hauptsächlich auf Mindestlohnniveau bezahlt. Auch dort reicht dies nicht
für ein würdiges Leben. 2009 hat adidas zwar wesentlich das Protokoll für
Vereinigungsfreiheit initiiert, das die Gründung von Betriebsgewerkschaften
erleichtern sollte. Aber Auswirkungen des Protokolls auf Löhne oder
Tarifverhandlungen sind bislang keine bekannt. An einer Initiative des
Textilbündnisses zu existenzsichernden Löhnen in Indonesien beteiligt sich
adidas ebenfalls nicht, obwohl es Mitglied des Bündnisses ist.

Angesichts des Widerspruchs zwischen dem Geschäftsbericht und der Realität
fordern SÜDWIND und die CCC adidas auf:


	der ACT-Initiative zu Kambodscha beizutreten oder sich am Ländermodul Kambodscha des Textilbündnisses zu beteiligen,

	im Textilbündnis das Ländermodul Indonesien zu existenzsichernden Löhnen mit aufzubauen,

	einen öffentlichen, konkreten und messbaren Stufenplan vorzulegen, mit dem sichergestellt wird, dass die Beschäftigten in adidas-Zulieferbetrieben innerhalb eines klaren Zeitrahmens einen existenzsichernden Lohn erhalten.





Seit fast 30 Jahren engagiert sich SÜDWIND für wirtschaftliche, soziale und
ökologische Gerechtigkeit weltweit. Anhand von konkreten Beispielen zu
Missständen decken wir ungerechte Strukturen auf. Dabei verbinden wir
unsere Recherchen mit entwicklungspolitischer Bildungs-und
Öffentlichkeitsarbeit und tragen Forderungen in Kampagnen, Gesellschaft,
Unternehmen und Politik. SÜDWIND arbeitet gemeinnützig und unabhängig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Kaiserstraße 201, 53113 Bonn

Telefon: +49 (0)228-763698-0, Fax: +49 (0)228-763698-22

E-Mail: info(at)suedwind-institut.de

Internet: www.suedwind-institut.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





UNTERNEHMEN/2770: Hannover Re Hauptversammlung - Lob für Kohle-Ausschluss, Kritik für Schlupflöcher (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

Hannover Re Hauptversammlung:

Lob für Kohle-Ausschluss, Kritik für Schlupflöcher



Hannover, 8.5.2019 - Die vor Kurzem angekündigte Begrenzung von
Kohlegeschäften bei Hannover Re ist ein lobenswerter Fortschritt für den
Klimaschutz, lässt aber weiter in großem Umfang die Rückversicherung von
Kohle zu. Auf der heutigen Hauptversammlung des weltweit viertgrößten
Rückversicherers wird urgewald mehr Klarheit über die Auslegung der neuen
Richtlinie einfordern.

Mitte April gab der Konzern bekannt, erstmals auch im Versicherungsbereich
Kohlegeschäfte einzuschränken. Regine Richter, Energie-Campaignerin bei
urgewald, sagt: "Wir haben uns sehr gefreut, dass Hannover Re auf unsere
Forderungen reagiert hat. Feiern lassen darf sich der Konzern hierfür aber
nicht. Die Einschränkung gilt lediglich für die Rückversicherung einzelner
neuer Kohlekraftwerke und -minen. An den deutlich größeren Geschäftsbereich
Treaty Re-Insurance, in dem Pakete aus Erstversicherungen rückversichert
werden, traut sich der Konzern noch nicht heran."

Der Konkurrent Swiss Re, früherer Arbeitgeber des neuen Konzernchefs 
Jean-Jacques Henchoz, denkt bereits über eine Ausweitung von 
Kohle-Einschränkungen auf den Bereich der Treaty Re-Insurance nach. "Hannover Re
hat mit seiner Maßnahme beim Thema Klimaschutz zur Konkurrenz
aufgeschlossen, muss nun aber aufpassen nicht bald wieder den Anschluss zu
verlieren", kommentiert Richter.

Hannover Re erlaubt zudem Ausnahmen für Staaten, in denen der Anteil von
Kohle am Energiemix besonders hoch ist und wo kein ausreichender Zugang zu
alternativen Energiequellen besteht. Die vage Formulierung lässt Spielraum
für Interpretationen. "Jedes neue Kohlekraftwerk ist ein Bremsklotz für das
Klima und eine schwere Hypothek für die Pariser Klimaziele. Deshalb dürfen
keine Ausnahmen gewährt werden", so Richter.

Positiv bewertet urgewald die Ankündigung des Konzerns, bis 2038 sämtliche
Kohle-Energieprojekte aus seinem Schaden-Rückversicherungsgeschäft
auszuschließen. Richter sagt: "Auch dieses Ziel ist richtig, reicht aber
nicht aus. Da sich Hannover Re explizit auf die Ziele des Pariser
Klimaabkommens bezieht, muss der Konzern schneller aus der Kohle aussteigen
und beginnen über die Kohle hinaus seinen Ausstieg aus fossilen
Energieträgern zu planen. Nicht nur die Kohle-, auch die Öl- und
Gasindustrie treibt, mithilfe von Versicherern, den Klimawandel voran."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





UNTERNEHMEN/2769: "Allianz muss Klimaschutz-Bemühungen auf ganzen Konzern ausweiten" (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

"Allianz muss Klimaschutz-Bemühungen auf ganzen Konzern ausweiten"



München, 7.5.2019 - Zur Hauptversammlung der Allianz am Dienstag
kommentiert Kathrin Petz, Kohle- und Rüstungs-Campaignerin bei urgewald:

"Die Allianz hat vergangenes Jahr einen vorbildlichen Schritt für den
Klimaschutz getan, indem sie ihren Ausstiegspfad aus der Kohle definiert
hat. Gleichzeitig hat sie die direkte Versicherung von Kohleprojekten
beendet und Kohle-Investitionen bei ihren Eigenanlagen stärker
eingeschränkt als bisher. Diese Einschränkungen für Kohle-Investitionen
gelten jedoch nicht für Anlagen, die sie für Dritte verwaltet. Kunden des
Geschäftsbereichs Allianz Asset Management finden weiterhin besonders
rigorose Kohlefirmen wie Coal India, NTPC, RWE, PGE, Peabody oder Arch Coal
in den von Allianz angebotenen Fonds. Die Allianz muss ihre Bemühungen um
den Klimaschutz auf den ganzen Konzern ausweiten und auch Anlagekund*innen
für die eigene Strategie gewinnen."

"Die Allianz muss außerdem auch jenseits von Kohle den Ausstieg aus
fossilen Geschäften beginnen. Noch immer investiert sie in extrem umwelt-
und klimaschädliche Sektoren wie Tiefseebohrungen, Ölsande, Ölbohrungen in
der Arktis und Flüssiggasexporte."

"Die Allianz und ihre Fondsgesellschaft AGI investieren weiterhin in fast
alle großen Rüstungskonzerne, wie zum Beispiel Rheinmetall, BAE Systems,
Boeing, Airbus und Lockheed Martin. Dies sind Firmen, die mit ihren
Rüstungsexporten zur Aufrüstung von Krisengebieten, zur Befeuerung von
Kriegen wie im Jemen und zu Technologietransfers an Despoten beitragen, die
zum Teil sogar Atomwaffen herstellen. Solche Investitionen sind gerade für
einen Konzern, der sich den Schutz von Menschenrechten auf die Fahnen
schreibt, ein Unding."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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INFOPOOL / RECHT / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/075: Colonia Dignidad - Vertrauen der Betroffenen in deutsche Justiz erschüttert (ECCHR)


European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR) - 7. Mai
2019

Colonia Dignidad: Vertrauen der Betroffenen in deutsche Justiz
erschüttert 



Die Staatsanwaltschaft Krefeld hat am 6. Mai 2019 die Ermittlungen gegen
Hartmut Hopp, ehemals Führungsmitglied und Sektenarzt der Colonia Dignidad,
eingestellt. Dazu erhalten Sie anbei ein gemeinsames Statement von
Rechtsanwältin Petra Schlagenhauf, Jan Stehle (Forschungs- und
Dokumentationszentrum Chile Lateinamerika) und Andreas Schüller (European
Center for Constitutional and Human Rights, ECCHR):

"Der Umgang Deutschlands mit den Verbrechen in der Colonia Dignidad ist und
bleibt ein dunkles Kapitel deutscher Justizgeschichte. Die Entscheidung der
Staatsanwaltschaft Krefeld reiht sich ein in eine lange Kette des
Nichthandelns. Die Betroffenen sind fassungslos, ihr Vertrauen in die
deutsche Justiz ist erschüttert.

In Deutschland und in Chile leben etliche Betroffene und Zeugen der
Verbrechen, die in der Colonia Dignidad begangen wurden. Sie sind bereit
auszusagen, etwa zur Rolle von Hartmut Hopp bei Folter und Mord an Gegnern
des Pinochet-Regimes auf dem Gelände der Sektensiedlung. Doch die
Staatsanwaltschaft Krefeld hat diese Zeugen schlicht ignoriert.

Auch zur systematischen Misshandlung von Sektenmitgliedern mit
Psychopharmaka hat die Staatsanwaltschaft nicht ausreichend ermittelt -
obwohl darüber beispielsweise Anzeigeerstatterin Gudrun Müller Auskunft
geben könnte. Doch auch sie wurde in den sieben Jahren des
Ermittlungsverfahrens niemals vernommen.

Gemeinsam mit den Betroffenen werden wir nun besprechen, ob sie Beschwerde
gegen die Einstellung des Verfahrens einlegen."

Auch auf UN-Ebene arbeitet das ECCHR zum Umgang Deutschlands mit den
Verbrechen der Colonia Dignidad. Das Versagen der deutschen Justiz bei der
Strafverfolgung der Verantwortlichen sei ein Verstoß gegen das
UN-Antifolterabkommen, so das ECCHR im Februar 2019 in einem Brief an den
UN-Antifolterausschuss. In der Anhörung Deutschlands vor dem Ausschuss
vergangene Woche wurde die deutsche Delegation zum Umgang der deutschen
Justiz mit den Verbrechen der Colonia Dignidad kritisch befragt -
ausdrücklich auch zum Fall Hopp. Die Empfehlungen des Ausschusses stehen
noch aus.

Das ECCHR und seine Kooperationsanwältin Petra Schlagenhauf hatten 2011 mit
ehemaligen Bewohnern der Colonia Dignidad sowie chilenischen
Hinterbliebenen bei der Staatsanwaltschaft Krefeld Strafanzeige gegen Hopp
eingereicht. Begleitend zur Strafanzeige veröffentlichte das ECCHR ein
Dossier über Hopp. Das Dossier dokumentiert Hopps Rolle in der
Sektensiedlung sowie Hinweise auf seine strafrechtliche Verantwortlichkeit
als Mittäter oder mittelbarer Täter.

Hartmut Hopp war Arzt der Colonia und "rechte Hand" von Sektenführer Paul
Schäfer. Außerdem vertrat er die Colonia in äußeren Angelegenheiten. Hopp
wurde in Chile wegen Beihilfe zu sexuellem Missbrauch von Minderjährigen in
der Colonia Dignidad zu fünf Jahren Freiheitsstrafe verurteilt, floh jedoch
2011 nach Deutschland und entzog sich so der chilenischen Justiz. Einen
Antrag Chiles, das chilenische Urteil gegen Hopp in Deutschland zu
vollstrecken, lehnte die deutsche Justiz im September 2018 ab.



Mehr zu Colonia Dignidad (Dossier, Brief an den UN-Antifolterausschuss,
etc.) finden Sie unter:

https://www.ecchr.eu/fileadmin/Pressemitteilungen_deutsch/Stellungnahme_Colonia_Dignidad_Hopp_-_2011-10-06.pdf

https://www.ecchr.eu/fileadmin/Juristische_Dokumente/20190225_ECCHR_Letter_to_CAT.pdf

 * 

Quelle:

European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Zossener Str. 55-58, Aufgang D, 10961 Berlin

Telefon: + 49 (0)30 - 40 04 85 90, Fax: + 49 (0)30 - 40 04 85 92

E-Mail: info@ecchr.eu,

Internet: www.ecchr.de
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INFOPOOL / RELIGION / MEINUNGEN





STANDPUNKT/109: Schule muss ein Ort der religiösen Toleranz sein (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 7. Mai 2019

Schule muss ein Ort der religiösen Toleranz sein -

pauschale Kopftuchverbote unverhältnismäßig



Berlin. Das Deutsche Institut für Menschenrechte spricht sich gegen
generelle Kopftuchverbote für Schülerinnen aus. "Pauschale
Kopftuchverbote für Schülerinnen wären unverhältnismäßig und würden
die religionsverfassungsrechtliche und menschenrechtliche Pflicht
missachten, auch in der Schule religiöse Pluralität zu ermöglichen
sowie religiöse Toleranz zu fördern", erklärt Beate Rudolf, Direktorin
des Deutschen Instituts für Menschenrechte anlässlich der
Veröffentlichung der Publikation "Die Religionsfreiheit von Kindern im
schulischen Raum - Zur Diskussion über Kopftuchverbote für
Schülerinnen".

"Kinder genießen Religionsfreiheit und der Staat hat daher
grundsätzlich zu respektieren, wenn ein Kind auch in der Schule die
Gebote seiner Religion einhalten will. Keineswegs darf der Gesetzgeber
unterstellen, dass alle muslimischen Mädchen ein Kopftuch nur deshalb
tragen, weil sie dazu von ihren Eltern gezwungen würden", so Rudolf
weiter.

"Im Konfliktfall gebieten die Menschenrechte, alle geeigneten Mittel
auszuschöpfen, etwa Gespräche der Lehrkräfte mit Kindern und eventuell
ihren Eltern sowie pädagogische Mittel und Methoden, die Mädchen
stärken, und religiöse Toleranz fördern. Die Schule muss ein Ort der
religiösen Toleranz sein. Dazu ist Deutschland auch durch die
UN-Kinderrechtskonvention verpflichtet", so Rudolf.

Nur in den Einzelfällen, in denen es belastbare Anhaltspunkte dafür
gebe, dass ein Mädchen von seinem familiären Umfeld dazu gezwungen
werde, ein Kopftuch zu tragen, könne ein Verbot in Betracht kommen.
Voraussetzung hierfür wäre aber, dass der Staat eine gesetzliche
Grundlage für einen Eingriff im Einzelfall schafft, alle milderen zur
Verfügung stehenden Mittel ausgeschöpft worden sind und der Grundsatz
der Verhältnismäßigkeit streng eingehalten wird. "Verbote sind im
Einzelfall nur als letztes Mittel denkbar", erklärt die
Institutsdirektorin.


Das Deutsche Institut für Menschenrechte ist mit dem Monitoring der
Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention betraut worden und hat hierfür
die Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention eingerichtet. Es hat den
Auftrag, die Rechte von Kindern zu fördern, zu schützen und die
Umsetzung der Konvention in Deutschland zu überwachen.
Die UN-Kinderrechtskonvention trat am 5. April 1992 in Deutschland in
Kraft.

br />Weitere Informationen

Die Religionsfreiheit von Kindern im schulischen Raum - Zur Diskussion
über Kopftuchverbote für Schülerinnen. Berlin: Deutsches Institut
für Menschenrechte, 2019 (Information Nr. 26)

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/show/die-religionsfreiheit-von-kindern-im-schulischen-raum/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06921: Vernichtender Brennpunkt (SB)


Die Schlacht war geschlagen. Auf beiden Flügeln hatten die
Auseinandersetzungen getobt, Läufer fiel gegen Läufer, Springer gegen
Springer. Nun standen sich auf dem Brett nur mehr die Schwerfiguren
gegenüber. Merklich deplaziert wirkte nur der schwarze König, der sich
infolge der Kampfhandlungen nicht hatte in Sicherheit bringen können.
Bis dahin konnte die schwarze Armee allerdings die eklatanten
Einbruchfelder abdecken. Doch nun war Weiß am Zuge, und damit begann
der verzweifelte Überlebenskampf der schwarzen Majestät, eine Qual
indes, die im heutigen Rätsel der Sphinx ein rasches Ende finden
sollte. Geschickt gelangt es dem Anziehenden, Fußtruppe und
Schwergeschütze in einer konzertierten Aktion auf ein gemeinsames Ziel
einzuschwören. Es zeigte sich einmal mehr, daß die wichtigste Figur
auch am schwersten zu beschützen ist, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06921: Vernichtender Brennpunkt (SB)]



Varnusz - Kiss

Budapest 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nachdem es ihm der Anziehende so leicht gemacht hatte, revanchierte
sich Schwarz mit einem schnellen Todesurteil: 1...g7-g5 2.g3-g4 h7-h5
3.g4xh5 g5-g4+ 4.Kh3-h4 - 4.Kh3-g3 Sf6xh5+ 5.Kg3-h4 Db7-e7+ 6.Kh4xh5
De7-f6 7.Df2-e3 Df6-h8+ - 4...Db7-e7! 5.Lb2-a3 Sf6-e4+ 6.La3xe7
Lf8xe7#
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





MELDUNG/099: Studie zu kulturellen Bildungsangeboten auf YouTube (idw)


Rat für Kulturelle Bildung e.V. - 07.05.2019

Studie zu kulturellen Bildungsangeboten auf YouTube / Juni 2019

• Rat für Kulturelle Bildung veröffentlicht Studie im Juni

• Erstmals repräsentative Befunde

• Empfehlungen für Schulen und Kulturinstitutionen



YouTube ist zurzeit eines der wichtigsten digitalen Leitmedien junger
Menschen. Bislang existieren kaum repräsentative Befunde zum Thema YouTube
in Verbindung mit Kultureller Bildung. Vor diesem Hintergrund sieht das
unabhängige, elfköpfige Expertengremium Rat für Kulturelle Bildung einen
grundlegenden Bedarf darin, Erkenntnisse über die kulturellen Aktivitäten,
das selbstorganisierte Lernen der Jugendlichen sowie über die damit
einhergehenden Auswirkungen auf Bildungsinstitutionen zu gewinnen.

Die repräsentative Studie "Jugend, YouTube, Kulturelle Bildung. Horizont
2019" untersucht in einer deutschlandweiten Umfrage unter 12- bis
19-Jährigen, wie Kinder und Jugendliche YouTube-Videos als Lern- und
Bildungsmedium nutzen, welche Bedarfe sie im Bereich Kultur und Bildung
haben und wie sich das audiovisuelle Rezipieren und Lernen hier auswirkt.
Die Befragung hat von Februar bis März 2019 stattgefunden und ermöglicht
erstmals Einsichten auf empirischer Basis. Befragt wurden 800 junge
Menschen in persönlichen Vor-Ort-Interviews. Die Ergebnisse werden zurzeit
durch das Expertengremium ausgewertet, die Studie wird Anfang Juni 2019
erscheinen.

Nach dem YouTube-Video in die Musikschule?

Folgende Fragen stehen im Fokus der Studie: Welche kulturell-ästhetischen
Inhalte auf YouTube interessieren Kinder und Jugendliche? Was leisten
audiovisuelle Medien bei Lernprozessen und was gelingt besser im
Unterricht? Wie wirksam sind Webvideos beim eigenständigen Lernen - regen
sie an, selbst aktiv zu musizieren, zu remixen, zu tanzen oder Geschichten
zu schreiben und helfen sie, sich neue kulturelle Bereiche zu erschließen?
Motivieren sie Kinder und Jugendliche auch, analoge Bildungsangebote
wahrzunehmen, etwa Musik-, Tanz- oder Jugendkunstschulen zu besuchen?

Chancen und Aufgaben für Schulen und Kulturinstitutionen

Neue digitale Lern- und Bildungsformen und audiovisuelles Lernen wirken
sich heute schon massiv auf klassische Bildungsorte wie Schulen und
Kulturinstitutionen aus. Das Expertengremium wird Entwicklungschancen und
anstehende Zukunftsaufgaben aufzeigen und Empfehlungen für Schulen,
Kulturinistutionen und die Politik aussprechen. Die Ergebnisse der Studie
werden von Prof. Benjamin Jörissen, Ratsmitglied und Lehrstuhlinhaber für
Pädagogik an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg,
kommentiert.

Die Studie "Jugend/YouTube/Kulturelle Bildung" wurde vom unabhängigen
Expertengremium Rat für Kulturelle Bildung konzipiert und begleitet. Die
Durchführung lag beim IFAK Institut GmbH & Co. KG, Taunusstein. Ermöglicht
wurde die Studie durch Mittel des Stiftungsverbundes Rat für Kulturelle
Bildung e. V. sowie durch eine zusätzliche Förderung der Deutsche Bank
Stiftung, der PwC-Stiftung, der Robert Bosch Stiftung GmbH und der
Stiftung Mercator.


Über den Rat für Kulturelle Bildung

Der Rat für Kulturelle Bildung ist ein unabhängiges Beratungsgremium, das
sich umfassend mit der Lage und der Qualität Kultureller Bildung in
Deutschland befasst. Ihm gehören elf Mitglieder an, die verschiedene
Bereiche der Kulturellen Bildung repräsentieren: Tanz- und
Theaterpädagogik, Musik- und Literaturvermittlung,
Erziehungswissenschaften, Medienpädagogik, Pädagogik, Politische Bildung,
Soziologie, Kulturelle Bildung und die Künste.

Der Rat für Kulturelle Bildung ist eine Initiative der Bertelsmann
Stiftung, Deutsche Bank Stiftung, Karl Schlecht Stiftung, PwC-Stiftung,
Robert Bosch Stiftung, Stiftung Mercator und der Stiftung Nantesbuch.


Studie: 

Jugend/YouTube/Kulturelle Bildung. Horizont 2019. Repräsentative
Umfrage unter 12- bis 19-Jährigen zur Nutzung kultureller Bildungsangebote
an digitalen Kulturorten.

Ab Anfang Juni zum kostenfreien Download unter:
www.rat-kulturelle-bildung.de/Publikationen/Studien

Weitere Informationen unter:

Website:

https://www.rat-kulturelle-bildung.de/

Teaser-Video zur Studie:

https://www.youtube.com/watch?v=ib324sbL3fI

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2049

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rat für Kulturelle Bildung e.V., 07.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TANZSPORT/532: Mönchengladbach - HipHop-Intensivworkshop für Neustarter am 18./19.5.19


Stadt Mönchengladbach

HipHop - Intensivworkshop für Neustarter



Zu alt für HipHop? Nein! Dieser VHS-Intensivworkshop am Wochenende vom
18. bis 19. Mai, jeweils von 12 bis 15 Uhr, im MENGE-Raum, 1. Etage,
Fliethstr. 67, ist speziell für Neustarter, die Spaß an Musik und
Bewegung haben. Ob HipHop Musik, Funk- und Soul oder Videoclip
dancing, sie lernen eine Vielzahl typischer Schrittvariationen und
verbinden diese zu kleinen möglichen Choreographien.

Entgelt: 32 Euro.

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. April 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1275: Theater Erlangen - "TSCHICK", Live-Hörspiel mit Video, 14.+15.5.2019


THEATER ERLANGEN

TSCHICK

Live-Hörspiel mit Video nach dem Roman von Wolfgang Herrndorf,

Bühnenfassung von Robert Koall (ab 14)

VORSTELLUNGEN

14.05.19 | 20.00 Uhr | Garage

15.05.19 | 20.00 Uhr | Garage



Beckmann kommt nach drei Jahren Kriegsgefangenschaft zurück in ein
zertrümmertes Deutschland - er hat alles verloren, nur die
Verantwortung wird er nicht los. Ein Schauspieler und ein Musiker
führen Beckmann in dieser konzentrierten, poetischen Fassung schlüssig
ins Heute.

Regie: Maria Sendlhofer

Mit: Enrique Fiß, Niklas Handrich

Kartenkauf:

Online über www.theater-erlangen.de

Theaterkasse:

Mo., Do.: 12.00 - 18.00 Uhr; Di., Fr.: 10.00 - 16.00 Uhr;

Mi.: geschlossen; Sa.: 11.00 - 14.00 Uhr

Die Abendkassen sind eine Stunde vor Vorstellungsbeginn geöffnet.

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse:

Theaterstr. 1, 91054 Erlangen

Telefon 09131 86 2511

E-Mail: service@theater-erlangen.de

Internet: www.theater-erlangen.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/224: Hamburger Sprechwerk - Tableau, Kanon für vier Tänzer*innen, 16.-19.5.2019


Hamburger Sprechwerk

Tableau - Kanon für vier Tänzer*innen

Eine Choreografie von Jascha Viehstädt

Von und mit: Jascha Viehstädt, Julia B. Laperrière, Raymond Liew,
Robin Rohrmann, Pauline Stöhr, Takaya Kobayashi, Aidan Baker, Signe
Koefoed, Balz Isler Opus

Do 16.05.19 (Premiere), Fr 17.05., Sa 18.05.19 jeweils um 20 Uhr
So 19.05.19 um 17 Uhr



Vier Tänzer*innen folgen mit demselben, versetzt aufgeführten Solo der
Anweisung zur Imitation - einem Kanon - und begeben sich Schicht um
Schicht in ein dichtes Geflecht gegenseitiger Verlinkung.

In einer Landschaft aus überlagerten Bewegungen zeigt Tableau den
Kanon in einer körperlichen Interpretation, die durch Dopplung und
Kreuzung eines Solos nach dem Zusammenhalt einzelner Bewegungen und
der Erweiterung sowie Verzerrung des ursprünglichen Materials sucht.
Gemeinsam mit dem experimentellen Multi-Instrumentalisten Aidan Baker
und dem Szenographen Takaya Kobayashi entsteht ein Moment, der die
alte, musikalische Form des Kanons als ein Abbild des modernen Wahns
nach ständiger Verbindung nutzt. Wie eine Art bewegtes Tableau Vivant
lädt die Arbeit dazu ein, in den Rhythmus sich wiederholender
Fragmente einzutauchen und gleichzeitig deren Ausstellung zu
hinterfragen.

Weitere Infos unter www.jaschaviehstaedt.com

Tableau wird gefördert von der Behörde für Kultur und Medien Hamburg
und der Hamburgischen Kulturstiftung. In Kooperation mit dem
Sprechwerk Hamburg und dem Ballhaus Ost Berlin.

Jascha Viehstädt Jascha ist Choreograph und Tänzer und arbeitet in
verschieden Kontexten in Hamburg, Berlin, NRW, Japan und Malaysia.
Seine Arbeit ist von einer offenen Herangehensweise über intensive,
körperliche Zustände und der Suche nach einer klaren, formalen
Struktur geprägt. In einem engen Beieinander von choreographischer und
darstellerischer Praxis nähert er sich damit der Flüchtigkeit des
Tanzes durch Konzept, Intuition und Körper.

Kartenpreise:

VVK: 17,20 €, ermäßigt 10,40 €

AK: 19 €, ermäßigt 12 €

 * 

Quelle:

Hamburger Sprechwerk

Klaus-Groth-Str. 23. 20535 Hamburg

Telefon Büro: 040 - 24 42 39 - 30 / -32

Telefon Tickets: 040 - 69 65 05 05

E-Mail: info@hamburgersprechwerk.de

Internet: https://sprechwerk.hamburg
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POLITIK/861: Europa und der Tierschutz - Schwieriges Verhältnis (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 1+2/2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Schwieriges Verhältnis:

Europa und der Tierschutz

von Christina Ledermann und Carolin Spicher



Die Tierschutz-Missstände in der EU sind im Grunde die gleichen wie
auf nationaler Ebene. Meist blockieren wirtschaftliche Interessen
notwendige Reformen zugunsten der Tiere. Doch dies sollte niemanden
davon abhalten, am 26. Mai wählen zu gehen. Denn die EU ist der
Schlüssel für mehr Tierschutz und sie hat in der Vergangenheit viel
Positives bewirkt.



Misst man die Bedeutung des Tierschutzes an den rechtlichen Vorgaben,
müsste der Tierschutz in der EU eine sehr hohe Bedeutung haben. Im
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union heißt es in
Artikel 13: Den "Erfordernissen des Wohlergehens der Tiere als
fühlende Wesen [werde] in vollem Umfang Rechnung" getragen. Das
bedeutet, dass dieser moralische Anspruch allen EU-Rechtsvorschriften
zugrunde liegen sollte. Doch dass die Nennung der Tiere in
Gesetzestexten nicht automatisch dazu führt, dass sie tatsächlich
besser geschützt werden, wissen wir aus leidvoller Erfahrung mit dem
Tierschutz im (deutschen) Grundgesetz.


Klaffen auseinander: Anspruch und Wirklichkeit

Obwohl die Umfragen des Eurobarometers immer wieder belegen, dass die
EU-Bürger mehr Tierschutz wollen, kam die 2017 veröffentlichte Studie
des EU-Parlaments (EP) "Tierschutz in der Europäischen Union" zu dem
Ergebnis: Tierschutzpolitik und Gesetzgebung in der EU stagnieren. Die
Rechtsvorschriften sind zu industriefreundlich. Die meisten EU-Gesetze
behandeln die Tiere nur als Waren, Produkte oder Eigentum.
Absichtliche oder kommerziell motivierte Tierquälerei wird durch die
bestehenden Gesetze nicht verhindert. Dies habe nicht nur negative
Auswirkungen auf die Tiere, es schade auch dem Vertrauen in die
Funktionsweise der EU und ihrem Ruf im Ausland.


Gefordert: EU-Tierschutzgesetz

Donald M. Broom, Biologe an der Cambridge University und Autor der
Studie, kam jedoch auch zu dem Schluss, dass die EU-Tierschutzpolitik
und -gesetzgebung einen positiven Einfluss auf Tiere und die
Biodiversität weltweit hat. Eine zeitgemäße Tierschutzgesetzgebung
verbessere das Image der EU, da es als Indikator für eine zivilisierte
Gesellschaft betrachtet würde. Broom empfiehlt die existierenden sowie
alle künftigen EU-Rechtsvorschriften dahingehend zu überprüfen, wie
sie sich auf die Tiere auswirken und sie so zu überarbeiten, dass die
Ziele der EU erreicht werden. Als zentral betrachtet er die
Ausarbeitung eines EU-Tierschutzgesetzes und spezifischer Gesetze für
mehrere Tierarten.


Für viele Arten fehlen Vorschriften

Konkret mahnte er an, dass es immer noch keine Rechtsvorschriften für
Kaninchen, Enten, Puten, Schafe, Ziegen, Rinder und Fische gäbe. Auch
Equiden, Haustiere, Exoten und Wildtiere in Gefangenschaft blieben auf
der Strecke. Das zweitwichtigste Tierschutzproblem ist nach seiner
Einschätzung das Wohlergehen von Milchkühen. Ihnen folgen Kaninchen
und Enten in der Fleischproduktion sowie Tierqualprodukte wie
Gänsestopfleber, Pelz und die Wildtierhaltung in Zirkussen. Chancen
für mehr Tierschutz sieht er in der Umstrukturierung der Subventionen
der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) zugunsten von Tierschutzmaßnahmen
(mehr dazu S. 7). Außerdem mahnte er an, dass auf EU-Ebene sowie in
den Mitgliedsstaaten ausreichend Personal zur Verfügung stehen müsste,
um die Gesetze vor Ort durchzusetzen.


Defizite bei Gesetzen und Vollzug

Auch hier haben wir die gleichen Tierschutz-Probleme wie auf
nationaler Ebene: Es fehlen umfassende und gerichtsfeste
Rechtsvorschriften oder die existierenden weisen zu viele Ausnahmen,
Einschränkungen und unbestimmte Rechtsbegriffe auf. Der Grund: Bei der
Formulierung von Richtlinien und Verordnungen verhandeln 28
Mitgliedsstaaten mit völlig unterschiedlichen Vorstellungen
miteinander. Die im Rat vertretenen Regierungen der Mitgliedsstaaten
entscheiden gleichrangig mit dem EP, ob und mit welchem Inhalt ein
EU-Gesetz zustande kommt. Das Ergebnis ist oft der kleinste gemeinsame
Nenner. Dies drückt das Tierschutzniveau, das den Tiernutzern durch
schwammige Formulierungen oft auch noch Hintertüren offenlässt.
Andererseits hakt es an der Umsetzung in die nationale Gesetzgebung
sowie im nächsten Schritt an der Durchsetzung der Gesetze in den
Mitgliedsstaaten.


EU kann Mitglieder zu mehr Tierschutz zwingen

Trotz der berechtigten Kritik an der EU-Tierschutzpolitik ist die EU
dennoch der Schlüssel für mehr Tierschutz. Denn sie erlässt
verpflichtende Verordnungen und Richtlinien, die von den
Mitgliedsstaaten umgesetzt werden müssen. Betrachtet man die
Mitgliedsstaaten, wird schnell klar, dass aufgrund der großen
nationalen Unterschiede der Weg zu einem einheitlichen europäischen
Tierschutzverständnis weit ist. Doch die EU kann entscheidend dazu
beitragen, das Schutzniveau in tierschutzpolitisch eher
unterentwickelten Ländern aufzuwerten.


Tierversuche: Deutschland muss nachbessern

Beispiel Tierversuche: In ihrem Erwägungsgrund schreibt die
EU-Tierversuchsrichtlinie als letztendliches Ziel fest, Verfahren mit
lebenden Tieren vollständig durch Alternativen zu ersetzen. Bis dahin
muss, nach dem Willen der EU, für die eingesetzten Tiere ein möglichst
hohes Schutzniveau gewährleistet werden. Da Deutschland die
Tierversuchsrichtline nicht korrekt in deutsches Recht umgesetzt
hatte, leitete die EU-Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren ein.
Die Bundesregierung muss nun nachbessern und unter anderem das immens
wichtige eigenständige Prüfrecht der Genehmigungsbehörden
gewährleisten (mehr dazu S. 14). Auf diesem Weg trägt die EU konkret
dazu bei, den Schutz der Tiere in den Mitgliedsstaaten voranzubringen.


Parlament zentral bei Gesetzgebung

Eine zentrale Bedeutung hat dabei das EU-Parlament, denn es hat
erheblichen Einfluss auf die Gesetzgebung. Neue Rechtsvorschriften wie
Verordnungen oder Richtlinien werden zunächst von der EU-Kommission
erarbeitet. Die Entwürfe legt die Kommission dann dem EP und dem
Ministerrat zur Beratung und Abstimmung vor. Gesetze können nur
erlassen oder geändert werden, wenn der Rat und das EP dem von der
EU-Kommission vorgelegten Gesetzentwurf zustimmen. Im Rahmen dieser
Beteiligung kann das EP Gesetzentwürfe verbessern und - falls nötig -
ablehnen. Das EP verfügt zudem über ein politisches Initiativrecht,
das es ihm ermöglicht, Berichte zu erarbeiten und Entschließungen zu
verabschieden. Dies ist wichtig, um Diskussionen anzustoßen und
Entwicklungen voranzubringen. Es veranstaltet zudem
Experten-Anhörungen zu aktuellen Themen oder Gesetzesinitiativen und
kann auf diesem Wege politische Debatten beeinflussen. Federführend
bei den Tierschutzthemen sind der Umwelt- und
Landwirtschaftsausschuss.


Tierfreundliche Positionen: Das EU-Parlament

Die Stärke der Fraktionen macht sich auch hier in der Zusammensetzung
der Ausschüsse bemerkbar. Der Agrarausschuss wird derzeit von den
Konservativen dominiert, die als (agrar-)industriefreundlich gelten.
In der Vergangenheit hat das EP dennoch mehrfach tierfreundliche
Positionen eingenommen. So forderte der EU-Agrarausschuss Ende Januar,
den Tierschutz bei Lebendtier-Transporten zu verbessern. In dem
Umsetzungsbericht bemängelten die Parlamentarier, dass die 2005
gefasste EU-Tiertransportverordnung unzureichend umgesetzt wird (mehr
dazu S. 22). Die EU-Kommission hat sich bei den Tiertransporten jedoch
kein Ruhmesblatt verdient. Sie beharrte letztes Jahr noch darauf, den
Export lebender Tiere aus der EU nicht einschränken zu wollen.


Landwirtschaft: Ausschuss für mehr Tierschutz

Hoffnung auf Verbesserungen macht auch die Stellungnahme des
Umweltausschusses im EU-Parlament (ENVI) zur Reform der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) ab 2021. Der Ausschuss forderte Mitte Februar genau
das, was Tier- und Umweltschutzverbände seit Jahren wollen: eine
andere Subventionspolitik. Nach dem Willen des ENVI sollen künftig 15
Milliarden Euro des EU-Agrarbudgets in den Natur- und Artenschutz
fließen. Damit sich tatsächlich etwas ändert, müssen die formulierten
Tierschutzziele jetzt allerdings dringend konkretisiert werden. Ob
dieser positive Kurs weiterverfolgt wird, liegt im Agrarausschuss und
im Plenum des zukünftigen EU-Parlaments.


Meilenstein: Verbot von Tierversuchs-Kosmetik

Ein fraglos wichtiger Meilenstein im Kampf gegen die Tierversuche war
das 2013 in Kraft getretene EU-weite Vermarktungsverbot für an Tieren
getestete Kosmetika. Ein Erfolg, für den viele Organisationen und
Tierversuchsgegner gemeinsam gekämpft hatten. Das EP sprach sich zudem
letztes Jahr für ein weltweites Verbot dieser Versuche aus. Die
Abgeordneten forderten die Bildung einer Allianz, um im Rahmen der
Vereinten Nationen ein internationales Übereinkommen gegen
Tierversuche für kosmetische Mittel zu erreichen. Das Verbot soll nach
dem Willen des EU-Parlaments noch vor 2023 in Kraft treten.


Plan fordert mehr pflanzliches Eiweiß

Ebenfalls ein Erfolg war die 2004 eingeführte verpflichtende
Haltungskennzeichnung von Schaleneiern, an der sich Klöckner & Co. bei
ihrer Tierwohlkennzeichnung ein Beispiel nehmen sollten, sowie das
EU-weite Verbot der Legebatterien ab 2012. Zu begrüßen ist auch, dass
das Klonen von Tieren zur Nahrungsmittelproduktion in der EU bisher
verboten ist. Sehr positiv ist der "EU-Proteinplan 2018", der die
Erzeugung und Verwendung von in der EU erzeugtem pflanzlichem Protein,
insbesondere aus Leguminosen, unterstützt. Es geht darin zwar auch
darum, Europa unabhängig von Futtermittelimporten zu machen, doch der
Bericht fordert auch eine verstärkte Vermarktung und Produktion von
pflanzlichen Eiweißquellen für den menschlichen Verzehr.


Entwicklung stagniert

Doch trotz dieser positiven Beispiele stagniert die Entwicklung in
vielen anderen Bereichen. Neben den genannten Defiziten bei Gesetzen
und Vollzug fehlt beispielsweise noch immer ein konkretes Verbot von
Primaten-Versuchen. Die langsame Anerkennung von neuen tierfreien
Testverfahren bremst die Reduktion von Tieren, die für
Unbedenklichkeitsprüfungen von Chemikalien im Rahmen des
REACH-Programms sterben müssen und in der aktuellen Verordnung für
neuartige Lebensmittel werden Tierversuche als Prüfmethode angegeben.
Auch bezüglich der tierquälerischen Ferkelkastration, deren Ende über
eine Million Bürger forderten, ist die Kommission noch immer nicht
aktiv geworden.


Zu wenig Effekt: EU-Tierschutzstrategien

In der Theorie klingen die Initiativen der Kommission nach viel
Engagement. Sie verabschiedete in der Vergangenheit mehrere
Tierschutzstrategien und Aktionspläne und gründete 2017 eine
EU-Tierschutzplattform. In den Tierschutzstrategien waren zunächst
noch konkrete Gesetzesvorhaben, wie Verbesserungen der
Haltungsbedingungen von Rindern und Puten oder kürzere
Tiertransportzeiten, vorgesehen. Doch die versprochenen Gesetze stehen
noch immer aus. Vorteil der neu gegründeten Tierschutzplattform soll
eine bessere Zusammenarbeit und Vernetzung aller Akteure sein. Dies
klingt gut, eröffnet aber die Gefahr, dass zwar Treffen und Gespräche
stattfinden, konkrete Tierschutz-Verbesserungen aber weiter
hinausgezögert werden. Vorwand ist hier oft, dass weitere
wissenschaftliche Belege für das Leiden der Tiere in den aktuellen
Haltungssystemen benötigt würden.


Zukunftsaufgabe: Tierschutz konsequent weiterentwickeln

Es ist zwar grundsätzlich positiv, dass die Kommission neue
Instrumente wie Referenzzentren für Schweine, Kaninchen oder Pelztiere
schafft, doch sie muss auch ihrem eigenen Anspruch gerecht werden.
Diese Zentren dürfen nicht dazu dienen, tierquälerische Haltungsformen
festzuschreiben. Der Europäische Rechnungshof hat empfohlen, die
Tierschutzstrategien in diesem Jahr zu bewerten. Das ist sinnvoll,
wenn daraus Konsequenzen folgen. Ob Tierschutzstrategie oder
Referenzzentrum - die Instrumente müssen messbare Verbesserungen für
die Tiere bringen, sonst sind sie ihren Namen nicht wert. Die EU muss
die Ergebnisse ihrer eigenen Studien ernst nehmen. Wenn die
bestehenden Gesetze und Instrumente Tierquälerei nicht verhindern,
schadet dies dem Vertrauen in die Funktionsweise der EU. Angesichts
der aktuellen Krise sollte dies ein zusätzlicher Ansporn sein, die
Ansätze für mehr Tierschutz konsequent weiterzuentwickeln.

Anfang Texteinschub

Der Tierschutz im Vertrag von Lissabon


"Bei der Festlegung und Durchführung der Politik der Union in den
Bereichen Landwirtschaft, Fischerei, Verkehr, Binnenmarkt, Forschung,
technologische Entwicklung und Raumfahrt tragen die Union und die
Mitgliedsstaaten den Erfordernissen des Wohlergehens der Tiere als
fühlende Wesen in vollem Umfang Rechnung; sie berücksichtigen hierbei
die Rechts- und Verwaltungsvorschriften und die Gepflogenheiten der
Mitgliedsstaaten insbesondere in Bezug auf religiöse Riten, kulturelle
Traditionen und das regionale Erbe." (Art. 13 AEUV)

Ende Texteinschub

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 1+2/2019, S. 4-6

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de

 

tierrechte erscheint viermal jährlich.

Der Verkaufspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.
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VERKEHR/1183: Startschuss für e-Bike Verleihsystem (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 7. Mai 2019

Startschuss für e-Bike Verleihsystem

Bundesumweltministerium fördert über Nationale Klimaschutzinitiative
e-Bike Verleihstation in Bornheim bei Bonn



Das Fahrrad ist Bestandteil jedes intelligenten Mobilitätskonzepts in
Kombination mit Pkw, Bussen und Bahnen. Hier setzt das Projekt "RVK
e-Bike" an. Der erste rund-um-die Uhr zugängliche e-Bike Verleih wird
durch die Nationale Klimaschutzinitiative (NKI) des
Bundesumweltministeriums mit 330.000 Euro gefördert. Heute wurde die
Leihstation am Bahnhof Roisdorf in Bornheim feierlich eröffnet.
Zusätzliche Stationen werden in sechs weiteren Kommunen im Großraum
Köln/Bonn installiert.

Die Verleihstationen, die ausschließlich E-Bikes anbieten, werden an
ÖPNV Knotenpunkten errichtet und zunächst mit jeweils zehn E-Bikes
bestückt. Auf diesem Wege wird den Menschen eine weitere
umweltfreundliche und sehr flexible Mobilitätsalternative zum privaten
PKW angeboten, im Alltag wie auch in der Freizeit. An der heute
eröffneten e-Bike-Leihstationen am Bahnhof Roisdorf kann man zukünftig
auch spontan aufs Rad umsteigen.

Für das Bundesumweltministerium ist die Stärkung des Radverkehrs ein
wichtiger Baustein im Umwelt- und Klimaschutz. Als eines der ersten
bundesweiten Fahrradverleihsysteme im ländlichen Raum hat das RVK
e-Bike auch Modellcharakter für ganz Deutschland. Daher fördern wir
ihn gerne in Form von modellhaften Vorhaben und ist ein solches. Das
Bundesumweltministerium fördert das Projekt "RVK e-Bike" im Rahmen des
Förderprogramms "Klimaschutz durch Radverkehr" der Nationalen
Klimaschutzinitiative (NKI) mit rund 330 000 Euro.

Seit 2016 werden im Rahmen des Förderprogramms "Klimaschutz durch
Radverkehr" modellhafte, investive Projekte zur Verbesserung der
Radverkehrssituation gefördert. Ziel ist es, neben der Einsparung von
Treibhausgasemissionen auch einen Beitrag zur Verbesserung der
Lebensqualität vor Ort zu leisten sowie durch den Vorbildcharakter der
Projekte bundesweit zur Nachahmung anzuregen. Bisher werden 58
Vorhaben im gesamten Bundesgebiet mit einem Fördervolumen in Höhe von
rund 86 Millionen Euro unterstützt. Ab dem 1. August 2019 öffnet ein
neues Förderfenster für Projektideen.

Weitere Informationen zur Förderung unter

www.klimaschutz.de/radverkehr.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 63/19, 07.05.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin
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Internet: www.bmub.bund.de
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RECHT/230: Trianel Kohlekraftwerk Lünen - Bundesverwaltungsgericht verhandelt BUND-Klage (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 7. Mai 2019

Trianel Kohlekraftwerk Lünen: Bundesverwaltungsgericht verhandelt
BUND-Klage



Düsseldorf, 07.05.2019 | Der langjährige Rechtsstreit des
nordrhein-westfälischen Landesverbandes des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) gegen die Bezirksregierung Arnsberg
wegen der Genehmigung des Trianel-Kohlekraftwerks Lünen beschäftigt
jetzt das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) in Leipzig. Am kommenden
Donnerstag, 11 Uhr, verhandelt der 7. Senat des BVerwG die Revision
gegen das Urteil des Oberverwaltungsgerichts (OVG) Münster vom 16.
Juni 2016.

Mit dem Urteil hatte das OVG die Klage des BUND gegen die
immissionsschutzrechtliche Genehmigung für das Steinkohlenkraftwerk
aus dem Jahr 2013 abgewiesen. Das Gericht war damals nicht der
BUND-Argumentation gefolgt, wonach die kraftwerksbedingten
Schadstoffeinträge in Summation mit den Immissionen anderer Vorhaben
zu einer unzulässig hohen Schadstoffbelastung des europarechtlich
geschützten FFH-Gebiets Cappenberger Wälder führen würde.
Zusatzbelastungen anderer Projekte dürften nach Ansicht des Gerichts
unberücksichtigt bleiben, weil das Trianel Kohlekraftwerk aufgrund der
Stellung des Genehmigungsantrags im Jahre 2007 zeitlich vorrangig zu
bewerten sei. Eine dennoch feststellbare hohe Zusatzbelastung sei
zudem wegen bestimmter hydro-geologischer Besonderheiten in den
Cappenberger Wäldern irrelevant. Eine Revision zum
Bundesverwaltungsgericht wurde vom OVG nicht zugelassen. Gegen diese
Entscheidung legte der BUND am 25. August 2016 Beschwerde ein.

Nach Auffassung des Umweltverbandes steht das OVG-Urteil im
Widerspruch zu mehreren Urteilen des Bundesverwaltungsgerichts und des
Europäischen Gerichtshofs, die sich mit der Summationswirkung von
Zusatzbelastungen in geschützten FFH-Gebieten befassen. Insbesondere
die Frage, welche weiteren Schadstoffquellen in welcher Reihenfolge
betrachtet werden müssen, ist dabei von Bedeutung. Dabei geht es auch
um die Frage, wie die Summationswirkung mit Vorhaben wie dem
Kohlekraftwerk Datteln 4 oder der Aurubis-Kupferhütte in Lünen zu
bewerten ist. Das Bundesverwaltungsgericht folgte der
BUND-Argumentation und ließ am 31. Juli 2017 die Revision gegen das
Urteil wegen Divergenz zu.

"Nach den Empfehlungen der Kohle-Kommission zeichnet sich zwar ein
vorzeitiges Ende auch dieses Steinkohlenkraftwerks ab. Der
Rechtsstreit ist aber über den Einzelfall hinaus von grundsätzlicher
Bedeutung", sagte Thomas Krämerkämper, stellvertretender
Landesvorsitzender des BUND.

Ein erster Genehmigungsanlauf für das umstrittene Kraftwerk war
bereits 2011 gescheitert. Das Oberverwaltungsgericht Münster erklärte
aufgrund einer Klage des BUND die von der Bezirksregierung Arnsberg
erteilte immissionsschutzrechtliche Genehmigung für rechtswidrig und
hob die Genehmigung auf. Die aktuelle Klage richtet sich gegen einen
Neuantrag, der am 20. November 2013 von der Bezirksregierung Arnsberg
genehmigt wurde. Über eine weitere BUND-Klage gegen die
wasserrechtliche Genehmigung des Kraftwerks muss das
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen entscheiden.

Das 750-Megawatt-Trianel Kohlekraftwerk Lünen ist seit 1. Dezember
2013 am Netz und hat seitdem mehr als 18 Millionen Tonnen des
Treibhausgases Kohlendioxid ausgestoßen. An dem Kohlemeiler sind 28
Stadtwerke und regionale Energieversorger beteiligt. Seit der
Inbetriebnahme des Kraftwerks hat das Kraftwerk wegen der durch die
Energiewende bedingten Strompreisverfalls jährlich Verluste in
dreistelliger Millionenhöhe eingefahren.

Aktenzeichen: BVerwG 7 C 27.17

 * 

Quelle:
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VERBRAUCHER/125: Zu gut für die Tonne - Abfallvermeidung auch für Handy, Kühlschrank & Co. (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 1/2019

Zu gut für die Tonne

Abfallvermeidung auch für Handy, Kühlschrank & Co.

von Katrin Meyer



Reparatur ist eine einfache Möglichkeit, Elektroschrottmengen zu
verringern und damit Menschen und Umwelt zu schützen. Neue Regeln
innerhalb der Europäischen Union (EU) für Hersteller sollen das
Reparieren vereinfachen und den Trend der Wegwerfkultur stoppen. Um
dieses Ziel zu erreichen, muss die EU aber noch ambitionierter
vorgehen. Die Bundesregierung könnte mit gutem Beispiel vorangehen.



Von den 45 Millionen Tonnen Elektroschrott, die jährlich
weltweit entstehen, werden nur 9 Millionen Tonnen gesammelt und
fachgerecht recycelt.[1] Der Großteil des Schrotts, zu dem
beispielweise Smartphones, Waschmaschinen, Toaster oder Lampen
gehören, wird falsch entsorgt, landet in der Umwelt oder über illegale
Exporte auf Elektromülldeponien. Auch in Deutschland - dem
vermeintlichen Weltmeister im Mülltrennen und Recyceln - wurde weniger
als die Hälfte der ausgedienten Elektrogeräte gesammelt und
wiederverwertet. Gleichzeitig kaufen und produzieren wir immer mehr
neue Produkte: Fast 2 Millionen Tonnen Elektrogeräte landeten 2016 auf
dem deutschen Markt und es werden jährlich rund 100.000 Tonnen
mehr.[2] Problematisch ist daran nicht nur, dass die Geräte
hochgiftige Stoffe enthalten, die bei falscher Entsorgung eine Gefahr
für die menschliche Gesundheit und die Umwelt darstellen. Schon die
Produktion der Geräte verbraucht wertvolle Rohstoffe, die häufig unter
problematischen Umständen abgebaut werden. Der Abbau gefährdet
Menschenleben, verseucht Trinkwasser, zerstört Landschaften und setzt
Giftstoffe frei.

Der Wegwerftrend

Um diese schädlichen Auswirkungen zu verringern, muss nicht nur die
Sammlung und Wiederverwertung von Elektroaltgeräten viel besser
funktionieren. Es braucht auch einen generellen Wandel im Umgang mit
den Produkten. Seit 2004 werden immer mehr Elektro- und
Elektronikgeräte innerhalb der ersten 5 Jahre bereits ersetzt.[3] Das
liegt zum einen an immer schnelleren technischen Entwicklungen und den
Wünschen der KonsumentInnen nach besseren Produkten. Der neue
Kühlschrank ist noch einen Tick energieeffizienter, das neue
Smartphone noch einen Tick schneller und der neue Staubsauger hat
jetzt WLAN. Bei einigen Produkten wie Waschmaschinen ist der Trend
aber auch darauf zurückzuführen, dass die Geräte schneller
kaputtgehen. Die Gründe dafür reichen von unsachgemäßer Benutzung über
minderwertige Materialien in der Herstellung bis zu vorsätzlich
eingebauten Schwachstellen, die die Produktlebenszeit verkürzen,
sogenannter geplanter Obsoleszenz. Obwohl weit über die Hälfte der
VerbraucherInnen sich wünscht, Geräte häufiger zu reparieren statt sie
wegzuwerfen,[4] entscheiden sich die meisten doch für den Neukauf und
damit für weiteren Rohstoffabbau und mehr Elektroschrott. Das liegt
vor allem daran, dass Ersatzteile häufig annähernd so teuer oder sogar
teurer sind als komplett neue Produkte. In vielen Fällen ist eine
Reparatur auch gar nicht möglich, weil Ersatzteile nicht mehr
verfügbar sind. Und selbst wenn sie zu einem günstigen Preis
erhältlich sind, kann es sein, dass Teile des Geräts verklebt sind und
ein Auseinandernehmen überhaupt nicht möglich ist, ohne das Produkt zu
zerstören.

Reparatur politisch fördern

Um das volle Potential von Reparatur für Ressourcenschutz,
Abfallvermeidung, Verbraucherschutz und die lokale Wirtschaft
auszuschöpfen, müssen die zuständigen PolitikerInnen diese Hindernisse
beseitigen. Freiwillige Absichtserklärungen und Ermunterungen der
Politik an die Industrie, die Produktlebenszeit zu verlängern, reichen
hier nicht. Nur verbindliche Regeln und kluge Anreize könnten
Reparatur für VerbraucherInnen und Dienstleister attraktiver machen.
Wie könnten solche Regeln aussehen? Hersteller müssen dazu
verpflichtet werden, Ersatzteile zur Verfügung zu stellen und den
VerbraucherInnen Zugang zu Informationen über den Aufbau der Geräte
und Diagnosetools ermöglichen. Auch ein reduzierter Mehrwertsteuersatz
auf Reparaturdienstleistungen und Gebrauchtwaren, wie er in vielen
europäischen Ländern bereits existiert, ist ein wichtiger Schritt, um
Wiederverwendung zu fördern. Auch bei der Produktentwicklung muss
Reparatur bereits eine Rolle spielen. DesignerInnen sollten nicht nur
Ästhetik und Handhabung eines Produkts beachten, sondern auch die
Frage, ob das Gerät problemlos auseinandergenommen und einzelne
Bauteile ausgetauscht werden können.

Forderungen aus der Zivilgesellschaft werden lauter

Viele zivilgesellschaftliche AkteurInnen aus den Bereichen Umwelt- und
Verbraucherschutz und auch Handwerksbetriebe setzen sich seit einigen
Jahren verstärkt dafür ein, Reparatur politisch voranzubringen. Neben
Ersatzteilen, Steuervergünstigungen und gutem Produktdesign fordern
sie auch, die Entnahme von Ersatzteilen aus Altgeräten zu vereinfachen
und Hürden für die Reparatur-Autorisierung von Fachbetrieben zu
senken. Auch immer mehr VerbraucherInnen wünschen sich genau solche
Maßnahmen, um den Trend der Wegwerfkultur zu stoppen. Das wird
beispielsweise deutlich, wenn man sich anschaut, wie viele Menschen
inzwischen in nachbarschaftlichen Repair Cafés oder
Reparatur-Initiativen aktiv sind. In den letzten 10 Jahren sind über
900 Initiativen in Deutschland entstanden, in denen die
TeilnehmerInnen gemeinschaftlich defekte Toaster, Laptops, Fahrräder
und vieles mehr wieder in Stand setzen und ihr Wissen und Können
miteinander teilen. Doch auch die ReparateurInnen in den Initiativen
stoßen immer wieder an ihre Grenzen, wenn Ersatzteile nicht verfügbar
oder Geräteteile verklebt sind.

Ende 2018 verdeutlichte eine Petition für verbindliche
Reparaturstandards, wie vielen Menschen das Thema unter den Nägeln
brennt: Innerhalb von 2 Monaten unterzeichneten über 100.000 Menschen
den Appell an die Bundesregierung, sich auf europäischer Ebene für
bessere Reparaturbedingungen einzusetzen.

Ökodesign ...

Konkret bezog die Petition sich auf die Überarbeitung der
EU-Ökodesignrichtlinie. Die EU-Mitgliedstaaten stimmten im Dezember
2018 über einen Vorschlag der EU-Kommission ab, der die Aufnahme von
Reparaturvorschriften in die EU-Ökodesign-Richtlinie vorsah. Neben der
Energie- sollte die Richtlinie erstmals auch die Ressourceneffizienz
von Elektrogeräten festschreiben. Obwohl zunächst nicht alle
VertreterInnen der Mitgliedstaaten die Vorschläge unterstützten und
Bedenken bezüglich der Umsetzung anmeldeten, einigten sie sich im
letzten Dezember und Januar auf die fortschrittlichen Regeln für
verschiedene Produktgruppen. Stimmen das EU-Parlament und der
Ministerrat den Vorgaben in den nächsten Monaten zu, gelten ab 2021
erstmals EU-weite Reparaturstandards für Kühlschränke, Waschmaschinen,
Geschirrspüler, Displays und Leuchtmittel. Bestimmte Ersatzteile wie
Handgriffe, Scharniere oder Dichtungen müssen VerbraucherInnen dann
mindestens 7 beziehungsweise 10 Jahre lang zur Verfügung stehen.
Professionellen Reparaturbetrieben muss eine breitere Palette von
Ersatzteilen wie Thermostate, Batterien und Akkus, Motoren und Pumpen
zur Verfügung gestellt werden. Die Hersteller müssen die Ersatzteile
außerdem innerhalb von 15 Werktagen liefern und sicherstellen, dass
eine Reparatur mit handelsüblichen Werkzeugen möglich ist, ohne dass
dabei Schäden am Gerät entstehen. Für Reparaturinformationen dürfen
Hersteller nur noch einen "angemessenen und verhältnismäßigen" Preis
verlangen.

... kann nur der Anfang sein

Mit diesen Regeln hat die EU einen ersten wichtigen Schritt für mehr
Ressourcenschutz getan, den wir auch dem Engagement der
Zivilgesellschaft zu verdanken haben, die ihre Forderungen klar zum
Ausdruck gebracht hat. Ein solches Eintreten braucht es auch
weiterhin, um sicherzustellen, dass die neuen Anforderungen nicht nur
für professionelle Reparaturbetriebe gelten und auf alle
Produktgruppen angewendet werden. Doch neben der EU-Kommission ist
hier auch die Bundesregierung gefragt und muss auf nationaler Ebene
reparaturfördernde Maßnahmen wie Steuervorteile umsetzen und mit gutem
Beispiel vorangehen. Die aktuelle Situation verlangt schnelles
Handeln. Praktikable Lösungsvorschläge liegen auf dem Tisch und die
positiven Auswirkungen von Reparatur auf die Gesellschaft und Umwelt
sind unverkennbar - wir müssen sie nur nutzen.


Autorin Katrin Meyer arbeitet beim Deutschen Naturschutzring
zu Abfall und Chemikalien.



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.



[1] Cornelis P. Baldé et al. (2017): The Global E-waste Monitor -
2017. 

http://collections.unu.edu/eserv/UNU:6341/Global-E-waste_Monitor_2017__electronic_single_pages_.pdf.

[2] Eurostat (2019): Waste Electrical and Electronic Equipment (WEEE).


https://ec.europa.eu/eurostat/web/waste/key-waste-streams/weee.

[3] Umweltbundesamt (2016): Einfluss der Nutzungsdauer von Produkten
auf ihre Umweltwirkung: Schaffung einer Informationsgrundlage und
Entwicklung von Strategien gegen "Obsoleszenz".

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_11_2016_einfluss_der_nutzungsdauer_von_produkten_obsoleszenz.pdf

[4] EU-Kommission (2014): Flash Eurobarometer 2014 (Attitudes of
Europeans towards Waste Management and Resource Efficiency). 

http://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinion/flash/fl_388_en.pdf.
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GLOBAL/160: Weltbiodiversitätsrat - Die wesentlichen Treiber des Artensterbens sind menschengemacht (idw)


Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren -
07.05.2019

"Die wesentlichen Treiber des Artensterbens sind menschengemacht"




Die Artenvielfalt nimmt weltweit dramatisch ab. Etwa eine Million der
derzeit bekannten rund 8 Millionen Arten an Tieren und Pflanzen ist im
Laufe der nächsten Jahrzehnte vom Aussterben bedroht, wenn der Mensch
seine Lebensweise nicht gravierend ändert. Dieses Fazit hat der
Weltbiodiversitätsrat (IPBES) gestern in seinem Globalen
Zustandsbericht der Öffentlichkeit vorgestellt.
Helmholtz-Wissenschaftler waren daran maßgeblich beteiligt und haben
heute die Hintergründe und Konsequenzen für Deutschland vorgestellt.

Zu Land, zu Wasser und in der Luft wird die Zahl der pflanzlichen und
tierischen Arten von Jahr zu Jahr geringer. "Die Ökosysteme der Erde
werden durch den Menschen massiv beeinflusst", sagt Josef Settele vom
Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) in Halle. Er ist einer der
drei Vorsitzenden des Globalen Zustandsberichts des
Weltbiodiversitätsrats. "Die immer stärkere Nutzung von Böden und
Meeren, der Klimawandel und die Umweltverschmutzung sind
menschengemacht und einige der wesentlichen Treiber des
Artensterbens." Die Folge sei ein dramatischer Verlust der
Artenvielfalt und damit auch der Leistungsfähigkeit der Ökosysteme wie
etwa eine sichere Versorgung mit Nahrungsmitteln weltweit. "Jedes
zweite Korallenriff ist seit 1870 verloren gegangen, zum Beispiel
durch Bautätigkeiten", sagt Julian Gutt vom Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) Bremerhaven und
einer der Leitautoren für den marinen Bereich. Auch die Fischerei
werde vielfach "im roten Bereich" betrieben: Ein Drittel der Bestände
seien überfischt, 60 Prozent seien am Limit. "Wir müssen es schaffen,
das Meer nachhaltiger zu nutzen", sagt er. Von einem radikalen
Verzicht und umfassenden Verboten hält er nichts. "Aber die Nutzung
muss so gestaltet werden, dass die Ökosysteme erhalten bleiben und
auch unsere nachfolgenden Generationen versorgen können." Geeignete
Maßnahmen seien beispielsweise der Ausbau von Schutzgebieten oder
Fangquoten und der Klimaschutz."

Die Autoren des Berichts haben vor allem zwei wichtige Punkte
ausgemacht, um die Natur nachhaltiger nutzen zu können: Die
Weltbevölkerung sollte möglichst langsam wachsen und der Fleischkonsum
sollte geringer sein als in den meisten Industrieländern heute. "Da
kommen noch etliche weitere Punkte hinzu, die ebenfalls angegangen
werden müssen", sagt Almut Arneth, vom Karlsruher Institut für
Technologie (KIT), die als eine der Koordinierenden Leitautorinnen für
das Kapitel "zukünftige Szenarien" mitgearbeitet hat. "Besonders
wichtig erscheint mir jedoch, dass die Menschen endlich verstehen,
dass die Ressourcen wirklich begrenzt sind."

Die Pflanzenproduktion ist dem Bericht zufolge seit 1970 um rund 300
Prozent gestiegen, die Holzproduktion um 45 Prozent. "Jedes Jahr
werden weltweit rund 60 Milliarden Tonnen erneuerbare und nicht
erneuerbare Rohstoffe aus der Natur gewonnen - das entspricht nahezu
einer Verdopplung seit 1980", sagt Ralf Seppelt (UFZ Leipzig),
Landschaftsökologe und Leitautor im Kapitel "Szenarien und Wege in
eine nachhaltige Zukunft". Mehr als ein Drittel der Landoberfläche und
fast 75 Prozent der Süßwasserressourcen würden derzeit für die
Pflanzen- oder Viehproduktion genutzt. "Wir stoßen hier allmählich an
natürliche Grenzen des Machbaren."

Den vollständigen Bericht des Weltbiodiversitätsrats finden Sie
hier:

https://www.ipbes.net

Der Weltbiodiversitätsrat:

Der Weltbiodiversitätsrat (Intergovernmental Science-Policy Platform
on Biodiversity and Ecosystem Services - IPBES) ist eine Organisation
der Vereinten Nationen. Der Sitz von IPBES ist Bonn. Rund eine Woche
lang hat der Rat in Paris mit Delegierten aus 132 Ländern über den
Zustand der Artenvielfalt weltweit diskutiert und anschließend am 6.
Mai einen Bericht zum Zustand der Biodiversität (Global Assessment)
vorgelegt. Dieser umfasst alle Ökosysteme an Land, an der Küste und im
Ozean, außer dem antarktischen Kontinent. Drei Jahre lang hatten rund
150 Experten aus 50 Ländern für den IPBES-Report das vorhandene Wissen
zusammengetragen und analysiert. Rund 15.000 wissenschaftliche und
politische Publikationen wurden im Global Assessment zitiert und ein
Vielfaches davon systematisch ausgewertet. Zudem wurde auch das Wissen
indigener Völker einbezogen. Laut IPBES handelt es sich um den
umfassendsten Zustandsbericht für Biodiversität und ihrer Bedeutung
für den Menschen, der bisher erstellt wurde. Ziel ist es, einen
weltweit akzeptierten, gemeinsamen Sachstand zu Lage, zu Problemen und
möglichen Lösungen zu schaffen - ähnlich den Papieren des
Weltklimarats IPCC für den Klimawandel.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news715153

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution422

 * 
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VERBAND/382: Umweltminister müssen konsequentes Wolfsmanagement auf den Weg bringen (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

Umweltminister müssen konsequentes Wolfsmanagement auf den Weg
bringen

Landnutzer sehen bisherige Wolfspolitik als gescheitert an



Als Mitglied des Aktionsbündnis Forum Natur (AFN) veröffentlicht der
Deutsche Bauernverband folgende Pressemitteilung zum Wolf anlässlich
der Umweltministerkonferenz in Hamburg.

Nach realistischen Schätzungen leben bereits jetzt zwischen 1.000 und
1.300 Wölfe in Deutschland, eine Verdopplung innerhalb von drei Jahren
ist anzunehmen. Die Probleme mit dem Wolf nehmen mit seiner
Ausbreitung in Deutschland stetig zu. Das Aktionsbündnis Forum Natur
(AFN) sowie die Verbände der Halter von Weidetieren fordern deshalb
anlässlich der Konferenz der Umweltminister von Bund und Ländern in
Hamburg den Einstieg in ein geregeltes Management für den Wolf. "Zur
Akzeptanz des Wolfes bei unseren Mitgliedsbetrieben ist ein aktives
Wolfsmanagement wichtig, wobei eine notwendige Entnahme dabei nur über
den jeweiligen Jagdausübungsberechtigten erfolgen kann. Ohne ein
gezieltes Eingreifen ist sowohl die Haltung von Rindern, Schafen,
Ziegen, Pferden und landwirtschaftlichen Wildtieren als auch die
Akzeptanz der Menschen im ländlichen Raum für den Wolf in Frage
gestellt", so Max Frhr. von Elverfeldt, Vorsitzender des AFN.

Die Umweltministerien von Bund und Ländern sollten deshalb den vom AFN
vorgelegten Handlungsleitfaden berücksichtigen. Demnach soll es in
Deutschland künftig auch Wolfausschlussareale geben, in denen
territoriale Rudel nicht geduldet werden. Dies sind beispielsweise
Deiche, alpine Regionen oder urbane Gebiete. Das AFN fordert eine
aktive Bestandsregulierung des Wolfes auf den Weg zu bringen. "Die
bisherige Wolfspolitik bestand im Wesentlichen darin, Probleme mit dem
Wolf zu verharmlosen, die Bestände des Wolfes kleinzureden und die
Weidetierhalter mit vermeintlich sicheren Herdenschutzmaßnahmen und
Ausgleichszahlungen hinzuhalten. Diese Politik ist gescheitert und von
der Realität überholt", so Elverfeldt.

Das Aktionsbündnis Forum Natur vertritt mit den in ihm
zusammengeschlossenen Verbänden rund 6 Millionen Menschen im
ländlichen Raum und arbeitet mit den Haltern von Schafen, Ziegen,
Rindern, Pferden und landwirtschaftlichen Wildtieren zusammen.
Gemeinsam setzen sich die Verbände für eine stärkere Wahrnehmung des
ländlichen Raumes durch Gesellschaft und Politik ein. Sie vertreten
die Interessen der dort lebenden und arbeitenden Menschen, die als
Eigentümer, Pächter oder Bewirtschafter die Natur erhalten und die
Zukunft gestalten.



Das Managementkonzept ist auf der Internetseite des Aktionsbündnisses
Forum Natur herunterladbar:

www.forum-natur.de/media/afn_handlungsvorschlag_wolf_hoch_16_01_19.pdf

Aktionbündnis Forum Natur

Claire-Waldoff-Str. 7, 10117 Berlin

Direkt: 030/ 2463046-13

Zentrale: 030/ 2463046-0, Fax: -23

info@forum-natur.de

www.forum-natur.de

 * 
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Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431
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FORSCHUNG/495: Unbemerkter Artenverlust in Binnengewässern (idw)


Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
06.05.2019

Statement zum IPBES-Report 2019:

Biodiversitätskrise in Binnengewässern



Am 6. Mai 2019 veröffentlicht der Weltbiodiversitätsrat (IPBES) eine
Zusammenfassung für Entscheidungsträger zum Artenvielfalts-Report. Die
Biodiversität in Binnengewässern ist besonders stark bedroht - etwa
zwei bis drei Mal so schnell wie im Meer oder an Land schreitet der
Artenverlust in Flüssen, Seen und Feuchtgebieten voran. Am
Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB)
untersuchen Forschende die Ursachen und erstellen Prognosen zu den
Veränderungen der aquatischen Biodiversität. IGB-Forscherin Sonja
Jähnig gibt eine Einschätzung zum unbemerkten Artenverlust in
Binnengewässern und plädiert für mehr öffentliches und politisches
Bewusstsein.




[image: Foto: © C. Pusch]

Faszinierende Artenvielfalt in Binnengewässern, zum Beispiel der
bedrohte Europäische Stör

Foto: © C. Pusch



Obwohl Binnengewässer weniger als ein Prozent der Erdoberfläche
bedecken, gehören sie zu den artenreichsten Lebensräumen unseres
Planeten - noch, denn Flüsse und Seen sind von einem rasanten Rückgang
der biologischen Vielfalt betroffen. Forschende des IGB untersuchen
die Ursachen, erstellen Prognosen zu den Veränderungen und bündeln
Kompetenzen in der Biodiversitätsforschung und im wissensgestützten
Artenschutz. Das IGB koordiniert auch die Allianz für die biologische
Vielfalt in Süßgewässern - die Alliance for Freshwater Life (AFL) -
ein internationales Netzwerk von derzeit 23 Partnern aus Forschung,
Bildung, Naturschutz und Politik. Dr. Sonja Jähnig ist im Leitungsteam
des Netzwerks. Auf dem 15. BMBF-Forum für Nachhaltigkeit vom 13. bis
14. Mai 2019 in Berlin wird sie "Lebendiges Wasser: Forschungsagenda
zur biologischen Vielfalt der Binnen- und Küstengewässer" vorstellen;
eine Initiative, die aus Aktivitäten der Alliance for Freshwater Life
hervorgegangen ist.

Statement von IGB-Forscherin Sonja Jähnig:

"Die Zusammenfassung für Entscheidungsträger des IPBES-Reports
berücksichtigt die Biodiversitätskrise in Binnengewässern nicht in
ausreichendem Maße. Als Forschende für Binnengewässer sprechen wir
allgemein vom unbemerkten Artenverlust, denn die öffentliche
Aufmerksamkeit richtet sich vor allem auf charismatische terrestrische
oder marine Arten wie den Panda, den Eisbär, Delfine oder Wale - dabei
gäbe es auch im Süßwasser geeignete Arten, um die Aufmerksamkeit auf
den besorgniserregenden Zustand der Biodiversität zu lenken. In der
aktuellen Zusammenfassung des IPBES-Berichts werden Land- und
Meeresnutzungsänderungen als Hauptfaktor für den Verlust der
Artenvielfalt genannt. Insbesondere Binnengewässer sind starken
Veränderungen durch den Menschen ausgesetzt. Das Dokument zeigt auf,
dass 75 Prozent der Süßwasserressourcen für die Landwirtschaft
"verbraucht" werden - nur ein Beispiel für den enormen Nutzungsdruck
auf Binnengewässer und ihre biologische Vielfalt. Die Zusammenfassung
nennt auch eine eindeutige Statistik für Moore und Feuchtgebiete: Seit
dem 17. Jahrhundert sind 85 Prozent der Feuchtgebiete verloren
gegangen, der Verlust schreitet etwa drei Mal so schnell voran wie der
Verlust an Waldfläche. Feuchtgebiete sind ein wichtiger Lebensraum für
viele Tier- und Pflanzenarten. Laut IPBES sind über 40 Prozent der
Amphibienarten vom Aussterben bedroht. Wir hoffen, dass wir im Rahmen
der Alliance for Freshwater Life das Thema Biodiversitätskrise in
Binnengewässern auf die gesellschaftliche und politische Agenda heben
können."

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news715123

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1985

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) - 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LAIRE/297: Agrar - tödliche Mitzucht ... (SB)




Der Hefepilz Candida auris erregt seit einigen Jahren Aufmerksamkeit,
weil er gegenüber bestimmten Antipilzmitteln resistent ist. In
mehreren Ländern sind Menschen an dem Pilz bzw. unter seiner
mutmaßlichen Mitwirkung gestorben. Genetische Analysen lassen darauf
schließen, daß der Hefepilz fast zeitgleich in vier verschiedenen
Weltregionen resistent geworden ist. Wie es dazu kommen konnte, gilt
als unklar. Manches spricht allerdings dafür, daß sich die Resistenz
in Folge des weithin verbreiteten Einsatzes von Fungiziden in der
Landwirtschaft entwickelt hat. Auch wenn das gegenwärtige Ausmaß der
Erkrankungs- und Sterberate verglichen mit anderen Pilzerkrankungen
noch sehr gering ist, birgt Candida auris ein hohes Risikopotential,
sich epidemisch wenn nicht sogar pandemisch zu verbreiten.

Erstmals nachgewiesen wurde C. auris 2009 im Ohrabstrich einer
70jährigen Japanerin in einem Krankenhaus in Tokio. Später wurde
festgestellt, daß der Pilz bereits 1996 in einer Probe aus Südkorea
vorkam. Schon bald nach seinem Erstnachweis wurde er in Pakistan,
Indien, Kuwait, Südafrika und Venezuela entdeckt. Auch im Vereinigten
Königreich und in den USA sowie zahlreichen weiteren Ländern, unter
ihnen Deutschland, tritt der Pilz auf und sorgt für schwer oder gar
nicht mehr behandelbare Blutvergiftungen, Wundinfektionen,
Entzündungen der Lunge, etc.

Tom Chiller von den Centers for Disease Control and Prevention (CDC),
einer Bundesbehörde des US-Gesundheitsministeriums in Atlanta,
vertritt die These, daß C. auris schon seit Jahrtausenden kursierte,
aber erst in den letzten Jahren auffällig geworden ist. Er habe
sozusagen die Lücken gefüllt, die durch die Bekämpfung von viel
weiter verbreiteten, aber weniger wehrhaften Pilzen mit Fungiziden
entstanden waren.

Es hat sich herausgestellt, daß C. auris gegen drei
Antimykotika-Klassen Resistenzen entwickelt hat. Das ist ein so
gravierendes Problem, daß die CDC im Juni 2016 Alarm schlug. [1] C.
auris befällt in der Regel nur Menschen, die über keine ausreichenden
Abwehrmittel verfügen, also Frühchen, ältere Menschen oder Menschen
mit geschwächtem Immunsystem. Unter anderem weil sich Pilze viel
langsamer vermehren als beispielsweise Bakterien, gestaltet sich ihr
Nachweis langwieriger. Die Zeit bleibt womöglich manchen Erkrankten
nicht. Den Pilz im Blut oder der Lunge zu bekämpfen, gestaltet sich
schwierig. Wenn man festgestellt hat, daß er resistent gegen ein
Mittel ist, ist womöglich schon zu viel Zeit verstrichen, um das
nächste Mittel erfolgreich anzuwenden. Außerdem sind die
Nebenwirkungen der Pilzbehandlung manchmal heftig, was für
immungeschwächte Menschen vielleicht schon zu viel ist. In der
Vergangenheit wurde der Pilz häufiger nicht erkannt, und Menschen
wurden zunächst mit Antibiotika behandelt. Da ist ebenfalls wertvolle
Zeit vergangen, bis festgestellt wurde, daß man es gar nicht mit
Bakterien zu tun hat.

Eine weitere Schwierigkeit, C. auris in die Schranken zu weisen,
besteht in seiner Hartnäckigkeit. Im Gegensatz zu allen anderen
Pilzarten wird er von Mensch zu Mensch übertragen, und sei es über
den Umweg von Kontaktflächen. So kam es in Verbindung mit dem Pilz
zwischen April 2015 und Juli 2016 im Royal Brompton Hospital in
London zu drei Todesfällen aufgrund multiplen Organversagens. Zudem
wurden rund 70 Menschen entweder von dem Pilz kolonisiert, ohne
selber zu erkranken, oder infiziert. Die Intensivstation des
Krankenhauses mußte für elf Tage geschlossen werden, weil C. auris
auch bei einer besonders gründlichen Reinigung nicht zu beseitigen
war. Teilweise mußten feste Einrichtungsgegenstände wie
beispielsweise Kacheln ausgewechselt werden. [2]

Im Mai vergangenen Jahres starb im Mount Sinai Hospital in New York
ein älterer Mann drei Monate nach einer Bauchoperation. Ein Bluttest
hatte gezeigt, daß er mit C. auris infiziert war. Auch die 
Isolierstation, auf die er nach dem Befund verlegt wurde, war
komplett infiziert. Alles sei positiv gewesen, berichtet der Leiter
des Krankenhauses, Dr. Scott Lorin, laut der "New York Times". Die
Wände, die Decke, das Bett, die Matratze, die Bettpfosten, die
Bettrollen, Vorhänge, das Telefon, das Waschbecken, die Wandtafel,
die Jalousien, einfach alles. [3]

Laut den CDC liegt die Mortalitätsrate bei einer
Candida-auris-Infektion bei 40 bis 60 Prozent. Allerdings unter
Menschen, die zumeist sowieso im Sterben lagen. Deswegen kann man
nicht sagen, welchen Anteil C. auris am Tod der infizierten Personen 
hat. Der resistente Pilz kommt in einer Reihe von Bundesstaaten vor, 
vor allem an der Ostküste. Um die hohe Sterberate besser bewerten zu 
können, ist es wichtig zu wissen, daß Pilzinfektionen, sofern sie nicht 
auf der Hautoberfläche bleiben, sondern invasiv sind, grundsätzlich 
schwer zu bekämpfen sind. So berichtete die "Pharmazeutische Zeitung" 
im Jahr 2017: "Gelangt der Hefepilz Candida zum Beispiel bei einem 
geschwächten Intensivpatienten ins Blut oder macht sich der 
Schimmelpilz Aspergillus nach einer schweren Operation in der Lunge 
breit, endet das derzeit bei mindestens einem Drittel der Patienten 
letal." [4]

Bislang konnte noch nicht schlüssig geklärt werden, wie es dem
Hefepilz gelang, im gleichen Zeitrahmen an vier verschiedenen Orten
auf mehreren Kontinenten resistente Stämme zu entwickeln. Eine häufig
zu vernehmende These besagt, daß der Jahr für Jahr ohne Unterlaß
betriebene Einsatz von Fungiziden in der industriellen Landwirtschaft
und auch die Vernachlässigung des uralten Prinzips des
Wechselfruchtanbaus den Boden bereitet hat, daß C. auris Resistenzen
entwickeln konnte.

Eigentlich werden in der Humanmedizin (Antimykotika) und beim
Pflanzenschutz (Fungizide) nicht dieselben Mittel verwendet. Doch da
die verschiedenen Mittel über identische Wirkmechnismen verfügen,
erweisen sich erwartungsgemäß auch die Resistenzen der Zielorganismen
als ähnlich. Der Fungizideinsatz in der Landwirtschaft könnte somit
das Ambiente geschaffen haben, die bei C. auris das Entstehen von
Mutationen begünstigt hat.

2001 schrieb das Bundesinstitut für gesundheitlichen
Verbraucherschutz und Veterinärmedizin (BgVV) in dem Bericht
"Problematik der Entwicklung von Resistenzen humaner Mykosen
gegenüber Azol-Antimykotika und eventueller Wechselwirkungen mit den
als Fungizid eingesetzten Pflanzenschutzmitteln": "Mit der Zunahme
lebensbedrohlicher Hyphomykosen bei abwehrgeschwächten Patienten
wächst auch die Zahl durch bislang zu wenig beachtete,
Antimykotika-resistente Erreger, für deren Verbreitung bislang keine
plausible Erklärung gefunden wurde. Alarmierend in Europa ist die
Zunahme von Scedosporium-Infektionen, Fusariosen, Mykosen durch
Cunninghamella spp. und andere Zygomyzeten und Dematiaceae. Deutlich
wird, dass diese Organismen auf Pflanzen und im Erdboden zu finden
sind, wo sie exponiert sind gegenüber Azolen." [5]

Zu den Azolen gehört auch Fluconazol, gegen das C. auris Resistenz
entwickelt hat und das großflächig in der Landwirtschaft (Getreide,
Obst, Weinbau) gespritzt wird. Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des
BgVV-Berichts wußte man noch nichts von einer Resistenzentwicklung
dieses Hefepilzes und daß ihm eine zunehmende Zahl von Patientinnen
und Patienten zum Opfer fällt. Doch schon damals stand die Frage im
Raum, ob Fungizide in der Landwirtschaft zur Resistenz von
Azol-Antimykotika beitragen. So mahnt das BgVV Forschungsbedarf an
und schreibt: "Aus infektionsepidemiologischer Sicht und unter
Aspekten der Gesundheitsvorsorge ist es als problematisch anzusehen,
wenn antimykotisch wirksame Substanzen, die auch zur Behandlung von
Pilzinfektionen des Menschen benötigt werden, im Pflanzenschutz
eingesetzt werden."

Wie Chiller geht auch der Mikrobiologe Jacques Meis aus Nijmegen, der
im Jahr 2012 Blutproben von 18 Personen aus vier Krankenhäusern in
Indien analysiert hat, laut der "New York Times" davon aus, daß
Fungizide in der Landwirtschaft die Resistenz bei C. auris ausgelöst
haben. Einen solchen Zusammenhang hält auch Oliver Kurzai, Leiter des
Nationalen Referenzzentrum für invasive Pilzinfektionen in Jena und
Lehrstuhlinhaber an der Universität Würzburg, für naheliegend,
wenngleich nicht bewiesen.

Noch ist das Problem C. auris klein, verglichen zum Beispiel mit dem
Pilz Aspergillus fumigatus, an bzw. mit dem weltweit 200.000 Menschen
pro Jahr sterben und der ebenfalls Resistenzen entwickelt hat. Oder
verglichen mit bakteriologischen und viralen Infektionen, die noch
viel mehr Tote hinterlassen und denen deshalb in der Medizin auch
sehr viel mehr Beachtung geschenkt wird. Aber die Gefahr wächst. In
den letzten zwei Jahrzehnten nimmt weltweit die Zahl der schweren,
behandlungspflichtigen Mykosen (Pilzinfektionen) zu. Dabei trifft es
nicht immer nur die Schwachen. Die "Pharmazeutische Zeitung"
berichtete, daß um die Jahrtausendwende herum auf der kanadischen
Insel Vancouver Island der Pilz Cryptococcus gattii mehr als 200
gesunde Personen infiziert hat, von denen 20 starben. Eigentlich in
den Tropen beheimatet habe sich C. gattii vermutlich mit einem
einheimischen Pilz gepaart und neue Eigenschaften entwickelt.

Die Verbreitung von C. auris sitzt also einem allgemeinen Trend unter
Pilzen auf, der nicht gut für die Menschen aussieht. Die Fertigkeit,
Angriffen zu widerstehen, erstaunt insofern nicht, als daß im
Erdreich natürlicherseits ein permanenter Krieg um Nahrung und
Verbreitung tobt. Ohne Pilze, die in der Biologie neben Pflanzen und
Tieren ein eigenes Reich bilden, hätten es die Pflanzen in
erdgeschichtlicher Frühzeit vermutlich gar nicht geschafft, aus ihrem
ursprünglichen Lebensraum Wasser an Land zu gehen und sich dort
anzusiedeln. Pilze sind sozusagen die Pioniere, die Brückenköpfe
schlagen und sich dort in einer für sie feindlichen Umgebung
einnisten. Auch behaupten sie sich gegenüber anderen Arten wie
Bakterien - ein bis heute in der Medizin häufig eingesetztes
Antibiotikum, Penicillin, wurde aus Schimmelpilzen gewonnen. Sogar
mit den menschlichen Vertreibungs- und Vernichtungsbemühungen, so
scheint es, kommen Pilze zunehmend besser zurecht.

In den letzten Jahren ist häufiger die Rede davon, daß dem Menschen
die Waffen gegen Bakterien und Viren ausgehen, da die Erreger gegen
immer mehr Antibiotika resistent werden. Das wird im wesentlichen auf
den teils unsachgemäßen, allzu häufigen und in der Tiermast üblichen 
Einsatz dieser Mittel zurückgeführt. Die
Resistenzentwicklung von C. auris und anderen Pilzen hingegen zeigt,
daß ein ähnlicher, viel weniger beachteter Trend auch im Kampf gegen
Pilzkrankheiten festzustellen ist. Hier stehen sogar nur vier Klassen
an Antimykotika zur Verfügung, bei Antibiotika sind es fünfmal so
viele.

Wollte man die tonnenweise Verwendung von Fungiziden in der
Landwirtschaft von heute auf morgen einstellen, wäre sicherlich mit
beträchtlichen Ernteeinbußen zu rechnen. Im ökologischen Landbau
werden allerdings andere Ansätze verfolgt, die noch ausbaufähig sind.
Hier werden zwar ebenfalls Fungizide eingesetzt, aber die haben
Wirkstoffe wie Kupfer, Rapsöl und Schwefel. Azole sind nicht
zugelassen, wie einer Auswahl an zugelassenen Pflanzenschutzmitteln
"für den ökologischen Landbau nach der Verordnung (EG) Nr. 834/2007"
des Bundesamts für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit vom
April 2019 zu entnehmen ist. [6]

Da die Verwendung von mehr und mehr Fungiziden offensichtlich die
Gefahr birgt, daß dies zur Resistenzentwicklung von jenen
Lebensformen beiträgt, gegen die sie gerichtet sind, wäre es mehr als
nur eine Überlegung wert, einen anderen Weg einzuschlagen, als stur
bei der landwirtschaftlichen Methode zu bleiben. Die verschafft den
Agrounternehmen, die Fungizide herstellen und verkaufen, hohe
Einnahmen, aber zukunftsfähig ist sie offensichtlich nicht. Alex
Liebman and Rob Wallace, die sich in einem Bericht von Independent
Sciences News umfänglich mit dem Phänomen der Resistenzentwicklung
von Candida auris befaßt haben, schlagen deshalb vor, dem
destruktiven Geschäftsmodell der industriellen Landwirtschaft durch
alternative Anbaumethoden, die von Kleinbäuerinnen und Kleinbauern
weltweit laufend weiterentwickelt und verbessert wurden,
entgegenzutreten. [7]

So naheliegend die Vermutung eines Zusammenhangs zwischen
Resistenzentwicklung und landwirtschaftlicher Praxis auch ist, darf
am Ende nicht vernachlässigt werden, daß noch andere Umgebungen
vorstellbar sind, in denen C. auris seine Abwehrkräfte entwickelt
haben könnte. Beispielsweise enthalten auch Kosmetika und
Antischuppenshampoos Derivate, wie sie in Antipilzmitteln Verwendung
finden. Und mit Antischimmelmitteln werden manche Oberflächen, Farben
und Bauhölzer behandelt. Es werden somit vielerorts für Pilze
lebensfeindliche Umgebungen geschaffen, die es aus ihrer "Sicht" zu
bewältigen gilt.


Fußnoten:

[1] https://www.cdc.gov/fungal/candida-auris/candida-auris-alert.html

[2] https://www.telegraph.co.uk/news/2016/07/08/intensive-care-unit-closed-as-three-people-die-from-new-superbug/

[3] https://www.nytimes.com/2019/04/06/health/drug-resistant-candida-auris.html

[4] https://www.pharmazeutische-zeitung.de/ausgabe-372017/pilze-fuehren-schattendasein/

[5] https://mobil.bfr.bund.de/cm/343/problematik_der_entwicklung_von_resistenzen_humaner_mykosen_gegenueber_azol_antimykotika.pdf

[6] https://www.bvl.bund.de/SharedDocs/Downloads/04_Pflanzenschutzmittel/psm_oekoliste-DE.pdf?__blob=publicationFile&v=43

[7] https://www.independentsciencenews.org/health/a-lethal-industrial-farm-fungus-is-spreading-among-us/

8. Mai 2019
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STANDPUNKT/1096: RWI-Nachhaltigkeitsforscher zum Bericht des Weltbiodiversitätsrats (idw)


RWI Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 06.05.2019

Kommentar von RWI-Nachhaltigkeitsforscher zu Bericht des
Weltbiodiversitätsrats (IPBES)
Dr. Nils
aus dem Moore, Leiter der RWI-Forschungsgruppe "Nachhaltigkeit



und Governance" sowie stellvertretender Leiter des Berliner RWI-Büros:
"Der globale Gesamteffekt der bisher vorherrschenden Wirtschafts- und
Lebensweise wird dem Anspruch der Nachhaltigkeit nicht gerecht. Die
Forderung des IPBES nach einem breiten "Policy Mix" unterschiedlicher
Maßnahmen ist angemessen. Allerdings sollten dabei marktorientierte
Instrumente, die über die Veränderung des Preisgefüges auf effiziente
Weise eine besonders große Lenkungswirkung entfalten können, eine
zentrale Rolle einnehmen."

Dr. Nils aus dem Moore, Leiter der RWI-Forschungsgruppe
"Nachhaltigkeit und Governance" sowie stellvertretender Leiter des
Berliner RWI-Büros:

"Der globale Gesamteffekt der bisher vorherrschenden Wirtschafts- und
Lebensweise wird dem Anspruch der Nachhaltigkeit nicht gerecht. Die
Zielverfehlung in der ökologischen Dimension ist besonders eklatant.
Der Bericht des Weltbiodiversitätsrates zeigt sehr sorgfältig auf,
dass der beschleunigte Rückgang der Artenvielfalt und die damit
verbundenen Verluste an Ökosystemdienstleistungen ein Problem von
ähnlicher Tragweite sind wie der Klimawandel.

Die Forderung des IPBES nach einem breiten "Policy Mix"
unterschiedlicher Maßnahmen ist an-gemessen. Allerdings sollten dabei
marktorientierte Instrumente, die über die Veränderung des
Preisgefüges auf effiziente Weise eine besonders große Lenkungswirkung
entfalten können, eine zentrale Rolle einnehmen. Leider sind wir von
diesem Zustand noch weit entfernt, insbesondere bei der
Subventionierung der Nutzung von fossilen Kraftstoffen, bei
kapazitätsbezogenen Subventionen in der Fischerei oder in der
Landwirtschaft. Werden diese zentralen Fehlsteuerungen nicht durch
grundlegende Reformen korrigiert, dann sind andere Maßnahmen nur ein
Tropfen auf den heißen Stein.

Dissens entzündet sich daran, dass von ökonomischer Seite auf die
Möglichkeit einer Entkopplung von Wirtschaftsleistung und
Naturbelastung verwiesen wird, dass also ein "Green Growth" möglich
sei. Von ökologischer Seite wird hingegen oft vertreten, dass wir
nicht nur die Art des Wachstums ändern müssen, sondern gar nicht mehr
wachsen dürften. In einem mehrjährigen Projekt für das Umweltbundesamt
hat das RWI gemeinsam mit dem Institut für ökologische
Wirtschaftsforschung (IÖW) und dem Wuppertal-Institut
herausgearbeitet, dass beide Positionen auf einer unterstellten
Gewissheit beruhen, die sich wissenschaftlich nicht rechtfertigen
lässt: Wir wissen schlicht nicht, wie weit Entkopplung tragen wird und
wie sich die Wirtschaftsleistung mittel- und langfristig entwickelt,
wenn wir die Einhaltung der ökologischen Belastungsgrenzen so im
System verankern, wie es notwendig ist. Wir wissen aber, dass weiteres
Wirtschaften mit einer nicht ausreichenden Rücksichtnahme auf die
Leistungsfähigkeit der Natur absehbar ins Desaster führt - ökologisch,
aber letztlich auch ökonomisch und sozial. Daher gibt es keine
vernünftige Alternative dazu, die Rahmenbedingungen endlich richtig zu
setzen."



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/uba_texte_89_2018_vorsorgeorientierte_postwachstumsposition_zusammenfassung.pdf

 - Zusammenfassung eines mehrjährigen Projekts für das
Umweltbundesamt des RWI, des Instituts für ökologische
Wirtschaftsforschung (IÖW) und des Wuppertal-Institut
"Gesellschaftliches Wohlergehen innerhalb planetarer Grenzen"

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news715114

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/477: "Landwirtschaft für morgen" - bis Ende 2019 in der Naturschutzstation Schwerin (NABU MV)


NABU Landesverband Mecklenburg-Vorpommern - 2. Mai 2019

Landwirtschaft für morgen

Neue Ausstellung in der Naturschutzstation nimmt Landnutzung in den
Blick



Die Zahlen sind eindeutig: Ob Feldlerche oder Rebhuhn, Wildbienen oder
Schmetterlinge, der Rückgang der Vögel und Insekten in unserer
Agrarlandschaft ist dramatisch. Die aktuelle Ausstellung in der
Naturschutzstation Schwerin beschäftigt sich mit den Ursachen und
Folgen der intensiven Landnutzung und dem damit verbundenen Rückgang
der Artenvielfalt.

Mit dem Verschwinden von Singvögeln steht uns nicht nur ein stummer
Frühling bevor, der Verlust von bestäubenden Insekten setzt auch
unsere Ernten aufs Spiel. Hinter dieser ökologischen Katastrophe
steckt eine jahrzehntelange, von der Politik gewollte und geförderte
Intensivierung der Landwirtschaft. Diese nimmt Tieren und Pflanzen
wichtige Lebens- und Rückzugsräume und trägt maßgeblich zur Verödung
unserer Äcker bei. Zusätzlich zur Beseitigung von wertvollen Blüh- und
Randstreifen, Gehölzen und Brachflächen gefährdet der wachsende
Einsatz von Pestiziden und Dünger und der Trend zu Monokulturen unsere
Artenvielfalt.

"In der Ausstellung erfahren die Besucher Wissenswertes über die
konventionelle und ökologische Landwirtschaft und deren
unterschiedlichen Auswirkungen auf Flora und Fauna", berichtet Katja
Burmeister vom NABU-Team in der Naturschutzstation. "Interaktiv wird
es für den Besucher im Biosiegel-Dschungel und beim
Getreidearten-Test. Kurzum: Es gibt für Groß und Klein wieder viel zu
entdecken." Wie immer sind die Inhalte kindgerecht aufbereitet. Es
finden sich viele Möglichkeiten zum Spielen und Aktivwerden, z.B. ein
interessantes Quiz, das durch die Ausstellung begleitet.

Die Ausstellung läuft bis Ende 2019 und kann während der
Öffnungszeiten der Naturschutzstation (Am Strand 9, Stadtteil
Zippendorf) dienstags bis samstags jeweils von 10 bis 16 Uhr besucht
werden. Der Eintritt ist frei.

Für Rückfragen:

Naturschutzstation Schwerin, Tel.: 0385.47733744,

E-Mail: Naturschutzstation@nabu-mv.de

 * 

Quelle:

Presseinformation, 03.05.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle

19053 Schwerin

E-mail: lgs@NABU-MV.de

Internet: www.NABU-MV.de
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BILDUNG/3345: Leipzig, 9.5. - Kohle, Gas und dann? Podiumsdiskussion zur Leipziger Fernwärme (BUND SN)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland

Landesverband Sachsen e.V. - 2. Mai 2019

Kohle, Gas und dann? Podiumsdiskussion zur Leipziger Fernwärme



Ende vergangenen Jahres hat Leipzig Schluss gemacht mit der
Braunkohle. Im Oktober verkündete Leipzigs Oberbürgermeister Burkhard
Jung, dass die Stadtwerke aus der Versorgung mit Energie und Fernwärme
durch Braunkohle aussteigen wollen.

Bis 2023 soll keine Fernwärme mehr aus dem Braunkohlekraftwerk
Lippendorf im Leipziger Süden kommen. Leipzig könnte eine Großstadt
mit Vorreiterrolle werden. Doch was bedeutet das?

Gemeinsam mit Vertretern aus Politik, Wirtschaft und Forschung
diskutieren der BUND Sachsen und Leipzig kohlefrei am Donnerstag, dem
9. Mai, ab 19 Uhr die Vor- und Nachteile des Leipziger Kohleausstiegs:
Wie Ernst ist es der Stadt damit? Ist eine klimafreundliche
Fernwärme-Versorgung möglich - bis wann? Was sind gute Alternativen
für Leipzigs Wärmeversorgung? Was bedeutet das für Bürger*innen? Wie
genau will Leipzig unabhängig werden von Braunkohle und Erdgas? Es
diskutieren Prof. Dr. Dr. Felix Ekardt, Vorsitzender BUND Sachsen,
Ingmar Reichert, Bereichsleiter Energie und Klima bei seecon
Ingenieure, Prof. Dr. Dieter Rink, stellvertretender Leiter Department
Stadt- und Umweltsoziologie am Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung,
Dr. Gesine Märtens, Bündnis 90/Die Grünen Leipzig und Mitglied im
Aufsichtsrat der Stadtwerke. Die Moderation übernimmt Julia Leuterer,
Geschäftsführerin Lokale Agenda 21 Dresden.



Was: Kohle, Gas und dann? Podiumsdiskussion zur Leipziger Fernwärme

Wann: 9. Mai, 19:00 Uhr

Wo: Kupfersaal, Kupfergasse 2, 04109 Leipzig

Mehr Informationen:

www.bund-sachsen.de/braunkohle

 * 

Quelle:

Presseinformation, 02.05.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND LV Sachsen

Straße der Nationen 122, 09111 Chemnitz

Tel.: (0371) 301 477, Fax: (0371) 301 478

E-Mail: info(at)bund-sachsen.de

Internet: www.bund-sachsen.de
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BILDUNG/3344: Vom Ende der Natur - Buchlesung mit Autorin Dr. Susanne Dohrn am 15.5. in Schwerin (NABU MV)


NABU Landesverband Mecklenburg-Vorpommern - 3. Mai 2019

Vom Ende der Natur

Buchlesung mit Autorin Dr. Susanne Dohrn am 15. Mai in Schwerin



Zu einer Lesung aus ihrem aktuellen Buch "Das Ende der Natur - Die
Landwirtschaft und das stille Sterben vor unserer Haustür" kommt die
Autorin Dr. Susanne Dohrn am 15. Mai nach Schwerin. Der NABU
Mecklenburg-Vorpommern lädt alle Interessierten recht herzlich zu
dieser Veranstaltung ein, die um 17.30 Uhr in der Aula der
Volkshochschule stattfinden wird. Anschließend wird es die Möglichkeit
für eine intensive Diskussion um die moderne intensive Landwirtschaft
und die deutsche sowie europäische Agrarpolitik geben.

Gerade in Mecklenburg-Vorpommern sind Themen wie Erosion der Böden,
mit Nitrat belastetes Grundwasser und der Rückgang der Artenvielfalt
bei Insekten sowie Feld- und Wiesenvögeln, allen voran dem Weißstorch
mit dramatischen Bestandseinbrüchen, aktueller denn je. Dabei handelt
es sich um Probleme, die zweifelsfrei mit den Methoden der
Intensivlandwirtschaft zusammenhängen. Diese und weitere Themen
behandelt die Autorin in ihrem 2017 erschienenen Buch.

"Wir wollen ein breites Publikum erreichen, da Landwirtschaft und
Agrarpolitik alle Bürgerinnen und Bürger angehen. Durch jeden Einkauf
im Supermarkt und jede tägliche Mahlzeit sind wir mit diesen Bereichen
verbunden", sagt NABU-Landesgeschäftsführerin Dr. Rica Münchberger.
"Das Artensterben in der Agrarlandschaft geht uns daher alle an und
wir müssen die notwendigen Veränderungen in der Politik einfordern."
Aktuell steht die große Reform der europäischen gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) an. Diese entscheidet für welche
Bewirtschaftungsformen und vor allem an wen die knapp 60 Milliarden
Euro Agrarsubventionen jährlich verteilt werden. "Über diese
Subventionen ließe sich eine deutlich naturverträglichere
Landwirtschaft finanzieren", so Münchberger.

Informationen:

Wo: Aula Volkshochschule "Ehm Welk"

Puschkinstr. 13, 19055 Schwerin

Wann: 15. Mai 2019

17:30 - 19:30 Uhr

 * 

Quelle:

Presseinformation, 03.05.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle

19053 Schwerin

E-mail: lgs@NABU-MV.de

Internet: www.NABU-MV.de
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BILDUNG/3343: Magdeburg, 12.5. - Gruson-Gewächshäuser stellen Palmen vor


Stadt Magdeburg

Gruson-Gewächshäuser stellen Palmen vor

Am Sonntag um 15.00 Uhr in der Schönebecker Straße



Beim nächsten thematischen Rundgang in den Gruson-Gewächshäusern am
kommenden Sonntag, 12. Mai, werden zahlreiche Palmen vorgestellt.
Beginn ist um 15.00 Uhr. Rolf Meier, ehrenamtlicher Mitarbeiter und
ehemaliger Leiter der Pflanzenanzucht, informiert über die vielleicht
bekannteste tropische Pflanzenfamilie. In den Gruson-Gewächshäusern
gibt es mehr als 60 verschiedene Palmenarten.

Im 19. Jahrhundert, zu Lebzeiten Hermann Grusons, war es noch etwas
Außergewöhliches, Palmen zu besitzen. Die traditionsreiche
Pflanzensammlung hieß bei ihrer Eröffnung 1896 "Gruson Gewächs- und
Palmenhäuser". Heute sind Zimmerpalmen und Palmenprodukte wie
Kokosfasern, Palmöl, Datteln und Kokosnüsse hierzulande nichts
Außergewöhnliches mehr. Von ihrer Faszination haben die majestätischen
und zugleich eleganten Exoten dennoch nichts eingebüßt.

Die Veranstaltung kostet einschließlich Eintritt 4,50 Euro (ermäßigt
drei Euro). Weil die Teilnehmerzahl begrenzt ist, kann unter der
Rufnummer 03 91/4 04 29 10 eine telefonische Reservierung vorgenommen
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 6. Mai 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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DEMO/274: "Die Klimakrise kennt keine Grenzen" - Konstanz, 11.5. (FfF Konstanz)


Fridays for Future Konstanz - 7. Mai 2019

Was kommt nach dem Klimanotstand? 

Fridays for
Future Konstanz will weitere Forderungen auf grenzüberschreitender
Klimademo verkünden



Am Donnerstag, dem 2. Mai 2019, rief der Gemeinderat der Stadt
Konstanz einstimmig den Klimanotstand aus. Konstanz ist damit die
erste deutsche Stadt, die die schwerwiegende Klimakrise anerkennt und
dem Klimaschutz nun oberste Priorität einräumt. Als Reaktion darauf
forderte der deutsche Städte- und Gemeindebund einen "Masterplan
Klimaschutz" von der deutschen Bundesregierung. Am darauffolgenden
Montag, dem 6. Mai, trafen sich VertreterInnen von Fridays for Future
Konstanz (FfF) mit dem Oberbürgermeister und den Fraktionen im
Gemeinderat um mögliche nun folgende Klimaschutz-Maßnahmen zu
besprechen. In Abstimmung mit Scientists4Future sollen nun Forderungen
an die Politik erstellt werden.

FfF-Aktivist Manuel Oestringer: "Wir arbeiten mit verschiedenen
Wissenschaftlern zusammen um notwendige Maßnahmen auf kommunaler Ebene
zu definieren, mit denen wir eine Chance haben, die globale Erwärmung
auf unter 1,5 Grad Celsius begrenzen zu können." Diese Forderungen
sollen am 11. Mai auf einer grenzüberschreitenden Demonstration mit
der Schweizer Klimastreik Bewegung verkündet werden. " Wir
demonstrieren diesmal bewusst an einem Samstag" sagt Philipp Witte von
Fridays for Future Konstanz, "damit auch Erwachsene mitmachen können.
Viele Erwachsene glauben leider immer noch, sie dürften bei Fridays
for Future nicht mitdemonstrieren. Das Gegenteil ist der Fall - die
Klimakrise betrifft wirklich alle Generationen und wir brauchen noch
viel mehr Menschen auf der Straße." Nach dem Start um 13 Uhr im
Kreuzlinger Hafen führt die Demonstrationsroute über die Landesgrenze
in den Konstanzer Stadtgarten. Passenderweise steht die Demonstration
unter dem Thema: "Die Klimakrise kennt keine Grenzen." Direkt im
Anschluss an die Abschlusskundgebung werden die TeilnehmerInnen die
Möglichkeit haben, sich in verschiedenen Workshops im Stadtgarten zu
den Themen Umwelt und Nachhaltigkeit fortzubilden. Fridays for
Future-Aktivistin Noemi Mundhaas: "Viele Menschen denken, dass unsere
Ziele mit dem Klimanotstand erreicht wurden. Doch das Gegenteil ist
der Fall, wir fangen gerade erst an!" Fridays for Future-Aktivist
Janis Baur ergänzt: "Unser Motto heißt: Wir streiken, bis ihr
handelt!"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.05.2019

Fridays for Future Konstanz

Presseteam

E-Mail: Fridaysforfuture-kn@riseup.net

Internet: www.fridaysforfuture-konstanz.de
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BEGEGNUNG/1905: Kassel - Sonntagsspaziergang für Senioren am 19. Mai 2019


Stadt Kassel

250. Sonntagsspaziergang für Seniorinnen und Senioren



Zum 250. Sonntagspaziergang durch das Bossental nach Wolfsanger lädt
der Seniorenbeirat alle Interessierten ein, die den Nachmittag einmal
in Gesellschaft verbringen möchten. Die Veranstaltung findet statt am
Sonntag, 19. Mai. Treffpunkt ist an der Endhaltestelle Ihringshäuser
Straße.

Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Informationen unter der Telefonnummer 05 61/93 72 42 32.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 6. Mai 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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MARKT/4180: Kassel - 22. Pflanzenbörse im Botanischen Garten am 11./12. Mai 2019


Stadt Kassel

22. Pflanzenbörse im Botanischen Garten und Kasseler

Gartenkultur

Entdeckungsreise durch Kasseler Parks und Gärten mit vielfältigem
Programm



Kassel feiert zum dritten Mal seine großartigen Parks und Anlagen mit
Genuss und Kultur. Auf die Besucherinnen und Besucher wartet ein
vielfältiges Programm und ein fröhliches Maiwochenende im Grünen.

"Alles auf Grün" heißt es deswegen am Samstag und Sonntag, 11. und 12.
Mai: Verschiedene Garten- und Parkanlagen im Stadtgebiet laden ein,
sie einmal ganz neu zu entdecken und zu genießen. Das von der Kassel
Marketing GmbH als Veranstalter und Initiator organisierte
Gartenkultur-Programm macht Lust auf Frühling und lässt die ganze
Vielfalt Kassels an nur einem Wochenende lebendig werden.

Von den Höhen des Bergparks Wilhelmshöhe bis hinunter zum Buga-Gelände
und zurück führt die Achse musikalischer, kulinarischer, literarischer
und sportlicher Angebote und dabei vielleicht in den einen oder
anderen Park, den Sie noch nicht kennen.

Der Botanische Garten ist einer der Orte, die es in diesem Rahmen zu
entdecken gilt. Los geht es im Botanischen Garten am 11. Mai von 15
bis 16.30 Uhr mit einer "Literarischen Runde", am Sonntag, 12. Mai,
findet die Pflanzenbörse von 10 bis 18 Uhr statt. Gastronomische
Angebote gibt es an beiden Tagen vor Ort. Ein Shuttle-Service steht an
beiden Tagen während des Veranstaltungsprogramms zu allen beteiligten
Parks und Grünanlagen zur Verfügung.

Weitere Infos finden Sie unter www.kasseler-gartenkultur.de.

Pflanzenbörse am 12. Mai 

Das Umwelt- und Gartenamt lädt am Sonntag, 12. Mai, von 10 bis 18 Uhr
in den Botanischen Garten ein. Die Pflanzenbörse findet zweimal pro
Jahr statt und hat sich mittlerweile zu einer festen Größe für private
Hobbygärtner und Pflanzenliebhaber etabliert. Es besteht wie immer die
Möglichkeit, Pflanzen, für die im eigenen Haus und Garten kein Platz
mehr ist, auf dem "Marktplatz" zu spenden oder - gegen eine Spende für
den Botanischen Garten - neue Pflanzen zu erstehen. Regionale
Gärtnereien, Baumschulen, Hobbygärtner und Töpfer ergänzen das Angebot
und bieten einen Einblick in die vielfältigen Gartenfreuden.
Die im Botanischen Garten tätigen Vereine, die Kakteenfreunde
'Friedrich Ritter', die Gesellschaft der Staudenfreunde -
Regionalgruppe Kassel und der Freundeskreis Botanischer Garten sind
wieder mit Ständen vertreten. Auch die Deutsche Orchideengesellschaft
und die Hessische Gartenakademie sind wieder dabei. Die Deutsche
Orchideengesellschaft wird eine Umtopfaktion für Orchideen anbieten.
Die Hessische Gartenakademie wird mit dem "Pflanzendoktor" bei allen
Pflanzenfragen beraten.

Der Natur auf der Spur - Rallye im Botanischen Garten

Im Rahmen der Pflanzenbörse im Botanischen Garten lädt die
Arbeitsgemeinschaft außerschulischer biologischer Lernorte in der
Region Kassel (www.bioleka.de) von 10.00 - 18.00 Uhr Kinder und ihre
Eltern ein zu einer Rallye durch das vielseitige Gelände des
Botanischen Gartens in der Bosestraße am Park Schönfeld. An 15
Stationen können die jungen Forscherinnen und Forscher ihr Wissen
erproben und es mit interessanten kleinen Experimenten erweitern:
Leben im Wasser, Tiere des Waldes, heimische Kräuter, Schmetterlinge
und Schlangen - das ist nur ein kleiner Ausschnitt aus der Vielzahl
der angebotenen Themen. Wer die Rallye-Stationen erfolgreich
absolviert, wird mit einem kleinen Geschenk belohnt.

"Lernen mit allen Sinnen" ist das Leitmotiv von BioLeka. Die
Arbeitsgemeinschaft entstand 2002 mit sechs Einrichtungen,
mittlerweile arbeiten hier 22 Einrichtungen zusammen. Sie alle eint
das Bestreben, eine erlebnisorientierte Natur- und Umweltpädagogik zu
entwickeln und anzubieten, um das umweltbewusste Denken und Handeln
besonders bei Kindern zu fördern. Dazu soll auch die Rallye beitragen.

Frühlingsfest im und am "Werkhof am Park Schönfeld"

In unmittelbarer Nachbarschaft zum Botanischen Garten findet
zeitgleich im und am "Werkhof am Park Schönfeld", einem Lebens- und
Arbeitsort für Menschen mit Behinderung, das Frühlingsfest statt. In
einem offenen Werkstattverkauf werden kunsthandwerklich hochwertige
Textilien, Holzartikel und Gartenerzeugnisse angeboten.

Für das leibliche Wohl wird mit Kaffee und Kuchen, Imbissgerichten und
kalten Getränken an beiden Standorten gesorgt. Der Eintritt zur
Pflanzenbörse und zum Frühlingsmarkt ist frei.

Sehr begrenzte Parkmöglichkeiten sind im Bereich RKH Regionalverkehr
GmbH (Bosestraße 3) sowie auf Parkplatz und Betriebsgelände neben dem
Botanischen Garten in der Bosestraße 15 vorhanden. Das Umwelt- und
Gartenamt empfiehlt die Anfahrt mit dem ÖPNV, Buslinie 25 / Haltestelle
Feerenstraße oder 500 oder mit den Linien 5 und 6, RT 5 Haltestelle
Auestadion.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. Mai 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TOUR/7423: Mönchengladbach - Parkspaziergang "Wickrather Schlossgeschichten" am 12. Mai


Stadt Mönchengladbach

Wickrather Schlossgeschichten am 12. Mai



Einen Parkspaziergang mit Wickrather Schlossgeschichten bietet die
MGMG am Sonntag, dem 12. Mai an. Der informative Spaziergang durch den
Park des Schlosses Wickrath, eine der bedeutendsten Barockanlagen
nördlich der Alpen, lässt die Macht und Pracht eines vergangenen
Zeitalters wieder lebendig werden, denn im architektonischen
Meisterwerk der Parkanlage scheint die Zeit stehen geblieben zu sein.
Der etwa 90-minütige Parkspaziergang startet um 15 Uhr, Treffpunkt:
Schlosspark Wickrath, Brücke am Parkplatz, Schild "Parkführungen".

Für diese Führung sind Karten (für Erwachsene 7 Euro, für Kinder bis
14 Jahre 3 Euro, zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro
Buchung) erhältlich beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim
Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09 20)
sowie online unter www.stadttouren-mg.de. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. Mai 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7422: Mönchengladbach - Stadt-Tour "Rund ums Münster" am 11. Mai 2019


Stadt Mönchengladbach

Am 11. Mai: Stadt-Tour "Rund ums Münster" - Mysterien, Historie und
Kirchenkunst



"Rund ums Münster" führt die von der MGMG angebotene Stadt-Tour am
Samstag, dem 11. Mai. Die Besucher erfahren von der Teufelssage, die
sich um die Krypta des Münsters rankt, von sakraler Kunst und
baumeisterlicher Architektur. Sie lernen die Welt des dunklen
Mittelalters kennen und ergründen Mysterien rund um das
Mönchengladbacher Münster. Die zweistündige Tour startet um 10.30 Uhr,
Treffpunkt: Parkplatz Geroweiher am Schild "Stadt-Touren". Sie kostet
8 Euro für Erwachsene und 4 Euro für Kinder bis 14 Jahre, zzgl. einer
Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung.

Für diese Führung sind noch Karten erhältlich. Buchungen beim
Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice
der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09 20) sowie online unter
www.stadttouren-mg.de. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. Mai 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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